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Dieses Engagement von Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgebern, Beschäftigten sowie Sozialpartnerinnen 
und Sozialpartnern möchte der Bericht besonders 
würdigen. Denn Gesundheitsrisiken und wirtschaftli-
che Einbrüche konnten nur vermieden werden, indem 
die unterschiedlichen Maßnahmen und Anpassun-
gen von allen Handelnden in den Betrieben und 
darüber hinaus mitgetragen wurden.

Dabei ist dem Rat sehr bewusst, dass gesundheit-
liche und wirtschaftliche Risiken ungleich verteilt 
waren zwischen den verschiedenen Branchen und 
Berufen. Während einige Beschäftigtengruppen ihre 
Arbeit komplett im Homeoffice ausüben konnten, 
konnten andere ihren Arbeitsort nicht so einfach in 
eine solche sichere Umgebung verlagern. Zwar lässt 
sich positiv feststellen, dass viele Betriebe und Ak-
teurinnen und Akteure schnell und flexibel auf diese 
so nie dagewesene Situation reagiert haben – doch 
die Covid-19-Pandemie hat auch Schwachstellen 
offengelegt. Auch hier möchte der Rat der Arbeits-
welt mit seinem ersten Arbeitsweltbericht ansetzen. 
Der Bericht schaut auf pandemiebedingte Verände-
rungen und Herausforderungen und leitet hieraus 
wertvolle Handlungsempfehlungen ab, die über die 
Bewältigung der direkten Folgen der Covid-19-Pande-
mie hinausgehen. Sie sollen einen Erkenntnisgewinn 
liefern, wie sich die Arbeitswelt zukunftsweisend 
weiterentwickeln kann.

DER BETRIEB ALS 
SOZIALER ORT

Betriebe sind nicht nur Orte der Wertschöpfung, son-
dern erfüllen auch wichtige soziale Funktionen. So 
profitiert unter anderem die Innovationsfähigkeit der 
Betriebe vom informellen Austausch der Beschäftig-
ten, was sich wiederum positiv auf Produktivität und 

BERICHTSAUFTRAG 
UND HINTERGRUND 

Der Rat der Arbeitswelt ist im Januar 2020 vom 
Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus 
Heil, als unabhängiges Gremium berufen worden, 
um Orientierung zum Wandel der Arbeitswelt zu 
geben. Auf Basis wissenschaftlicher Analysen und 
praktischer Erfahrung gibt der Rat Empfehlungen, 
wie Unternehmen, ihre Beschäftigten und die Politik 
die zukünftige Arbeitswelt gestalten können. Ent-
sprechend dieser Ausrichtung ist der Rat in seiner 
Zusammensetzung interdisziplinär und praxisbezo-
gen besetzt. 

Der Rat veröffentlicht jährlich einen Arbeitsweltbe-
richt, der ausgewählte Entwicklungen der Arbeits-
welt darstellt und die dahinterliegenden Zusammen-
hänge einordnet. Im Mittelpunkt der Berichtslegung 
stehen die Empfehlungen des Rats für das Zusam-
menspiel der verschiedenen betrieblichen Akteure 
und Sozialpartner sowie die politische Rahmenset-
zung, um Verbesserungen in einer sich dynamisch 
wandelnden Arbeitswelt anzustoßen.

Die Covid-19-Pandemie hat vergangenes Jahr mas-
sive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt gehabt, 
alle betrieblichen Akteurinnen und Akteure waren 
mit starken Einschnitten im beruflichen und privaten 
Leben konfrontiert. Dennoch ist es in den meis-
ten Fällen gelungen, die betrieblichen Aktivitäten 
wirtschaftlich fortzuführen. Egal ob die kurzfristige 
Digitalisierung von Geschäftsmodellen, die effizien-
te Etablierung von Schutzkonzepten oder pragmati-
sche Lösungen für die Doppelbelastung Homeoffice 
und Homeschooling – ausschlaggebend, um die 
vielfältigen Anforderungen der Pandemie zu bewäl-
tigen, war das gemeinsame Handeln aller Akteure. 
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Arbeitsqualität auswirken kann. In Anbetracht lang-
fristiger gesellschaftlicher Megatrends wie beispiels-
weise der Digitalisierung und der Globalisierung 
sowie angesichts der im Zuge der Covid-19-Pan-
demie zugenommenen ortsflexiblen Arbeit wird die 
Bedeutung des Betriebes als sozialer Ort jedoch 
tendenziell infrage gestellt. Gleichzeitig sind in der 
Covid-19-Pandemie die Risiken und Einschränkungen 
einer stärker digitalisierten und ortsflexiblen Arbeits-
weise deutlicher zutage getreten: Eine zunehmende 
Entgrenzung der Lebensbereiche im Homeoffice 
kann das Risiko von Überlastung steigern – dem gilt 
es vorzubeugen. Außerdem gilt es, der Gefahr eines 
erodierenden Innovationspotenzials zu begegnen, 
die sich durch den erschwerten Austausch unter 
Kolleginnen und Kollegen, Interessenvertretungen 
und Sozialpartnerinnen und Sozialpartnern sowie 
Arbeitgeberinnen und Arbeitsgebern ergeben kann.

Vor diesem Hintergrund hat sich der Rat der Arbeits-
welt mit der Frage befasst, welche Maßnahmen 
erforderlich sind, um den Spagat zwischen sozialem 
Miteinander, Gesundheitsschutz sowie zu erwarten-
den neuen Ansprüchen an mobiles Arbeiten bzw. an 
das Arbeiten im Homeoffice zu schaffen. 

Erfahrungen aus der Covid-19-Pandemie für die 
weitere Gestaltung des betrieblichen Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes nutzen

In der Covid-19-Pandemie hat der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz eine hohe Sichtbarkeit auf allen 
betrieblichen Ebenen und eine breite Beteiligung 
vielfältiger Akteurinnen und Akteure erlangt. Ange-
messene Schutzstandards mussten zügig entwickelt 
und in den Betrieben unter jeweils sehr spezifischen 
Bedingungen konkretisiert und umgesetzt werden. 
Immer wieder mussten bestehende Maßnahmen an 

den aktuellen Wissensstand und ein dynamisches In-
fektionsgeschehen angepasst werden; die konkrete 
Umsetzung vielfältiger Schutzmaßnahmen erforderte 
ein hohes Engagement aller betrieblichen Akteurin-
nen und Akteure.

Diese Erfahrungen in der Covid-19-Pandemie sollten 
genutzt werden, um den betrieblichen Arbeitsschutz 
noch konsequenter auf den Wandel der Arbeit auszu-
richten und passgenau weiterzuentwickeln. Dies soll-
te idealerweise in kooperativer Zusammenarbeit aller 
relevanten betrieblichen Akteurinnen und Akteure 
erfolgen. So haben gerade die oft unbürokratischen 
und pragmatischen Absprachen zwischen Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeberseite und den Betriebs- und 
Personalräten maßgeblich zu einer schnellen und 
entschiedenen Umsetzung eines effektiven betrieb-
lichen Infektionsschutzes beigetragen. Auch für die 
Zeit nach der Covid-19-Pandemie sieht der Rat daher 
im sozialpartnerschaftlichen Zusammenwirken eine 
wichtige Stütze für eine positive Entwicklung der be-
trieblichen Arbeitswelt in Deutschland. 

Um den Arbeits- und Gesundheitsschutz überall zu 
gewährleisten, empfiehlt der Rat zudem, differenzier-
te und passgenaue Instrumente und Konzepte für 
Klein- und Kleinstbetriebe ohne formelle Strukturen 
und mit bislang unzureichender arbeitsmedizinischer 
sowie sicherheitstechnischer Betreuung auszu-
bauen. Des Weiteren sind die Wissengrundlagen für 
die hohe Diversität unterschiedlicher Arbeitsformen 
stetig weiterzuentwickeln, um auch künftig angemes-
sene Standards guter Arbeit vorhalten zu können. 
Ein zeitgemäßer Gesundheitsschutz beschränkt sich 
dabei nicht nur auf den betrieblichen Arbeitsplatz, 
sondern muss auch für das Homeoffice sowie für 
mobil arbeitende Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer seine Wirksamkeit entfalten. Hier sollten auf-
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bauend auf Standards guter Arbeit klare betriebliche 
Regelungen getroffen sowie die Gestaltungs- und 
Gesundheitskompetenzen der Beteiligten weiterent-
wickelt werden. 

Voraussetzungen für das Gelingen von 
ortsflexiblem Arbeiten schaffen

Bei häufigerer Arbeit im Homeoffice ist zudem die 
Einrichtung eines ergonomischen Arbeitsplatzes 
nach Arbeitsstättenverordnung empfehlenswert. 
Aber auch bei mobil arbeitenden Beschäftigten soll-
ten ergonomische Fragen berücksichtigt und eine ad-
äquate technische Ausstattung geschaffen werden. 
Generell ist zu prüfen, inwieweit mobiles Arbeiten im 
Allgemeinen sowie Homeoffice im Speziellen in den 
Geltungsbereich der Arbeitsstättenverordnung aufge-
nommen werden können. Zudem darf die mit mobiler 
Arbeit einhergehende zunehmende Verfügbarkeit 
digitaler Daten nicht zu inakzeptablen Leistungs- und 
Verhaltenskontrollen durch die Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber führen. Der Rat empfiehlt zu den 
genannten Punkten die Vereinbarung klarer Regeln 
beispielsweise in Form von Tarifverträgen oder Be-
triebsvereinbarungen. 

Entgrenzung von Arbeits- und 
Privatleben entgegenwirken 

Mobiles Arbeiten birgt die Gefahr einer wachsenden 
Entgrenzung zwischen Arbeitszeit und Freizeit – und 
damit einhergehende gesundheitliche Folgen. Die 
Einhaltung arbeitszeitlicher Standards ist maß-
geblich dafür, Entgrenzung und Überlastung der 
Beschäftigten insbesondere auch bei der Arbeit von 
zu Hause vorzubeugen. Dementsprechend kommt 
der Arbeitszeiterfassung eine wichtige Funktion zu, 
um Mehr- bzw. Überbelastungen rechtzeitig erkennen 

und ihnen entgegenwirken zu können. Der Rat weist 
in diesem Kontext darauf hin, dass die 2019 vom 
Europäischen Gerichtshof geforderte Arbeitszeit-
erfassung selbstverständlich auch für mobile Arbeit 
oder Arbeit im Homeoffice gilt. Hierzu ist nach An-
sicht des Rates eine Umsetzung durch den Gesetz-
geber überfällig. 

Betrieb als sozialen Ort auch im 
Kontext mobiler Arbeit stärken

Der Rat begrüßt es grundsätzlich, dass Beschäf-
tigten, wo betriebliche Abläufe dies erlauben und 
Beschäftigte es wünschen, das Arbeiten aus dem 
Homeoffice erlaubt wird. Gleichsam stellt er fest, 
dass ein permanentes Arbeiten im Homeoffice, wie 
es in den letzten Monaten in vielen Fällen die Regel 
war, eine pandemiebedingte und damit befristete 
Ausnahme darstellen sollte. Denn das zunehmende 
Arbeiten im Homeoffice bedeutet für die Beschäf-
tigten, dass unter Umständen die Kommunikation 
und die Ansprache von Kolleginnen und Kollegen 
sowie von Führungskräften erschwert wird. Darunter 
kann wiederum das betriebliche Miteinander und die 
Bindung an den Betrieb leiden. Dort, wo ortsflexibles 
Arbeiten betrieblich umsetzbar ist, empfiehlt der 
Rat daher einen gesunden Mix aus Präsenzbetrieb 
und ortsflexiblem Arbeiten. Dabei sollte die Zahl der 
betrieblichen Arbeitsplätze nicht unangemessen 
reduziert werden, um sowohl ein Mehr an Flexibili-
tätssouveränität als auch die betriebliche Anbindung 
der Beschäftigten zu gewährleisten. 

ERWERBSFORMEN 
IN DER KRISE 

Die Covid-19-Pandemie hat die Vulnerabilität be-
stimmter Erwerbsgruppen sehr deutlich gemacht. 

ZUSAMMENFASSUNG
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Dies zeigt sich unter anderem im drastischen 
Rückgang der geringfügigen Beschäftigung sowie 
in der finanziellen Notlage vieler Soloselbstständi-
ger, die häufig keine ausreichenden Rücklagen zur 
Abfederung der Einkommensausfälle besitzen. Die 
besondere Krisenbetroffenheit ist für den Rat ein 
wichtiger Anlass, strukturell bedingte Risiken für 
beide Erwerbsgruppen erneut in den Blick zu nehmen 
und die Frage aufzuwerfen, wie die Weichen für eine 
angemessene soziale Absicherung und die Aus-
schöpfung des Fachkräftepotenzials in Deutschland 
neu gestellt werden können.

Sonderstellung von Minijobs ist 
nicht mehr zeitgemäß

Der Rat ist daher der Frage nachgegangen, ob und 
für welche Gruppen die Sonderstellung der gering-
fügigen Beschäftigung noch zeitgemäß ist. Denn die 
Hoffnung, dass die Minijobs, wie politisch erwartet, 
eine Brückenfunktion ausüben, hat sich nicht erfüllt. 
Außerdem birgt die geringfügige Beschäftigung das 
große Risiko, dass das Arbeitskräftepotenzial nicht 
adäquat ausgeschöpft und der Wettbewerb zwischen 
den Unternehmen im gewerblichen Bereich erheb-
lich verzerrt wird. Wo rechtliche Rahmenregelungen 
nicht eingehalten und den Beschäftigten rechtliche 
Ansprüche vorenthalten werden, ist geringfügige Be-
schäftigung oftmals Missbrauch ausgesetzt. 

Der Rat empfiehlt daher die stufenweise Abschaf-
fung der geringfügigen Beschäftigung. Der Vor-
schlag: Existierende geringfügige Beschäftigungsver-
hältnisse genießen Vertrauens- und Bestandsschutz 
– neu geschlossene Teilzeitbeschäftigungen mit 
kleinem Arbeitszeitvolumen werden hingegen grund-
sätzlich steuer- und abgabenpflichtig. Eine niedrigere 
Bagatellgrenze kann bestehen bleiben. Für jene 

Gruppen, bei denen arbeitsmarktpolitische Erwägun-
gen eine untergeordnete Rolle spielen, sollten eigene 
Lösungen angestrebt werden: Das gilt für Schülerin-
nen und Schüler, Studierende sowie Rentnerinnen 
und Rentner. Für Tätigkeiten im Ehrenamt und in 
Privathaushalten sind Lösungen anzustreben, die 
den derzeit geltenden Rahmenregelungen gleichge-
stellt sind.

Soziale Absicherung von (Solo-)Selbstständigen 
in den Blick nehmen

Der Rat möchte eine politische und gesellschaftliche 
Debatte initiieren, wie die soziale Absicherung von 
(Solo-)Selbstständigen künftig organisiert sein soll. 
Die derzeit vorhandenen Möglichkeiten der individu-
ellen sozialen Absicherung für diese Gruppe könnten 
von Gründungsinteressierten entweder als unzurei-
chend oder im Vergleich zur abhängigen Beschäfti-
gung als zu unattraktiv betrachtet werden. 

Der Rat empfiehlt daher, (Solo-)Selbstständigen den 
Zugang zu einer freiwilligen Arbeitslosenversiche-
rung zu erleichtern. Nach einer Übergangsphase 
kann evaluiert werden, ob dies die angemessene 
soziale Absicherung vor temporären Einkommens-
ausfällen gelöst hat. Im Anschluss wäre zu prüfen, 
wie weitergehende Schritte in Form einer Versiche-
rungspflicht oder einer Pflichtversicherung fruchten 
könnten. Dabei sind Sonderregelungen für eine 
zeitlich begrenzte Gründungsphase in Erwägung zu 
ziehen. Der Rat empfiehlt zudem die Verpflichtung 
zur Altersvorsorge aller Selbstständigen sowie eine 
Reduzierung des Mindestbeitrags für eine freiwillige 
Versicherung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Überdies empfiehlt der Rat, alle Soloselbst-
ständigen in die gesetzliche Unfallversicherung 
miteinzubeziehen. So wären auch sie gegen Arbeits-
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unfälle und Berufskrankheiten geschützt. Ergänzend 
könnten branchenspezifische Präventionsangebote 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz bei (Solo-)
Selbstständigen erhöhen.

Scheinselbstständigkeit ist 
effektiv zu bekämpfen

Außerdem ist es aus Sicht des Rats erforderlich, 
sozialpolitisch die prekäre und wettbewerbspolitisch 
verzerrende Scheinselbstständigkeit zu bekämpfen. 
Scheinselbstständigkeit:

•	 verwehrt Beschäftigten, die eigentlich abhängig 
beschäftigt sind, ihre arbeits- und sozialversiche-
rungsrechtlichen Schutzrechte und 

•	 unterbindet Zahlungen an die Sozialversiche-
rungsträger. 

•	 Zudem verzerrt sie den Wettbewerb zwischen 
Unternehmen mit abhängig Beschäftigten und 
Unternehmen, die Scheinselbstständige gesetzes-
widrig in Werk- oder Dienstverträgen einsetzen, 
zulasten Ersterer.

Der Rat empfiehlt daher, die Einführung eines 
Kriterienkatalogs. Mit diesem könnte ein Bezugs-
rahmen formuliert werden, der einen administrativen 
Aufwand für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie 
für Auftraggeberinnen und Auftraggeber vermeidet. 
Dieser Katalog würde für alle Beteiligten klare Rah-
menbedingungen schaffen.

Der Rat plädiert überdies für einen Gleichklang von 
Sozialrecht und Arbeitsrecht. Das bedeutet, dass die 
Feststellung einer Tätigkeit als sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung durch ein Sozialgericht un-
mittelbar zu einem rückwirkenden Inkrafttreten eines 
Arbeitsverhältnisses führt. 

IM FOKUS: BERUFLICHE PFLEGE – 
BERUFSWAHLMOTIVE UND 
BERUFSREALITÄTEN IN 
EINKLANG BRINGEN

Soziale Dienstleistungsarbeit stellt eine gesellschaft-
lich sehr wertvolle und systemrelevante Arbeit dar 
und ist zusätzlich bereits ein bedeutender Ausbil-
dungs-, Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor. 
Doch dies erfordert qualitativ hochwertige soziale 
Infrastrukturen und bedarfsgerechte soziale Arbeit 
vor Ort. Sonst können Anstrengungen zur Fachkräfte-
sicherung und zur Bewältigung gegenwärtiger Trans-
formationsprozesse in anderen Wirtschaftsbranchen 
nicht eingelöst werden. Somit ist es nicht nur eine 
drängende soziale, sondern als solche eine drängen-
de ökonomische Herausforderung, die Weichen für 
die Arbeit der Zukunft mit und in den sozialen Dienst-
leistungen zu stellen. Die Covid-19-Pandemie hat die 
Relevanz sozialer Dienstleistungsarbeit für Gesell-
schaft und Wirtschaft noch sichtbarer und für viele 
Menschen unmittelbar erfahrbar gemacht. Gleich-
zeitig hat die Covid-19-Pandemie verdeutlicht, dass 
soziale Dienstleistungsarbeit als systemrelevante 
Arbeit strukturell unterbewertet ist. Der Rat hat sich 
deshalb entschlossen, einen besonderen Fokus auf 
gegenwärtige Transformationsprozesse und -heraus-
forderungen in der Arbeitswelt beruflich Pflegender 
zu legen und stärker in den Mittelpunkt der arbeits-
politischen Zukunftsgestaltung zu rücken.

Eine am Pflegebedarf ausgerichtete, auskömmliche 
Personalausstattung ist die Grundvoraussetzung 
für eine qualitativ hochwertige pflegerische Versor-
gung und für gute Arbeitsbedingungen in der Pflege. 
Sie ist die zentrale Stellschraube, wenn es darum 
geht, junge Menschen für den Beruf zu gewinnen 
und Pflegepersonal im Beruf zu halten. Kurzum: um 

ZUSAMMENFASSUNG
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den Pflegeberuf attraktiver zu gestalten und beruf-
lich Pflegende zu stärken. Die Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten Versorgung kann nur gelingen, 
wenn Berufswahlmotive und Berufsrealitäten in der 
beruflichen Pflege in Einklang stehen. Dafür braucht 
es: verlässliche Arbeitsbedingungen, mehr quali-
fiziertes Personal, die Erhöhung der Tarifbindung 
und eine angemessene Entlohnung. Die Logiken der 
Ökonomisierung geraten in der Arbeitswelt beruf-
lich Pflegender nicht selten in Widerspruch zu den 
Erfordernissen einer bedarfsgerechten und quali-
tätsorientierten pflegerischen Versorgung. Dies wirkt 
sich auch negativ auf die Arbeitsqualität aus. 

Der Rat kommt zu dem Schluss, dass eine am tat-
sächlichen Versorgungsbedarf orientierte und damit 
bedarfsgerechte Personalbemessung unabdingbar ist, 
um den Belastungen und Beanspruchungen beruflich 
Pflegender im Arbeitsalltag wirksam zu begegnen 
und um die Versorgungsqualität zu erhöhen. Für die 
stationäre Langzeitpflege liegt ein wissenschaftlich 
fundiertes Verfahren zur Personalbemessung nach 
SGB XI §113c vor. In einem ersten Schritt sollte eine 
Erprobung in der Praxis zeitnah erfolgen. Dabei ist 
eine Begleitevaluation zu verankern, die eine Prozess- 
und Ergebnisevaluation umfasst und nach vorab 
festgelegten Kriterien wissenschaftlich unabhängig 
erfolgt, mit dem Ziel die Auswirkungen auf Versor-
gungsqualität und Arbeitssituation zu erheben, um 
bei Bedarf in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
nachsteuern zu können. Da für die ambulante Pflege 
ein solches Verfahren bislang nicht vorliegt, der Hand-
lungsbedarf jedoch groß ist, ist zu empfehlen, diese 
Forschungslücke zu schließen und ein entsprechen-
des Projekt aufzusetzen. Für den Krankenhausbereich 
liegt ein im Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege 
vom Deutschen Pflegerat, der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft und ver.di erarbeitetes Personalbe-

messungsverfahren (PPR 2.0) vor. Das Instrument ist 
als Interimslösung kurzfristig für die unmittelbare Pa-
tientinnen- und Patientenversorgung auf allen betten-
führenden Stationen einsetzbar. Es ist zu empfehlen, 
dieses als Ordnungsrahmen, der eine bedarfsgerechte 
Personalausstattung vorgibt und absichert, schnellst-
möglich verbindlich und bundeseinheitlich auf den 
Weg zu bringen. Die Aufwertung des Berufsfeldes 
Pflege erfordert zudem eine zeitnahe und deutliche 
Verbesserung des Lohnniveaus in der Altenpflege. Der 
Rat sieht nach dem Scheitern des Allgemeinverbind-
lichen Tarifvertrags die Notwendigkeit einer zeitnahen 
Lösung, wie sie etwa mit dem Pflege-Tariftreue-Ge-
setz vorgeschlagen wurde.

Arbeits- und Gesundheitsschutz strukturell 
stärken und weiterentwickeln 

Beruflich Pflegende sind in der Covid-19-Pandemie 
einer erhöhten Infektionsgefahr und damit besonde-
ren gesundheitlichen Risiken ausgesetzt. Doch auch 
vor der Covid-19-Pandemie waren für beruflich Pfle-
gende oftmals erhebliche physische und psychische 
Belastungen und Beanspruchungen im Arbeitsalltag 
spürbar. Der Rat kommt zu dem Schluss, dass der 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in der beruflichen 
Pflege strukturell zu stärken ist. 

Auf Basis der vorliegenden Erfahrungen mit der Co-
vid-19-Pandemie sollten entsprechende Risikoana-
lysen und Strategiekonzepte durch die zuständigen 
überbetrieblichen Akteurinnen und Akteure fachlich 
geplant und deren Umsetzung begleitet werden. 
Die Covid-19-Pandemie hat zu enormen Belastungen 
bei beruflich Pflegenden geführt. Diese benötigen 
daher zeitnah betriebliche und bedarfsorientierte An-
gebote für die sozial-emotionale und psychologische 
Betreuung. Die Finanzierung der Kosten sollte im 
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ersten Schritt durch öffentliche Fördermittel erfolgen; 
dabei ist gegebenenfalls das Präventionsgesetz zu 
nutzen. Der Prozess der Gefährdungsbeurteilung 
muss künftig gezielter für die Umsetzung präventi-
ver Maßnahmen – die explizit an den Verhältnissen 
ansetzt – im Sinne gut gestalteter Arbeit in der beruf-
lichen Pflege nutzbar gemacht werden. 

Dies erfordert umfassende quantitative und qua-
litative Analysen zu betrieblichen Prozessen der 
Gefährdungsbeurteilung in den unterschiedlichen 
Settings der beruflichen Pflege. Der Rat empfiehlt 
zu prüfen, wie Anreize für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber gesetzt werden können, die nachweislich 
und dauerhaft wirksam verhaltenspräventive und ins-
besondere verhältnispräventive Maßnahmen in der 
beruflichen Pflege implementieren. Der Rat empfiehlt 
des Weiteren zu evaluieren, wie derzeit vorliegende 
Handlungshilfen zum Umgang mit arbeitsbedingten 
Belastungen und zur Vermeidung gesundheitlicher 
Beeinträchtigungen in der beruflichen Pflege auf 
betrieblicher Ebene umgesetzt werden. Ausgehend 
hiervon muss der Wissenstransfer zu entsprechen-
den Handlungshilfen gestärkt werden, und zwar 
zielgruppenspezifisch, alltags- und reorganisations-
begleitend. Dabei gilt es auch, neue hybride Formen 
der Wissensvermittlung zu nutzen.

Der Rat kommt zu dem Schluss, dass gegenwärtige 
Transformationsprozesse in der Arbeitswelt beruf-
lich Pflegender zu neuen Herausforderungen für 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz führen. Denn 
professionelle Pflege- und Betreuungsarbeit wird 
zunehmend unter anderem in neue ambulante, digital 
vernetzte und hybride Dienstleistungssysteme einge-
bettet. Unter Beteiligung der zuständigen Ressorts auf 
Bundesebene ist ein interdisziplinäres Forschungs- 
und Transferprogramm aufzulegen. So können 

die zielgruppenspezifischen Auswirkungen dieser 
veränderten Organisations- und Arbeitskontexte analy-
siert werden, um arbeits- und pflegewissenschaftlich 
fundierte Handlungsempfehlungen zur Arbeitsgestal-
tung zu erarbeiten und den Transfer der Erkenntnisse 
in die betriebliche Praxis zu unterstützen.

Neue Berufschancen erschließen, individuelle 
Unterstützungsangebote ausbauen

Angesichts des Fachkräftemangels in der Pflege 
stehen Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen vor 
der Herausforderung, mehr junge Menschen eines 
Ausbildungsjahrganges sowie neue Zielgruppen für 
die Erwerbstätigkeit in der beruflichen Pflege zu ge-
winnen. Künftig muss es besser gelingen, unfreiwilli-
ge Ausbildungsabbrüche zu vermeiden, inländische 
Arbeitsmarktpotenziale gezielter zu erschließen und 
neuen Zielgruppen berufliche Einstiegs- und Entwick-
lungschancen in der beruflichen Pflege zu eröffnen. 
Wie können arbeitsmarktpolitische Programme 
und auch niedrigschwellige Zugänge rund um das 
Berufsfeld Pflege dazu beitragen, neue berufliche 
Entwicklungsperspektiven zu eröffnen? Dies gilt es 
aufzuzeigen. Dabei müssen auch die Instrumente 
und betrieblichen Lernkontexte thematisiert werden, 
um individuelle Qualifizierungswege zur Pflegefach-
kraft systematisch zu fördern und zu unterstützen. 

Es ist notwendig, die individuellen Bedürfnisse der 
Zielgruppen zur Fachkräftesicherung noch stärker 
zu beachten. Die verschiedenen Zielgruppen haben 
einen unterschiedlichen Bedarf an Informationen, 
Unterstützung und Begleitung in die berufliche Pfle-
ge. Dies muss in der Phase der Berufsorientierung, 
Ausbildung und in den ersten Berufsjahren noch 
stärker beachtet werden. Hierzu bedarf es individuell 
orientierter Ansprachestrategien, Begleitkonzepte 
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und assistiver Hilfen auf regionaler und betrieb-
licher Ebene. Viele Träger und Einrichtungen haben 
in diesen Feldern bereits Lösungen entwickelt und 
umgesetzt. Der Rat empfiehlt zu prüfen, inwieweit 
hierfür auch Zertifizierungsmöglichkeiten geschaf-
fen werden sollten, um die Arbeitgeberinnen- und 
Arbeitgeberattraktivität zu stärken. Der Rat empfiehlt, 
den Wissenstransfer mit Blick auf evidenzbasierte 
Konzepte und Instrumente in Kooperation mit der 
betrieblichen Praxis zu stärken. Begleitend dazu 
sind neue Steuerungsinstrumente nötig, die Arbeit-
geberinnen- bzw. Arbeitgeber- und Beschäftigten-
daten unter anderem zu Beschäftigungs-, Lohn- und 
Qualifizierungspolitik in Form eines Monitorings 
abbilden. Derzeit wird angesichts bestehender 
Fachkräfteengpässe verstärkt auf Pflegekräfte aus 
dem Ausland gesetzt. Die Folgen der Erschließung 
ausländischer Arbeitspotenziale werden schon län-
ger kritisch diskutiert. Vorliegende Analysen liefern 
Evidenz dafür, dass gelingende Integrationsprozesse 
auf betrieblicher Ebene zusätzliche Unterstützung 
und verlässliche Strukturen erfordern. Der Rat sieht 
die Notwendigkeit, auf betrieblicher Ebene qualitäts-
sichernde Maßnahmen für eine vielfaltssensible Per-
sonal-, Team- und Organisationsentwicklung unter 
Beteiligung betrieblicher Interessenvertretungen zu 
verankern. Der Rat empfiehlt zudem regelmäßige 
Quer- und Längsschnittanalysen zur Arbeitsplatz-
integration sowie zu individuellen Berufsverläufen 
der aus dem Ausland angeworbenen Pflegekräfte im 
längerfristigen Beobachtungszeitraum.

Chancen und Grenzen digital gestützter 
Pflegearbeit aufzeigen, betriebliche 
Transformationsbegleitung stärken

Die steigenden Versorgungsbedarfe und Belastungen 
beruflich Pflegender sowie akute Personalengpässe 

stellen die Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen vor 
neue Herausforderungen der Arbeitsorganisation 
und Arbeitsgestaltung. 

Ausgehend hiervon wird das Zusammenspiel von 
Arbeit, Technikeinsatz und Qualifikation in der beruf-
lichen Pflege auf betrieblicher Ebene neu verhandelt. 
Die Reorganisation von Arbeitsorganisation und 
Arbeitsgestaltung kann – muss jedoch nicht – mit 
digital gestützter Arbeit in der beruflichen Pflege ein-
hergehen. Zudem ist digital gestützte Pflegearbeit 
nicht automatisch besser organisierte Pflegearbeit. 
Ziel muss es sein, dass digitale gestützte Pflegear-
beit und neue Modelle der Arbeitsorganisation einen 
Beitrag zur Attraktivitätssteigerung der Pflegeberufe 
leisten, Arbeitsbelastungen nachhaltig reduziert und 
das Fach- und Erfahrungswissen beruflich Pflegen-
der nicht entwertet wird. 

Der Rat empfiehlt, dass Forschung verstärkt auf 
betriebliche und auch berufsgruppenübergreifende 
Gestaltungsspielräume, alternative betriebliche Ge-
staltungswege und Folgen der Techniknutzung im 
Zusammenspiel von Arbeits- und Versorgungsquali-
tät blickt. Zudem sind vertiefende und vergleichende 
Analysen zu den konkreten betrieblichen Rahmen-
bedingungen, Trägerschaften und Gestaltungsprak-
tiken notwendig. Ebenso zu den Chancen und Gren-
zen der arbeitsorganisatorischen Ausgestaltung 
digital gestützter Pflegearbeit in den unterschied-
lichen pflegerischen Settings. Wissenschaftliche 
Erkenntnisse zur arbeits- und beschäftigtenorientier-
ten Gestaltung der Digitalisierung in der beruflichen 
Pflege müssen als Orientierungswissen stärker für 
den betrieblichen Alltag nutzbar gemacht werden. 
Im Anschluss gilt es, diese in akteursübergreifende 
Formate des Wissenstransfers und der Transforma-
tionsbegleitung weiterzuentwickeln.
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Es sind zeitnah interministerielle beziehungsweise 
ressortübergreifende Vereinbarungen für die Ent-
wicklung und Umsetzung einer arbeits- und beschäf-
tigungsorientierten „Digitalen Agenda der Pflege“ 
und zur Stärkung eines handlungsorientierten 
Wissenstransfers erforderlich.

Berufliche Sackgassen vermeiden, 
verlässliche Standards beruflicher 
Bildung implementieren

In der gesundheitlichen und pflegerischen Ver-
sorgung zeichnen sich Versorgungsbedarfe und 
dynamische Innovationsprozesse ab, die neue und 
erweiterte Qualifikations- und Kompetenzerfordernis-
se beruflich Pflegender mit sich bringen. Gleichzeitig 
bedeuten sie neue Perspektiven für Aufgaben- und 
Tätigkeitsfelder in der beruflichen Pflege. Die Fort- 
und Weiterbildung kommt nicht nur der individuellen 
Kompetenzentwicklung zugute – sie entwickelt auch 
die Versorgungslandschaft in Betreuung und Pflege 
für die Gesellschaft weiter. 

Damit dies gelingt, dürfen neue Ausbildungs- und 
Qualifizierungsmöglichkeiten nicht zu beruflichen 
Sackgassen werden. Der Rat empfiehlt, dass die 
zahlreichen landesrechtlich geregelten und hetero-
genen Ausbildungsgänge in den Pflegehelfer- sowie 
Pflegeassistenzberufen stärker angeglichen werden. 
Die Weiterqualifizierung zur Pflegefachperson auf 
betrieblicher Ebene ist systematisch zu fördern. Vor 
diesem Hintergrund ist zu evaluieren, wie sich die 
länderspezifischen Regelungen in den Pflegehelfer- 
und Pflegeassistenzberufen auf die Förderung und 
die Teilnahme an Weiterqualifizierung sowie auf die 
Übergänge und Abschlüsse zur Pflegefachperson 
und damit auf die Durchlässigkeit des Bildungssys-
tems auswirken. 

Die Fort- und Weiterbildung sowie der individuel-
le Kompetenzgewinn müssen sich für beruflich 
Pflegende auch materiell lohnen. Dazu braucht es 
mehr Transparenz über die Qualität vorhandener 
Weiterbildungsangebote und die Standardisierung 
sowie Zertifizierung von Weiterbildungsabschlüs-
sen. Darüber hinaus ist eine Verbesserung der 
Refinanzierung von Weiterbildungsmaßnahmen, die 
nachweislich dazu beitragen, die Versorgungsquali-
tät zu erhöhen, notwendig. 

Notwendig ist aus Sicht des Rates, dass die Pro-
fessionalisierung der betrieblichen Personalarbeit 
gezielter unterstützt wird. Ein wesentlicher Bau-
stein ist die Weiterentwicklung ausbildungs- und 
berufspädagogischer Standards für das Pflege-
bildungspersonal. Personalentwicklung sollte nicht 
nur auf geplante Bildungsaktivitäten abstellen, 
sondern auch informelle und unvorhergesehene 
Entwicklungs- und Lernprozesse im Prozess der 
Arbeit selbst stärker in den Fokus rücken. Eine lern-
förderliche Arbeitsgestaltung benötigt die Weiter-
entwicklung und Implementierung ausbildungs- und 
berufspädagogischer Standards für das betriebliche 
Bildungspersonal. Erforderlich ist zudem die Weiter-
entwicklung vorhandener Curricula zur Vermittlung 
digitaler Kompetenzen in der Ausbildung, in der 
Fort- und Weiterbildung für Führungskräfte sowie in 
der Ausbildung von Lehrkräften in der beruflichen 
Pflege. Der Rat empfiehlt, weitere Forschungs- und 
Monitoringaktivitäten zum Wandel der Arbeitswelt 
Pflege anzustoßen, um frühzeitig Rückschlüsse auf 
veränderte Qualifikations- und Kompetenzerforder-
nisse in der Pflegepraxis zu erhalten und diese für 
die Berufsentwicklung in der beruflichen Pflege 
nutzbar zu machen. Dies erfordert eine stärkere Ein-
beziehung der Sozialpartner, analog zu den BBiG/
HwO regulierten Berufen, in die Berufsbildungsfor-

ZUSAMMENFASSUNG



ARBEITSWELT-BERICHT 2021	 11

schung mit dem Ziel, eine strategische Berufsbil-
dungspolitik in den Gesundheits- und Pflegeberufen 
zu stärken.

Mitbestimmte Transformation in der 
beruflichen Pflege stärken

Die Politik setzt für die Arbeitswelt beruflich Pfle-
gender oftmals die Rahmenbedingungen, die eigent-
liche Gestaltungs- und Innovationsarbeit geschieht 
jedoch auf betrieblicher Ebene. Die betriebliche 
Mitbestimmung gewährleistet somit, dass Beschäf-
tigte auf unternehmerische Entscheidungen zur 
Zukunft ihrer Arbeitsplätze und Arbeitsbedingun-
gen Einfluss nehmen können. Dabei müssen auch 
berufsgruppenübergreifende Herausforderungen 
im Zusammenspiel beruflicher Pflege und anderer 
Gesundheits(fach)berufe in den Blick genommen 
werden.

Der Rat empfiehlt, die Berücksichtigung betrieb-
licher Interessenvertretungen bei pflegespezifi-
schen Modellvorhaben, etwa bei der Erprobung und 
Evaluation im Kontext der Einführung des neuen 
Personalbemessungsverfahrens in der Altenpflege 
sowie im Kontext von Modellprojekten zur digitalen 
Modernisierung von Versorgung und Pflege. Not-
wendig ist zudem die Entwicklung und Umsetzung 
einer regelmäßigen Betriebs-/Personalräte- und Mit-
arbeitervertretungsbefragung zur Mitbestimmungs-
praxis in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen.

Es wird ein Modellprogramm empfohlen, das darauf 
ausgerichtet ist, den interdisziplinären Wissens- 
und Kompetenzerwerb betrieblicher Interessen-
vertretungen in zentralen Reorganisationsfeldern 
der beruflichen Pflege zu fördern. Auch sollte ein 
entsprechendes Modellprogramm darauf zielen, 

zur Erweiterung des Selbstverständnisses in der 
Interessenvertretungsarbeit beizutragen, den 
Wissenstransfer arbeits- und pflegewissenschaft-
lichen Know-hows zu unterstützen und neue Wege 
zu erproben mit dem Ziel, das Gestaltungswissen 
für Interessenvertretungen in der Alltags- und Re-
organisationsbegleitung schneller verfügbar und 
zielgerichteter nutzbar zu machen.

LEBENSLANGES LERNEN 
ALS ZUKUNFTSFAKTOR

Um Beschäftigte wie Betriebe für die Arbeitswelt der 
Zukunft gut aufzustellen, spielt lebenslanges Lernen 
in all seinen Facetten eine zentrale Rolle. Den Grund-
stein dafür legen die allgemeinbildenden Schulen: 
Sie schaffen die wesentlichen Voraussetzungen für 
den nachfolgenden Erwerb von Kompetenzen und 
Qualifikationen. Im Anschluss hat sich die duale 
Erstausbildung bewährt, um junge Menschen auf die 
Anforderungen einer Arbeitswelt im Wandel vorzu-
bereiten. Und schließlich braucht es tragfähige Struk-
turen zur Förderung von beruflicher Weiterbildung 
innerhalb der Betriebe und darüber hinaus. 

Schulische Bildung – frühzeitig die 
richtigen Voraussetzungen schaffen

Schülerinnen und Schüler deutscher Schulen landen 
bei internationalen Studien zu zentralen Kompeten-
zen insgesamt nur im Mittelfeld – dabei erreicht 
ein erheblicher Anteil der Schülerinnen und Schüler 
nicht das Mindestniveau. Erfolgreiches lebenslanges 
Lernen baut jedoch auf diesen Grundvoraussetzun-
gen auf. Alle Schülerinnen und Schüler sollten diese 
grundlegenden Kompetenzen unabhängig von ihrem 
sozialen oder ökonomischen Hintergrund in der 
Schule erwerben können. 
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Das Übergangssystem – wirksam 
berufliche Perspektiven erschließen

Der Übergangsbereich zwischen Schule und Ausbil-
dung ist derzeit zu unübersichtlich und sollte in seiner 
aktuellen Form einer Gesamtevaluation unterzogen 
werden, um die Wirksamkeit der verschiedenen An-
gebote zu untersuchen. Die Weiterentwicklung des 
Übergangssystems sollte vor allem die bestehenden 
wirksamen Maßnahmen stärken und die Bedarfe der 
Zielgruppen im Blick haben. Übergreifende Prinzipi-
en sollten weiterhin die Option des Nachholens von 
Schulabschlüssen sowie die enge Ankopplung der 
Maßnahmen an die betriebliche Arbeitswelt sein. So 
sollten betriebsnahe Maßnahmen bei den Ausbil-
dungsbetrieben bekannter gemacht werden. Neue 
oder weiterentwickelte Maßnahmen sollten wiederum 
von Beginn an wissenschaftlich evaluiert werden. 

Duale Ausbildung – ein Erfolgsmodell 
langfristig stärken 

Die duale Ausbildung ist ein Erfolgsmodell, das er-
heblich zum wirtschaftlichen Erfolg Deutschlands 
beiträgt. Durch regelmäßige Überprüfungen und An-
passungen der Ausbildungsverordnungen bleibt das 
System dynamisch und zukunftsfähig. Die größte 
langfristige Herausforderung für den Ausbildungs-
markt ist der zunehmende Mismatch zwischen den 
Präferenzen der Ausbildungsbewerberinnen und 
-bewerber und den offenen Stellen der Ausbildungs-
betriebe. Aktuell droht als Folge der Covid-19-Pan-
demie zusätzlich sowohl ein Rückzug der Betriebe 
als auch der Bewerberinnen und Bewerber aus dem 
Ausbildungsmarkt. 

Junge Menschen wissen oftmals nicht, welche beruf-
lichen Möglichkeiten mit einer dualen Ausbildung 

verbunden sind: vom erfolgreichen Berufseinstieg bis 
hin zu langfristigen Karriere- und Verdienstchancen. 
Um diese Möglichkeiten erfolgreich zu vermitteln, 
sollte die Berufsorientierung in den Schulen weiter 
gestärkt werden. Mit Blick auf den zunehmenden 
Mismatch auf dem Ausbildungsmarkt liegt ein we-
sentlicher Hebel darin, die Tarifbindung zu stärken, 
Ausbildungs- sowie längerfristige Arbeits- und Ent-
lohnungsbedingungen zu verbessern und die Berufs-
felder entsprechend aufzuwerten. 

Weiterhin gilt es, die Ausbildungsbedingungen in 
den Betrieben zu verbessern, unter Berücksich-
tigung der Voraussetzungen vor allem kleinerer 
Ausbildungsbetriebe. Zentrale Anknüpfungspunkte 
hierfür sind eine verbesserte Ausstattung in der 
überbetrieblichen Ausbildung sowie eine Auswei-
tung der Verbundausbildung und Lernort-Koopera-
tionen. Weiterhin sollte ein besonderes Augenmerk 
auf die Qualifizierung von Ausbilderinnen und Aus-
bildern sowie von Praxisanleiterinnen und Praxisan-
leitern gerichtet werden. 

Um für die Zukunft gerüstet zu sein, sollten so viele 
Betriebe wie möglich selbst ausbilden. Dafür sollten 
zunächst die Sozialpartner innerhalb der verschie-
denen Branchen an Lösungen für eine Stärkung des 
Ausbildungsplatzangebots arbeiten. 

In Branchen, in denen die sozialpartnerschaftlichen 
Strukturen nicht ausreichend ausgeprägt sind, sollte 
der Gesetzgeber prüfen, wie Unternehmen, die sich 
aus Kostengründen zurzeit nicht an Ausbildung 
beteiligen zum Ausbildungsplatzangebot beitragen 
können. Schließlich müssen die Voraussetzungen 
an den beruflichen Schulen beziehungsweise für den 
schulischen Teil der Ausbildung und in den überbe-
trieblichen Bildungsstätten verbessert werden.
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Lernen im Erwerbsleben – Handlungsauftrag 
für alle Akteurinnen und Akteure 

Weiterbildung spielt eine zentrale Rolle, um Beschäf-
tigte wie Betriebe für eine Arbeitswelt im Wandel fit 
zu machen. Dafür braucht es flexible Strukturen des 
lebenslangen Lernens, welche

1. frühzeitig aufzeigen, wie Betriebe und Beschäftig-
tengruppen von Veränderungen betroffen sind; 

2. die Um- oder Neuorientierung der Beschäftigten 
fundiert begleiten; 

3. Möglichkeiten für bedarfsgerechte Weiterbil-
dungsaktivitäten eröffnen. 

Betriebe und Beschäftigte nehmen ihre zentrale Auf-
gabe der Weiterbildung bereits umfangreich wahr. 
Zur Bewältigung der zukünftigen Herausforderungen 
sollte insgesamt das Verständnis von Weiterbildung 
als Investition jedoch noch stärker weiterverbreitet 
werden. Der Staat hat in den vergangenen Jahren 
seine Initiativen verstärkt, um weiterbildungsförder-
liche Rahmenbedingungen zu schaffen und dort zu 
unterstützen, wo die Bedarfe nicht durch die eigenen 
Ressourcen der Betriebe und Beschäftigten gedeckt 
werden können. Auf dieser Grundlage sollten weitere 
Verbesserungen zur Förderung von Weiterbildung 
angestoßen werden.

Lernen im Betrieb – Kompetenzentwicklung 
im Arbeitsalltag ermöglichen

Lernförderliche Arbeitsgestaltung spielt eine ent-
scheidende Rolle für einen möglichst niedrigschwel-
ligen und gewinnbringenden Kompetenzaufbau im 
Betrieb. Wesentlich für eine solche lernförderliche 
Arbeitsgestaltung sind unter anderem eine aus-
reichende Anforderungsvielfalt und entsprechende 

Handlungsspielräume für die Beschäftigten in ihren 
Arbeitsprozessen sowie die Beteiligung von Be-
schäftigten und ihren Interessensvertretungen an der 
Gestaltung betrieblicher Weiterbildung. 

In diesem Zusammenhang sollte die Zusammen-
fassung der bisherigen Mitbestimmungs- und 
Initiativrechte der Betriebsräte zu einem generellen 
Initiativrecht der Betriebsräte bei der Ein- und Durch-
führung der betrieblichen Weiterbildung geprüft 
werden. Um insbesondere Gruppen zu erreichen, die 
im Weiterbildungsgeschehen unterrepräsentiert sind, 
sollten erfolgreiche Ansätze einer niedrigschwelligen 
Ansprache und Aktivierung im Betrieb, beispiels-
weise betriebliche Lernmentorinnen und -mentoren, 
gestärkt werden. 

Förderung von Weiterbildung – 
gezielt und individuell unterstützen

Staatliche Aktivitäten zur Förderung von Weiterbil-
dung richten sich zunehmend an diejenigen Grup-
pen, die am stärksten durch die Transformation der 
Arbeitswelt betroffen sind. Vor allem die Förderung 
abschlussbezogener Weiterbildungen sowie die 
verstärkten Bemühungen, Beschäftigte präventiv für 
Neu- oder Umqualifizierungen zu gewinnen, bewer-
tet der Rat positiv. Für die Bewältigung zukünftiger 
Transformationsprozesse müssen Beschäftigten 
wie Arbeitslosen darüber hinaus jedoch weitere 
Möglichkeiten eröffnet werden, sich neu- oder wei-
terzuqualifizieren. Auch dann, wenn sie bereits gut 
qualifiziert sind. 

Der Fokus finanzieller Förderung sollte auf den Grup-
pen liegen, die seltener durch Weiterbildung erreicht 
werden oder deren Voraussetzungen den Aufbau 
von Kompetenzen durch Weiterbildung erschweren. 
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Finanzielle Zuschüsse sowie Ansätze zur Beratung 
und Begleitung im Orientierungs- und Qualifizierungs-
prozess sind zentrale Hebel, um diese Zielgruppen 
zu erreichen. In diesem Zusammenhang ist neben 
den bestehenden Strukturen und Angeboten zur Wei-
terbildungsberatung die flächendeckende Einführung 
einer lebensbegleitenden Berufsberatung in den 
Agenturen für Arbeit hervorzuheben. Es bleibt jedoch 
zu prüfen, inwiefern die Umsetzung erfolgreich ist. 

Weiterbildung wird in Deutschland grundsätzlich 
zielgruppenorientiert gefördert – die Arbeitsförde-
rung im SBG III sowie BAföG und AFBG sind dafür 
zentrale Bausteine. Um darüber hinaus breiteren 
Gruppen Zugang zu einer Förderung zu ermöglichen, 
sollte die Altersgrenze im BAföG für das Nachholen 
allgemeinbildender oder beruflicher Abschlüsse 
deutlich angehoben werden. Ergänzend hierzu kann 
eine Bildungsteilzeit nach österreichischem Vorbild 
im Rahmen von Pilotprojekten getestet werden. 

Ein besonderes Augenmerk gilt Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern in Kurzarbeit, um transforma-
tionsbedingte Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Hier 
sollte die Arbeitsmarktpolitik in enger Abstimmung 
mit den Tarifparteien Modellprojekte auf den Weg 
bringen und diese wissenschaftlich begleiten lassen. 
Des Weiteren sollte die investive Arbeitsmarktpolitik 
weiter ausgebaut werden. Der Vorrang einer Berufs-
ausbildung vor einer Vermittlung in Beschäftigung 
nach Vorbild des SGB III sollte auch im SGB II fest-
geschrieben werden. Die finanzielle Unterstützung 
von Arbeitslosen während einer solchen Berufsaus-
bildung sollte in Ergänzung zu Arbeitslosengeld I 
bzw. II durch einen Aufstockungsbetrag erhöht sowie 
die Förderdauer bei Umschulungen auf drei Jahre 
verlängert werden. In diesem Kontext sollte auch die 
Einrichtung eines in Österreich bereits möglichen 

Fachkräftestipendiums für eine Weiterbildung in 
Mangelberufen geprüft werden.

Strukturen des Weiterbildungssystems – 
mehr Qualität durch mehr Transparenz 

Das bestehende Weiterbildungssystem ist gekenn-
zeichnet durch eine plurale Struktur von Trägern 
und Anbietenden. Dies garantiert einerseits ein viel-
fältiges Angebot, beschränkt aber andererseits die 
Transparenz mit Blick auf die Inhalte und Qualität 
der einzelnen Angebote. Für eine bedarfsgerechte 
Weiterentwicklung dieses bestehenden Systems 
sollten Strukturen geschaffen werden, die sich eng 
am tripartistischen Ansatz orientieren. Regionale 
Gremien vernetzen die Akteurinnen und Akteure vor 
Ort. Auf nationaler Ebene bietet die nationale Wei-
terbildungsstrategie einen guten Ausgangspunkt, 
die Arbeit zu institutionalisieren und zu intensi-
vieren. Um eine tragfähige Angebotsstruktur zu 
entwickeln und einen Wildwuchs kleinteiliger Fort-
bildungsmodule zu vermeiden, sollten Standards für 
Bildungsmaßnahmen mit arbeitsmarktlich relevan-
ten Zertifizierungen entwickelt und in öffentlichen 
Strukturen nachgehalten werden.

AUSBLICK

Betriebliche Akteurinnen und Akteure, Sozialpart-
nerinnen und -partner sowie Politik arbeiten kontinu-
ierlich an Lösungen für eine Arbeitswelt im Wandel. 
Sie alle hat die Covid-19-Pandemie mit bisher un-
bekannten Herausforderungen konfrontiert. Zurzeit 
ist noch nicht absehbar, welche Auswirkungen das 
im Einzelnen auf die Arbeitswelt haben wird. So ist 
derzeit offen, wie sich die Covid-19-Krise mittel- bis 
langfristig auf unterschiedliche Personengruppen am 
Arbeitsmarkt auswirken wird und wie diese Verän-

ZUSAMMENFASSUNG
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derungen die betriebliche Arbeitsorganisation oder 
die Innovationskraft von Betrieben und Unternehmen 
beeinflussen werden.

Die Auseinandersetzung mit den Themen „Betrieb 
als sozialer Ort“, „Flexible Erwerbsformen in der 
Krise“ und „Lebenslanges Lernen in einer Arbeitswelt 
im Wandel“ haben weitergehende Fragestellungen 
aufgeworfen, die der Rat in den kommenden Jahren 
kritisch begleiten wird. Dazu zählen exemplarisch: 

•	 Welche zusätzlichen Herausforderungen entste-
hen aus den Erfahrungen mit zeit- und ortsflexib-
lem Arbeiten für das Miteinander im Betrieb und 
den Arbeitsschutz? 

•	 Wie entwickeln sich verschiedene Formen platt-
formbasierter Arbeit weiter? Welche Gestaltungs-
optionen und welche Handlungserfordernisse 
gehen mit diesen Entwicklungen einher? 

•	 Welche Kompetenzen müssen wie vermittelt und 
gestärkt werden, um die berufliche Mobilität der 
Beschäftigten in von Digitalisierung und Dekarbo-
nisierung getriebenen Transformationsprozessen 
zu unterstützen?

•	 Welche Auswirkungen hat der Einsatz digitaler 
Technologien und die Anwendung künstlicher In-
telligenz auf die Arbeitswelt? Welche Handlungs-
notwendigkeiten ergeben sich hieraus für Politik, 
Sozialpartnerorganisationen und betriebliche 
Akteurinnen und Akteure?

Der vertiefende Blick auf die Entwicklungen in einer 
ausgewählten Branche im Format eines Themenfo-
kus erlaubt es, die Besonderheiten spezifischer Ver-
änderungsprozesse zu analysieren, die aus Sicht des 
Rats zeitnah einer kritischen Würdigung bedürfen. 
Die Dekarbonisierung der Industrie oder die im Zuge 
der Covid-19-Krise weiter vorangetriebene Bedeutung 

des Onlinehandels stehen stellvertretend für viele 
branchenspezifische Entwicklungen, die der Rat bei 
seiner künftigen Arbeit im Auge behalten wird. 

Für den Rat der Arbeitswelt ist es Herausforderung 
und Auftrag zugleich, mittel- bis langfristige Ent-
wicklungen in der Arbeitswelt in der Zeit nach der 
Covid-19-Pandemie beziehungsweise für die Zeit 
einer neuen Normalität mit der Covid-19-Pandemie 
zu beobachten, zu analysieren und Orientierung zu 
geben, wie eine nachhaltige Arbeitswelt gleicherma-
ßen zum Wohle von Beschäftigten und Unternehmen 
gestaltet werden kann. Angesichts der zahlreichen 
Herausforderungen und Umbrüche in der Arbeitswelt 
wird der Rat für seine jährlich erscheinenden Berich-
te wechselnde Themenschwerpunkte wählen. 
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Der Rat der Arbeitswelt ist im Januar 2020 vom Bun-
desminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, 
als unabhängiges Gremium berufen worden, um Ori-
entierung zum Wandel der Arbeitswelt zu geben. Auf 
Basis wissenschaftlicher Analysen und praktischer 
Erfahrung gibt der Rat Empfehlungen, wie Unterneh-
men, ihre Beschäftigten und die Politik die zukünftige 
Arbeitswelt gestalten können. Entsprechend dieser 
Ausrichtung ist der Rat in seiner Zusammensetzung 
interdisziplinär und praxisbezogen aufgestellt. 

Eine der zentralen Aufgaben des Rates ist die jähr-
liche Veröffentlichung eines Arbeitsweltberichts. 
Dieser Bericht soll ausgewählte Entwicklungen der 
Arbeitswelt veranschaulichen, die dahinterliegenden 
Zusammenhänge einordnen und Anknüpfungspunk-
te für die Gestaltung der betrieblichen Arbeitswelt 
aufzeigen. Im Mittelpunkt der Berichtslegung stehen 
die Empfehlungen des Rats, die im Zusammenspiel 
verschiedener betrieblicher Akteure und Sozial-
partner sowie in der politischen Rahmensetzung 
Verbesserungen in einer sich dynamisch wandelnden 
Arbeitswelt anstoßen sollen. Der Rat stützt sich 
hierbei auf die empirische Evidenz, den Stand der 
wissenschaftlichen Forschung und die Erfahrungen 
aus der betrieblichen Praxis. 

Der Rat wurde zu einer Zeit berufen, die – nicht 
nur – für die betriebliche Arbeitswelt eine Zäsur dar-
stellte. Die Covid-19-Pandemie hat vergangenes Jahr 
massive Auswirkungen auf die Arbeitswelt gehabt. 
Seit März 2020 sind die betrieblichen Akteure vieler-
orts mit Herausforderungen konfrontiert, die sie zu 
umfassenden Veränderungen zwingen und die Suche 
nach neuen Wegen erfordern. Arbeiten mit Abstand, 
Hygienekonzepte für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter oder die vollständige Umstellung auf digitale 
Kommunikation – Aspekte wie diese beschäftigten 

die Ratsmitglieder nicht nur in der übergeordneten 
Analyse, sondern auch in ihrer täglichen Arbeit im 
und außerhalb des Rats. 

Dabei zeigten vielfache Beobachtungen in welch 
hoher Geschwindigkeit sich Betriebe und Beschäf-
tigte pragmatisch an die neuen Voraussetzungen 
angepasst und situativ teils höchst innovative Lösun-
gen zu ihrer Bewältigung entwickelt haben. Dies zeigt 
die Stärke der betrieblichen Akteure im Umgang mit 
neuen Herausforderungen. Diese Stärke ist auch eine 
besonders relevante Ressource für die Gestaltung 
einer Arbeitswelt die sich mit der Digitalisierung und 
angesichts des demografischem sowie sozial-öko-
logischem Wandel in einem umfassenden Trans-
formationsprozess befindet. Der Rat der Arbeitswelt 
möchte seinen ersten Arbeitsweltbericht zum Anlass 
nehmen um die Härten, die Flexibilität und den Auf-
wand zu würdigen, den Beschäftigte, Arbeitgeber und 
Arbeitnehmervertretungen auf sich genommen ha-
ben, um die Krise zu meistern. Trotz vieler positiver 
Beispiele hat die Pandemie jedoch auch offengelegt, 
wo Handlungsbedarf besteht, um die Arbeitswelt 
zukunftsfest zu machen. 

Hier möchte der Rat der Arbeitswelt mit seinem ers-
ten Arbeitsweltbericht ansetzen. Der Bericht schaut 
auf die pandemiebedingten Veränderungen und He-
rausforderungen und leitet hieraus Handlungsemp-
fehlungen für betriebliche Akteure und Politik ab, die 
über die Bewältigung der direkten Pandemiefolgen 
Covid-19 hinausgehen. Sie sollen einen Erkenntnis-
gewinn liefern, wie sich die Arbeitswelt zukunftswei-
send weiterentwickeln kann.

Die Zusammenarbeit der betrieblichen Akteure steht 
im Mittelpunkt des Kapitels „Der Betrieb als sozialer 
Ort“, welches zentrale Erfahrungen aus der Covid-

DER ERSTE ARBEITSWELT-BERICHT – 
ORIENTIERUNG FÜR EINE ARBEITSWELT 
ZWISCHEN COVID-19-PANDEMIE UND WANDEL  
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19-Pandemie behandelt. Dies beinhaltet zunächst 
die erfolgreichen Umsetzungen des Arbeits- und 
Infektionsschutzes und die damit verbundenen Aus-
wirkungen auf das betriebliche Miteinander. Dabei 
liegt der Fokus auf einer reflektierten Diskussion 
des sogenannten Home Office unter Abwägung der 
Bedeutung des persönlichen Austauschs am Arbeits-
ort für den Erfolg und die Innovationsfähigkeit der 
Betriebe.

Nicht alle Beschäftigten profitieren jedoch gleicher-
maßen von den eingespielten Ansätzen zur Zusam-
menarbeit der betrieblichen Akteure. Das Kapitel 
„Erwerbsformen in der Krise“ richtet den Blick auf 
Beschäftigtengruppen, die von der Krise besonders 
häufig negativ und oftmals schwer betroffen waren, 
auf Soloselbstständige sowie auf geringfügig Be-
schäftigte. Dabei ist diese Betroffenheit ein Anlass 
für den Rat, strukturell bedingte Risiken der beiden 
Erwerbsformen in den Blick zu nehmen und zu 
diskutieren, wie die Weichen für eine angemessene 
soziale Absicherung und die Ausschöpfung des 
Fachkräftepotenzials in Deutschland neu gestellt 
werden können.

Fragen der langfristigen Sicherung des Fachkräfte-
potenzials sind auch wesentlich für den Themen-

fokus Pflege, den sich der Rat für seinen ersten 
Arbeitsweltbericht gesetzt hat. Das Gesundheits- und 
Sozialwesen ist nicht nur selbst ein relevanter Be-
schäftigungsfaktor, sondern ist für die Resilienz von 
Gesellschaft und Wirtschaft unverzichtbar: Ohne 
soziale Dienstleistungsarbeit können in der gewerb-
lichen Wirtschaft Produktionsprozesse auch jenseits 
von Pandemiezeiten nicht aufrechterhalten erhalten 
werden. Bestehende Problemlagen in der Arbeitswelt 
beruflich Pflegender sind durch die Covid-19-Pan-
demie nicht nur sichtbarer geworden, sondern haben 
sich auch nochmals verschärft. Sie verlangen nach 
zielgerichteten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in den Pflegeberufen, um eine 
professionelle pflegerische Versorgung in Deutsch-
land sicherstellen zu können.

Das letzte Kapitel „Lebenslanges Lernen für eine 
Arbeitswelt im Wandel“ erweitert die Perspektive 
auf die Herausforderung dynamischer Wandlungs-
prozesse über die pandemiebedingten Anpassungs-
prozesse hinaus. Es widmet sich der Frage, wie die 
bestehenden vielfältigen Ressourcen bei Beschäftig-
ten und Betrieben langfristig gesichert bzw. weiter 
gestärkt werden können. Neben einer soliden Grund- 
und Ausbildung ist und bleibt die Stärkung der 
Weiterbildung dafür ein zentraler Hebel. 

Frank Bsirske
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Michaela Evans

Mathias Möreke
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Sinischa Horvat

Prof. Dr. Sabine Pfeiffer
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Die dynamische Entwicklung der Covid-19-Pandemie 
stellt die Betriebe vor große Herausforderungen 
und führt zu teilweise sehr kurzen Halbwertzeiten 
betrieblicher Verfahrensweisen sowie betrieblicher 
und überbetrieblicher Regelungen. Dies setzt alle 
Akteurinnen und Akteure der Arbeitswelt unter Druck, 
da sie in kürzester Zeit auf veränderte Rahmenbedin-
gungen reagieren müssen. Vor diesem Hintergrund 
behandelt das vorliegende Kapitel des Arbeitswelt-
berichts ein Thema, das im Zuge der in der Krise not-
wendigen Anpassungen betrieblichen Handelns von 
hoher Bedeutung war und an Aktualität gewonnen 
hat: den Betrieb als sozialen Ort. 

DEFINITION BETRIEB 

Ein „Betrieb“ wird im vorliegenden Bericht als ein Ort verstanden, an dem Beschäftigte zusam-
menkommen, um Güter zu produzieren oder Dienstleistungen zu erbringen. Dabei ist unerheb-
lich, ob es sich um Einrichtungen und Verwaltungen im Öffentlichen Dienst, Organisationen 

ohne Erwerbscharakter oder im engeren Sinne Betriebe der Privatwirtschaft handelt. Differenzierungen 
auch zwischen Betrieben und Unternehmen werden nur vorgenommen, insofern es für die zitierte Daten-
quelle relevant ist.

BETRIEB ALS 
SOZIALER ORT
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2.1 DIE ARBEITSWELT 
UNTER VERSTÄRKTEM 
ANPASSUNGSDRUCK

Als Reaktion auf die Covid-19-Pandemie musste in 
den Betrieben innerhalb kürzester Zeit ein breites 
Portfolio an Maßnahmen umgesetzt werden. Neben 
der beschäftigungssichernden Kurzarbeit wurden 
insbesondere auch umfangreiche Arbeitsschutz-
maßnahmen eingeführt, um das Infektionsrisiko in 
den Betrieben möglichst gering zu halten. Die ent-
sprechenden Maßnahmen sehen unter anderem vor, 
Beschäftigte mit geeigneter persönlicher Schutzaus-
rüstung auszustatten, Hygienemaßnahmen verpflich-
tend einzuführen und überall dort, wo dies möglich ist, 
direkte Kontakte durch die Einhaltung von Sicherheits-
abständen oder durch die Vermeidung zeitlicher und 
räumlicher Kopräsenz zu verringern. Damit verbunden 
mussten oft eingespielte Routinen und Arbeitsabläufe 
in kürzester Zeit umorganisiert und innovative Lösun-
gen entwickelt werden. Insbesondere das räumlich 
verteilte Arbeiten, beispielsweise durch Homeoffice, 
stellt somit eine Möglichkeit des Infektionsschutzes 
dar, die in kürzester Zeit in den Betrieben ausgehan-
delt, gestaltet und umgesetzt worden ist.

Arbeiten während der Covid-19-Pandemie: Chancen 
und Risiken für den Betrieb als sozialen Ort

Die Vermeidung von Kopräsenz am Arbeitsplatz und 
damit das Wegfallen kurzer und informeller Kommu-
nikationswege wirft zum einen die Frage auf, welche 
Konsequenzen dies für das kollegiale Miteinander so-
wie das betriebliche Geschehen bzw. organisationale 
Wissen hat. Zum anderen kann aber auch gefragt wer-
den, was durch das verteilte Arbeiten möglicherweise 
besser funktioniert und daher für die Zukunft erhalten 
werden sollte. Denn Arbeit, die außerhalb des Betriebs 
geleistet wird, nimmt – vor allem bei Bürotätigkeiten 
– durch die zunehmende digitale Vernetzung und 
die damit verbundenen neuen Arbeitsformen auch 
unabhängig von der pandemiedingten Ausnahmesitu-

ation zu. Es ist daher von längerfristigem Interesse zu 
thematisieren, wo Chancen und Risiken der orts- und 
zeitflexiblen Arbeit liegen und wie diese für die und 
mit den jeweiligen betrieblichen Akteursgruppen ge-
staltet werden können. 

Deutlich wird darüber hinaus, dass vor allem das 
gemeinsame Handeln der betrieblichen Akteurinnen 
und Akteure – Beschäftigte, Führungskräfte und 
Interessenvertretungen – die Funktionsfähigkeit und 
die Wirtschaftlichkeit vieler Unternehmen aufrecht-
erhält und auch in der Krise gewährleistet. In Zeiten 
der Covid-19-Pandemie ist dieses Engagement 
besonders zu würdigen. So mussten betriebliche 
Abläufe und Prozesse bis hin zu ganzen Geschäfts-
modellen vielerorts überprüft und an die sich immer 
wieder verändernden Rahmenbedingungen der Co-
vid-19-Pandemie dynamisch angepasst werden. Der 
Schutz vor dem Virus hat zudem nicht nur umfang-
reiche Maßnahmen der Verhältnisprävention, zum 
Beispiel hygienegerechte Lüftungseinrichtungen, 
erforderlich gemacht, sondern insbesondere auch 
Maßnahmen der Verhaltensprävention, wie etwa das 
Einhalten von Hygienemaßnahmen und Abstands-
geboten. In der Konsequenz führt das dazu, dass die 
Verantwortung der Gefahrenvermeidung in der Krise 
durch jede und jeden Einzelnen im Betrieb mitgetra-
gen werden muss. Unterschiedliche Funktionen in 
Betrieben als sozialer Ort ( ) wurden vgl. Kapitel 2.2
durch die Covid-19-Pandemie ganz verschieden 
herausgefordert ( ). Das betrifft insvgl. Kapitel 2.3 -
besondere die Umsetzung eines breiten Portfolios 
an Arbeitsschutzmaßnahmen ( ) vgl. Kapitel 2.4
sowie die Umsetzung und Situation des Arbeitens im 
Homeoffice ( ). Aus den Erfahrungen vgl. Kapitel 2.5
während der Covid-19-Pandemie lassen sich auch 
Handlungsempfehlungen für die künftige betriebliche 
Gestaltung von Arbeit ableiten ( ).vgl. Kapitel 2.6
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1	 Minssen, 2017; Latniak/Rosenbohm, 2021
2	 BMAS, 2017

3	 Böhle, 2015; Minssen, 2017; Huchler, 2017

2.2 VIELFÄLTIGE FUNKTIONEN 
DES BETRIEBES ALS 
SOZIALER ORT

Betriebe, Unternehmensstandorte und andere Arbeits-
organisationen sind Orte der Güter-, Service- oder 
Leistungserbringung und damit auch Orte gelebter 
und erfahrbarer Kooperation.1 Gegenwärtige Entwick-
lungen der Arbeitswelt, wie etwa die Internationalisie-
rung und Digitalisierung,2 sowie der damit verbundene 
Anstieg des orts- und zeitflexiblen Arbeitens führen 
jedoch dazu, dass mehr Beschäftigte zunehmend 
räumlich und auch zeitlich verteilt arbeiten. Dies 
berührt schon länger einige zentrale Funktionen des 
Betriebes als sozialen Ort, und wird diese durch die 
Covid-19-Pandemie und erwartbare weitere Trans-
formationen der Arbeitswelt auch weiterhin herausfor-
dern und gestalterische Antworten erfordern.

Betriebe leben auch vom Informellen 
und dem sozialen Miteinander

Betriebe und Arbeitsorganisationen sind nicht nur 
durch ihre formalen Organisationsformen geprägt. 
Ihre Leistungsfähigkeit ebenso wie ihre Innovations- 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Betrieblicher Erfolg hängt stark vom sozialen  
Miteinander ab.

•	 Die betriebliche Kommunikation, soziale Netz-
werke und gegenseitige Unterstützung sowie die 
Führungs- und Unternehmenskultur sind entschei-
dende Stellschrauben für die Leistungs-, Produkti-
vitäts- und Innovationsfähigkeit von Betrieben.

•	 Diese Aspekte des sozialen Miteinanders sollten 
nicht durch häufigeres zeit- und ortsflexibles 
Arbeiten gefährdet werden.

und Wandlungsfähigkeit lebt in erheblichem Maß 
auch von informellen Prozessen und sozialen Be-
ziehungen. Organigramme oder formal beschriebene 
Prozessabläufe sind der sichtbare Ausdruck der 
Formalstrukturen. Insbesondere wenn Unvorhergese-
henes bewältigt oder in den Standardprozessen nicht 
Vorgesehenes erledigt werden muss, sind informelle 
Strukturen und Beziehungen besonders wichtig 
– und werden bei zunehmender Digitalisierung 
noch relevanter.3 Gerade neuere Management- und 
Steuerungsformen stecken oft nur noch den Rahmen 
und die Zielgrößen ab. Diese in sich dynamisch ver-
ändernden Umwelten umzusetzen erfordert immer 
auch ein gelebtes Miteinander, kurze Wege und 
Formen der informellen Abstimmung und Koopera-
tion. Wo vieles gar nicht mehr vorab und top-down 
eindeutig beschrieben und vorgegeben werden kann, 
sichern in ganz erheblichem Maße die informellen 
und sozialen Beziehungen der Beschäftigten die 
Leistungs- und Innovationsfähigkeit von Teams, 
Abteilungen und Betrieben. Informelle Prozesse und 
soziales Miteinander aber sind besonders stark an 
den Betrieb als sozialen Ort gebunden. Hier entste-
hen wesentliche Voraussetzungen für ihr Entstehen 
und ihre Wirksamkeit: 

•	 Betriebliche Kommunikation und Interaktion: So-
ziales Miteinander im Betrieb und informelle Ab-
stimmungen erfordern zwingend die Möglichkeit 
zur betrieblichen Kommunikation und Interaktion. 
Das situative Gespräch und der arbeitsbezogene 
Austausch unter Kolleginnen und Kollegen sind 
besonders wichtig, um kooperative Arbeitsbezie-
hungen positiv zu gestalten. Nur im Austausch 
lässt sich soziale Isolation vermeiden und ein 
Zusammengehörigkeitsgefühl entwickeln und 
stärken – Faktoren, die sowohl die Produktivität 
wie die subjektive Arbeitsqualität positiv beein-
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flussen können.4 Unter Bedingungen des mobilen 
oder verteilten Arbeitens und zunehmender Arbeit 
im Homeoffice, stellt sich aber die Frage, wie sehr 
eine (ständige) Anwesenheit für Kooperation und 
Kommunikation notwendig ist. Medienvermittelte 
Kommunikation kann hier möglicherweise nur 
bedingt als Kompensation fungieren, lässt sich 
dabei doch eine Neigung zur Betonung eines „ins-
trumentellen“ Austausches beobachten, mit dem 
eine Ausdünnung des betrieblichen Sozialzusam-
menhangs und die Reduzierung des informellen 
Wissensaustausches verbunden sein kann.5 

•	 Soziale Netzwerke und soziale Unterstützung: 
Soziale Beziehungen fördern in Unternehmen eine 
vertrauensvolle Kooperation, ermöglichen schnel-
le Informationsflüsse, befördern einen offenen 
Wissensaustausch und Kreativität.6 Mangelnde 
Vertrautheit untereinander, Gleichgültigkeit und 
Misstrauen wiederum bewirken über das Aus-
lösen negativer Emotionen ungünstige Effekte auf 
das Leistungsverhalten, das Krankheitsgeschehen 
und die Produktivität. Insbesondere die wech-
selseitige soziale Unterstützung stellt eine der 
wichtigsten arbeitsbezogenen Ressourcen dar.7 
Das gilt insbesondere in Krisen und anderen be-
sonders fordernden Belastungssituationen. Dabei 
kann die soziale Unterstützung von Kolleginnen 
und Kollegen ebenso wirksam sein wie die von 
Führungskräften.8 Der BAuA-Stressreport 20199 
zeigt auf Basis repräsentativer Daten, dass Be-
schäftigte in Deutschland das kollegiale Mitein-
ander im Allgemeinen recht positiv beschreiben 
und von einem guten Gemeinschaftsgefühl sowie 
einer guten Zusammenarbeit mit Kolleginnen und 
Kollegen berichten. Eine gute Unterstützung durch 
Vorgesetzte bestätigen über die Zeit stabil knapp 
60 Prozent der Beschäftigten.

•	 Führungs- und Unternehmenskultur: Gerade bei 
der Bewältigung von Krisen können Führungs-
kräfte eine wichtige Rolle einnehmen, weil sie 
Arbeit gestalten, als Vorbilder fungieren und 
Beschäftigten helfen, sich in unklaren Situa-
tionen zu orientieren.10 Führungskräfte haben 
Einfluss darauf, wie eine Situation bewertet wird. 
Sie können dabei sowohl einen konstruktiven 
Umgang mit einer Krisensituation fördern als 
auch Orientierung über eine schwierige Situa-
tion hinaus auf die gemeinsamen Ziele geben.11 
Transparente und fehlertolerante Unternehmens-
kulturen, die Beschäftigte partizipativ einbinden 
und Unternehmensstrategien offenlegen sowie 
Wertvorstellungen und Zielgrößen diskursiv ent-
stehen lassen, ermöglichen die lebendige Weiter-
entwicklung des sozialen Miteinanders.12

4	 Diewald/Nebe, 2020
5	 Kleemann, 2005
6	 Badura, 2008
7	 Demerouti et al., 2001; Drössler et al., 2016
8	 Karasek/Theorell, 1990
9	 BAuA, 2020

10	 Wegge et al., 2015
11	 Thomson et al., 2021
12	 Yue et al., 2019
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• Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft
schaffen verlässliche Rahmenbedingungen zur
Innovations- und Transformationsfähigkeit von
Betrieben und sind weiter zu stärken.

• Betriebe sind einmalige Lernorte und Integra-
tionsinstanzen und als diese zu bewahren.

Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft 
fördern betriebliche Innovations- und 
Handlungsfähigkeit in Krisenzeiten

Der Betrieb ist auch ein sozialer Ort, an dem Konflik-
te und Interessensunterschiede ausgehandelt und 
bearbeitet werden. Die betriebliche Interessenver-
tretung, Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft 
schaffen auch auf betrieblicher Ebene verlässliche 
Rahmenbedingungen und ermöglichen Formen der 
Bearbeitung unterschiedlicher Interessen. Mitbe-
stimmung fördert aber auch die Innovations- und 
Transformationsfähigkeit von Betrieben – gera-
de auch beim Experimentieren mit dem Einsatz 
neuer Technologien oder bei der Weiterbildung der 
Belegschaft, wenn sich ganze Geschäftsmodelle 
ändern.13 Schon die Finanzmarktkrise in den Jahren 
2008/2009 hat gezeigt, was sich auch in der aktu-
ellen Pandemie wieder bestätigt: Die Kooperation 
der Tarifparteien ebenso wie die aktive Gestaltungs-
fähigkeit der betrieblichen Interessenvertretungen 
im Betrieb bewährt sich gerade in Krisenzeiten 
nicht nur zu Beschäftigungssicherung,14 sondern 
auch beim Finden kreativer Lösungen zur Krisenbe-
wältigung. Die in der damaligen Krise vereinbarten 
gesetzlichen und tariflichen Regelungsmöglichkei-

ten wurden von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
sowie Interessenvertretungen in den Betrieben 
konkretisiert und umgesetzt. Auch in der Corona-
Krise setzen sich die Sozialpartner gemeinsam für 
einen erleichterten Zugang zur Kurzarbeit ein, um 
Arbeitsplätze zu erhalten und Kosten auf den Staat, 
Unternehmen und Beschäftigte zu verteilen. 

Betriebe sind Lern- 
und Innovationsorte

Betriebe sind Orte beständigen Wandels, von Inno-
vation und Lernen. Betriebliche Praktika und beruf-
liche Erstausbildung, lebenslanges Lernen und die 
Gestaltung eines lernförderlichen Umfelds – und 
vor allem immer wieder neue Anlässe für Fort- und 
Weiterbildung: All das passiert in ganz wesent-
lichem Umfang im Betrieb. Betriebe sind damit 
auch die Orte, die Beschäftigungssicherheit fördern, 
einem drohenden Fachkräftemangel begegnen und 
zeitgemäße Umfelder für Lernen und Innovation 
gestalten (vgl. Kapitel 5). In einer sich dynamisch 
wandelnden Arbeitswelt mit Tätigkeiten in wech-
selnden Teams und in völlig neuen Geschäftsmo-
dellen ist der Betrieb selbst auch Lerngegenstand: 
An ihm und in ihm bilden Beschäftigte die Fähigkeit 
aus, sich in immer neuen Prozessen und Kontexten 
kompetent zurechtzufinden und organisationalen 
Wandel aktiv mitgestalten zu können.15 Die dafür 
nötigen Fähigkeiten lassen sich am besten durch 
das Erleben von betrieblichen Abläufen und Struk-
turen erlernen – das macht den Betrieb als Lernort 
und Integrationsinstanz so einmalig.16 Gerade in der 
digitalen Transformation hat der Lernort Betrieb al-
les andere als ausgedient: Ihre Umsetzung erfordert 
in hohem Maße das Selbstorganisationspotenzial 
der Beschäftigten – ein Potenzial, das im betrieb-
lichen Umfeld entsteht und wirksam wird.17

13	 Haipeter, 2018; Schwarz-Kocher, 2011
14	 Haipeter, 2012

15	 Pfeiffer et al., 2017
16	 Pfeiffer et al., 2017
17	 Baumhauer et al., 2021
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Betriebe als Orte 
der Sozialintegration

Schließlich tragen Betriebe zur Teilhabe am Arbeits-
markt unterschiedlicher Beschäftigtengruppen und 
damit auch zur Sozialintegration bei. Die soziale 
Teilhabe wird dabei einerseits über die Sicherung des 
Lebensunterhaltes gewährleistet. Andererseits geht 
die betriebliche Teilhabe aber auch mit sozialen Kon-
takten und beruflicher Identität sowie der Chance auf 
soziale Anerkennung einher und ist damit bedeut-
sam für die Sozialintegration von vielen Beschäftig-
ten.18 Die Bedeutung der betrieblichen Integration als 
Einbindung in betriebliche Prozesse durch soziale 
Beziehungen zu Vorgesetzten und Kolleginnen und 
Kollegen ist vor allem auch für die Menschen von be-
sonderer Bedeutung, die mit besonderen Hürden bei 
der Integration in den Arbeitsmarkt und bei der Teil-
habe an Erwerbsarbeit konfrontiert sind.19 Hier über-
nimmt der Betrieb auch eine gesellschaftlich kaum 
durch andere Instanzen zu ersetzende Funktion.  

18	 Brussig et al., 2019; Tisch et al., 2017; Jahoda, 1982
19	 Plath et al., 1996
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2.3 DIE COVID-19-PANDEMIE ALS 
HERAUSFORDERUNG FÜR DEN 
BETRIEB ALS SOZIALEN ORT

Betriebe unter Anpassungsdruck

Trotz der massiven Beeinträchtigung der wirt-
schaftlichen Situation in Deutschland zeigt die 
Covid-19-Pandemie, dass sich viele Unternehmen in 
Deutschland in der Krise als überaus widerstands-
fähig erweisen. Die umfangreichen staatlichen 
Finanzpakete dürften hier einen abfedernden Effekt 
gezeigt haben. Vor allem haben viele Betriebe 
zügig durch Anpassung ihrer Geschäftsmodelle auf 
die Krise reagiert. Vielen Unternehmen gelang es 
gemeinsam mit ihren Beschäftigten, Produktions-
prozesse und Dienstleistungsangebote aufrecht-
zuerhalten und innovative Lösungen zu finden, 
wie die Wettbewerbsfähigkeit in der Krise erhalten 
und Beschäftigungsverhältnisse gesichert werden 
können. Sie entwickelten in extrem kurzer Zeit zum 
Teil neuartige Geschäftsmodelle, Produktportfolios 
und Dienstleistungsangebote, um Absatzeinbußen 
innovativ zu bewältigen. So zeigte sich in vielen 
Betrieben, dass Ideenreichtum erfolgreich mit be-

währten Praktiken zur kollektiven Problemlösung 
zusammengespielt haben. 

Dennoch ist es in vielen Branchen zu starken Ein-
brüchen der privaten Waren- und Dienstleistungs-
nachfrage gekommen. In anderen Wirtschaftsbe-
reichen ist die Nachfrage in der Covid-19-Pandemie 
hingegen angestiegen. Diese disruptiven Verände-
rungen gingen und gehen sowohl für Beschäftigte 
als auch für Betriebsleitungen mit vielfältigen 
Herausforderungen einher. Grenzschließungen 
als Reaktion auf die Virusausbreitung führten zu 
massiven Beeinträchtigungen der transnationalen 
und globalen Lieferketten, von denen insbeson-
dere das Verarbeitende Gewerbe betroffen war.20 
Produktionsabläufe mussten reorganisiert und Zu-
lieferketten gegebenenfalls verändert werden.21 Im 
Dienstleistungssektor sind insbesondere Bereiche 
mit direktem Kundenkontakt dazu gezwungen, in-
novative Wege zu finden, um ihre Geschäftsmodelle 
den veränderten Rahmenbedingungen anzupassen.

AUSWIRKUNGEN DER COVID-19-PANDEMIE 
AUF DEN BETRIEB ALS SOZIALER ORT 

In einer repräsentativen Befragung22 zu den Auswirkungen des ersten „Lockdowns“ 
im Frühjahr 2020 im Verarbeitenden Gewerbe gaben

•	 13 Prozent der Betriebe an, Umstrukturierungen in Produktion und Zuliefernetzwerke vor-
genommen zu haben,

•	 51 Prozent der Betriebe haben nur Produktion oder nur Zuliefernetzwerk umstrukturiert 

•	 und 36 Prozent der Betriebe berichteten von Umstrukturierungen in keinem Bereich.

20	 Fries et al., 2020
21	 Lerch et al., 2020
22	 Lerch et al., 2020, S. 8
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Die Covid-19-Pandemie trifft bestimmte 
Beschäftigtengruppen härter als andere

Tätigkeiten von gering qualifizierten oder gering 
verdienenden Beschäftigten rückten vermehrt in den 
Fokus. Sie spielen oft eine entscheidende Rolle für die 
Grundfunktionen des öffentlichen Lebens – wie die 
Versorgung von zu Pflegenden, Lieferketten oder die 
Lebensmittelversorgung –, müssen aber gleichzeitig 
unter großen Herausforderungen des Arbeits- und 
Infektionsschutzes verrichtet werden. Damit rückt 
die Covid-19-Pandemie vor allem den Aspekt der 
(kurzfristigen) Anpassungs- und Innovationsfähigkeit 
von Betrieben in den Blickpunkt, der wiederum stark 
vom sozialen Klima und dem Austausch sowie dem 
Engagement von Beschäftigen und Betriebsführungen 
abhängt. Dass es nicht allen Betrieben gelingt, ihre 
Funktionen in vollem Umfang weiter auszuführen, 
beispielsweise weil eine Verlagerung von Arbeit ins 
Digitale nicht möglich ist oder Branchenbeschränkun-
gen bestehen, findet unter anderem in den gestiegenen 
Zahlen von Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit seinen Aus-
druck. Für Erwerbstätige, die in Folge der Coronakrise 
von Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit betroffen sind, 
bedeutet die Covid-19-Pandemie damit den teilweisen 
oder gar vollständigen Wegfall des Betriebes als Ort 
der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration. Wie 
in den folgenden Abschnitten dargelegt wird, gilt dies 
aber auch zumindest teilweise für diejenigen Beschäf-
tigten, die im Zuge der Covid-19-Pandemie ihre Arbeit 
zunehmend ins Homeoffice verlagert haben.

Wachsende Bedeutung des betrieblichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes für den 
Infektionsschutz in der Covid-19-Pandemie

Für die Betriebe, deren wirtschaftliche Aktivität ganz 
oder in Teilen auch während der Covid-19-Pandemie 

aufrechterhalten werden kann, hat vor allem der 
Arbeits- und Infektionsschutz massiv an Relevanz 
gewonnen. Diesbezüglich kam den Beschäftigten 
innerhalb kürzester Zeit eine gestiegene Verantwor-
tung zu und das konsequente Einhalten betrieblicher 
Regelungen und verhaltenspräventiver Maßnahmen 
wurde zu einem wichtigen Element des Infektions-
schutzes. Gleichzeitig standen die Sozialpartner, 
ähnlich wie in vorangegangenen Krisen, in der Covid-
19-Pandemie gemeinsam vor der Aufgabe, Beschäf-
tigung zu sichern und die betrieblichen Prozesse 
soweit möglich aufrechtzuerhalten. Allerdings sah 
man sich – vor allem in Hinblick auf den Infektions- 
und Gesundheitsschutz – mit neuen, kollektiven 
Unsicherheiten konfrontiert. Um den Schutz der Be-
schäftigten sicherzustellen und ihrer Fürsorgepflicht 
nachzukommen, mussten Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber dringend notwendige Infektionsschutz-
maßnahmen so schnell wie möglich umsetzen. 



BETRIEB ALS SOZIALER ORT30

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Pandemiebedingte Maßnahmen des Infektions-
schutzes stellen eine Herausforderung für das 
soziale Miteinander im Betrieb dar.

•	 Diese Maßnahmen führen zu mehr Eigenver-
antwortung der Beschäftigten. Insbesondere 
das Arbeiten im Homeoffice birgt die Gefahr 
der Entgrenzung von Lebensbereichen. Einer 
Überlastung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern in Folge ausufernder Arbeitszeiten ist 
vorzubeugen.

•	 Die unterschiedliche Betroffenheit von Maßnah-
men wie Kurzarbeit oder des Arbeitens im Ho-
meoffice, kann zu neuen Ungleichheiten zwischen 
verschiedenen Beschäftigtengruppen führen oder 
bestehende Ungleichheiten verstärken.

2.3.1 HERAUSFORDERUNGEN FÜR DAS 
SOZIALE MITEINANDER IM BETRIEB

Pandemiebedingte Anpassungsmaßnahmen 
erschweren den Austausch im Betrieb

Kurzarbeit, Abstandsregelungen, Maskenpflicht, 
Schichtarbeit, geschlossene Kantinen und Homeoffice 
erschweren den kollegialen, sozialen Austausch. Vor 
allem die Folgen der Arbeit im Homeoffice aufgrund 
der Covid-19-Pandemie wurden mittlerweile einge-
hend untersucht. Dabei wird deutlich, dass die Mehr-
heit der Beschäftigten im Homeoffice den persön-
lichen Kontakt zu Kolleginnen und Kollegen vermisst 

und einige die unternehmensinterne Kommunikation 
als gefährdet betrachten.23 Gleichzeitig scheinen sich 
auch neue Formen der virtuellen Zusammenarbeit 
und Kommunikation herauszubilden: Während die 
erschwerte Zusammenarbeit mit Kolleginnen und Kol-
legen vor der Covid-19-Pandemie das am häufigsten 
angeführte Argument gegen die Arbeit von zu Hause 
darstellte, spielen Probleme bei der Zusammenarbeit 
während der Covid-19-Pandemie keine herausragende 
Rolle mehr (vgl. Abbildung 1).

Eigenverantwortung und Vertrauen spielen 
wichtige Rollen in der Covid-19-Pandemie

Das vermehrte Arbeiten aus dem Homeoffice geht 
jedoch auch mit Subjektivierung24 und Entgrenzung25 
einher und fordert von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zunehmend eigenverantwortliches 
Handeln. Dies kann von den Beschäftigten je nach 
Ausgestaltung der Rahmenbedingungen als Res-
source oder Anforderung wahrgenommen werden.26 
Das vermehrte Arbeiten im Homeoffice während 
der Covid-19-Pandemie dürfte die Entwicklung weg 
von einer direkten, kontrollorientierten hin zu einer 
indirekten, outputorientierten Steuerung von Büroan-
gestellten beschleunigt haben.27 

Letztere erfordert dabei zunächst einmal das grund-
sätzliche Vertrauen der Führungskräfte darin, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Arbeitsaufgaben 
auch ohne ständige Kontrollmöglichkeiten durch die 
Vorgesetzten ausführen. Damit geht eine stärkere 
Orientierung an den Arbeitsergebnissen statt an der 
aufgewendeten Arbeitszeit einher. Gleichwohl bedeu-
tet dies auch, dass Führungskräfte Ziele so formulie-
ren müssen, dass diese in der vertraglich vereinbarten 
Arbeitszeit zu erreichen sind, um Überlastungen von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Folge aus-

23	 Forsa, 2020; Krcmar/Wintermann, 2020, S. 5
24	 Böhle, 2017
25	 Kratzer, 2017
26	 Baeriswyl et al., 2018
27	 Krcmar/Wintermann, 2020, S. 10f.
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Abbildung 1: Hindernisse der Homeoffice-Nutzung vor und während der Covid-19-Pandemie aus Sicht der Beschäftigten
Anteil der befragten Beschäftigten in Prozent¹ 
¹ Werte gewichtet; bezogen auf Beschäftigte, die zum jeweiligen Zeitpunkt kein Homeoffice nutzen

Quelle: Frodermann et al., 2021, S. 5; LPP-Beschäftigtenbefragung

ufernder Arbeitszeiten und den damit verbundenen 
gesundheitlichen und sozialen Risiken zu vermeiden. 
Führung auf Distanz stellt somit hohe Anforderungen 
an Vorgesetzte, für die es entsprechender Kompeten-
zen bedarf. Die betrieblichen Verantwortlichen sind 
folglich gut beraten, entsprechende Qualifizierungs-
maßnahmen für ihre Führungskräfte anzubieten,28 
gerade da diesbezüglich nach wie vor Handlungsbe-
darf zu bestehen scheint.29

Gefahr neuer Ungleichheiten zwischen 
verschiedenen Beschäftigtengruppen

Die unterschiedliche Betroffenheit von Maß-
nahmen wie Kurzarbeit oder die Möglichkeit für 
einige Beschäftigtengruppen, weitgehend aus 
dem Homeoffice heraus zu arbeiten, kann zudem 
Fragmentierungslinien zwischen verschiedenen 
Beschäftigtengruppen, die bereits vor der Covid-

28	 Roscher/Begerow, 2020, S. 13
29	 Hofmann et al., 2021
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19-Pandemie bestanden, deutlicher zutage treten 
lassen.30 So hat etwa die zunehmende Verbreitung 
von Homeoffice nicht nur Auswirkungen auf diejeni-
gen Beschäftigten, die von zu Hause aus arbeiten, 
sondern betrifft den Betrieb als Ganzes. Zum einen 
kann die verringerte betriebliche Präsenz bestimm-
ter Beschäftigtengruppen den Austausch zwischen 
unterschiedlichen Funktionsbereichen, etwa zwi-
schen Produktionsarbeitenden und Büroangestellten, 
einschränken und damit negative Konsequenzen 
für den betrieblichen Zusammenhalt sowie die 
Produktivität zeitigen. Zum anderen lassen sich mit-
unter neue (bzw. alte) Spaltungslinien beobachten, 
nämlich zwischen Arbeiterinnen bzw. Arbeitern und 
interpersonell Dienstleistenden auf der einen Seite, 
die trotz der pandemischen Krisensituation weiter-
hin physisch im Betrieb anwesend sind, und (Büro-)
Angestellten auf der anderen Seite, die ihre Tätigkeit 
weitgehend von zu Hause – mit einem entsprechend 
geringeren Infektionsrisiko – ausüben können.31 

Hinweise darauf, dass diese Ungleichheiten zwi-
schen verschiedenen Gruppen im Betrieb durchaus 
wahrgenommen werden, finden sich in den Inter-

„Von Bedeutung bei der Krise sind insgesamt weniger die fachlichen Kompetenzen der Beschäf-
tigten als vielmehr Soft Skills wie emotionale Stabilität und ein gutes Selbstmanagement, zu dem 
auch die Fähigkeit gehört, sich gut abgrenzen zu können. Eine besondere Rolle spielt zudem die 
Sozialkompetenz, die es den Einzelnen ermöglicht, auch im Homeoffice den Kontakt zu Kolleg:in-

nen zu halten, sowie die Sozialkompetenz der Führungskräfte, die auch aus der Distanz heraus ein 
Gespür dafür entwickeln müssen, wie es den Mitarbeiter:innen geht.“ 

– Bewertung der Situation in einem großen Einzelhandelsunternehmens, basierend auf Interviews mit 
der Geschäftsführung und Personalabteilung 
(Quelle: Shajek/Thomsen 2021, S. 14)

views von Detje und Sauer, in denen von Arbeite-
rinnen und Arbeitern im produzierenden Gewerbe 
berichtet wird, die sich als „Beschäftigte zweiter 
Klasse“32 fühlen, die vor Ort und mit unmittelbaren 
Kontakten zusammenarbeiten müssen, während sich 
die Büroangestellten im „sicheren“ Homeoffice befin-
den. Auch in einer quantitativen Erhebung der BAuA 
und des IAB wird die Sorge vor neuen Ungleichheiten 
zwischen Beschäftigtengruppen von Teilen der Be-
triebe geäußert.33

Die Gefahr der Fragmentierung im Betrieb und damit 
einhergehende negative Folgen für das soziale Mitei-
nander scheinen vor allem dort zu bestehen, wo es zu 
(zwangsläufigen oder vermeidbaren) Ungleichbehand-
lungen zwischen verschiedenen Beschäftigtengrup-
pen kommt. Im Zuge der Covid-19-Pandemie hat sich 
gezeigt, dass Schutzmaßnahmen umfangreich und 
tätigkeitsspezifisch umgesetzt werden müssen, um 
die Risiken für alle Beschäftigten in ihren jeweiligen 
Arbeitskontexten konsequent zu minimieren. Wenn 
dies gelingt und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
an der Entwicklung und Umsetzung der Maßnahmen 
beteiligt sowie Führungskräfte und – soweit vorhan-

30	 Grimm et al., 2020, S. 318
31	 Grimm et al., 2020, S. 316
32	 Detje/Sauer, 2021, S. 62f.
33	 Backhaus et al., 2020a, S. 3
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den – Interessenvertretungen einbezogen werden, 
ist die Akzeptanz der betrieblichen Maßnahmen 
vergleichsweise hoch.34

Hohe Schnelligkeit und Flexibilität der 
betrieblichen Sozialpartner während der Krise

Betrachtet man die tarifparteilichen Abstimmungs-
prozesse während der Covid-19-Pandemie, lässt sich 
festhalten, dass mitbestimmungspflichtige Ent-
scheidungen, insbesondere zum Gesundheits- und 
Arbeitsschutz, zum Teil zunächst einseitig getroffen 
wurden und einige Betriebs- und Personalräte be-
richteten, dass einige anfängliche Maßnahmen im 
Verlauf der Covid-19-Pandemie nachjustiert werden 
mussten.35 Dort, wo die Beschäftigtenvertretungen in 
die Umsetzung des betrieblichen Infektionsschutzes 
einbezogen wurden, geschah dies häufig nicht unter 
der strikten Beachtung der verfassten Mitbestim-
mungsrechte. In vielen Fällen wurde dieses Vorgehen 
von den Betriebs- und Personalräten mit Verweis auf 
die gebotene Eile und die Befristung der entspre-

chenden Arbeitsschutzmaßnahmen auf die Zeit der 
Covid-19-Pandemie allerdings mitgetragen, wie das 
Beispiel des Servicebereichs Personal und Organisa-
tion der Region Hannover zeigt. 

Diejenigen Betriebe, die berichteten, dass beide Sozi-
alpartner in die Erarbeitung betrieblicher Regelungen 
involviert waren, gaben in begleitenden Untersuchun-
gen der BAuA gleichzeitig an, über gute Kenntnisse 
branchenspezifischer Arbeitsschutzempfehlungen 
zu verfügen.36 Ein rechtsicherer Rahmen für betriebli-
che Maßnahmen wurde durch die von Wissenschaft, 
Arbeitsschutzfachleuten und Sozialpartnern ge-
meinsam erarbeitete SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel 
geschaffen. Dies verdeutlicht die zentrale Bedeutung 
der Sozialpartner als Säule des Betriebs als sozialem 
Ort, auch und speziell in Krisensituationen.

„Die Mitbestimmung hat sich auch in dieser Krise bewährt, nicht zuletzt deshalb, weil sich der 
Personalrat in vielen Fällen als flexibel erwiesen hat und eine Vielzahl der getroffenen Entschei-
dungen nur als ‚vorläufige Maßnahmen‘ gelten, sodass nach Corona ein weiterer Klärungsbedarf 
aussteht. Der Personalrat konstatiert in diesem Zusammenhang einen Schub in der Verwaltung, 

weil alle Stakeholder erkannt haben, dass nur gemeinsam die Herausforderungen der Pandemie zu 
meistern sind. Die Identifikation der Mitarbeiter:innen mit ihrer Verwaltung wächst vor diesem Hinter-
grund. Das relativ gute verwaltungsinterne Klima ist vor allem von der Einsicht in die Sinnhaftigkeit des 
Verwaltungshandelns getragen, die in der Krise in ihrer ganzen Tragweite erfahren wird.“ 

– Bewertung der Situation im Servicebereich Personal und Organisation der Region Hannover, basie-
rend auf Interviews mit der Personalabteilung oder dem Gesamtpersonalrat 
(Quelle: Brandt 2021, S. 26)

34	 Adolph et al., 2021
35	 Detje/Sauer, 2021, S. 101 ff.
36	 Steidelmüller/Robelski, 2021
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•	 Der pandemiebedingt erschwerte kommunikati-
ve Austausch im Betrieb gefährdet die Innova-
tionsfähigkeit.

2.3.2 HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
DEN BETRIEB ALS LERN- UND 
INNOVATIONSORT

Die Coronakrise hat den Betrieb in seiner Gesamt-
heit auch als Lern- und Innovationsort beeinträch-
tigt. Am offenkundigsten wird dies anhand der 
gesunkenen Zahl der abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge. Zudem gibt es Hinweise darauf, 
dass im Laufe der Covid-19-Pandemie auch die 
betriebliche Weiterbildung zurückgegangen ist (vgl. 
Kapitel 5). Dies dürfte nicht nur Auswirkungen auf 
das vorhandene Fachkräftepotenzial sowie auf die 
individuelle Beschäftigungsfähigkeit von Beschäf-
tigten haben, sondern auch den Betrieb als Lernort 
direkt betreffen. 

Vielfältige Auswirkungen der Covid-19-Pandemie 
auf die Innovationsfähigkeit der Betriebe

Doch der Betrieb als Lern- und Innovationsort ist 
nicht nur durch den Rückgang strukturierter Aus- 
und Weiterbildungen betroffen. In Folge der betrieb-
lichen Infektionsschutzmaßnahmen ist auch der in-
formelle Austausch unter den Beschäftigten häufig 
nur äußerst eingeschränkt möglich, was gerade 
kreativitäts- und innovationsgetriebene Bereiche 
der Arbeitswelt vor Probleme stellt. Zudem ist zu 

erwarten, dass Betriebe mit einer Reduzierung von 
Investitionen sowie von Forschung und Entwick-
lung auf die wirtschaftliche Rezession reagieren 
werden.37 Erste Erkenntnisse zu Problemen kleiner 
und mittlerer Unternehmen bezüglich Forschungs-, 
Entwicklungs- und Innovationsprojekten im Zuge 
der Covid-19-Pandemie liefert eine nichtrepräsenta-
tive Online-Umfrage im Auftrag des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Energie (BMWi) vom April 
2020. Gefolgt von dem am häufigsten genannten 
Problem der Unsicherheit über den Zeitpunkt der 
Rückkehr zur gesellschaftlichen Normalität (59 %) 
wurde von den 1.792 teilnehmenden Unternehmen 
am zweithäufigsten (58 %) geäußert, dass der 
Mangel an physischen Treffen ein Problem für die 
Innovationsfähigkeit darstellt.38

Innovationen in den Betrieben scheinen demnach 
insbesondere auch von der Interaktion der betrieb-
lichen Akteurinnen und Akteure zu leben. Es ist 
folglich nicht sinnvoll, den direkten (physischen) 
Austausch für Beschäftigtengruppen, für die dies 
theoretisch umsetzbar wäre, nach dem Ende der 
Covid-19-Pandemie vollständig durch digitale Aus-
tauschformate zu ersetzen. Gleichwohl sollten die 
Inhalte von Aus- und Weiterbildungen zukünftig so 
erweitert werden, dass Beschäftigte dazu befähigt 
werden, die Anforderungen zu bewältigen, die mit 
einer zunehmend ortsflexiblen Arbeitsweise einher-
gehen. Hierzu zählen etwa Kompetenzen in digitaler 
Kommunikation sowie in der Selbstorganisation. 

37	 Dachs/Peters, 2020; Belitz et al., 2020
38	 BMWi, 2020
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•	 Die Covid-19-Pandemie gefährdet die Teilhabe 
am Arbeitsmarkt von Beschäftigtengruppen im 
unterschiedlichen Ausmaß.

2.3.3 HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE SOZIALE TEILHABE

Aus der Perspektive der Beschäftigten sind Betriebe 
auch soziale Orte, gewährleisten aber in erster Linie 
die Teilhabe am Arbeitsmarkt. Wie dargestellt, ist 
die Teilhabe am Arbeitsmarkt durch die Folgen der 
Covid-19-Pandemie für einige Beschäftigtengrup-
pen allerdings gefährdet. So kommt das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) beispiels-
weise zu der Erkenntnis, dass in der Coronakrise 
insbesondere Geringqualifizierte von Kurzarbeit 
und damit einhergehenden finanziellen Einbußen 
betroffen sind.39

39	 Schröder et al., 2020
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2.4 DIE BEDEUTUNG 
DES BETRIEBLICHEN 
GESUNDHEITSSCHUTZES

HERAUSFORDERNDE BEDINGUNGEN 
FÜR DEN GESUNDHEITSSCHUTZ 

Das Zusammenspiel von Plötzlichkeit und Ausmaß der Krise erforderten von den Akteurinnen 
und Akteuren des betrieblichen und überbetrieblichen Gesundheitsschutzes ein schnelles 

Handeln, dessen Umsetzung durch die zahlreichen Unsicherheiten und den Mangel an evidenzbasier-
tem Wissen gerade zu Beginn der Covid-19-Pandemie zusätzlich erschwert wurde. Es wurden dement-
sprechend große Kraftanstrengungen auf allen Ebenen unternommen, um die Arbeit in den Betrieben 
auch unter den Zeichen der Covid-19-Pandemie fortsetzen zu können.

Die Coronakrise hat nicht nur das Wirtschaftsleben 
stark beeinträchtigt , sondern darüber hinaus  zahl-
reiche und tiefgreifende Auswirkungen auf unter-
schiedliche Facetten des Betriebs als sozialem Ort. 
Von besonderer Bedeutung ist in diesem Kontext 
der betriebliche Infektions- und Arbeitsschutz, der 
im Zeitraum der Covid-19-Pandemie in den Fokus 
gerückt ist und betriebliche Abläufe zum Teil grund-
legend verändert hat. Im folgenden Abschnitt soll 
daher detaillierter beleuchtet werden, wie der betrieb-
liche Gesundheitsschutz in der Coronakrise umge-
setzt wurde, welche Herausforderungen es dabei zu 
bewältigen galt und welche zukünftigen Anforderun-
gen sich abzeichnen.

2.4.1 BETRIEBLICHER GESUNDHEITS-
SCHUTZ IN DER COVID-19-PANDEMIE

Allen Betrieben stellt sich angesichts der Covid-
19-Pandemie die herausfordernde Frage, wie 
Arbeitsabläufe verändert und Schutzmaßnahmen 
so implementiert werden können, dass die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer einem möglichst 
geringen Infektionsrisiko bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit ausgesetzt sind. 

Schnelle Erarbeitung verständlicher 
Regelungen zum Arbeitsschutz

Auf regulatorischer Ebene wird dies etwa anhand 
der Geschwindigkeit deutlich, in der die SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzregel, die den Arbeitsschutz in 
Bezug auf den betrieblichen Covid-19-Schutz kon-
kretisiert, erarbeitet und verabschiedet wurde. Auch 
die Unfallversicherungsträger und Gewerkschaften 
haben durch ihre schnelle Reaktion auf die Krise 
und die Veröffentlichung von Empfehlungen und 
Handreichungen zum betrieblichen Gesundheits-
schutz wesentlich dazu beigetragen, das Infektions-
risiko der Beschäftigten in Deutschland zu senken 
und die Arbeit in den Betrieben aufrechtzuerhalten. 
Eine umfassende Studie im Auftrag der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
unter Arbeitsschutzfachleuten ergab, dass der 
Kenntnisstand innerbetrieblicher Akteurinnen und 
Akteure dieser Regelwerke recht hoch ausgeprägt 
ist, mit beispielsweise 81 Prozent „teilweiser bis 
vollständiger Kenntnis“ der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel aus dem August 2020.40 Übergreifend 
werden die Regelwerke als verständlich, praxistaug-
lich und wirksam eingestuft.41

40	 Adolph et al., 2021
41	 Adolph et al., 2021
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Abbildung 2: Welche Infektionsschutzmaßnahmen wurden in den Betrieben umgesetzt?¹
Anteil der Betriebe in Prozent 
¹ Erhebung im Oktober 2020; Abweichungen von 100 rundungsbedingt

Quelle: Robelski et al., 2020, S. 2f; Befragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“
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Die meisten Betriebe haben coronabezogene 
Arbeitsschutzmaßnahmen umgesetzt

Dies spiegelt sich bei einem Perspektivwechsel hin 
zur betrieblichen Ebene auch in den Zahlen wider. Im 
Herbst 2020 führte das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) und die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) eine reprä-
sentative Befragung durch: Der größte Teil der Betrie-
be, denen die für sie geltenden branchenspezifischen 
Empfehlungen zum Umgang mit Covid-19 bekannt 
waren, gaben an, dass sie die Empfehlungen und die 
darin enthaltenen Pflichten der Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber als verständlich empfinden.42

Die klar formulierten Empfehlungen dürften somit 
einen nicht unerheblichen Teil dazu beigetragen 
haben, dass der Großteil der Betriebe rasch auf die 
Covid-19-Pandemie reagiert und entsprechende 
Infektionsschutzmaßnahmen umgesetzt hat. Dem-
entsprechend gaben rund 80 Prozent der Betriebe an, 
spezielle Regelungen zum Schutz vor dem Corona-
virus umgesetzt zu haben.43 Darüber hinaus kom-
men auch erste Beschäftigtenbefragungen aus der 
Frühphase der Covid-19-Pandemie, sowie Studien 
aus dem Herbst 2020 zu dem Ergebnis, dass viele 
Schutzmaßnahmen wie etwa die Einhaltung von 
Sicherheitsabständen, die Ausstattung mit Schutz-
ausrüstungen oder die Reduzierung der gleichzeitig 
anwesenden Personen im Betrieb vielerorts flä-
chendeckend oder zumindest teilweise umgesetzt 
worden sind.44

Neben der generellen Verbreitung coronabezogener 
Arbeitsschutzmaßnahmen wird die Bedeutung des 
betrieblichen Infektionsschutzes auch daran ersicht-
lich, dass die Geschäftsführungen über alle Betriebs-
größen und Wirtschaftszweige hinweg, in über 90 
Prozent der Betriebe an der Konzeption und Umset-

zung von Regelungen zum Schutz vor dem Coronavi-
rus beteiligt waren.45 Dies ist umso bemerkenswerter, 
da Arbeitsschutzthemen vor der Covid-19-Pandemie 
in den Betrieben bei strategischen Entscheidungen 
häufig nur nachrangig berücksichtigt worden sind.46

Arbeitsschutz in der Covid-19-Pandemie 
unter Beteiligung verschiedener Akteursgruppen

Dass im Zuge der Covid-19-Pandemie in vielen Be-
reichen ein kooperativer Umgang verschiedener Be-
teiligter gepflegt wurde, zeigt sich auch daran, dass 
neben den Geschäftsleitungen – wenn vorhanden 
– auch Zuständige bzw. Fachkräfte für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz sowie für Arbeitssicherheit, 
externe Beraterinnen bzw. Berater und die betrieb-
lichen Arbeitnehmervertretungen bei der Erstellung 
konkreter Regelungen involviert waren.47 Hierbei 
spielten auch die betrieblichen Beschäftigtenver-
tretungen eine wichtige Rolle: In 71 Prozent der Be-
triebe, in denen Arbeitnehmerinnen- und Arbeitneh-
mervertretungen vorhanden sind, wurden diese auch 
in die Konzeption und Umsetzung des betrieblichen 
Infektionsschutzes involviert.48 Gleichzeitig ist an-
zumerken, dass weniger als die Hälfte aller Betriebe 
vollständig sicherheitstechnisch und betriebsärztlich 
betreut werden und ein erheblicher Teil der (kleine-
ren) Betriebe nicht über einen Betriebsrat verfügt.

Die Partizipation unterschiedlicher Akteursgruppen, 
die ihre jeweilige Expertise in die Ausgestaltung des 
betrieblichen Arbeitsschutzes einbringen, hat sich 
dabei als ein wichtiger Erfolgsfaktor für den Umgang 
mit der Covid-19-Pandemie herauskristallisiert. Eine 
Studie unter betrieblichen Arbeitsschutzexpertinnen 
und -experten zeigt, dass trotz Unsicherheit und an-
fänglichen Unschärfen in der Regulation, Infektions-
schutzmaßnahmen sehr schnell umgesetzt worden 

46	 Hägele/Fertig, 2018; Sommer, 2018
47	 Robelski et al., 2020a, S. 1f.
48	 Steidelmüller/Robelski, 2021

42	 Robelski et al., 2020b, S. 1
43	 Robelski et al., 2020a, S. 1
44	 Holst et al. 2020, S. 31; Bertelsmann Stiftung, 2021
45	 Robelski et al., 2020a, S. 1
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sind. Im weiteren Verlauf der Covid-19-Pandemie 
hat sich das staatliche Regelwerk – im Besonderen 
die unter Beteiligung der Wissenschaft, der Arbeits-
schutzfachleute und der Sozialpartner erarbeitete 
SARS-CoV-2 Arbeitsschutzregel – als hilfreich er-
wiesen.49 Auch Studien auf Ebene der Beschäftigten 
bestätigen diese anfänglichen positiven Erfahrun-
gen. So war ein Großteil der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu Beginn der Pandemie grundsätzlich 
zufrieden mit den in ihrem Betrieb umgesetzten 
Infektionsschutzmaßnahmen50 und auch im ersten 
Lockdown (an Ostern 2020) sowie Ende November 
2020 berichtete die Mehrheit der Beschäftigten von 
guter Unterstützung und ausreichender Information 
durch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber.51

Verhaltensbezogene Infektionsschutzregelungen 
von besonderer Bedeutung 

In der Gesamtbetrachtung zeigt sich, dass in den 
Betrieben Verhaltens- und Hygienemaßnahmen zum 
Schutz vor Covid19 deutlich häufiger umgesetzt wor-
den sind als arbeitsorganisatorische oder technische 
Maßnahmen.52 Dies liegt darin begründet, dass sich 

verhaltensbezogene Regelungen im Allgemeinen 
deutlich schneller umsetzen ließen als arbeitsorgani-
satorische und technische Maßnahmen und dass sie 
darüber hinaus in der Regel mit geringeren Kosten 
einhergehen. Auch sind nicht bei allen Tätigkeiten 
technische und organisatorische Regelungen um-
setzbar; selbst dort wo diese umfangreich realisiert 
werden können, sind sie zudem mit personenbezo-
genen Maßnahmen zu ergänzen. Dementsprechend 
lassen sich Schichtzeiten nicht uneingeschränkt an-
passen oder ist die Arbeit von zu Hause aufgrund der 
zu verrichtenden Tätigkeiten nur für etwa die Hälfte 
der Arbeitsplätze grundsätzlich möglich.53 Dies führt 
für verschiedene Berufsgruppen auch zu einer unter-
schiedlichen Betroffenheit von gesundheitlichen 
Belastungen und Risiken in der Covid-19-Pandemie.54 

Eine Befragung von Expertinnen und Experten im 
Auftrag der BAuA55 zeigt die unterschiedliche Be-
troffenheit von Infektionsrisiken auf plastische Art 
und Weise:

Während der Kundenumgang in der Industrie als 
niedrig bis mittel riskant eingeschätzt wird, wird er 

52	 Robelski et al., 2020a
53	 Bellmann et al., 2020b; Alipour et al., 2020
54	 Pfeiffer, 2020
55	 Adolph et al., 2021

49	 Adolph et al., 2021
50	 Holst et al., 2020, S. 30
51	 psyGA, 2020

Eine Befragung von Expertinnen und Experten im Auftrag der BAuA55 zeigt die unterschied-
liche Betroffenheit von Infektionsrisiken auf plastische Art und Weise: 
 
Während der Kundenumgang in der Industrie als niedrig bis mittel riskant eingeschätzt wird, 

wird er im Gesundheits- und Sozialwesen mittel bis hoch und in der ambulanten Medizin entspre-
chend hoch eingeschätzt. 
 
In der Ausübung der Haupttätigkeit wird der Umgang der Beschäftigten untereinander in der öffent-
lichen Verwaltung als niedrig riskant eingeschätzt, in Kindertagesstätten hingegen mittel bis hoch 
riskant, ähnlich wie beispielsweise im Einzelhandel.
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im Gesundheits- und Sozialwesen mittel bis hoch 
und in der ambulanten Medizin entsprechend hoch 
eingeschätzt.

In der Ausübung der Haupttätigkeit wird der Umgang 
der Beschäftigten untereinander in der öffentlichen 
Verwaltung als niedrig riskant eingeschätzt, in 
Kindertagesstätten hingegen mittel bis hoch riskant, 
ähnlich wie beispielsweise im Einzelhandel.

Die Bedeutung verhaltensbezogener Maßnahmen 
verweist darauf, dass die Partizipation einer und 
eines jeden Einzelnen entscheidend ist, um die Arbeit 
im Betrieb auch in Krisenzeiten zu ermöglichen: Nur 
wenn sich Beschäftigte an die für alle geltenden 
Schutzmaßnahmen halten und ihr Handeln danach 
ausrichten, kann das Infektionsrisiko der anderen 
und damit auch die eigene Ansteckungsgefahr mini-
miert werden. Mit dem Andauern der Covid-19-Pan-
demie und den damit verbundenen Anstrengungen 
und Belastungen sind Verdrossenheit und Demoti-
vation wahrscheinlich. Umso wichtiger ist es, alle 
Betroffenen bei der Umsetzung von Maßnahmen ein-
zubeziehen,56 denn verhaltensbezogene Maßnahmen 
erfordern letztlich die Disziplin aller, um den Betrieb 
als sozialen Ort zu erhalten. 

56	 Adolph et al., 2021
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•	 Erfahrungen aus der Pandemie sollten für die 
weitere Gestaltung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes genutzt werden.

•	 Arbeitsschutzanwendungen können nur dann 
ihre Potenziale entfalten, wenn ihre Einführung 
und Umsetzung im Zusammenwirken und unter 
Berücksichtigung der verschiedenen betrieb-
lichen Akteurinnen und Akteure erfolgt.

•	 Auch in kleineren Betrieben sollte der Arbeits-
schutz gefördert werden.

2.4.2 ZUKÜNFTIGE HERAUSFORDERUN-
GEN FÜR DEN BETRIEBLICHEN 
GESUNDHEITSSCHUTZ 

Schon vor der Covid-19-Pandemie zeichnete sich ab, 
dass mit zunehmender räumlicher Flexibilität Proble-
me, arbeitsbedingte Belastungen und Gefährdungen, 
aber auch Gestaltungs- und Kooperationsmöglich-
keiten, beispielsweise im Rahmen der betrieblichen 
Mitwirkung, unsichtbarer werden und die Umsetzung 
von Maßnahmen der Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz57 erschweren. Führungskräfte und 
Arbeitsschutzakteurinnen und -akteure haben nur 
noch eingeschränkten Zugriff auf Beschäftigte, um 
für Aspekte des Arbeitsschutzes zu sensibilisieren, 
aber auch um deren arbeitsbedingte Belastungen zu 
erkennen. Die Beschäftigten haben gleichzeitig einen 
eingeschränkten Zugang zu verschiedenen arbeits-
schutzrelevanten Leistungen, wie etwa betriebliche 

Netzwerke oder präsenzgebundene Angebote. Eine 
vertiefte Kommunikation zwischen Führungskräften 
und Beschäftigten und auch ein entsprechender 
Aufbau von Gestaltungs- und Gesundheitskompeten-
zen sind wichtige Ressourcen, um die Chancen des 
Homeoffice bzw. mobiler Arbeitsformen nutzen und 
gut gestalten zu können.

Zudem kann der Einsatz digitaler Anwendungen zur 
Überwindung der Unsichtbarkeit von Fürsorgemög-
lichkeiten von Betrieben und Führungskräften und 
der Verfügbarkeit und Erreichbarkeit für Maßnahmen 
des betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
beitragen. Entsprechende Anwendungen ermög-
lichen es mittels kommunikativer Vernetzung oder 
Video- und Audioanwendungen auch außerhalb einer 
Arbeitsstätte tätige Personen in die betrieblichen 
Arbeitsschutzprozesse einzubinden und oder auch 
deren arbeitsbedingte Belastungen und Gefährdun-
gen zu erkennen. Auch hier gilt, dass die digitalen 
Arbeitsschutzanwendungen nur dann ihre Potenziale 
entfalten können, wenn ihre Einführung und Umset-
zung im Zusammenwirken und unter Berücksichti-
gung der verschiedenen betrieblichen Arbeitsschutz-
akteurinnen und -akteure erfolgt.

Arbeitsschutz auch in kleineren
Betrieben unterstützen

Zum anderen sollte als Folge der gestiegenen 
Aufmerksamkeit im Arbeitsschutz auch ein Fokus 
auf die Bedarfe und spezifischen Herausforde-
rungen von Kleinst- und Kleinbetrieben gelenkt 
werden. Diese verfügen im Gegensatz zu größeren 
Betrieben seltener über eine formale betriebliche 
Arbeitsschutzorganisation mit Fachkräften für 
Arbeitssicherheit und Betriebsärztinnen und -ärzte 
bzw. haben sehr viel häufiger keinen Zugang zu 

57	 Janda/Guhlemann, 2019
58	 Hägele/Fertig, 2018
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deren Expertise.58 Schon vor, aber auch besonders 
während der Covid-19-Pandemie sind es hier oft 
die Leitungsebenen, die sich neben allen anderen 
betrieblichen Entscheidungen zur Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit und des Überlebens des 
Betriebs auch um den Arbeitsschutz kümmern müs-
sen. Dazu fehlen diesen aber vielfach die zeitlichen 
Ressourcen, auch vorhandene Informations- und 
Unterstützungsangebote im Arbeitsschutz aktiv von 
sich aus wahrzunehmen. Mithin ist Arbeitsschutz in 
vielen kleineren Betrieben eher unsichtbar. 

Zwar sind in kleinen Betrieben aufgrund der im Ver-
gleich zu größeren Betrieben geringeren formalen 
Organisationsstruktur direkte Kommunikation und 
Zusammenarbeit zwischen Betriebsleitung und 
Beschäftigten vielfach häufiger und auch leichter zu 
realisieren und somit die Voraussetzungen für die 
gemeinsame Erarbeitung betriebsspezifischer und 
situationsgerechter Arbeitsschutz- und Gesundheits-
schutzmaßnahmen gegeben. Ohne vorhandenes 
Wissen über die sichere, gesundheitsförderliche 
und menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen können entsprechende Lösungen aber 
nur unzureichende Wirkungen für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten entfalten. Ein 
Schlüssel zu mehr Sichtbarkeit des Arbeitsschutzes 
in und für Kleinst- und Kleinbetriebe liegt hier vor 
allem im gemeinsamen und abgestimmten Handeln 
der überbetrieblichen bzw. institutionellen Arbeits-
schutzakteure.59

Vor dem Hintergrund des Infektionsschutzes spielt 
in der öffentlichen Debatte das Thema Homeoffice 
eine wichtige Rolle. Der vollständige Wechsel eini-
ger Beschäftigter ins Homeoffice kann in gewisser 
Weise als einer der einschneidendsten Arbeits-
schutzmaßnahmen im Hinblick auf das betrieb-

liche Miteinander angesehen werden, da hiermit 
die physischen Kontakte zum Teil auf null reduziert 
wurden. Wie sich die zunehmende Verbreitung von 
Homeoffice-Regelungen auf die Beschäftigten und 
den Betrieb ausgewirkt hat, soll daher im folgenden 
Kapitel als exemplarische Maßnahme ausführlicher 
betrachtet werden.

59	 Hägele/Fertig, 2018
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2.5 UNTER DEM BRENNGLAS: 
HOMEOFFICE

Im nachfolgenden Abschnitt wird anhand be-
stehender empirischer Erhebungen dargestellt, wie 
verschiedene betriebliche Akteure das Arbeiten im 
Homeoffice während der Covid-19-Pandemie erlebt 
haben. Welche Herausforderungen gab es für Be-
triebe und Führungskräfte? Welche Instrumente und 
Prozesse der betrieblichen Mitbestimmung und der 
Sozialpartnerschaft haben sich als erfolgreich erwie-
sen, um in der Krise Beteiligungsmöglichkeiten von 
Beschäftigten im Homeoffice zu sichern? Wie haben 
Beschäftigte im Homeoffice das soziale Miteinander 
erlebt, welche Gefahren und Vorteile sehen sie? Und 
was sind die Aussichten für die Zukunft?

2.5.1 HOMEOFFICE IN DER COVID-19-PAN-
DEMIE AUS SICHT VON BETRIEBEN UND 
UNTERNEHMENSVERANTWORTLICHEN

Die als Panel angelegte Betriebsbefragung „Betriebe 
in der Covid-19-Krise“, die das IAB unter Einbeziehung 
der BAuA durchführt, zeigt, dass die Betriebe im Laufe 
der Covid-19-Pandemie einer zunehmenden Zahl an 
Beschäftigten die Möglichkeit, im Homeoffice arbeiten 
zu können, eingeräumt haben: (vgl. Abbildung 3).60 
Insgesamt ermöglichten etwa 45 Prozent der Betriebe 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Ein „Zuviel“ an Homeoffice kann dazu führen, 
dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber aus Sicht 
der Beschäftigten „austauschbarer“ werden.

•	 Denn eine von den Beschäftigten geschätzte 
und mitgetragene Unternehmenskultur kann für 
Betriebe ein wichtiges Differenzierungsmerkmal 
bei der Rekrutierung von Fachkräften darstellen.

zumindest einem Teil ihrer Beschäftigten grundsätz-
lich das Arbeiten im Homeoffice. Dabei ist zu beach-
ten, dass sich überhaupt höchstens 56 Prozent der 
Arbeitsplätze für Homeoffice oder eine Mischform mit 
Präsenz eignen.61 In den vom IAB befragten Betrieben 
hatten vor der Covid-19-Pandemie etwa ein Viertel der 
Beschäftigten grundsätzlich die Möglichkeit von zu 
Hause aus zu arbeiten.62 Im Laufe der Pandemie ist 
dieser Anteil kontinuierlich auf bis zu 41 Prozent im 
Januar 2021 gestiegen.

Das Ausmaß der Homeoffice-Nutzung ist 
abhängig von der Betriebsgröße und 
Branchenzugehörigkeit

Es zeigen sich jedoch starke Unterschiede nach der 
Größe der Betriebe. So war laut Daten der genannten 
Studie „Betriebe in der Covid-19-Krise“ vom Dezem-
ber 2020 die teilweise Arbeit von zu Hause bei rund 
90 Prozent der Großbetriebe (mehr als 250 Beschäf-
tigte), aber nur bei rund einem Drittel der Kleinst-
betriebe (bis 9 Beschäftigte) möglich.63 Bei diesen 
Auswertungen wurden allerdings nur solche Betriebe 
berücksichtigt, die angaben, dass die Nutzung von 
Homeoffice zumindest für einen Teil der Beschäftig-
ten prinzipiell möglich ist. Ebenfalls deutlich fallen 
Unterschiede der Verbreitung von Homeoffice nach 
der Branchenzugehörigkeit der Betriebe aus.64 Dies 
dürfte damit zusammenhängen, dass ein Großteil 
der Tätigkeiten in einzelnen Branchen nicht für die 
Arbeit von zu Hause aus geeignet sind.65

Die Gründe gegen einen Ausbau von 
Homeoffice sind häufig mit dem Betrieb 
als sozialem Ort verbunden 

Ungeeignete Tätigkeiten sind auch der meistge-
nannte Grund (rund 63 %) gegen einen potenziellen 

61	 Alipour et al., 2020, S. 30
62	 vgl. auch Grunau et al., 2019, S. 1
63	 Bellmann et al., 2020b, S. 2
64	 Bellmann et al., 2020b
65	 Dass der Zugang zum Homeoffice nicht nur von den berufli-

chen Tätigkeiten abhängt, sondern auch durch die Betriebs-

größe beeinflusst wird, konnte Mergener (2020) zeigen. 

60	 IAB, 2021
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Ausbau von Homeoffice nach der Covid-19-Pande-
mie, wie eine Auswertung der repräsentativen IAB/
BAuA-Studie „Betriebe in der Covid-19-Krise“ vom De-
zember 2020 zeigt zeigt (vgl. Abbilldung 4).66 Rund 
55 Prozent der befragten Betriebe, welche die Arbeit 
im Homeoffice auch künftig nicht ausbauen wollen, 
nennt als Grund hierfür zudem, dass der Abstand 
die Zusammenarbeit erschwert. Jeweils weniger als 

die Hälfte der befragten Betriebe, welche die Arbeit 
im Homeoffice nicht ausbauen möchte, nennt als 
Grund hierfür die Unternehmenskultur (rund 39 %) 
oder eine fehlende technische Ausstattung (rund 30 
%), und nur jeder vierte Betrieb oder weniger nennt 
als Grund die geringe Produktivität (rund 25 %), den 
Datenschutz (rund 24 %), die Ungleichbehandlung 
von Mitarbeitenden (rund 22 %) oder mangelnde 

Abbildung 3: Möglichkeit zur Nutzung von Homeoffice vor und während der Covid-19–Pandemie
Anteil der Beschäftigten¹ in Prozent²
 ¹ Angaben der Betriebe, in denen mindestens ein Beschäftigter oder eine Beschäftigte Homeoffice nutzen kann
² gewichtete Mittelwerte 
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Quelle: IAB, 2021; Befragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“

66 Backhaus et al., 2020a, S. 3
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70	 Badura, 2008
71	 Backhaus et al., 2020a, S. 2

67	 Badura, 2008
68	 Ernst 2020, Hofmann u.a. 2020
69	 Ahlers u.a. 2021

Fähigkeit der Mitarbeitenden (rund 13 %) oder 
Führungskräfte (rund 11 %). In diesen Ergebnis-
sen deutet sich an, was als Fokus dieses Kapitels 
thematisiert wird. 

Die Ansicht von Badura67, dass soziale Aspekte des 
Betriebes wichtig sind, findet sich demnach auch in 
der Sicht der Unternehmensverantwortlichen wieder. 
Auch Beschäftigte erleben das soziale Miteinander 
und die Möglichkeiten zum Austausch als deutlich 
beeinträchtigt. So empfindet ein Großteil der Be-
schäftigten die Kommunikation mit Kolleginnen und 
Kollegen unter Homeoffice-Bedingungen als ein-
geschränkt.68 Dabei kann die direkte Kommunikation 
und der persönliche Austausch über digitale Wege 
nicht ausreichend ersetzt werden, zudem nimmt 
diese Beobachtung im Zeitverlauf zu: So stimmten 
im Juni 2020 noch 75 Prozent der Beschäftigten 
im Homeoffice dieser Aussage zu, im Januar 2021 
waren es schon 77 Prozent.69 

Nach der grundsätzlichen Nichtausführbarkeit von be-
ruflichen Tätigkeiten im Homeoffice betreffen die zwei 
meistgenannten Gründe gegen einen potenziellen 
Ausbau von Homeoffice Bedenken der Unternehmens-
verantwortlichen bezüglich des Betriebs als sozialem 
Ort. So befürchten einige Betriebe, dass die Arbeit auf 
Distanz die Zusammenarbeit erschwert oder dass 
die Unternehmenskultur darunter leidet. Denn eine 
von den Beschäftigten geschätzte und mitgetragene 
Unternehmenskultur kann für Betriebe ein wichtiges 
Differenzierungsmerkmal bei der Rekrutierung von 
Fachkräften darstellen. Mögliche negative Auswir-
kungen der vermehrten Arbeit im Homeoffice auf den 
sozialen Austausch im Betrieb und damit auf die Auf-
rechterhaltung und Weiterentwicklung geteilter Werte 
und Überzeugungen, durch die eine Unternehmens-
kultur gekennzeichnet ist, können in diesem Kontext 

dazu führen, dass Arbeitergeberinnen und Arbeitgeber 
aus Sicht der Beschäftigten „austauschbarer“ werden. 

Die Ansicht von Badura70, dass soziale Aspekte des 
Betriebes wichtig sind, findet sich demnach auch in 
der Sicht der Unternehmensverantwortlichen wieder. 
Die Studienergebnisse von Backhaus et al. zeigen 
auch, dass insgesamt 67 Prozent der Betriebe – deren 
Tätigkeiten grundsätzlich für die Arbeit im Homeof-
fice geeignet sind – den Umfang an Homeoffice auf 
das Maß vor der Coronakrise zurückführen wollen.71 
Andererseits geben etwa ein Fünftel der Betriebe 
an, die Arbeit von zu Hause auch nach der Krise im 
größeren Umfang fortzuführen. Auch hier zeigen sich 
Betriebsgrößeneffekte: So planen nur 11 Prozent der 
Kleinstbetriebe, aber 54 Prozent der Großbetriebe 
eine Ausweitung der Homeoffice-Möglichkeiten. Die 
begünstigenden Gründe für einen potenziellen Ausbau 
der Arbeit im Homeoffice sehen die Betriebe eher 
aufseiten der Beschäftigten. So gaben die Betriebe 
mit jeweils 73 Prozent an, dass die Flexibilität für Be-
schäftigte und die Vereinbarkeit der Lebensbereiche 
die wichtigsten Gründe für einen Ausbau von Homeof-
fice sind (vgl. Abbildung 5). Der am dritthäufigsten 
genannte Grund, die Steigerung der Attraktivität als 
Arbeitgeber, kann wohl als eine Folge der beiden erst-
genannten Gründe interpretiert werden. 

Eine Veröffentlichung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) gewährt einen 
detaillierteren Einblick, inwiefern Betriebe die Arbeit 
im Homeoffice förderten. Demnach haben 58 Pro-
zent der Betriebe, die das Arbeiten im Homeoffice 
während der Covid-19-Pandemie ausgeweitet haben, 
neue technische Hardware wie Laptops, Tablets, 
Webcams oder Headsets angeschafft, 47 Prozent 
der Betriebe gaben an, den IT-Support ausgebaut zu 
haben, 45 Prozent investierten in neue Software z. B. 
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Abbildung 4: Welche Gründe sprechen aus Sicht der Betriebe¹ gegen 
einen potenziellen Ausbau von Homeoffice nach der Covid-19-Pandemie?
¹ nur Betriebe, die Arbeit von Zuhause nicht ausbauen wollen (Anteil „trifft zu“); Werte hochgerechnet; Erhebung im Oktober 2020

Abbildung 5: Welche Gründe sprechen aus Sicht der Betriebe für 
einen potenziellen Ausbau von Homeoffice nach der Covid-19-Pandemie?1
¹ nur Betriebe, die Arbeit von Zuhause ausbauen wollen (Skala von 1 „stimme gar nicht zu“ bis 5 „stimme voll zu“, dargestellt ist 
der Anteil für 4 und 5); Werte hochgerechnet; Erhebung im Oktober 2020

Quelle: Basierend auf Backhaus et al., 2020b, S. 3; Befragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“
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72	 Bellmann et al., 2020b, S. 5
73	 Biebeler/Schreiber, 2020, S. 17 ff.
74	 Bellmann et al., 2020a, S. 3–4

für Videokonferenzen oder Projektplanung und rund 
20 Prozent gaben an, zusätzliche Schulungen im IT-
Bereich angeboten zu haben.72

Auch für die Ausbildung stellt das Homeoffice 
für viele Betriebe nur eine Ergänzung zur 
Anwesenheit im Betrieb dar

Im Zuge der Covid-19-Pandemie stellen sich für die 
Betriebe eine Vielzahl an neuen Herausforderungen, 
die auch den Betrieb als sozialen Ort betreffen. Einer 
dieser Aspekte, der auch vom verteilten Arbeiten 
betroffen ist, ist die Ausbildung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Eine Studie des Bundesinstituts für 
Berufsbildung (BIBB), die sich auf Daten stützt, die 
im Zeitraum von April bis September 2020 erhoben 
wurden, zeigt, dass rund ein Fünftel der 1.343 be-
fragten Ausbildungsverantwortlichen angab, dass ihr 
Betrieb das Ausbildungsgeschehen ins Homeoffice 
verlagert hat.73 Von diesem Mittel konnten, ent-
sprechend der oben angesprochenen branchen-
spezifischen generellen Ausführbarkeit von Tätig-
keiten im Homeoffice, nur 12 Prozent der Betriebe 
im Handwerk und nur 16 Prozent der Betriebe im 
Gastgewerbe Gebrauch machen. In diesen Branchen 
stellt das Homeoffice also auch für die Ausbildung 
keinen gleichwertigen Ersatz zur Präsenz im Betrieb 
dar. Deutlich wird in der Studie des BIBB zudem, 
dass auch wenn die Ausbildung grundsätzlich im 
Homeoffice stattfinden kann, bei Weitem nicht alle 
betrieblichen Aufgaben zu Hause bearbeitet werden 
können. Von den Betrieben, die angaben, dass sie 
Ausbildung im Homeoffice durchgeführt haben, be-
richteten lediglich rund 17 Prozent, dass alle betrieb-
lichen Aufgaben dort ausgeführt werden konnten. 
Rund 42 Prozent gaben an, dass einige betriebliche 
Aufgaben im Homeoffice erledigt werden konnten 
und bei rund 37 Prozent traf dies nur auf theoreti-

sche Inhalte zu. Hingegen berichteten 85 Prozent der 
befragten Betriebe, dass sich das Homeoffice für die 
Prüfungsvorbereitung von Auszubildenden anbieten 
würde. Als häufigster Grund der Betriebe, die ihr 
Ausbildungsgeschehen nicht in das Homeoffice ver-
lagerten, wurde genannt, dass es im Betrieb keine im 
Homeoffice durchzuführenden Aufgaben gibt (rund 
86 %). Der Betrieb als sozialer Ort wird allerdings 
auch für die Ausbildung von mehr als der Hälfte der 
Betriebe als wichtig erachtet. So erwähnten rund 54 
Prozent der Betriebe, dass die Ausbildung nicht im 
Homeoffice stattfand, weil die Anwesenheit im Be-
trieb gewünscht ist. Fehlende technische Möglichkei-
ten sprechen offenbar seltener gegen die Ausbildung 
im Homeoffice. So gaben nur rund ein Viertel der 
Betriebe dies als Grund an.  

Auch die Weiterbildung musste im Zuge der Covid-
19-Pandemie vielfach neu und häufig digital organi-
siert werden. Wie eine Studie des IAB zeigt, haben 
zwei Drittel der Betriebe, die in der Krise die Weiter-
bildung gefördert haben, hierfür E-Learning-Formate 
eingesetzt. Davon gaben etwas mehr als ein Drittel 
der Betriebe an, dass sie E-Learning während der 
Krise zum ersten Mal eingesetzt haben. 44 Prozent 
der Betriebe erwähnten, dass sie E-Learning schon 
vor der Krise genutzt haben, die Möglichkeiten aber 
ausgebaut haben, und jeder fünfte Betrieb hat E-Lear-
ning schon vor der Krise eingesetzt und das Niveau 
beibehalten.74



BETRIEB ALS SOZIALER ORT48

2.5.2 HOMEOFFICE IN DER 
COVID-19-PANDEMIE AUS SICHT 
VON INTERESSENVERTRETUNGEN 
UND SOZIALPARTNERN

Es zeigte sich zu Beginn der Covid-19-Pandemie, 
wie zuvor in der Finanzkrise 2008/2009,75 dass das 
Modell der Sozialpartnerschaft einen wichtigen Bau-
stein der Krisenbearbeitung darstellt. So wurden den 
Erfahrungen der Mitglieder des Rats der Arbeitswelt 
folgend eine Vielzahl der kurzfristig zu treffenden be-
trieblichen Entscheidungen zu Beginn der Coronakri-
se nur ermöglicht durch das seit Jahren gewachsene 
gegenseitige Vertrauen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände. Dement-
sprechend konnten auf kurzem Wege oft informell 
und pragmatisch gemeinsame Ziele definiert und 
entsprechende Beschlüsse gefasst werden. Bei-
spiele hierfür sind die während der Krise formulierten 
gemeinsamen Stellungnahmen der Sozialpartner 
zu Kurzarbeit und Homeoffice, sowie insbeson-
dere auch die Beteiligung von Vertreterinnen und 
Vertretern von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Die technologischen Voraussetzungen für die 
Arbeit im Homeoffice müssen von betrieblicher 
Seite gewährleistet sein.

•	 Dazu gehört auch die Ausstattung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sowie Betriebs- bzw. 
Personalräte mit technischen Kommunikations-
mitteln.

und Gewerkschaften in den staatlichen Arbeits-
schutzausschüssen, die dazu beitrug, dass innerhalb 
vergleichsweise sehr kurzer Zeit die SARS-CoV-2-Ar-
beitsschutzregel erarbeitet werden konnte.

Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel definiert Ho-
meoffice als eine Form des mobilen Arbeitens, die es 
Beschäftigten ermöglicht, nach vorheriger Abstim-
mung mit der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber 
zeitweilig im Privatbereich tätig zu sein.76 Daneben 
gibt die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern vor, „die bestehende Gefähr-
dungsbeurteilung und die festgelegten Maßnahmen 
des Arbeitsschutzes hinsichtlich eventuell zusätzlich 
erforderlicher Maßnahmen des betrieblichen Infek-
tionsschutzes zu überprüfen und gegebenenfalls zu 
aktualisieren“.77 In der Regelung ist zudem festgelegt, 
dass dies unter Beteiligung von Beschäftigtenvertre-
tungen beziehungsweise dort, wo keine Vertretung 
vorhanden ist, unter der Beteiligung von Beschäftig-
ten durchgeführt werden soll. 

Gesetzliche Rahmenbedingungen ermöglichen 
Handlungsfähigkeit für Interessenvertretungen

Neben der Neuformulierung der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel wurde auch das Betriebsverfassungs-
gesetz im Zuge der Coronakrise angepasst. Das 
Betriebsverfassungsgesetz regelt die Informations-, 
Konsultations- und Mitbestimmungsrechte der be-
trieblichen Interessenvertretungen. Um es diesen zu 
ermöglichen, virtuelle Betriebsratssitzungen abzu-
halten und Beschlüsse zu fassen, wurden zu Beginn 
der Corona-Schutzmaßnahmen im April 2020 von der 
Bundesregierung Sonderregelungen des Betriebs-
verfassungsgesetzes beschlossen. Die Laufzeit 
dieser Sonderregelungen ist zunächst bis zum 30. 
Juni 2021 begrenzt.78 Im Hinblick auf das Thema 

78	 Neben der Nutzung von Audio- und Videokonferenzen wurde 

verabschiedet, dass bestehende Personalvertretungen bis 

zum Abschluss der Wahlen geschäftsführend im Amt blei-

ben sowie dass bei Wahlen, in denen eine Stimmabgabe in 

der Dienststelle voraussichtlich nicht sichergestellt werden 

kann, anstelle oder ergänzend zur Präsenzwahl eine Brief-

wahl durchführbar ist.

75	 Haipeter, 2012
76	 BAuA 2021, S. 3
77	 BAuA 2021, S. 4
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Homeoffice kommt den Personalräten zudem durch 
das Bundespersonalvertretungsgesetz ein Mitbe-
stimmungsrecht einschließlich des Initiativrechts (§ 
70 BPersVG) bei Regelungen hinsichtlich der „Gestal-
tung der Arbeitsplätze“ (§ 75 Abs. 3 Nr. 16 BPersVG) 
zu. So können Personalräte Dienstvereinbarungen 
zur Gestaltung von Arbeitsplätzen im Homeoffice 
initiieren. Für Betriebsräte gibt es dafür bislang keine 
Rechtsgrundlage.

Detje und Sauer kommen in einer Studie auf Basis 
von qualitativen Interviews mit Interessenvertretun-
gen in Betrieben zu dem Schluss, dass „die in der 
Corona-Krise ausgelöste Welle mobilen Arbeitens 
weitgehend ungeregelt durch Betriebe und Verwal-
tungen geschwappt ist und, wenn überhaupt, dann 
aktuell nur Betriebsvereinbarungen zur Arbeitszeit 
abgeschlossen wurden.“79 Ortflexibles Arbeiten war 
allerdings auch vor dem Ausbrauch der Covid-19-Pan-
demie weitgehend ungeregelt.80 Liegen betriebliche 
Regelungen allerdings vor, so kann dies eine stärkere 
Nutzung von Homeoffice begünstigen und trägt auch 
zu besseren Arbeitsbedingungen bei, wie Auswertun-
gen der BAuA-Arbeitszeitbefragung zeigen.81 Aktuelle 
Studienergebnisse des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) zeigen, dass das Vorhanden-
sein formaler betrieblicher Regeln zum Homeoffice 
mit einem höheren Anteil der Belegschaft mit Ho-
meoffice-Möglichkeit einhergehen.82

 
Homeoffice als Chance und Risiko für 
die Arbeit von Interessenvertretungen

Aus dem ortsflexiblen Arbeiten ergeben sich für 
Interessenvertretungen jedoch auch Probleme hin-
sichtlich der Ansprache der Beschäftigten. Durch 
die Arbeit im Homeoffice findet Kommunikation 
überwiegend digital statt und nimmt den Charakter 

von „virtuellem Schnittstellenmanagement“ an, was 
die Grundlagen von organischer Solidarität schwächt 
und die kollektive Interessenvertretung erschwert.83 
Entsprechende Aussagen finden sich ebenfalls in 
dem Interviewmaterial von Detje und Sauer.84 Dem-
nach berichten zwei der befragten Betriebsräte unter 
anderem davon, dass das „soziale Gefüge“ unter der 
krisenbedingten vermehrten Arbeit im Homeoffice 
leide bzw. Homeoffice für das soziale Miteinander 
im Betrieb „überhaupt nicht gut“ sei. In den Inter-
views von Detje und Sauer äußern sich die befrag-
ten Betriebsräte schließlich insgesamt ambivalent 
bezüglich der geänderten Möglichkeiten der Kom-
munikation.85 Als Einschränkung ihrer Handlungs-
fähigkeiten werden insbesondere die wegfallenden 
Versammlungsmöglichkeiten in Präsenz betrachtet. 
Die virtuellen Lösungen werden von einigen der 
befragten Interessenvertretungen aber dennoch als 
Ergänzung zum Präsenzprinzip gesehen und wieder 
andere „sehen in der vermehrten Nutzung der neuen 
Medien die Zukunft der Gewerkschaftsarbeit und 
neue Chancen für eine aktivierende, beteiligungs-
orientierte Interessenpolitik“.86

79	 Detje/Sauer, 2021, S. 89
80	 BMAS, 2015
81	 Backhaus et al., 2020b
82	 Bellmann et al., 2020b

83	 Mayer-Ahuja/Detje, 2020
84	 Detje/Sauer 2021, S. 93 ff.
85	 Detje/Sauer, 2021, S. 131 f.
86	 Detje/Sauer, 2021, S.109 ff.
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2.5.3 HOMEOFFICE IN DER 
COVID-19-PANDEMIE AUS
SICHT VON BESCHÄFTIGTEN

Wie haben Beschäftigte im Betrieb das – in weiten 
Teilen unvorbereitete – Arbeiten auf Distanz im ver-
ordneten Homeoffice im Verlauf der Pandemie wahr-
genommen? Welche Vorteile und Schattenseiten 
haben sie erlebt? Und wie schätzen sie die Zukunft 
des Homeoffice nach der Covid-19-Pandemie ein? 

Im März 2020 wurden mit dem ersten Lockdown 
innerhalb kürzester Zeit teilweise große Teile der 
Belegschaften ins Homeoffice geschickt, um dem 
Infektionsschutz gerecht zu werden.87 Zu Beginn der 
Coronakrise arbeiteten deshalb so viele Beschäf-
tigte wie noch nie zuvor im Homeoffice: Studien 
des IAB zeigen, dass bereits im Mai 2020 knapp 39 
Prozent der Beschäftigten nach eigenen Angaben 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Dort, wo ortsflexibles Arbeiten betrieblich um-
setzbar ist, empfiehlt der Rat einen gesunden 
Mix aus Präsenzbetrieb und ortsflexiblem 
Arbeiten. Dabei sollte die Zahl der betrieblichen 
Arbeitsplätze nicht unangemessen reduziert 
werden, um sowohl ein Mehr an Flexibilitätssou-
veränität als auch die betriebliche Anbindung 
der Beschäftigten zu gewährleisten.  

•	 Die Auswirkungen des Arbeitens im Homeoffi-
ce unterscheiden sich für Frauen und Männer. 
Insbesondere in der Pandemie hat sich gezeigt, 
dass hiermit die Gefahr einer Re-Traditionalisie-
rung von Geschlechterrollen einhergeht.

die Möglichkeit hatten, im Homeoffice zu arbeiten.88 
Während die vollständige Arbeit aus dem Homeoffi-
ce vor der Covid-19-Pandemie noch die Ausnahme 
darstellte, berichten im Mai 2020 46 Prozent der 
Männer und 43 Prozent der Frauen mit Homeoffice-
Option, ihre komplette Arbeitszeit im Homeoffice 
verbracht zu haben.89 Ergebnissen der Hans-Bö-
ckler-Stiftung zufolge waren im April 2020 27 Pro-
zent der Erwerbstätigen überwiegend oder immer 
von zu Hause aus tätig. Mit den Lockerungen beim 
Infektionsschutz sank die Zahl der überwiegend 
im Homeoffice arbeitenden Beschäftigten im Juni 
dann auf 16 Prozent, um im Januar wieder auf etwa 
ein Viertel der Beschäftigten zuzunehmen.90 Von 
zu Hause aus arbeiteten vor der Krise überwiegend 
höher Qualifizierte und der Anteil an Männern und 
Frauen, die regelmäßig von zu Hause aus arbeiten, 
hat sich erst kürzlich angeglichen.91 

Vor- und Nachteile des Homeoffice in der 
Covid-19-Pandemie aus Sicht der Beschäftigten

Obwohl der überwiegende Anteil Beschäftigter vor 
der Covid-19-Pandemie wenig bis gar keine Erfahrung 
mit dem Homeoffice hatte, zeigte sich eine große 
Zahl von Befragten in verschiedenen Studien trotz 
anfänglicher technischer Probleme und familiärer 
Belastungen infolge der Schließung von öffentlichen 
Betreuungseinrichtungen überwiegend zufrieden mit 
ihren Arbeitsbedingungen. Dabei waren zu Beginn der 
ersten Kontaktbeschränkungen die Rückmeldungen 
an vielen Stellen positiv, insbesondere die höhere 
Produktivität wurde in einigen Studien berichtet.92 
Allerdings wurden auch negative Effekte, insbeson-
dere durch die Kinderbetreuung und soziale Isolation, 
angegeben.93 Befragungen zum Zeitpunkt der zweiten 
Welle bzw. der erneuten Kontaktbeschränkungen 
zeigen eine Veränderung des Stimmungsbilds. Es wird 

87	 Grunau, et al., 2020 88	 Frodermann et al., 2021, S. 2
89	 Frodermann et al., 2021, S. 3
90	 Hans-Böckler-Stiftung, 2021
91	 Tisch et al., 2020
92	 Kunze et al., 2020; Ernst, 2020
93	 Arntz et al., 2020; Bujard et al., 2020; Bünning et al., 2020; 

Jessen et al., 2020
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berichtet, dass viele Beschäftigten sich eine hybride 
Form wünschen, also eine Kombination aus der Arbeit 
von zu Hause aus und im Betrieb.94 Frodermann et al. 
kommen außerdem zu dem Ergebnis, dass rund 60 
Prozent der Beschäftigten im Homeoffice dieses als 
hilfreich und wenig oder gar nicht belastend empfin-
den.95 Haben Personen schon vor der Pandemie von 
zu Hause aus gearbeitet, nehmen sie das Homeoffice 
deutlich positiver wahr. Bedenklich ist jedoch, dass 
etwa ein Drittel keinen eingerichteten Arbeitsplatz zur 
Verfügung hat und z. B. am Küchen- oder Esstisch 
arbeitet. Im Rahmen der Studien wurde auch unter-
sucht, welche Nachteile die befragten Beschäftigten 
durch das Arbeiten auf Distanz erleben. Die Befragten 
bemängelten in einer Studie der DAK vom Mai 2020 
vor allem den verringerten direkten Kontakt zu den 
Kolleginnen und Kollegen und die Möglichkeit, sich 
kurzfristig – auch mit der Führungskraft – zu bespre-
chen. Rund die Hälfte der Befragten empfand es darü-
ber hinaus als unangenehm, dass eine klare Trennung 
von Berufs- und Privatleben schwierig war.96 Bei einer 
Befragung unter abhängig Beschäftigten in Bayern 
im November 2020 gaben allerdings deutlich weniger 
Befragte an, dass der fehlende direkte Kontakt die 
Arbeit erschwert. Dafür fanden nun mehr Befragte, 
dass sich Arbeit und Privates im ihrem Homeoffice 
stärker vermischen.97 Die zunehmende Entgrenzung 
geht häufig mit erweiterter Erreichbarkeit einher und 
kann aufgrund von mangelnder Erholung zu gesund-
heitlichen Problemen führen. So zeigt ein umfassen-
des Literaturreview der BAuA, dass Entgrenzung und 
fehlendes „Abschalten“ (Detachement) mit negativen 
Auswirkungen auf sowohl die psychische als auch die 
physische Gesundheit einhergeht.98 Eine Studie des 
Fraunhofer-Instituts für Arbeitswirtschaft und Organi-
sation unter Personalverantwortlichen zeigt in diesem 
Zusammenhang, dass die Mehrheit der Befragten 
negative Auswirkungen der Entgrenzung beobachtet.99

Die Auswirkungen der Arbeit im Homeoffice 
unterscheiden sich für Frauen und Männer: 
Gefahr der Re-Traditionalisierung 

In den Studien finden sich Hinweise darauf, dass 
Bewertungen der Vor- und Nachteile des Homeoffice 
in Coronazeiten von unterschiedlichen Beschäftigten-
gruppen unterschiedlich wahrgenommen werden. 
Ergebnisse der repräsentativen Panel-Studie der Hans-
Böckler-Stiftung deuten darauf hin, dass in der Covid-
19-Pandemie eine ungleiche Risikoverteilung bei den 
Geschlechtern nicht primär durch das Homeoffice, 
sondern die sozioökonomischen Rahmungen in den 
Paarhaushalten verstärkt werden.100 Ergebnissen 
der Studie von April 2020 zufolge haben in Haushal-
ten mit mindestens einem Kind unter 14 Jahren 27 
Prozent der Frauen, aber nur 16 Prozent der Männer 
ihre Arbeitszeit reduziert, um die Kinderbetreuung zu 
gewährleisten. Besonders benachteiligt sind hierbei 
geringverdienende Frauen mit Sorgeverantwortung, 
da sie aufgrund ihrer Tätigkeiten oft weniger Chancen 
haben, im Homeoffice zu arbeiten und damit zumin-
dest Gehaltseinbußen vermindern zu können.101 Die Er-
gebnisse werden durch eine repräsentative Studie der 
Bertelsmann Stiftung bestätigt.102 In der Untersuchung 
zeigt sich dabei, dass sich fast die Hälfte der Frauen 
durch die Belastungen durch die Covid-19-Pandemie 
an ihre körperlichen, psychischen und emotionalen 
Grenzen gebracht fühlt. Unter den Männern räumen 
dies mit 30 Prozent deutlich weniger Befragte ein. 
Unter den Frauen befürchtet darüber hinaus fast die 
Hälfte, dass nach der Krise weiterhin die Familien-
arbeit überwiegend den Frauen zufallen wird und sie 
damit Abstriche in der Ausübung ihres Berufs in Kauf 
nehmen müssen.103 

Derzeit machen viele Beschäftigte erstmalig Erfah-
rung mit Homeoffice, andere arbeiten deutlich mehr 

94	 Kunze/Zimmermann, 2020
95	 Frodermann et al., 2021, S. 1
96	 DAK, 2020, S.19
97	 Forsa, 2020, S.9 ff.
98	 Wendsche/Lohmann-Haislah, 2016
99	 Hofmann et al., 2021

100	Kohlrausch, 2020; Kohlrausch/Zucco, 2020
101	Kohlrausch/Zucco, 2020, S. 9
102	Bertelsmann Stiftung, 2021
103	von Würzen, 2020, S. 2–3
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von zu Hause aus als vor der Covid-19-Pandemie. Der 
Großteil der Beschäftigten berichtet von positiven 
Erfahrungen und möchte auch nach Ende der Covid-
19-Pandemie die Möglichkeit haben, zeitweise von zu 
Hause aus zu arbeiten. Fragt man nach dem Umfang 
der gewünschten Arbeit zu Hause zeigt sich ein 
heterogenes Bild. Die Mehrheit (etwas mehr als ein 
Drittel der Beschäftigten mit grundsätzlicher Homeof-
fice-Möglichkeit) präferiert einen flexiblen Umgang 
mit Homoffice (vgl. Abbildung 6). Knapp ein weiteres 
Drittel kann sich vorstellen, zwei oder drei Tage in 
der Woche von zu Hause aus zu arbeiten Hause aus 
zu arbeiten (vgl. Abbildung 6).Personen, die derzeit 
keine Möglichkeit zur Arbeit im Homeoffice haben, 
wünschen sich diese mehrheitlich auch nicht – in 
erster Linie, weil ihre Tätigkeiten nicht für das Ho-
meoffice geeignet sind. Allen Studien zufolge hat sich 
in der Covid-19-Pandemie gezeigt, dass zeitweises 

Arbeiten im Homeoffice grundsätzlich von einer 
großen Mehrheit der Nutzerinnen und Nutzer auch 
weiterhin grundsätzlich gewünscht und geschätzt 
wird. Es gibt in den Studien Hinweise darauf, dass 
Probleme des sozialen Miteinanders – insbesonde-
re der fehlende persönliche Kontakt zu Kolleginnen 
und Kollegen sowie Vorgesetzten – im Verlauf der 
Covid-19-Pandemie durch die verstärkte Nutzung al-
ternierender Arbeit von zu Hause aus und im Betrieb, 
sowie den Einsatz unterschiedlicher Kommunika-
tionssysteme und -formen zu überwinden versucht 
wurden. Für die Zeit nach der Covid-19-Pandemie 
gilt es aus den Erfahrungen zu lernen und betrieb-
liche Regelungen zur Arbeit von zu Hause aus zu 
treffen, die ein soziales Miteinander ermöglichen, 
die betriebliche Fragmentierung entlang von Berufs-
gruppen verhindern und ein gesundes Arbeiten auch 
aus dem Homeoffice ermöglichen. 

Abbildung 6: Wie oft wollen Beschäftigte nach der Covid-19-Pandemie im Homeoffice arbeiten?
Anteil der befragten Beschäftigten in Prozent¹ 
¹ Werte gewichtet; Erhebung im August 2020

Quelle: Frodermann et al., 2021, S. 9; IAB-HOPP
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2.6 KOOPERATION ALS 
ZENTRALER FAKTOR DER 
BETRIEBLICHEN PANDEMIEBEWÄLTIGUNG

Die Coronakrise hat einen Großteil der Betriebe und 
Verwaltungen aufgrund der gebotenen Infektions-
schutzmaßnahmen, insbesondere der Kontaktbe-
schränkungen, innerhalb kürzester Zeit zu erhebli-
chen Anpassungen gezwungen. So mussten Betriebe 
so weit wie möglich Maßnahmen zur räumlichen 
oder zeitlichen Distanzierung umsetzen, um den 
Gesundheitsschutz für die Beschäftigten zu gewähr-
leisten. Gleichzeitig galt es auch, die Wettbewerbs-
fähigkeit in der Covid-19-Pandemie aufrechtzuhalten. 
Dies hat die Arbeitsprozesse erheblich verändert 
– sowohl für diejenigen Beschäftigten, denen es 
möglich ist, ihre Arbeit (zeitweise) im Homeoffice zu 
verrichten, als auch für diejenigen, für die das Arbei-
ten im Homeoffice keine Option darstellt und bei 
denen gerade deshalb eine Vielzahl von Veränderun-
gen, zum Beispiel bei Kundenkontakten, individuel-
lem Hygieneverhalten, technischen Maßnahmen zum 
Luftaustausch am Arbeitsort und weiteren Aspekten, 
notwendig waren.

Alle betrieblichen Akteurinnen 
und Akteure haben wichtige 
Beiträge geleistet

Diese besondere Situation durch die Coronakrise 
verdeutlicht einmal mehr, welche Funktionen der Be-
trieb als sozialer Ort erfüllt. Er ist ein Ort der Teilhabe 
und der Sozialintegration, ein Ort des Lernens und 
der Innovation. Vor allem ist er aber auch ein Ort des 
sozialen Miteinanders. Sei dies in Form von Netz-
werken, die soziale Unterstützung generieren, oder 
in Form der Sozialpartnerschaft, die aufbauend auf 
gewachsenem gegenseitigem Vertrauen schnelle be-
triebliche Lösungen ermöglicht. Aus Sicht des Rats 
der Arbeitswelt ist es insbesondere dieses soziale 
Miteinander im Betrieb, das die Auswirkungen der 
Krise für die Betriebe „bearbeitbar“ macht. 

Es muss daher den Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern für die Wahrnehmung ihrer unternehmerischen 
Verantwortung genauso wie den Beschäftigten Wert-
schätzung für die aufgebrachte Eigenverantwortung 
entgegengebracht werden, den Betrieb am Laufen zu 
halten. Gleichzeitig muss auch die besondere Rolle 
der Sozialpartnerschaft betont werden, die es ermög-
lichte, innerhalb kürzester Zeit gemeinsame Ziele zu 
identifizieren und Beschlüsse zu fassen. Es ist in der 
Krise von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern sowie 
Beschäftigten Erstaunliches geleistet worden. Zudem 
sollte die unterschiedliche Betroffenheit von ganzen 
Betrieben, aber auch von einzelnen betrieblichen Ak-
teurinnen und Akteuren berücksichtigt werden, für die 
eventuell besondere Risiken bestehen. Es soll daher in 
den folgenden Handlungsempfehlungen abgesteckt 
werden, was gut und was weniger gut funktioniert hat. 
Was kann also aus der Krise mitgenommen werden 
und was gilt es, in Zukunft besser zu machen?

DER RAT EMPFIEHLT

Die Covid-19-Pandemie hatte und hat mas-
sive Beeinträchtigungen der Arbeitswelt zur 
Folge, im Zuge derer die „normalen“, eingeüb-
ten wirtschaftlichen und arbeitsorganisatori-
schen Abläufe gestört wurden oder gänzlich 
zum Erliegen kamen. Zum Schutz vor dem 
Virus wurde vielerorts ein breites Portfolio an 
betrieblichen Arbeits- und Infektionsschutz-
maßnahmen umgesetzt. Wo dies möglich 
war, wechselten viele Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ins sogenannte Homeoffice, 
um das Risiko einer Ansteckung zu minimie-
ren. Dabei haben die Erfahrungen aus der 
Covid-19-Pandemie deutlich gemacht, dass 
ortsflexibles Arbeiten prinzipiell für mehr 
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Beschäftigte umsetzbar ist, als zuvor ange-
nommen wurde. Gleichzeitig sind die Risiken 
und Einschränkungen, die mit einer stärker 
digitalisierten und ortsflexiblen Arbeitsweise 
verbunden sind, deutlich zutage getreten. 
Trotzdem haben die betrieblichen Akteurin-
nen und Akteure in vielen Fällen Wege ge-
funden, um das wirtschaftliche Fortbestehen 
des Betriebs mit dem Gesundheitsschutz 
der Mitarbeitenden in Einklang zu bringen 
bzw. das Funktionieren von öffentlichen 
Dienstleistungen zu gewährleisten. Hierbei 
erwiesen sich insbesondere die Partizipation 
der Beschäftigten und der Einbezug ihrer 
Perspektive als wesentliche Faktoren für die 
oftmals erfolgreiche Reaktion auf die Krise. 

Die Covid-19-Pandemie ist noch nicht 
bewältigt; die Betriebe sind vornehmlich ge-
fragt, die eingeführten Schutzmaßnahmen 
konsequent weiter umzusetzen und neue 
Herausforderungen, wie beispielsweise die 
Tests für die Beschäftigten und mögliche 
Impfangebote durch die Betriebsärztinnen 
und Betriebsärzte zu bewältigen. Perspekti-
visch wird es dann möglich werden, zu einer 
(neuen) Normalität schrittweise zurückzu-
kehren und dabei die Erfahrungen aus der 
Covid-19-Pandemie – die positiven wie die 
negativen – auszuwerten. Manche Arbeits-
formen, die in der Krise notwendig wurden, 
werden voraussichtlich teilweise fortgesetzt 
werden, zum Beispiel die stärkere Nutzung 
digitaler Kommunikationsformate. Auch 
werden Maßnahmen des Arbeitsschutzes, 
beispielsweise verbesserte Hygieneeinrich-
tungen, erhalten bleiben und betriebliche 
Lernprozesse im Umgang mit Erkrankungen 

und besonders schutzbedürftigen Personen 
eventuell verstetigt. Genauso werden aber 
Arbeitsbedingungen, die in der Krise notwen-
dig waren, aber nicht wünschenswert sind, 
beispielsweise die Kombination von Homeof-
fice und „Homeschooling“, vermutlich nicht 
fortgesetzt werden und der Präsenzort Be-
trieb voraussichtlich wieder gestärkt werden. 

Der Rat der Arbeitswelt beabsichtigt, diese 
Entwicklung zu einer (neuen) Normalität in 
den kommenden Jahren systematisch zu 
beobachten und mit Empfehlungen zu beglei-
ten. Einige grundsätzlichen Aspekte werden 
hierzu im Folgenden bereits skizziert.

Funktionsfähigkeit und Arbeitsbedingungen 
im Bereich der personenbezogenen Dienst-
leistungen in den Fokus rücken

Die Covid-19-Pandemie hat den bestehenden 
Investitionsbedarf in Bereichen der perso-
nenbezogenen, sozialen Dienstleistungen, 
insbesondere in den Feldern Gesundheit, 
Pflege, Bildung und Erziehung offen zutage 
treten lassen. Der Rat erkennt ausdrücklich 
die vor und während der Covid-19-Pandemie 
geleistete Arbeit der Beschäftigten in den 
genannten Sektoren an, die gerade in Anbe-
tracht der oftmals schwierigen Bedingungen 
ein hohes Maß an Respekt verdient hat. 
Hierzu gehört auch, zukünftig sowohl die 
Verfügbarkeit von ausreichendem und aus-
reichend qualifiziertem Personal als auch die 
räumlich-technischen Voraussetzungen für 
geeignete Arbeitsschutzmaßnahmen sowie 
die digitale Ausstattung und die notwendige 
Infrastruktur im Gesundheits- und Bildungs-
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wesen sicherzustellen. Der Rat spricht daher 
die dringende Empfehlung aus, unter Einbe-
zug aller relevanten Akteurinnen und Akteure, 
Möglichkeiten auszuloten, um die personen-
bezogenen Dienstleistungen im Bereich der 
öffentlichen Daseinsvorsorge für die Zeit 
nach der Covid-19-Pandemie zu stärken und 
ihre Leistungsfähigkeit zu erhöhen. 

Erfahrungen aus der Covid-19-Pandemie 
für die weitere Gestaltung des betrieblichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes nutzen

In der Covid-19-Pandemie sind insbeson-
dere Fragen des betrieblichen Gesundheits-
schutzes in den Fokus gerückt. So wurden 
umfangreiche coronabezogene Arbeits-
schutzmaßnahmen unter dem Eindruck der 
zeitlichen Dringlichkeit nicht nur konzipiert, 
sondern auch umgesetzt und dabei zahl-
reiche Erfahrungen gesammelt, die sich für 
die Zeit nach der Covid-19-Pandemie nutzen 
lassen. Einen entscheidenden Faktor stellte 
hierbei das Zusammenwirken verschiedener 
betrieblicher Akteurinnen und Akteure – von 
Beschäftigten, den betrieblichen Interessen-
vertretungen, Führungskräften und Unter-
nehmensleitungen bis hin zu Arbeitsschutz-
expertinnen und -experten – dar. Dies hat zu 
einer besonderen Sichtbarkeit des Arbeits- 
und Gesundheitsschutzes geführt, die für die 
Weiterentwicklung genutzt werden sollte. 

Für die Zukunft gilt es nun, insbesondere mit 
Blick auf die Diversität von Arbeitsformen 
und -bedingungen, dass die Implementie-
rung eines zeitgemäßen und passgenauen 
betrieblichen Gesundheitsschutzes durch 

die Beteiligung und kooperative Zusammen-
arbeit der jeweils relevanten Akteurinnen 
und Akteure deutlich erleichtert wird. Ins-
besondere die oft unbürokratischen und 
pragmatischen Absprachen zwischen Arbeit-
geberinnen- und Arbeitgeberseite und den 
Betriebs- und Personalräten ermöglichten in 
diesem Kontext ein schnelles und entschie-
denes Umsetzen des betrieblichen Infek-
tionsschutzes. Eine schnelle, verantwortliche 
und damit auch nachhaltige Reaktion auf 
Krisensituationen bedarf jedoch des gegen-
seitigen Vertrauens der betrieblichen Sozial-
partner, für das die verfassten Mitbestim-
mungsrechte und deren Achtung zentrale 
Bausteine darstellen. Auch für die Zeit nach 
der Covid-19-Pandemie sieht der Rat daher 
im sozialpartnerschaftlichen Zusammen-
wirken eine wichtige Stütze für eine positive 
Entwicklung der betrieblichen Arbeitswelt in 
Deutschland, von der Beschäftigte wie Unter-
nehmen gleichermaßen profitieren.

Das kooperative Zusammenwirken und die 
gestiegene Aufmerksamkeit für den Arbeits-
schutz sollten insbesondere auch bei der 
Entwicklung von Instrumenten und Maßnah-
men zur Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
und Tätigkeiten in Bereichen genutzt werden, 
in denen Aspekte des Arbeitsschutzes viel-
fach noch unsichtbar sind. Dies betrifft orts-
flexible Arbeitsformen, wie z. B. das Homeof-
fice. Hier sollten aufbauend auf Standards 
guter Arbeit klare betriebliche Regelungen 
getroffen werden. Der eingeschränkte Zu-
griff auf sowie der verminderte Zugang zu 
arbeitsschutzrelevanten Leistungen von Be-
schäftigten im Homeoffice erfordert darüber 
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hinaus eine vertiefte Kommunikation zwi-
schen Führungskräften und Beschäftigten 
wie auch einen entsprechenden Aufbau von 
Gestaltungs- und Gesundheitskompetenz in 
den Betrieben. 

Darüber hinaus sollten vor allem für Klein-
betriebe ohne formelle Strukturen und mit 
bislang fehlender sicherheitstechnischer 
sowie arbeitsmedizinischer Betreuung die 
Chancen und Optionen digitaler Informa-
tionsangebote und Teleanwendungen weiter 
geprüft werden und geeignete Qualitätskri-
terien entwickelt werden. Die Covid-19-Pan-
demie hat gezeigt, dass Zusammenarbeit, 
gemeinsame Abstimmung und Arbeits-
teilung von Sozialpartnern, Arbeitsschutz-
akteurinnen und -akteure und Wissenschaft 
unter schwierigen Rahmenbedingungen 
gelingt und erfolgreich ist. Auf diese Erfah-
rungen sollte bei der weiteren Entwicklung 
von differenzierten und passgenauen Ins-
trumenten und Konzepten für den Arbeits-
schutz in Kleinst- und Kleinstbetrieben 
aufgebaut werden.

In der Covid-19-Pandemie wurden nicht nur 
umfangreiche Maßnahmen zur Prävention 
getroffen, sondern ebenso der Umgang mit 
Erkrankungen systematisch in den Betrieben 
gesteuert. Mit dem Appell „Kommen Sie 
nicht krank zur Arbeit“ wurde beispielsweise 
konsequenter als bisher die Abkehr von einer 
Kultur des „Präsentismus“ thematisiert, zum 
Schutz der erkrankten Person, aber auch 
zum Schutz anderer. Differenzierte Vor-
gehensweisen für Personen mit Vorerkran-
kungen, flankiert durch das Instrument der 

Wunschvorsorge bei den Betriebsärztinnen 
und -ärzten gehörten ebenso dazu, wie die 
Durchführung von Quarantänemaßnahmen 
und die Rückkehr Erkrankter. Der Rat der 
Arbeitswelt empfiehlt, diese Erfahrungen 
im Umgang mit Erkrankungen – auch im 
Hinblick auf die Vermeidung von Stigmatisie-
rung – auszuwerten und weiter zu verfolgen. 

Voraussetzungen für das Gelingen von 
ortsflexiblem Arbeiten schaffen

Die Arbeit im Homeoffice bzw. mobiles Arbei-
ten stellt für viele Beschäftigte eine Arbeits-
form dar, die dazu beitragen kann, verschie-
dene Lebensbereiche besser miteinander in 
Einklang zu bringen. Vor diesem Hintergrund 
begrüßt der Rat der Arbeitswelt grundsätz-
lich eine Ermöglichung der Arbeit aus dem 
Homeoffice bzw. mobiler Arbeit für Be-
schäftigte, die dies wünschen. Permanentes 
Arbeiten im Homeoffice, wie es in den letzten 
Monaten in vielen Fällen die Regel war, stellte 
dabei jedoch eine pandemiebedingte und be-
fristete Ausnahme dar. Damit sich die positi-
ven Potenziale des ortsflexiblen Arbeitens in 
Zukunft entfalten können, formuliert der Rat 
folgende Handlungsempfehlungen: 

Vereinbarungen zu ortsflexibler Arbeit 
sollten grundsätzlich nach dem Prinzip der 
doppelten Freiwilligkeit (Zustimmung von 
Beschäftigten und Arbeitgeberinnen bzw. 
Arbeitgebern) getroffen werden. Zudem müs-
sen die technologischen Voraussetzungen, 
einschließlich der Ausstattung der Mitarbei-
tenden sowie der Betriebs- bzw. Personalräte 
mit technischen Kommunikationsmitteln, ge-
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währleistet sein. Die Verfügbarkeit digitaler 
Daten darf allerdings nicht zu inakzeptablen 
Leistungs- und Verhaltenskontrollen durch 
die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber führen. 
Hier sind insbesondere für Anwendungen 
künstlicher Intelligenz neue Anforderungen 
zu definieren. In diesem Zusammenhang 
beabsichtigt der Rat sich im weiteren Ver-
lauf der Arbeit mit dem kürzlich vorgelegten 
Rechtsrahmen der Europäischen Kommis-
sion zu künstlicher Intelligenz auseinan-
derzusetzen.104 Der Rat empfiehlt dazu die 
Vereinbarung klarer betrieblicher Regeln zum 
Homeoffice und mobilen Arbeiten wie sie in 
Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen 
getroffen werden können.

Um die Sozialpartnerschaft zu stärken 
und die Betriebe damit auch für die Zukunft 
krisenfest zu machen, bedarf es auch der 
Sicherstellung zeitgemäßer digitaler Kom-
munikationswege in die Betriebe und Ver-
waltungen. Hierfür müssen Zugangsrechte 
der Sozialpartner effektiv ausgestaltet und an 
die fortschreitende Digitalisierung angepasst 
werden. In diesem Kontext ist auch zu prüfen, 
inwieweit die Ausgestaltung weiterer Mitbe-
stimmungsrechte angesichts der voranschrei-
tenden Digitalisierung erforderlich ist.

Auch sollte der Gesetzgeber gesetzliche 
Regelungslücken für mobiles Arbeiten, ins-
besondere für die Arbeit im Homeoffice, für 
die im Gegensatz zur Telearbeit derzeit keine 
Normierung existiert, schließen. So ist bei 
häufigerer Arbeit im Homeoffice die Einrich-
tung eines ergonomischen Arbeitsplatzes 
nach Arbeitsstättenverordnung empfehlens-

wert. Der Gesetzgeber sollte daher prüfen, 
inwieweit mobiles Arbeiten im Allgemeinen 
sowie Homeoffice im Speziellen in den Gel-
tungsbereich der Arbeitsstättenverordnung 
aufgenommen werden können.

Entgrenzung von Arbeits- und 
Privatleben entgegenwirken 

Mobiles Arbeiten birgt die Gefahr einer 
wachsenden Entgrenzung zwischen Arbeits- 
und Freizeit – und damit einhergehenden 
gesundheitlichen Belastungen. Daher sollte 
die digitale Arbeit aus dem Homeoffice durch 
gegenseitiges Vertrauen zwischen Beschäf-
tigten und Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern geprägt sein, das auf klaren Regeln 
– insbesondere für die Erreichbarkeit der Be-
schäftigten – beruht. Hierzu zählt auch, dass 
die Arbeitsaufgaben von den Vorgesetzten 
so gestaltet werden und Zielvereinbarungen 
derart festgelegt sind, dass diese in der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit erfüllbar 
bzw. erreichbar sind. 

In diesem Kontext kommt insbesondere der 
Arbeitszeiterfassung eine wichtige Funktion 
zu, um Mehr- bzw. Überbelastungen recht-
zeitig erkennen und ihnen entgegenwirken 
zu können. Die 2019 vom Europäischen 
Gerichtshof geforderte Arbeitszeiterfassung 
gilt selbstverständlich auch für mobile Arbeit 
oder Arbeit im Homeoffice. Hierzu ist eine 
Umsetzung durch den Gesetzgeber überfäl-
lig. Zudem betont der Rat die große Bedeu-
tung der gesundheitsgerechten Arbeitszeit-
gestaltung hinsichtlich Lage und Dauer der 
Arbeitszeit sowie der Ruhe- und Erholzeiten. 

104	Europäische Kommission, 2021
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Forschungen zur Umsetzung dieser Stan-
dards im Kontext der mobilen Arbeit sowie 
allgemein im Wandel der Arbeitswelt sind 
fortzuführen.

Um die Gefahr einer zunehmenden Ent-
grenzung zwischen Berufs- und Privatleben 
entgegenzuwirken, ist es darüber hinaus 
erforderlich, sowohl die Selbstgestaltungs-
kompetenzen der Beschäftigten in Bezug auf 
das „Detachement“ bzw. „Abschalten-Kön-
nen“ – beispielsweise über Bildungsangebo-
te – auszubauen, als auch die strukturellen 
Bedingungen in den Betrieben zu schaffen. 
Hierzu gehören vor allem das Verhalten und 
die Erwartungen der Vorgesetzten sowie klare 
Regelungen, wann und wie lange die Beschäf-
tigten täglich im Homeoffice erreichbar sind, 
und gegebenenfalls technische Maßnahmen 
zur Einschränkung von Erreichbarkeit.

Betrieb als sozialen Ort auch im 
Kontext mobiler Arbeit stärken

Mit Blick auf den Betrieb als sozialen Ort soll-
ten Homeoffice-Regelungen so ausgestaltet 
werden, dass der gegenseitige Austausch 
der Beschäftigten sowie die Bindung der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zum 
Betrieb nicht gefährdet wird. Nur so wird es 
auch möglich sein, im Kontext eines zuneh-
mend orts- und zeitflexiblen Arbeitens die 
Innovationsfähigkeit von Unternehmen auf-
rechtzuerhalten. Das zunehmende Arbeiten 
im Homeoffice bedeutet aber auch für die 
Beschäftigten, die weiterhin im Betrieb tätig 
sind, dass für sie unter Umständen die Kom-
munikation und die Ansprache von Kollegin-

nen und Kollegen sowie von Führungskräften 
erschwert wird und darunter das betriebliche 
Miteinander und die Bindung an den Betrieb 
leiden kann. Dort, wo ortsflexibles Arbeiten 
betrieblich umsetzbar ist, empfehlen wir da-
her, einen gesunden Mix aus Präsenzbetrieb 
und ortsflexiblem Arbeiten unter den ge-
nannten Bedingungen zu ermöglichen. Dabei 
sollte die Zahl der betrieblichen Arbeitsplätze 
nicht unangemessen reduziert werden, um 
sowohl ein Mehr an Flexibilitätssouveränität 
als auch die betriebliche Anbindung der Be-
schäftigten zu gewährleisten. 

Unternehmens- bzw. Betriebsleitungen sowie 
die betrieblichen Interessenvertretungen 
sollten darüber hinaus an die vielerorts 
gelungene Zusammenarbeit in der Covid-
19-Pandemie anknüpfen und durch ein 
verbindendes und weitsichtiges Verhalten 
gleichermaßen dazu beitragen, der „gefühl-
ten“ Ungleichbehandlung von Beschäftig-
ten, die ihre Tätigkeit nicht im Homeoffice 
ausüben können, entgegenzuwirken. Den 
Betrieben wird darüber hinaus empfohlen, 
die Möglichkeiten der Digitalisierung auch im 
Rahmen der dualen Berufsausbildung bzw. 
des dualen Studiums sowie mit Blick auf die 
Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu nutzen 
und als Chance zu begreifen, damit der Be-
trieb als Lernort erhalten bleibt. 

Angesichts der aktuellen besonderen Be-
dingungen, aber auch der Erfahrungen der 
letzten Jahre empfiehlt der Rat, die Arbeits-
forschung zu den Bedingungen guter mobiler 
Arbeit sowie zu kollaborativen Arbeitsweisen 
zu fördern, um die Beratung insbesondere 
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von Betrieben ohne Interessenvertretungen 
zu unterstützen. Hierbei könnte auch die 
„Initiative neue Qualität der Arbeit“ für eine 
Unterstützung insbesondere der kleinen 
und mittelständigen Unternehmen gestärkt 
werden. Gleichzeitig sollten die forschungs-
politischen Ansätze der Bundesregierung zur 
Arbeit der Zukunft langfristig entwickelt und 
ressortübergreifend koordiniert werden. Der 
Rat empfiehlt dazu Vereinbarungen zwischen 
den Ministerien, die über die Legislaturperio-
den hinausgehen.
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ERWERBSFORMEN 
IN DER KRISE 

Die Arbeitswelt in Deutschland ist mittlerweile ge-
prägt von einer großen Vielfalt unterschiedlicher 
Formen, in denen die Menschen einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen. Die Covid-19-Pandemie hat 
die Vulnerabilität bestimmter Erwerbsgruppen sehr 
deutlich gemacht. Das zeigen unter anderem der 
drastische Rückgang der geringfügigen Beschäfti-
gung und die finanzielle Notlage vieler Soloselbst-
ständiger, die häufig keine ausreichenden Rücklagen 
zur Abfederung der Einkommensausfälle besitzen. 
Die besondere Krisenbetroffenheit ist für den Rat 
aber nur der Anlass, strukturell bedingte Risiken für 
beide Erwerbsgruppen erneut in den Blick zu nehmen 
und die Frage aufzuwerfen, wie die Weichen für eine 
angemessene soziale Absicherung und die Aus-
schöpfung des Fachkräftepotenzials in Deutschland 
neu gestellt werden können. 

Zum einen steht die steuerliche und abgabenrecht-
liche Sonderstellung der geringfügigen Beschäftigung 
auf dem Prüfstand. Statt als Brücke in die sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung stellt sich der Mini-
job häufig als Sackgasse heraus. Zum anderen liegt 
bei den Soloselbstständigen der Fokus im Wesentli-
chen auf der unzureichenden Absicherung von Risiken 
bei Arbeitslosigkeit, im Krankheitsfall und hinsichtlich 
der Altersarmut. Scheinselbstständigkeit als miss-
bräuchliche Erwerbsform, in der eigentlich abhängig 
Beschäftigten arbeits- und sozialversicherungsrecht-
liche Schutzrechte vorenthalten werden, werden unter 
den aktuellen Bedingungen nicht effektiv bekämpft.   

In seinen Empfehlungen ist es dem Rat wichtig, 
die Bedürfnisse und Motivlagen der heterogenen 
Gruppen differenziert zu betrachten und über ziel-
gruppenspezifische Lösungsvorschläge gezielt 
Wettbewerbsverzerrungen, falschen Anreizen und 
Fehlentwicklungen entgegenzuwirken.  
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1	 BA, 2021a 2	 Minijobzentrale, 2020a
3	 Grabka et al., 2020

3.1 SONDERSTELLUNG DER 
GERINGFÜGIGEN BESCHÄFTIGUNG
WIRD AUF DEN PRÜFSTAND GESTELLT

3.1.1 MINIJOBS GERATEN DURCH DIE 
CORONA-KRISE INS SCHEINWERFERLICHT

Minijobs sind steuer- und 
abgabenrechtlich privilegiert

Geringfügig Beschäftigte gelten nach dem Teilzeit- 
und Befristungsgesetz als Teilzeitbeschäftigte und 
unterliegen damit den gleichen arbeitsrechtlichen Re-
gelungen wie sozialversicherungspflichtige Teilzeit- 
und Vollzeitbeschäftigte. Der große Unterschied zu 
Letzteren liegt in der steuer- und abgabenrechtlichen 
Privilegierung von Minijobs. Diese ist mit Konsequen-
zen für die Betroffenen und den Arbeitsmarkt als 
Ganzes verbunden, die im Zuge der Corona-Krise be-
sonders in den Fokus der Öffentlichkeit geraten sind.

Allein zwischen Februar 2020 und Januar 2021 ist 
aufgrund der Pandemie ein Rückgang von 557.000 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen zu be-
obachten gewesen.1 Im gewerblichen Bereich waren 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

Der Rat möchte der Frage nachgehen, ob die 
Sonderstellung der geringfügigen Beschäftigung 
noch zeitgemäß ist und den Anforderungen einer 
künftigen Arbeitswelt gerecht wird:

•	 Dabei ist die Heterogenität der in einem Minijob 
Tätigen zu berücksichtigen

•	 und die kurz- und längerfristigen Entwicklungen 
sind gleichermaßen im Auge zu behalten.

im Dezember 2020 im Vergleich zum Vorjahr 14,2 
Prozent weniger Frauen geringfügig beschäftigt. Im 
gleichen Zeitraum lag der Rückgang für Männer bei 
10,9 Prozent.2 Der Rückgang in der geringfügigen 
Beschäftigung übertrifft deutlich den bei der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung, obwohl der 
Bestand an Letzteren mit 33,5 Millionen im Januar 
2021 deutlich größer war als bei der geringfügigen 
Beschäftigung mit knapp 6,9 Millionen. Die negative 
Entwicklung bei den Minijobs setzte zwar bereits im 
Februar 2020 ein, verstärkte sich aber insbesondere 
im Zuge des ersten Lockdowns im Verlauf des Aprils. 
Über den Sommer war zunächst eine Stabilisierung 
zu beobachten, die mit dem Einsetzen des Teil-Lock-
downs im November 2020 aber ein abruptes Ende 
fand. Besonders das Gastgewerbe verzeichnete im 
Beobachtungszeitraum einen massiven durch die 
Covid-19-Pandemie bedingten Rückgang bei der 
geringfügigen Beschäftigung.

Aufgrund ihrer steuerlichen und abgabenrechtlichen 
Sonderstellung haben geringfügig Beschäftigte 
weder Anspruch auf Arbeitslosengeld noch auf 
Kurzarbeitergeld. Dies bedeutet, dass die Been-
digung des Beschäftigungsverhältnisses für die 
betroffenen Personen unmittelbar mit einer Einkom-
menseinbuße einhergeht, wenn kein anderweitiges 
Arbeitsverhältnis aufgenommen werden kann. Dass 
Letzteres gerade im Zuge der Corona-Krise schwie-
riger war als in der Zeit davor, signalisieren zum Bei-
spiel Analysen auf Basis des Sozio-oekonomischen 
Panels, wonach mit fast der Hälfte der im Jahr 2019 
ausschließlich geringfügig Beschäftigten im Früh-
jahr 2020 ein deutlich größerer Anteil nicht mehr 
erwerbstätig war als in den zwei Vergleichsperioden 
zuvor.3 Die Corona-Krise dürfte viele der betroffe-
nen Personen in eine schwierige Einkommenslage 
gebracht haben, zumal ein nicht unwesentlicher Teil 
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der geringfügig Beschäftigten in Untersuchungen 
angeben, sie bräuchten unbedingt den Verdienst, 
um den eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten.4 

Die geringfügige Beschäftigung im 
Nebenerwerb ist kontinuierlich angestiegen

Die geringfügige Beschäftigung steht nicht erst 
auf dem Prüfstand, seitdem die Corona-Krise die 

WAS IST EINE GERINGFÜGIGE BESCHÄFTIGUNG (MINIJOB)?5 

Bei der geringfügigen Beschäftigung wird zwischen der geringfügig entlohnten Beschäftigung 
und der kurzfristigen Beschäftigung unterschieden. Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat die Gering-

fügigkeitsgrenze von 450 Euro nicht überschreitet. Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn die 
Beschäftigung für eine Zeitdauer ausgeübt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr als 
drei Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage begrenzt ist. Befristet auf den Zeitraum vom 01.03.2020 bis 
31.12.2020 galt, dass die Beschäftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf längstens fünf Monate oder 
115 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist. 

Die Ausübung einer geringfügigen Beschäftigung ist neben einer voll sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung erlaubt. Werden von einer Person mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen aus-
geübt, so sind diese zusammenzurechnen. Wird infolge der Zusammenrechnung die Geringfügigkeits-
grenze von 450 Euro überschritten, so werden diese Beschäftigungen nicht mehr als geringfügig ent-
lohnte Beschäftigungen, sondern als voll sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen gezählt. Bei der 
Ausübung von mehreren kurzfristigen Beschäftigungen gilt, dass die Zeitdauer innerhalb eines Kalender-
jahres zusammengenommen die im vorherigen Absatz genannten Grenzen nicht überschreiten darf. 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fällt bei einer geringfügigen Beschäftigung keine Lohn-
steuer an und außer einem geringen Beitrag zur Rentenversicherung, von dem eine Befreiung möglich 
ist, sind keine Sozialversicherungsabgaben fällig. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zahlen eine Pau-
schalabgabe, die im gewerblichen Bereich rund 31 Prozent des Lohnes ausmacht.6 Sie deckt auch die 
Arbeitgeberbeiträge zur Renten- und Krankenversicherung sowie eine Pauschalsteuer ab. Die gering-
fügige Beschäftigung ist im Sozialgesetzbuch IV geregelt.

4	 Beckmann, 2019, S. 209; Fischer et al, 2015, S. 50; Körner et 

al., 2013, S. 58
5	 BA, 2020; BMAS, 2019
6	 Bruckmeier et al., 2018; Bosch/Weinkopf, 2016

Vulnerabilität dieser Beschäftigungsform in das 
Scheinwerferlicht gerückt hat. Auch ihre Entwicklung 
nach Einführung der Minijob-Regelungen im Zuge 
der Hartz-Reformen wurde und wird kontrovers 
diskutiert. So stieg zunächst die Anzahl der gering-
fügig Beschäftigten stark an. Während der Zuwachs 
bei der ausschließlich geringfügigen Beschäftigung 
bereits Mitte 2005 endete und in den letzten Jahren 
ein leichter Rückgang zu beobachten war, nahm die 
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Abbildung 1: Die geringfügige Beschäftigung im Nebenerwerb steigt, während die Anzahl an geringfügig Beschäftigten 
im Haupterwerb leicht sinkt
Anzahl der geringfügig Beschäftigten

Quelle: BA, 2021b: Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen - Deutschland, West/Ost und Länder (Zeitreihe Quartalszahlen), März 2021
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9	 Körner et al., 2013, S. 187
10	 Beckmann, 2019, S. 187 
11	 Körner et al., 2013
12	 RWI, 2016

7	 Minijobzentrale, 2020b
8	 Fischer et al., 2015, S. 50

Zahl der geringfügig Beschäftigten im Nebenerwerb 
bis Ende des Jahres 2019 kontinuierlich auf über 3 
Millionen zu (03/2020: gut 2,9 Millionen).

Die Steuer- und Abgabenprivilegierung der Mini-
jobs bedeutet, dass der Lohn „brutto für netto“ 
ausgezahlt wird, wenn sich die Betroffenen von der 
Rentenversicherung befreien lassen. Von dieser 
Möglichkeit machten im September 2020 rund 80 
Prozent der geringfügig Beschäftigten im gewerb-
lichen Bereich und knapp 87 Prozent der Mini-
jobberinnen und Minijobber in Privathaushalten 
Gebrauch.7 Das kontinuierliche Wachstum der ge-
ringfügigen Beschäftigung im Nebenerwerb spricht 
dafür, dass insbesondere die Steuerprivilegierung 
für viele bereits abhängig Beschäftigte attraktiv 
ist. Jeder Hinzuverdienst durch einen Minijob im 
Nebenerwerb ist anders als bei einer Ausweitung 
der Arbeitszeit in der Hauptbeschäftigung oder 
der Aufnahme einer zweiten sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung steuerfrei. Im Fall der 
ausschließlich geringfügigen Beschäftigung wird 
der Steuervorteil für jene Haushalte besonders rele-
vant, in denen bereits eine andere zu versteuernde 
Haupteinkommensquelle existiert (zum Beispiel die 
Erwerbstätigkeit einer Hauptverdienerin oder eines 
Hauptverdieners oder der Bezug von Renten bezie-
hungsweise Lohnersatzleistungen). Fischer et al.8 
konstatieren, dass für immerhin 17 Prozent der in 
ihrer Untersuchung befragten geringfügig Beschäf-
tigten die steuerrechtlichen Rahmenregelungen ein 
Motiv waren, einen Minijob anzunehmen. 

Geringfügige Beschäftigte kommen aus 
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen

Vor diesem Hintergrund erschließt sich auch, 
warum sich die Struktur der ausschließlich gering-

fügig Beschäftigten von jener unterscheidet, die 
bei Minijobs im Nebenerwerb zu beobachten ist. 
Während in der Gruppe der ausschließlich geringfü-
gigen Beschäftigten die verschiedenen Altersgrup-
pen in relativ gleichem Umfang repräsentiert sind, 
sind sowohl unter-25-Jährige als auch 65-Jährige 
und Ältere relativ selten im Nebenerwerb in einem 
Minijob tätig. Die ungleiche Altersverteilung korre-
spondiert mit den Befunden aus Befragungen, die 
Auskunft über soziodemografische und soziostruk-
turelle Merkmale geben. Körner et al.9 zeigen auf 
Basis von Daten aus Personenbefragungen, dass 
Schülerinnen, Schüler und Studierende (20 %) sowie 
im Ruhestand befindliche Personen (22 %) einen 
wesentlichen Teil der befragten Minijobberinnen 
und Minijobber im Haupterwerb ausmachen. Das 
hohe Gewicht der beiden Beschäftigtengruppen 
wird auch in der Untersuchung von Beckmann10 
bestätigt, wobei die von ihm angegebenen Anteils-
werte von jeweils rund 20 Prozent aufgrund der 
Stichprobenzusammensetzung (knapp ein Drittel 
der Befragten arbeitet in einem Minijob im Neben-
erwerb) eher nach unten verzerrt sind.

Frauen sind besonders häufig ausschließlich gering-
fügig beschäftigt. Dies gilt auch für Personen ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung, deren Anteil 
möglicherweise noch größer ausfällt, weil bei einem 
nennenswerten Anteil von 27 Prozent keine Infor-
mationen über den höchsten Ausbildungsabschluss 
vorliegen. Beruflich und akademisch qualifizierte 
Fachkräfte sind hingegen häufiger im Nebenerwerb 
geringfügig beschäftigt. Dies korrespondiert eben-
falls mit dem besonders großen Gewicht mittlerer 
Altersklassen.

Körner et al.11 sowie RWI12 zeigen, dass ein wesent-
licher Teil der ausschließlich geringfügig Beschäf-
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Beschäftigtengruppe 
nach Merkmal

Anteil an allen 

ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten

im Nebenerwerb 
geringfügig Beschäftigten

Männer 40% 45%

Frauen 60% 55%

Unter 25 Jahren 23% 13%

25 bis unter 45 Jahre 21% 45%

45 bis unter 65 Jahre 31% 42%

65 Jahre und älter 25% 1%

Deutsche 86% 85%

Ausländer 14% 15%

Ohne beruflichen 
Ausbildungsabschluss

23% 16%

Mit anerkanntem 
Berufsabschluss

42% 65%

Mit akademischem 
Berufsabschluss

7% 11%

Ausbildung unbekannt 27% 7%

Tabelle 1: Frauen und Personen ohne beruflichen Ausbildungsabschluss sind häufig geringfügig beschäftigt
Anteil in Prozent 

Quelle: BA, 2021b: Beschäftigte nach ausgewählten Merkmalen - Deutschland, West/Ost und Länder (Zeitreihe Quartalszahlen), 
März 2021, eigene Berechnungen

Rundungsdifferenzen möglich
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Tabelle 2: Leistungsberechtigte der Grundsicherung sind häufig geringfügig beschäftigt
Anteil ausschließlich geringfügig Beschäftigter

Jahresdurchschnitt erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte (ELB)

erwerbstätige
ELB 

2013 11% 37%

2014 11% 37%

2015 10% 35%

2016 9% 34%

2017 9% 33%

2018 9% 32%

2019 9% 32%

Quelle:  BA, 2021c: Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte - Deutschland, West/Ost, 
Länder und Kreise (Monats- und Jahreszahlen), Oktober 2020

tigten (rund ein Drittel) von Hausfrauen und Haus-
männern gestellt wird. Das RWI erfasst dabei nur 
Personen bis 60 Jahre. Die Befragung von Beck-
mann13 kann das Gewicht dieser Gruppe zwar nicht 
bestätigen (knapp 11 %). Allerdings bilden Personen, 
die mit Blick auf ihren soziostrukturellen Status keine 
der vorgegebenen Kategorien angeben, mit knapp 46 
Prozent in dieser Untersuchung die größte Gruppe, 
wodurch der Umfang der Gruppe der Hausfrauen und 
Hausmänner möglicherweise unterschätzt wird. 

Minijobs sind unter erwerbstätigen 
Arbeitslosengeld-II-Empfängern verbreitet

Die empirischen Erhebungen von Beckmann, Körner 
et al. und RWI signalisieren, dass auch Arbeitslose 
in nicht unerheblichem Umfang in einem Minijob 
tätig sind.14 Das betrifft sowohl Bezieherinnen und 
Bezieher von Arbeitslosengeld I – das RWI15 weist 
für das Jahr 2016 (2014) einen Anteilswert von 
2 Prozent (3,4 %) aus – als auch Personen, die 

14	 Beckmann, 2019; Körner et al., 2013; RWI, 2016
15	 RWI, 2016, S. 38

13	 Beckmann, 2019
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Leistungen der Grundsicherung (Arbeitslosengeld 
II) beziehen. Im Jahr 2019 war rund ein Drittel der 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
geringfügigen Beschäftigung tätig, deutlich weniger 
als noch im Jahr 2013 (vgl. Tabelle 1). Die vorlie-
genden Monatszahlen für 2020 signalisieren, dass 
sich der Rückgang in der ersten Hälfte des Jahres 
fortgesetzt hat.

3.1.2 MINIJOBS HELFEN NICHT IM 
ERHOFFTEN MASSE BEIM AUFSTIEG 
IN ARBEIT

DER RAT STELLT FEST

•	 Die Hoffnung auf die politisch erwartete 
Brückenfunktion hat sich für die hierfür 
relevant erachteten Gruppen – Arbeitslose 
und Nichterwerbstätige – im Großen und 
Ganzen nicht erfüllt. 

•	 Für weite Teile der geringfügig Beschäftig-
ten – Schülerinnen und Schüler, Studieren-
de sowie Rentnerinnen und Rentner –  
spielt sie keine besondere Rolle. 

Mit der Einführung der Minijobregelungen im Jahr 
2003 wurde das Ziel verbunden, nichterwerbstä-
tigen beziehungsweise arbeitslosen Menschen 
zunächst eine Brücke für den Einstieg in Arbeit 
zu bauen, die idealerweise am Ende auch in einen 
Wechsel in ein sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis mündet. Die empirische 
Evidenz signalisiert zunächst einmal, dass die 
Brückenfunktion längst nicht von allen geringfügig 
Beschäftigten angestrebt wird. 

Rund ein Drittel der befragten Personen verbindet 
Fischer et al.16 zufolge am Ende mit einem Minijob 
das Ziel, eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung zu finden. Dies sind deutlich mehr als in der 
Befragung des RWI17 mit 14 Prozent in 2012 und 9 
Prozent in 2016. 

Beckmann18 gibt einen Anteil von einem Drittel der 
Personen in seiner Befragung an, die den Minijob 
nutzen, um den Kontakt zum Arbeitsleben in einer 
Phase zu halten, in der keiner anderen Tätigkeit nach-
gegangen werden kann (Überbrückungsfunktion). In 
der Untersuchung des RWI19 streben 15 Prozent der 
befragten Minijobberinnen und Minijobber an, Berufs-
erfahrung sammeln zu wollen. 

Gleichwohl wünschen sich viele geringfügig Beschäf-
tigte eine Ausdehnung ihrer Arbeitszeiten. Dies gilt 
zum Beispiel für 57 Prozent der Minijobber und 54 
Prozent der Minijobberinnen bei Wanger und Weber20, 
für rund ein Drittel bei Fischer et al.21, 52 Prozent bei 
Körner et al.22, 30 Prozent bei Beckmann23 und 24 
Prozent bei RWI24. 

DER RAT STELLT FEST

Auch wenn die Angaben unterschiedlich 
ausfallen, bewertet der Rat der Arbeitswelt 
diese Befunde als Beleg dafür, dass ein grö-
ßerer Anteil der geringfügig Beschäftigten 
eine Tätigkeit in einem größeren zeitlichen 
Umfang anstrebt. 

Im Durchschnitt wünschen sich die Minijobberinnen 
und Minijobber eine Ausdehnung ihrer wöchentlichen 
Arbeitszeit um 6,5 bis 6,8 Stunden bei Wanger und We-
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ber25 sowie Schäfer26 beziehungsweise um rund 4 Stun-
den bei Fischer et al.27. Betrachtet man lediglich dieje-
nigen, die einen Ausdehnungswunsch haben, steigt der 
Umfang der gewünschten Mehrarbeit auf durchschnitt-
lich 15 Stunden.28 Nun ist zwar auch innerhalb eines 
Minijobs eine Arbeitszeitverlängerung denkbar, wird 
jedoch durch die 450-Euro-Grenze eingeschränkt. Wo 
ein Ausdehnungswunsch existiert, besteht außerdem 
zugleich sehr häufig der Wunsch, sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt sein zu wollen.29 

Woran scheitern Ausdehnungswünsche 
von geringfügig Beschäftigten?

Der Blick auf soziostrukturelle und soziodemografi-
sche Merkmale legt nahe, dass die Brückenfunktion 
eher für Arbeitslose sowie Hausfrauen und Haus-
männer relevant sein könnte. Sie geben häufiger 
den Wunsch an, ihre Arbeitszeiten auszudehnen.30 
Allerdings signalisieren beide Gruppen (30 % unter 
den Hausfrauen und Hausmännern, 73 % unter den 
Arbeitslosen) auch, dass sie für dessen Realisierung 
keine passende Stelle finden können, während ein 
Ausdehnungswunsch bei Schülerinnen, Schülern und 
Studierenden eher an persönlichen Gründen schei-
tert.31 Wippermann32 zeigt, dass der Mehrheit ehemals 
geringfügig beschäftigter Frauen nicht der Sprung 
in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
gelungen ist und die Übergangswahrscheinlichkeit mit 
der Dauer der geringfügigen Beschäftigung sinkt. 

Die empirischen Analysen von Caliendo et al.33, 
Bruckmeier und Hohmeyer34 sowie Lietzmann et 
al.35 zeigen, dass die Chance auf eine reguläre Be-
schäftigung lediglich für solche Langzeitarbeitslose 
steigt, die einen Minijob aufnehmen. In diesem Sinn 
können Minijobs eine Brücke in eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung bauen, wenn sie den 

Betroffenen mehr berufsbedingte Kontakte und eine 
Gelegenheit verschaffen, Kompetenzen zu erhalten 
oder sie gegenüber einer potenziellen Arbeitgeberin 
oder einem potenziellen Arbeitgeber zu signalisieren. 

Allerdings senken die Transferentzugsraten bei 
Bezug von Leistungen der Grundsicherung (zunächst 
80 % ab 101 Euro Entgelt) und Arbeitslosengeld I 
(100 % ab dem Freibetrag von 165 Euro) den Anreiz, 
die eigene Arbeitszeit über ein vergleichbar über-
schaubares Stundenvolumen hinaus auszuweiten. 
Bönke et al.36 zeigen, dass die Übergangswahrschein-
lichkeit von Aufstockern, die einen Minijob verrichten, 
in eine Beschäftigung ohne Leistungsbezug kleiner 
ist als bei Aufstockern, die keine geringfügige Be-
schäftigung ausüben. 

Der Umstand, dass gut vier von zehn erwerbsfähigen 
Leistungsbeziehern der Grundsicherung, die einen 
Minijob ausüben, in Einpersonenhaushalten leben37, 
verdeutlicht das Risiko, dass die Anrechnungsrege-
lungen im SGB II und III die Arbeitsanreize senken. 
Denn in Einpersonenhaushalten sollten etwaige 
Betreuungsverpflichtungen einer Ausdehnung der 
Arbeitszeiten weniger im Wege stehen als zum Bei-
spiel in Bedarfsgemeinschaften mit Kindern.

Insgesamt berichten geringfügig Beschäftigte beson-
ders häufig im Vergleich zu anderen Gründen, dass 
arbeitsorganisatorische Gründe oder die fehlende 
Erlaubnis der Arbeitgeberin beziehungsweise des 
Arbeitgebers einem Wunsch nach Ausdehnung der 
Arbeitszeiten entgegenstehen.38 

Die Befunde sprechen daher für einen starken un-
gewollten Klebeeffekt gerade bei den Gruppen, bei 
denen aus individueller und gesamtwirtschaftlicher 
Perspektive die geringfügige Beschäftigung eine 

25	 Wanger/Weber, 2014, S. 2
26	 Schäfer, 2018, S. 67
27	 Fischer et al., 2015, S. 243
28	 Fischer et al., 2015, 24229	 Fischer et al., 2015, 230
30	 Körner et al., 2013, S. 56; Beckmann, 2019, S. 222
31	 Körner et al., 2013, 56
32	 Wippermann, 2012
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Brücke in eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung bauen sollte. 

Geringfügige Beschäftigung erfolgt 
häufig im Niedriglohnsektor

Das gegebenenfalls erzwungene Verweilen in der ge-
ringfügigen Beschäftigung ist mit Konsequenzen für 
die individuellen Einkommensperspektiven verbun-
den. Ein Minijob ist häufig gleichbedeutend mit der 
Beschäftigung im Niedriglohnsektor.39 Der Anteil der 
Minijobber im Niedriglohnsegment ist im Zeitablauf 
angestiegen.40 

Die Koinzidenz von Minijobs und Niedriglöhnen ist 
auf die häufig geringen Tätigkeitsanforderungen 
zurückzuführen. Daten der Bundesagentur für Arbeit 
zeigen, dass im Juni 2020 45 Prozent der Minijob-
berinnen und Minijobber in Helfertätigkeiten beschäf-
tigt waren.41 Ein Unterschied zwischen ausschließlich 
geringfügiger Beschäftigung und Minijobs im Neben-
erwerb existiert hier nicht. 

3.1.3 DIE PRIVILEGIERUNG 
GEFÄHRDET DIE DEMOGRAFISCH 
ERFORDERLICHE AUSSCHÖPFUNG 
DES FACHKRÄFTEPOTENZIALS

DER RAT STELLT FEST

Die derzeitigen institutionellen Regelungen 
zur geringfügigen Beschäftigung bergen an-
gesichts des demografischen Wandels und 
drohender Fachkräfteengpässe das große 
Risiko, dass das Arbeitskräftepotenzial 
nicht adäquat (quantitativ und qualitativ) 
ausgeschöpft wird.

Geringfügig Beschäftigte sind seltener 
in Weiterbildungsmaßnahmen aktiv

Der objektive Zusammenhang zwischen Tätigkeits-
anforderungen und Niedriglohn in der geringfügigen 
Beschäftigung ist anzuerkennen. Der Rat der Arbeits-
welt sieht aber mit Sorge, dass geringfügig Beschäf-
tigte seltener in den Normallohnsektor aufsteigen als 
insbesondere Vollzeitbeschäftigte.42 Helfertätigkeiten 
bieten Minijobberinnen und Minijobbern nur in einem 
begrenzten Umfang Möglichkeiten, am Arbeitsplatz 
neue Kompetenzen und Qualifikationen zu erwerben, 
die zusammen mit einem Wechsel in eine sozialver-
sicherungspflichtige (Teilzeit-)Beschäftigung den 
Sprung aus dem Niedriglohnsektor nach sich ziehen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass geringfügig Beschäf-
tigte auch an der Weiterbildung, insbesondere an be-
trieblichen Qualifizierungsmaßnahmen, nur in einem 
geringen Ausmaß beteiligt sind.43 

Neben mangelnden Weiterbildungsmöglichkeiten 
stehen auch Bedenken hinsichtlich des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes dem Bild eines nachhaltigen Be-
schäftigungsverhältnisses entgegen. Auf gesundheit-
liche Risiken ist insbesondere vor dem Hintergrund 
des steigenden Anteils der Minijobs im Nebenerwerb 
hinzuweisen, die sich zum Beispiel aus in der Summe 
sehr langer Arbeitszeiten oder ungünstiger Schichtfol-
gen ergeben. So sind Mehrfachbeschäftigte über alle 
Tätigkeiten hinweg häufiger von überlangen Arbeits-
zeiten betroffen als Einfachbeschäftigte.44 

Die steuer- und abgabenrechtliche 
Privilegierung setzt falsche Anreize

Weiterhin führt die steuer- und abgabenrechtliche 
Privilegierung im Vergleich zu einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung zu einem niedrigeren 
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Anspruchslohn, wodurch der Anreiz zur Weiter-
bildung aufseiten der Betroffenen verzerrt werden 
kann. Aus deren Sicht könnten Lohnerhöhungen als 
Folge höherer Tätigkeitsanforderungen und gestie-
gener Kompetenzen bei gegebener Arbeitszeit zu 
einem Überschreiten der Geringfügigkeitsschwelle 
führen. Wenn in dessen Folge das verfügbare Ein-
kommen der Betroffenen sinkt, wird ein Anreiz aus-
gelöst, die eigene Arbeitszeit abzusenken. Dies kann 
wiederum negative Konsequenzen auf den Anreiz der 
Arbeitgeberin beziehungsweise des Arbeitgebers ha-
ben, in die Weiterbildung von geringfügig Beschäftig-
ten zu investieren, da die arbeitgeberseitigen Erträge 
von Weiterbildungsinvestitionen maßgeblich von der 
effektiven Arbeitszeit abhängen. Das Entwicklungs-
potenzial von geringfügig Beschäftigten droht daher 
nicht ausgeschöpft zu werden.

Dabei birgt die steuer- und abgabenrechtliche 
Privilegierung ohnehin das Risiko, dass Erhöhun-
gen des Stundenlohns (zum Beispiel im Zuge von 
tarifvertraglichen Regelungen oder Anhebungen 
des Mindestlohns) zu einer Absenkung der Arbeits-
zeiten führen können, um ein Überschreiten der ge-
setzlichen Geringfügigkeitsschwelle zu vermeiden. 
Das bedeutet, dass das geleistete Arbeitsvolumen 
hinter dem nachfrageseitig bestehenden Ausmaß 
zurückbleiben könnte. Vor dem Hintergrund, dass 
knapp 37 Prozent der geringfügig Beschäftigten im 
gewerblichen Bereich und 10 Prozent im Haushalts-
bereich einen Verdienst an der Geringfügigkeits-
schwelle (400 bis 450 Euro) angeben45, ist dieses 
Risiko nicht gering einzuschätzen. Fischer et al.46 
signalisieren zum Beispiel, dass 38 Prozent der 
Minijobberinnen und Minijobber steuerliche Gründe 
als Hindernisgrund angeben, warum sie weniger 
arbeiten als eigentlich gewünscht. Für 14 Prozent 
ist der Verlust der steuer- und abgabenrechtlichen 

Privilegierung einer der Gründe dafür, die Arbeitszeit 
nicht ausweiten zu wollen.47 

Das Fachkräftepotenzial wird nur 
unzureichend ausgeschöpft

Die Anreizproblematik der institutionellen Privilegie-
rung wird durch steuerrechtliche Rahmenregelungen, 
das heißt das Ehegatten-Splitting, insbesondere für 
Hausfrauenbeziehungsweise Hausmänner ver-
schärft, also einer der beiden Gruppen, bei denen 
der Minijob eine Brücke zu einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung bauen sollte. Die 
Nichtberücksichtigung des Einkommens aus einem 
Minijob bei der Steuererklärung senkt für die hinzu-
verdienende Partnerin bzw. den Partner erstens 
den Anreiz, die eigene Arbeitszeit deutlich über den 
bisher geleisteten Stundenumfang auszudehnen 
und in eine sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsform überzuwechseln. Zweitens erhöht sie 
den Anreiz, eine Tätigkeit auszuüben, bei der die 
Kompetenzanforderungen unter Umständen stark 
vom eigenen Qualifikationsniveau nach unten ab-
weichen. Analysen auf Basis der BIBB/BAuA-Erwerb-
stätigenbefragung 2012 zeigen, dass mit knapp drei 
von zehn Personen sich mehr als doppelt so viele 
Minijobberinnen und Minijobber fachlich unterfordert 
fühlen als nichtgeringfügig Beschäftigte.48 Das Fach-
kräftepotenzial wird auch vor diesem Hintergrund nur 
unzureichend ausgeschöpft.

Jede Entscheidung von Haushalten über die Gestal-
tung des Arbeitsangebots – wer arbeitet wo wieviel 
– ist vor dem Hintergrund der geltenden Rahmen-
regelungen zu respektieren. Allerdings kann sich 
das gewählte Arrangement – Hinzuverdienst in einer 
geringfügigen Beschäftigung – für die betroffene 
Person in dynamischer Perspektive als Sackgasse 

45	 Minijobzentrale, 2020b, S. 3; ähnlich Beckmann, 2019, S. 207
46	 Fischer et al., 2015, S. 249
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und für die Fachkräftesicherung als nachteilig her-
ausstellen. Im Trennungsfall – das heißt Auflösung 
der Haushaltgemeinschaft – löst sich das bisherige 
auf das Haushaltseinkommen basierende Absiche-
rungs- und Versorgungsmodell auf und zwingt die 
Betroffenen, ein individuelles Kalkül bei der Arbeits-
angebotsentscheidung in den Blick zu nehmen. Je 
länger allerdings das beschriebene (häufig traditio-
nelle) Versorgungsmodell existiert hat, umso schwie-
riger ist die Rückkehr der ehemaligen Hinzuverdienst-
person in ein Beschäftigungsverhältnis, das sie in 
vergleichbarer Weise vor der Bildung eines Haushalts 
mit der spezifischen Arbeitsteilung innegehabt hatte. 
Wenn die Rückkehr nicht mehr gelingt, ist das Risiko 
einer Totalabschreibung der früheren Bildungsinves-
tition hoch. Vor dem Hintergrund der beobachtbaren 
Erwerbsmuster gilt dies derzeit vor allem für Frauen.

Schließlich implizieren die steuer- und abgaben-
rechtlichen Rahmenregelungen auch eine aus Sicht 
der Fachkräftesicherung fragwürdige Privilegierung 
der geringfügigen Beschäftigung im Nebenerwerb 
gegenüber einer vom Volumen vergleichbaren Aus-
dehnung der Arbeitszeit im Rahmen einer bereits 
bestehenden sozialversicherungspflichtigen Teil-
zeitbeschäftigung. Bei Letzterer unterliegt nicht nur 
jede zusätzliche Stunde der Abgaben- und Steuer-
pflicht. Aufgrund des progressiven Verlaufs steigt 
die Grenzbelastung auch an (zumindest bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze beziehungsweise dem 
Wirksamwerden des Höchststeuersatzes). Das kann 
dazu führen, dass eine geringfügige Beschäftigung 
im Nebenjob auf Helferniveau für eine teilzeitbe-
schäftigte Fachkraft finanziell lukrativer sein kann als 
eine (auf Stundenbasis) äquivalente Ausdehnung der 
Arbeitszeit in der Haupttätigkeit, die mindestens eine 
abgeschlossene Berufsausbildung erfordert und mit 
einer höheren Wertschöpfung einhergeht. 

3.1.4 DIE GERINGFÜGIGE 
BESCHÄFTIGUNG VERZERRT 
ERHEBLICH DEN WETTBEWERB 
ZWISCHEN UNTERNEHMEN 

DER RAT STELLT FEST

•	 Die geringfügige Beschäftigung verzerrt 
den Wettbewerb zwischen den Unterneh-
men im gewerblichen Bereich erheblich. 

•	 Wo rechtliche Rahmenregelungen nicht 
eingehalten und den Beschäftigten recht-
liche Ansprüche vorenthalten werden, wird 
die geringfügige Beschäftigung miss-
bräuchlich genutzt. 

•	 Dies hat nicht nur negative Konsequenzen 
für die betroffenen Menschen, sondern 
vergrößert auch das Ausmaß der Wettbe-
werbsverzerrung.

Aus einem Kostenkalkül ist eine geringfügige Be-
schäftigung aus Sicht eines Unternehmens eigentlich 
ungünstiger als eine vergleichbare sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung. Denn im Unter-
schied zu den Sozialabgaben bei Letzterer (rund 
20 %) zahlen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber im 
gewerblichen Bereich für einen vergleichbaren Mini-
job eine Pauschalabgabe von rund 31 Prozent.49 Ein 
Kostenvorteil entsteht vor allem dann, wenn durch 
die Brutto-für-Netto-Regelung der Anspruchslohn der 
Beschäftigten im Minijob deutlich niedriger ausfällt 
als bei einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung. Wo dies geschieht, kann der Wettbewerb 
zwischen Unternehmen mit und Unternehmen ohne 
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Einsatz von geringfügig Beschäftigten auf deren Ab-
satzmärkten zulasten Letzterer verzerrt werden.

Eine mögliche Folge ist, dass Minijobs auf längere 
Sicht sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse allein aufgrund ihrer rechtlichen Sonderstellung 
verdrängen und weniger, weil sie bei gleichen Rah-
menbedingungen sich als die effiziente Arbeitsform 
etablieren. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene und 
auch auf Ebene von Wirtschaftszweigen (2-Steller der 
Wirtschaftszweigklassifikation) sind derartige Ver-
drängungseffekte nicht zu beobachten. Analysen mit 
Betriebsdaten signalisieren aber, dass das Risiko von 
Substitutionsprozessen durchaus besteht. Collischon 
et al.50 und Hohendanner und Stegmaier51 finden eine 
entsprechende empirische Evidenz für kleine Betriebe. 
Hohendanner und Stegmaier52 zeigen zudem, dass 
Verdrängungsprozesse relativ häufig in bestimmten 
Branchen – im Einzelhandel, im Gastgewerbe und im 
Gesundheits- und Sozialwesen – zu beobachten sind. 
Die Befunde auf betrieblicher Ebene legen nahe, dass 
die sozialversicherungs- und steuerrechtliche Privile-
gierung der geringfügigen Beschäftigung in Kombina-
tion mit geringeren Anspruchslöhnen im gewerblichen 
Bereich mit einem Lohnkostenvorteil verbunden sein 
kann, wodurch der Wettbewerb zwischen Unterneh-
men mit und ohne Einsatz von Minijobberinnen und 
Minijobbern auf Absatzmärkten verzerrt wird. Die Be-
funde sprechen zudem dafür, dass dies insbesondere 
in Niedriglohnbranchen relevant ist, wo der Effekt der 
steuer- und abgabenrechtlichen Privilegierung auf den 
Anspruchslohn besonders durchschlägt. Der Einsatz 
von geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten ist 
hingegen nicht mit einer wettbewerbsverzerrenden 
Wirkung verbunden.

Der Anteil der befragten Betriebe, die Minijobs aus 
Flexibilisierungsgründen einsetzen, ist zwar größer 

als jener, die aus Flexibilisierungsgründen auf 
sozialversicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung 
setzen53, allerdings bietet die Untersuchung keinen 
Anhaltspunkt, worin der genaue Flexibilisierungs-
vorteil liegt. Ein geringer Verwaltungsaufwand spielt 
für die Betriebe als Einsatzmotiv nur eine unterge-
ordnete Rolle (13 % in Fischer et al.54). 

DER RAT STELLT FEST

Sieht man von der Auswirkung der Brutto-
für-Netto-Regelung auf den Anspruchslohn 
und damit auf das potenzielle Arbeitsange-
bot ab, erkennt der Rat keinen systemati-
schen Flexibilisierungsvorteil von Minijobs 
gegenüber einer kleinen sozialversiche-
rungspflichtigen Teilzeitbeschäftigung. Im 
Gegenteil geht der Einsatz von Minijob-
berinnen beziehungsweise Minijobbern mit 
einem bürokratischen Mehraufwand (zum 
Beispiel Personaleinsatzplanung, Prüfung 
der Ausgleichszeiten, Nebenbeschäftigung) 
einher, um zu verhindern, dass die Gering-
fügigkeitsschwelle überschritten wird. 
Dies gilt insbesondere für geringfügig Be-
schäftigte, die einen Verdienst nahe an der 
Geringfügigkeitsschwelle aufweisen. 

Minijobs bergen ein Missbrauchsrisiko

Eine Reihe von empirischen Erhebungen signalisiert, 
dass Minijobberinnen und Minijobber ihre rechtlichen 
Ansprüche nicht geltend machen oder ihnen diese 
rechtswidrig vorenthalten werden. Der Anteil der ge-
ringfügig Beschäftigten, die nach eigenen Aussagen 
keinen Urlaub gewährt bekommen, ihren gesetzlichen 

50	 Collischon et al., 2018
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52	 Hohendanner/Stegmaier, 2012
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56	 Fedorets et al., 2019
57	 Pusch/Seifert, 2017
58	 Burauel et al., 2017
59	 RWI, 2016, S. 51

60	 IAW, 2013
61	 Beckmann, 2019, S. 219

Urlaubsanspruch und Anspruch auf Lohnfortzah-
lung an Feiertagen nicht kennen oder nicht geltend 
machen, bewegt sich je nach Untersuchung zwischen 
einem Drittel und gut der Hälfte der Befragten.55 Ein 
ähnliches Bild ergibt sich bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall.

Fedorets et al.56 untersuchten auf Basis des SOEP 
aus dem Jahr 2017 den Anteil der Personen, die einen 
errechneten tatsächlichen (vertraglichen) Stunden-
lohn von unter 8,84 Euro erhalten. Der tatsächliche 
(vertragliche) Stundenlohn wurde ermittelt, indem der 
monatliche Lohn durch die tatsächliche (vertragliche) 
wöchentliche Arbeitszeit geteilt und anschließend 
mit 4,33 multipliziert wurde. Dabei fanden sie, dass 
über alle Gruppen hinweg der Anteil der Personen, für 
die sich ein tatsächlicher Stundenlohn unterhalb des 
Mindestlohns ergab, bei etwa 10 Prozent im Hauptjob 
und bei 38,5 Prozent im Nebenjob liegt. Bei der Unter-
gruppe der geringfügig Beschäftigten ist dieser Anteil 
höher und liegt bei über 50 Prozent im Hauptjob und 
bei über 52 Prozent im Nebenjob. Pusch und Seifert57 
fanden mit der gleichen Methodik auf Basis des SOEP 
und PASS für das Jahr 2015 ähnliche Werte. 

Burauel et al.58 untersuchten vertraglich errechnete 
Stundenlöhne für das Jahr 2015 und 2016 und fanden 
etwas geringere, aber ebenfalls Werte von über 40 
Prozent. Das RWI59 weist auf Basis seiner Befragungs-
daten einen Anteil von unter 15 Prozent aus, die in 
2016 einen Stundenlohn unterhalb des berücksichtig-
ten Referenzwertes von 8,50 Euro für den Mindestlohn 
bezogen.

Die geringfügige Beschäftigung birgt vor diesem Hin-
tergrund ein hohes Missbrauchsrisiko mit negativen 
Folgen für die Betroffenen, denen ihre rechtlichen 
Ansprüche vorenthalten werden, aber auch für die 

Wirtschaft als Ganzes. Denn durch eine missbräuch-
liche, nicht geahndete Nutzung von Minijobs wird die 
Wettbewerbsposition von Unternehmen zusätzlich 
geschwächt, die lediglich sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigte einsetzen. Die Wahrscheinlichkeit 
von volkswirtschaftlich unerwünschten Substitutions-
effekten wird erhöht.

Mit der Einführung der geringfügigen Beschäftigung 
war auch das Ziel verbunden, eine missbräuchliche 
Nutzung in Form von Schwarzarbeit (insbesondere 
im Bereich von Haushaltsdienstleistungen) zu be-
kämpfen und zurückzudrängen. Das IAW60 hatte in 
seiner Schattenwirtschaftsprognose einmal den Um-
fang der Schattenwirtschaft, der bei einer Abschaf-
fung der steuerrechtlichen Privilegierung entstehen 
würde, auf Basis einer Simulationsrechnung auf rund 
7 Milliarden Euro beziffert. 

Daraus ließe sich zwar umgekehrt ableiten, dass die 
Existenz von geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
sen im gleichen Umfang Schwarzarbeit eindämmt. 

DER RAT STELLT FEST

Allerdings muss nach Ansicht des Rats bei 
einer solchen Perspektive beachtet werden, 
dass die geringfügige Beschäftigung das 
Risiko birgt, als Deckmantel für Schwarz-
arbeit und unbezahlte Mehrarbeit zum 
Beispiel aufgrund einer unzureichenden, 
missbrauchsanfälligen Aufzeichnung von 
Arbeitszeiten zu fungieren.

Beispielweise beziffert Beckmann61 den Anteil der 
geringfügig Beschäftigten, die keine vertraglich 
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festgelegten Arbeitszeiten haben, auf knapp 60 Pro-
zent. Fischer et al.62 weisen mit knapp 22 Prozent 
(keine Arbeitszeit vereinbart) und 29 Prozent (keine 
formale Arbeitszeitregelung) zwei Anteilswerte 
aus. Knapp vier von zehn geringfügig Beschäftigten 
arbeiten auf Abruf.63 

DER RAT STELLT FEST

In welchem Ausmaß vor diesem Hinter-
grund die geringfügige Beschäftigung als 
Deckmantel für die Ausübung von Schwarz-
arbeit fungiert, indem mehr Arbeitsstunden 
geleistet werden, als bei Beachtung der 
Geringfügigkeitsschwelle zulässig sind, 
lässt sich empirisch nicht beziffern, wird 
aber vom Rat als relevant erachtet.

DER RAT EMPFIEHLT

Der Rat der Arbeitswelt kommt nach Sich-
tung der vorliegenden empirischen Evidenz 
zum Schluss, dass die geringfügige Beschäf-
tigung in der jetzigen Form reformbedürftig 
und die allgemeine steuer- und abgaben-
rechtliche Privilegierung nicht mehr zeit-
gemäß ist. Der Rat ist sich der Heterogenität 
der Personen, die einen Minijob ausüben, 
und ihrer Motive, einen solchen aufzuneh-
men, bewusst. Er respektiert individuelle 
Entscheidungen darüber, welches Erwerbsar-
rangement für eine Einzelperson oder einen 
Mehrpersonenhaushalt vor dem Hintergrund 
der geltenden Rahmenregelungen optimal 
ist. Der Rat schätzt gleichwohl die beschrie-

benen Kollateraleffekte der allgemeinen 
Privilegierung von Minijobs als so gravierend 
ein, dass ihre stufenweise Abschaffung 
empfohlen wird.

Stufenweise bedeutet zunächst, dass exis-
tierende geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse so lang Vertrauensschutz genießen, 
wie sie fortbestehen. Die Privilegierung klei-
ner Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse soll 
aber bei deren Auflösen grundsätzlich enden 
und selbst bei Wiederaufnahme bei der glei-
chen Arbeitgeberin beziehungsweise beim 
gleichen Arbeitgeber nicht mehr wirksam 
werden. Neu geschlossene Teilzeitbeschäf-
tigungen mit kleinem Arbeitszeitvolumen 
werden grundsätzlich steuer- und abgaben-
pflichtig. Dabei kann eine Bagatellgrenze 
berücksichtigt werden.

Ferner sollten für jene Gruppen eigene 
Lösungen angestrebt werden, bei denen 
arbeitsmarktpolitische Erwägungen eine 
untergeordnete Rolle spielen. Das gilt für 
Schülerinnen und Schüler, Studierende so-
wie Rentnerinnen und Rentner. 

•	 Die gewerbliche geringfügige Beschäf-
tigung von Schülerinnen und Schülern 
sowie Studierenden könnte gegebenen-
falls mit den derzeit geltenden Bestim-
mungen für die kurzfristige Beschäftigung 
harmonisiert werden. Der Verdienst der 
Schülerinnen und Schüler sowie Studieren-
den würde hier keine Rolle mehr spielen. 
Optional könnte geprüft werden, ob und in 
welcher Form (wahlweise/verpflichtend) 
geringfügig beschäftigte Schülerinnen und 

62	 Fischer et al., 2015, S. 208 und S. 216
63	 Fischer et al., 2015, S. 218
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Schüler sowie Studierende in die Renten-
versicherung integriert werden sollen. 

•	 Grundsätzlich ist eine Verbeitragung der 
Verdienste aus einer abhängigen Be-
schäftigung in der Rentenversicherung für 
eine Person, die ihr gesetzliches Renten-
eintrittsalter bereits erreicht hat, insofern 
finanziell attraktiv, weil die zusätzlichen 
Rentenansprüche mit einem Bonusfaktor 
belohnt werden. Der Rat empfiehlt die 
Prüfung, welche Arbeitsanreizeffekte von 
einer verpflichtenden Verbeitragung in der 
Rentenversicherung bei einer (Weiter-)Be-
schäftigung und gleichzeitigem Rentenbe-
zug ausgehen können. Dabei ist zwischen 
vorzeitigem und regulärem Renteneintritt 
zu differenzieren.

Ferner sind für Tätigkeiten im Ehrenamt und 
in Privathaushalten Lösungen anzustreben, 
die den derzeit geltenden Rahmenregelungen 
gleichgestellt sind.

Die volle Integration geringfügiger Beschäfti-
gung in die Sozialversicherung wird bei vielen 
geringfügig Beschäftigten zu einer Erhöhung 
der Arbeitszeit führen. Denn damit entfällt 
ein beträchtlicher Teil der Grenzkosten, die 
bisher eine Ausweitung der Arbeitszeit un-
attraktiv machten. Allerdings bleiben durch 
die falschen Anreize des Ehegattensplittings 
in der Lohnsteuerklassenkombination III/V 
trotzdem noch Grenzkosten für eine Erhöhung 
der Arbeitszeit bestehen. Deshalb sollte die 
Lohnsteuerklasse V bei gleichzeitiger stärke-
rer Berücksichtigung individueller Erwerbs-
einkommen im Rahmen der Lohnsteuerklas-

senkombination IV/IV abgeschafft werden 
und – weitergehend – das Ehegattensplitting 
grundsätzlich zugunsten einer Individualbe-
steuerung in Frage gestellt werden. Damit 
die Stärkung der Arbeitsanreize durch eine 
andere steuerrechtliche Veranlagung für Per-
sonen zur Geltung kommen kann, die aktuell 
Betreuungsverpflichtungen für Kinder und/
oder pflegebedürfte Angehörige wahrnehmen, 
ist die Kinder- und Pflegebetreuungsinfra-
struktur auszubauen. Davon würden derzeit 
insbesondere Frauen profitieren.

Der Rat ist sich bewusst, dass die Auswir-
kungen einer potenziellen Umsetzung seiner 
Handlungsempfehlungen von ihrer konkreten 
Ausgestaltung abhängen. Er empfiehlt daher, 
Forschungsaktivitäten anzustrengen, die eine 
Evaluation der durch die gesetzlichen Ände-
rungen eingetretenen Wirkungen ermöglichen. 
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3.2.1 DIE AKTUELLE ENTWICKLUNG 
SIGNALISIERT HANDLUNGSBEDARF

Im Jahr 2019 waren knapp vier Millionen Personen 
selbstständig tätig, darunter rund 2,15 Millionen als 
Soloselbstständige.64 Die Anzahl Letzterer ist in der 
jüngeren Vergangenheit tendenziell leicht zurück-
gegangen, nachdem sie sich über einen langen 
Zeitraum zwischen 2005 und 2017 bei rund 2,3 
Millionen eingependelt hatte.65 Wie sich die Anzahl 
der (Solo-)Selbstständigen im Laufe des Jahres 2020 
und damit unter dem Eindruck der Corona-Pandemie 
entwickelt hat, bleibt derzeit noch abzuwarten.

Aus (Solo-)Selbstständigkeit erwachsen Chancen

Eine dynamische Volkswirtschaft profitiert von 
(Solo-)Selbstständigkeit, weil sie Wachstumschan-

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Der Rat ist der Auffassung, dass (Solo-)Selbst-
ständige wie andere Erwerbstätige einen wert-
vollen Beitrag für unsere Volkswirtschaft leisten. 

•	 Er möchte eine politische und gesellschaftliche 
Debatte initiieren, wie die soziale Absicherung 
von echten (Solo-)Selbstständigen künftig 
organisiert sein soll und sozialpolitisch prekäre 
und wettbewerbspolitisch verzerrende Schein-
selbstständigkeit minimiert werden kann. 

•	 Auf diese Weise soll ein Diskussionsbeitrag 
geleistet werden, um das Ausüben einer selbst-
ständigen Tätigkeit zu unterstützen.

3.2 WIE GEHT ES NACH DER
COVID-19-PANDEMIE MIT DER 
SOLOSELBSTSTÄNDIGKEIT WEITER? 

cen eröffnet und am Ende auch Beschäftigungspers-
pektiven für die Unternehmerinnen und Unternehmer 
sowie für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
schafft. Etablierte Unternehmen erhalten durch den 
Einsatz von Selbstständigen Zugang zu spezialisier-
tem Know-how.66 Existenzgründungen, von denen 
viele zunächst in Soloselbstständigkeit entstehen 
– unter allen Gründungen waren 64 Prozent Solo-
gründungen, unter den Neugründungen 72 Prozent, 
– sind ein wichtiger Treiber für einen strukturellen 
Wandel und Innovationen.67 Dies gilt insbesondere 
dort, wo durch neue Ideen und neue Technologien 
zukunftsweisende Veränderungen in Wirtschaft und 
Gesellschaft angestoßen werden, die auf lange Sicht 
die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und den 
Wohlstand der Menschen erhöhen. Aus erfolgreichen 
Solo-Gründern können im Zeitablauf Unternehmen 
werden, die Arbeitsplätze schaffen und damit einer 
Vielzahl von Menschen eine Beschäftigungsperspek-
tive bieten.

Existenzgründungen bieten Personen eine Option, 
sich mit eigenen Ideen eine berufliche Perspektive 
aufzubauen. Besonders die Altersgruppe der 65-Jäh-
rigen und Älteren hat in den letzten Jahren häufig die 
Möglichkeit genutzt, eine berufliche Tätigkeit (auch) 
nach Erreichen des (Vor-)Ruhestands fortzusetzen 
oder in einem anderen Bereich aufzunehmen.68 Empi-
rische Studien zeigen, dass in der Mehrzahl der Fälle 
die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit erfolgt, 
weil diese von den Personen aktiv gesucht oder als 
marktüblich betrachtet wird.69 Eine Existenzgründung 
kann aber auch Menschen eine Erwerbsperspektive 
aus Arbeitslosigkeit eröffnen, wenn andere Optionen 
aus Sicht der Betroffenen zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung nicht realisierbar sind. Der markante An-
stieg der Soloselbstständigkeit im Zusammenhang 
mit der Einführung der Ich-AG zum 1. Januar 2003 

64	 Statistisches Bundesamt, 2020a
65	 Bonin et al., 2020

66	 Arntz et al., 2017
67	 vgl. KfW-Gründungsmonitor, 2020, S. 4
68	 Bonin et al., 2020, S. 27 f.
69	 Günther/Marder-Puch, 2019; Conen et al., 2016
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bis ins Jahr 2005 kann hierfür als Beleg gewertet 
werden. Bis Ende 2004 wurden rund 268.000 Ich-AGs 
von der Bundesagentur für Arbeit mit dem Existenz-
gründungszuschuss gefördert.70 Derartige „Notgrün-
den“ können sich als wirtschaftlich tragfähig und für 
die Betroffenen auf Dauer als attraktivere Erwerbs-
form herausstellen. Zum Beispiel waren von den 
Gründern einer Ich-AG (Bezug von Überbrückungs-
geld) 56 Monate nach der Gründung noch 57 bis 63 
Prozent (56 bis 70 Prozent) als Selbstständige am 
ersten Arbeitsmarkt aktiv.71 Die Integration ehemali-
ger Arbeitslose durch eine selbstständige Tätigkeit 

ist eine realistische Option, auch wenn sie mit einer 
sich verbessernden Arbeitsmarktlage wie in den 
letzten Jahren beobachtet wieder zugunsten einer 
abhängigen Beschäftigung aufgegeben wird. 

(Solo-)Selbstständigkeit geht mit 
besonderen Anforderungen einher 

Unabhängig davon signalisieren empirische Er-
hebungen zur Überlebensrate von Neugründungen, 
dass in vielen Fällen die selbstständige Tätigkeit 
bereits nach kurzer Zeit eingestellt wird oder einge-

Abbildung 2: Die Anzahl an Solo-Selbstständigen ist bis 2012 gestiegen und seitdem rückläufig
Entwicklung der Anzahl von Selbstständigen, Selbstständigen mit Beschäftigten und Soloselbstständigen in Deutschland, 
Jahreswerte (in Tausend)

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2020a: Selbständige: Deutschland, Jahre, Beschäftigtenzahl, Geschlecht, in: GENESIS-Online Datenbank

70	 Wießner, 2005 71	 Caliendo et al., 2009
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AUSWIRKUNGEN DER COVID-19-PANDEMIE 
AUF (SOLO-)SELBSTSTÄNDIGE

Allerdings signalisieren sämtliche empirische Studien auf Basis von Personenbefragun-
gen während und kurz nach dem Lockdown im April 2020, dass die Pandemie und die 

politischen Maßnahmen zu ihrer Eindämmung sich im erheblichen Maß negativ auf die Gruppe der 
(Solo-)Selbstständigen auswirkten. Die Umsatzeinbußen waren massiv (Tabelle 1). Dies gilt beson-
ders häufig für weibliche Selbständige.72 Die Daten von Bertschek/Erdsiek73 signalisieren zugleich, 
dass sich der Anteil der Betroffenen mit massiven Umsatzrückgängen zwischen den Branchen 
erheblich unterscheidet.  Die Lockdown-Maßnahmen haben sich demzufolge besonders negativ 
im Hotel- und Gastgewerbe, dem Veranstaltungsgewerbe, der Reisebranche, dem stationären 
Handel (mit Ausnahme des Lebensmittelhandels) sowie im Bereich Wellness, Friseure, Kosmetik 
ausgewirkt. Vor dem Hintergrund der Lockdown-Maßnahmen sind diese Bereiche von erheblichen 
Umsatzeinbußen betroffen. 

Mit den Umsatzeinbußen sind auch die Einkommen der Soloselbstständigen im Frühjahr 2020 
durch die Corona-Krise unter Druck geraten, und zwar häufiger als jene der abhängig Beschäftig-
ten.74 Auch das Ausmaß der Einkommensverluste war bei (Solo-)Selbstständigen im Mittel mehr 
als 3,5-mal so hoch wie bei den abhängig Beschäftigten.75 Vor diesem Hintergrund überrascht es 
wenig, dass Erstere sich sehr viel häufiger (große) Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation 
machten als Letztere.76 Seit dem Mai 2020 ist ferner zu beobachten, dass von Monat zu Monat 
mehr Selbstständige ergänzende Leistungen der Grundsicherung beziehen als im Vergleich zum 
Vorjahr; im September war es ein Plus von 12 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat.77   

Bereits im April 2020 äußerte ein Viertel der befragten Soloselbstständigen, dass sie mit hoher oder 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit ihre Tätigkeit in den nächsten zwölf Monaten aufgeben müssten.78  
Noch ist zwar ungewiss, wie viele (Solo-)Selbstständige im Laufe des Jahres 2020 diesen Weg 
gegangen sind und im laufenden Jahr noch gehen werden. Es besteht aber Grund zur Sorge, dass 
viele (Solo-)Selbstständige durch die Corona-Pandemie in eine wirtschaftliche Notlage geraten 
können, die sie zur Aufgabe der Selbstständigkeit zwingt. Offen ist auch, wie sich die Covid-Krise 
mittel- bis langfristig auf das Gründungsgeschehen auswirken wird. Von Januar bis September 
2020 wurden in Deutschland rund 88.200 Betriebe gegründet, deren Rechtsform und Beschäftigten-
zahl auf eine größere wirtschaftliche Bedeutung schließen lassen. Wie das Statistische Bundes-
amt79 nach Auswertung der Gewerbeanmeldungen mitteilt, waren das 6,4 Prozent weniger als im 
Vorjahreszeitraum. 

76	 Kritikos et al. 2020, S. 6; ähnlich Hövermann, 2020, S. 14
77	 Klös/Schäfer, 2021
78	 Bertschek/Erdsiek, 2020
79	 Statistisches Bundesamt, 2020b

72	 Graeber et al., 2020
73	 Bertschek/Erdsiek, 2020
74	 Graeber et al., 2020; Hövermann/Kohlrausch, 2020
75	 Graeber et al., 2020
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stellt werden muss.80 (Solo-)Selbstständigkeit birgt 
daher potenziell ein größeres Einkommensrisiko als 
eine abhängige Beschäftigung. Dafür eröffnet sie 
aber auch Chancen: Eine selbstständige Tätigkeit 
geht zum Beispiel durchschnittlich mit einer hohen 
Arbeitszufriedenheit und einer hohen Zufriedenheit 
mit der eigenen Work-Life-Balance einher, was auch 
mit dem großen Einfluss auf den Umfang sowie 
Beginn und Ende der Arbeitszeit begründet werden 
kann.81 Gleichzeitig geht (Solo-)Selbstständigkeit 
im Durchschnitt mit höheren Anforderungen, wie 
hohem Termin- und Leistungsdruck, häufigeren Än-

derungen der Arbeitszeit, Rufbereitschaft und Arbeit 
auf Abruf einher (ebd.). Dabei offenbaren sich bei den 
Soloselbstständigen unter anderem Unterschiede 
nach Qualifizierungsgrad. Während Höherqualifizierte 
von mehr Arbeitsautonomie berichten, überwiegen 
bei den Geringqualifizierten die Anforderungen. Ins-
gesamt ist die Gruppe der Soloselbstständigen sehr 
heterogen. Auf der einen Seite gibt es Soloselbststän-
dige mit sehr hoher finanzieller Stabilität und günsti-
gen Arbeitsbedingungen, auf der anderen Seite stehen 
Soloselbstständige mit prekärer Einkommenssituation 
und ungünstigen Arbeitsbedingungen.82  

Übersicht: Umsatzrückgänge bei den Selbstständigen im Frühjahr 2020

Quelle: Boockmann et al., 2021 

Studie Befragte Ergebnis Erläuterungen

Bertschek/Erdsiek (2020) 16.387 Soloselbstständige 
aus 17 Branchen

58% der Soloselbstständigen 
hatten einen Umsatzrückgang 
von 75% oder mehr.

Nur Soloselbstständige in 17 
Branchen. Angaben für April 
2020, Vergleichszeitraum 
nicht genannt.

Kritikos et al. (2020),
Graeber et al. (2020)

6.694 Haushalte bzw. 
Personen

57% der Selbstständigen 
hatten einen Umsatzrückgang 
(Männer: 53%, Frauen: 63%). Bei 
diesen Selbstständigen beträgt 
der Rückgang durchschnittlich 
60% (Graeber et al., 2020).

Angaben für den jeweiligen 
Befragungsmonat im Ver-
gleich zum Februar 2020.

Metzger (2020) 596 Selbstständige sowie 
Gründerinnen und Gründer

53% der Selbstständigen hat-
ten einen Umsatzrückgang von 
über 75%, insgesamt hatten 
90% einen Umsatzrückgang.                                                                                                                                  
                     

Angaben für April 2020, Ver-
gleichszeitraum nicht genannt

80	 Bonin et al., 2020 81	 Wöhrmann et al., 2016
82	 vgl. Kottwitz et al., 2019
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3.2.2 NEUE WEGE IN DER SOZIALEN AB-
SICHERUNG PRÜFEN UND SCHEINSELBST-
STÄNDIGKEIT VERHINDERN

DER RAT STELLT FEST

Der Rat befürchtet, dass die Erfahrungen 
aus der Corona-Krise die Attraktivität der 
(Solo-)Selbstständigkeit nachhaltig redu-
zieren könnten. Die derzeitig vorhandenen 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

Der Rat befürchtet, dass die Erfahrungen aus der 
Corona-Krise die Attraktivität der (Solo-)Selbststän-
digkeit nachhaltig reduzieren könnten. Die derzeit 
vorhandenen Möglichkeiten der individuellen 
sozialen Absicherung für diese Gruppe könnten in 
Zukunft von potenziell Gründungsinteressierten, 
insbesondere solchen mit einer relativ stark aus-
geprägten Risikoaversion, entweder als unzurei-
chend oder im Vergleich zur abhängigen Beschäf-
tigung als zu unattraktiv betrachtet werden. Vor 
dem Hintergrund einer potenziell angespannteren 
Arbeitsmarktlage in den ersten Jahren nach der 
Corona-Krise, darf aus Sicht des Rats nicht aus 
dem Auge verloren werden, dass Erscheinungs-
formen wie Scheinselbstständigkeit begünstigt 
werden könnten, die weder mit den Chancen und 
den Handlungsmöglichkeiten einer echten Selbst-
ständigkeit noch mit der eigentlich gewünschten 
Absicherung von sozialversicherungsrechtlichen 
und arbeitsrechtlichen Ansprüchen eines abhän-
gigen sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnisses einhergehen. 

Möglichkeiten der individuellen sozialen 
Absicherung für diese Gruppe könnten in 
Zukunft von potenziell Gründungsinteres-
sierten, insbesondere solchen mit einer 
relativ stark ausgeprägten Risikoaversion, 
entweder als unzureichend oder im Ver-
gleich zur abhängigen Beschäftigung als  
zu unattraktiv betrachtet werden. 

Vor dem Hintergrund einer potenziell ange-
spannteren Arbeitsmarktlage in den ersten 
Jahren nach der Corona-Krise, darf aus 
Sicht des Rats nicht aus dem Auge verlo-
ren werden, dass Erscheinungsformen wie 
Scheinselbstständigkeit begünstigt werden 
könnten, die weder mit den Chancen und 
den Handlungsmöglichkeiten einer echten 
Selbstständigkeit noch mit der eigentlich 
gewünschten Absicherung von sozialversi-
cherungsrechtlichen und arbeitsrechtlichen 
Ansprüchen eines abhängigen sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigungsverhält-
nisses einhergehen. 

Derzeit können Selbstständige auf drei Möglich-
keiten zurückgreifen, um den Lebensunterhalt bei 
einem Rückgang der Aufträge und damit des Ein-
kommens zu sichern:

•	 Rückgriff auf Ersparnisse/Rücklagen
•	 Freiwillige Arbeitslosenversicherung 
•	 Bezug von Arbeitslosengeld II

Soloselbstständige gaben im Jahr 2018 mit 65,5 
Prozent am häufigsten an, nichts vom monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen zu sparen.83 Dieser An-
teil ist bei den abhängigen Beschäftigten mit 61,2 

83	 Bonin et al., 2020
84	 Maier/Ivanov, 2018
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Prozent und bei Selbstständigen mit Beschäftigten 
mit 54 Prozent geringer. Maier und Ivanov84 geben 
vergleichbare Anteile für das Jahr 2016 an und 
auch Beznoska und Brenke85 ermittelten für das 
Jahr 2014, dass Soloselbstständige relativ häufig 
auf eine Vermögensbildung am Befragungsrand 
verzichten. Eine Ersparnisbildung findet daher bei 
vielen Soloselbstständigen nicht statt, mit der Rück-
lagen für Zeiten mit Auftrags- und Einkommens-
schwankungen gebildet werden können. 

Beznoska und Brenke86 zeigen, dass im Jahr 2012 
46 Prozent der Soloselbstständigen über ein Netto-
vermögen von weniger als 50.000 Euro verfügten, 
gut ein Drittel von weniger als 20.000 Euro. Knapp 
die Hälfte der Selbstständigen, deren Umsätze 
Corona-bedingt im Frühjahr einbrachen, verfügte 
über Liquiditätsreserven von maximal drei Mona-
ten.87 Auffällig ist hier der hohe Anteil der Frauen 
(61 Prozent). Bei den Männern sind dies nur 38 Pro-
zent. Nach der KfW-Blitzbefragung ist der Anteil der 
Selbstständigen mit Reserven bis zu drei Monaten 
mit 68 Prozent deutlich größer, allerdings kann rund 
ein Drittel der Selbstständigen (34 Prozent) nur über 
einen Zeitraum von einem Monat zahlungsfähig 
bleiben.88  

DER RAT STELLT FEST

Die strukturellen Befunde aus dem Sozio- 
oekonomischen Panel und die derzeit vorlie-
genden Befunde zur Liquiditätssituation im 
Frühjahr 2020 können aus Sicht des Rats als 
Hinweis gewertet werden, dass viele (Solo-)
Selbstständige nur unzureichend über Re-
serven verfügen, um größere Einkommens-
schwankungen abfedern zu können.

Eine Einkommensversicherung als Alternative im Stil 
einer Arbeitslosenversicherung ist für Selbstständige 
derzeit nur auf freiwilliger Basis und dann lediglich 
für einen begrenzten berechtigten Personenkreis 
möglich.

Von einer solchen Möglichkeit machen aber immer 
weniger Soloselbstständige Gebrauch. Gegenüber 
2013 ist die Anzahl der freiwillig versicherten Solo-
selbstständigen von 145.000 auf 80.000 im Jahr 
2017 zurückgegangen.89 Lediglich 8.000 von knapp 
27.000 der von der Bundesagentur geförderten 
Gründerinnen und Gründer (bzw. von knapp 250.000 
Gründerinnen und Gründern insgesamt in diesem 
Jahr) entschieden sich für eine freiwillige Arbeits-
losenversicherung. Im Jahr 2018 waren es sogar 
nur 3.000 Gründerinnen und Gründer von den knapp 
25.000 durch die Bundesagentur für Arbeit geför-
derten Gründungen.90 Insbesondere Personen ohne 
Berufsausbildung und Jüngere versichern sich relativ 
selten.

Aus Befragungsdaten ergibt sich, dass potenziell an-
spruchsberechtigte Personen sich häufig gegen eine 
freiwillige Versicherung entschieden haben, weil die 
3-Monatsfrist, in der ein Abschluss erfolgen muss, 
zu kurz ist, um Kosten und Nutzen der Versicherung 
abwägen zu können.91 Auch die Beiträge gelten als 
zu hoch, wodurch von vielen insgesamt der Nutzen 
infrage gestellt wird. Rund die Hälfte der Versicher-
ten verlässt vor diesem Hintergrund die Versicherung 
innerhalb von zwei Jahren.92  

Geringe Ersparnisbildung und seltene freiwillige 
Arbeitslosenversicherung bedeuten aus Sicht des 
Rats, dass vielen Soloselbstständigen lediglich die 
Beantragung von Leistungen aus der Grundsicherung 
als Option bleibt, um den eigenen Lebensunterhalt zu 

85	 Beznoska/Brenke, 2016
86	 Beznoska/Brenke, 2016
87	 Graeber et al., 2020, S. 8
88	 Metzger, 2020

89	 Oberfichtner, 2019
90	 Jahn/Oberfichtner, 2020
91	 Jahn/Oberfichtner, 2020
92	 Oberfichtner, 2019
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bestreiten, wenn man vom Haushaltskontext absieht. 
Mit dem Bezug von Leistungen der Grundsicherung 
wechseln die Betroffenen allerdings von der indivi-
duellen Betrachtung der eigenen Einkommens- und 
Vermögenssituation auf die Ebene ihrer Haushalts-
gemeinschaft. Das bedeutet, dass Einkommen und 
Vermögen der anderen Haushaltsmitglieder mitent-
scheiden, ob jemand individuell von staatlicher Seite 
eine Einkommensabsicherung erfährt. Während der 
Corona-Pandemie ist die Vermögensprüfung befris-
tet ausgesetzt (Ausnahme: erhebliches Vermögen) 
und die tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung werden befristet als angemessen an-
erkannt (Corona-Sozialschutzpaket 1). 

ZUGANGSVORAUSSETZUNGEN FÜR 
FREIWILLIGE ARBEITSLOSENVERSICHERUNG93 

Um die Arbeitslosenversicherung für Selbstständige abschließen zu können, müssen die 
Selbstständigen vier Voraussetzungen erfüllen:

1. Vor Beginn der Selbstständigkeit waren sie in den letzten 24 Monaten mindestens zwölf Monate 
pflichtversichert oder sie hatten unmittelbar vor Beginn Anspruch auf Arbeitslosengeld oder eine 
andere Entgeltersatzleistung nach dem SGB III. 

2. Die selbstständige Tätigkeit umfasst mindestens 15 Stunden wöchentlich, wobei gelegentliche Ab-
weichungen von kurzer Dauer erlaubt sind. 

3. Es besteht keine andere Versicherungspflicht, zum Beispiel durch eine gleichzeitige sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung, wobei geringfügige Beschäftigungen nicht berücksichtigt werden.

4. Es besteht keine Versicherungsfreiheit,zum Beispiel durch Erreichen der Regelaltersgrenze der 
Rentenversicherung. 

Die Versicherung kann nur innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt abgeschlossen werden, zu dem die 
selbstständige Tätigkeit erstmals diese Voraussetzungen erfüllt. 
Rechtsgrundlage: § 28a SGB III (Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag)

DER RAT STELLT FEST

Die Rückfalloption Leistungen der Grund-
sicherung könnte für an Selbstständigkeit 
interessierte oder bereits selbstständig 
tätige Personen (mit hoher Risikoaversion) 
unattraktiv sein, weil die Betroffenen nicht 
auf andere Haushaltsmitglieder angewiesen 
sein wollen. Ebenso ist nicht auszuschlie-
ßen, dass der Bezug von Leistungen aus der 
Grundsicherung von Teilen der (Solo-)Selbst-
ständigen als stigmatisierend und abschre-
ckend empfunden wird. Dies könnte zum 
Beispiel auf Arbeitslose zutreffen, die durch 

93	 Oberfichtner, 2019
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eine selbstständige Tätigkeit den Weg zurück 
in Erwerbstätigkeit finden wollen, aber auf-
grund ihrer Risikoneigung Bedarf an einer 
sozialen Absicherung haben. Gleiches gilt 
für Personen, die (gegebenenfalls mehrfach) 
einen Statuswechsel zwischen abhängiger 
Beschäftigung und Selbstständigkeit im Lau-
fe ihrer Erwerbsbiografie vollziehen.

Das Gros der Selbstständigen ist bei der 
Altersvorsorge auf Ersparnisse angewiesen

Der Anteil der obligatorisch versicherten Selbststän-
digen bewegt sich nach verschiedenen Schätzungen 
zwischen rund einem Viertel und einem Drittel.94 Die 
große Mehrheit der Beschäftigten ist daher auf den 
langfristigen Vermögensaufbau angewiesen. Bonin 
et al.95 und Maier/Ivanov96 zeigen, dass Soloselbst-
ständige häufiger als abhängig Beschäftigte über 
Immobilienbesitz (selbstgenutzt, selbstgenutzt und 
schuldenfrei (nur Bonin et al.97, vermietet)), Wert-
papiere und Betriebsvermögen verfügen. Gegenüber 
den Angaben von Beznoska und Brenke98 für das 
Jahr 2014 ist der Anteil der Immobilienbesitzer unter 
den Soloselbstständigen gestiegen (in allen drei Ka-
tegorien), der Anteil der Wertpapierbesitzer gesunken 
und der Anteil der Soloselbstständigen mit Betriebs-
vermögen konstant geblieben. Aussagen über die 
Höhe der jeweiligen Vermögensposition lassen sich 
hieraus nicht ableiten. 

Beznoska und Brenke 99 geben allerdings für das 
Jahr 2012 den Anteil der Soloselbstständigen mit 
einem Nettovermögen von mindestens 100.000 
Euro mit 39 Prozent an. Dies sind deutlich weniger 
als bei Selbstständigen mit Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern (67 Prozent) und deutlich mehr als 

bei abhängig Beschäftigten (23 Prozent). Letztere 
besitzen aber darüber hinaus mit ihren Ansprüchen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung über weite-
res fiktives Vermögen. Nun sagt eine Erhebung des 
Vermögensbestands quo zu einem bestimmten Zeit-
punkt noch nichts darüber aus, wie sich die Erspar-
nisbildung im Laufe der Erwerbsbiografie weiterent-
wickelt. Es wurde aber bereits darauf hingewiesen, 
dass die große Mehrheit der Soloselbstständigen im 
Jahr 2018 aus dem laufenden Nettoeinkommen kei-
ne Ersparnisse bilden. Wo dies (Solo-)Selbstständige 
im ausreichenden Umfang betreiben, besteht – wie 
die Corona-Krise gezeigt hat – stets das Risiko, dass 
die für die Altersvorsorge angedachten Rücklagen 
bei temporären Auftragsrückgängen und damit für 
kurzfristige Zwecke aufgebraucht werden.

Beiträge zur Krankenversicherung und 
Einkommen vieler Soloselbstständiger 
stehen in einem Missverhältnis

Zur Absicherung des Krankheitsrisikos existiert 
hierzulande eine Versicherungspflicht. Sie führt 
dazu, dass Soloselbstständige grundsätzlich einen 
Krankenversicherungsschutz genießen. Daten aus 
dem Mikrozensus zeigen, dass 13.000 Soloselbst-
ständige (Angabe für 2019) nach eigenen Angaben 
nicht krankenversichert sind.100 Soloselbstständige 
können sich in der privaten Krankenversicherung 
oder freiwillig in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versichern. Im letzteren Fall wird derzeit über 
einen festen Beitrag ein fiktiv zugrunde gelegtes 
Mindesteinkommen von rund 1.097 Euro veran-
schlagt, das mit einem Beitragssatz von 14 Prozent 
(ohne Krankgengeld) und 14,6 Prozent (mit Kranken-
geld) korrespondiert.101 Berücksichtigt man, dass 30 
Prozent und mehr der Soloselbstständigen weniger 
verdienen als das zu verbeitragende Mindestein-

94	 Beznoska/Brenke, 2016; Bonin et al.  , 2020; Maier/Ivanov, 

2018
95	 Bonin et al., 2020, 45
96	 Maier/Ivanov, 2018
97	 Bonin et al., 2020
98	 Beznoska/Brenke, 2016
99	 Beznoska/Brenke, 2016

100	Statistisches Bundesamt, 2020c 
101	BMG, 2021
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3.3 PLATTFORMARBEIT – EINE ERWERBSFORM 
ZWISCHEN ABHÄNGIGER UND SELBSTSTÄNDIGER BESCHÄFTIGUNG 

Plattformbasierte Arbeit ist eine Innovation, die sich in der Arbeitswelt und im gesellschaftlichen 
Leben mittlerweile fest etabliert hat. Plattformen bieten neue Erwerbs- und Einkommenspers-

pektiven, die häufig mit einem hohen Maß an zeitlicher und räumlicher Flexibilität verbunden sind. Gleichzeitig 
sorgen mangelnde Transparenz und mitunter problematische Geschäftsbedingungen für Arbeitsbedingungen, die 
prekären Arbeitsverhältnissen, Scheinselbstständigkeit und mangelnder sozialer Absicherung Vorschub leisten. 
 
Charakteristisch ist für plattformbasierte Arbeit die Dreieckskonstellation, bei der zwischen Auftraggeberin be-
ziehungsweise Auftraggeber und Auftragnehmerin beziehungsweise Auftragnehmer eine Vermittlungsplattform 
agiert und bei der die Vermittlung über das Internet erfolgt. Die eigentliche Dienstleistung kann dann wie zum Bei-
spiel bei Essenslieferungen oder Handwerksleistungen ortsgebunden offline erfolgen oder wie zum Beispiel bei 
redaktionellen Arbeiten oder der Softwareprogrammierung orts- und zeitungebunden im virtuellen Raum erbracht 
werden. Dies impliziert, dass bei onlinebasierter Plattformarbeit auch der internationale Kontext zu berücksich-
tigen ist, während dies für offlinebasierte Plattformarbeit nur dann der Fall ist, wenn die Auftragnehmerin oder 
der Auftragnehmer grenzüberschreitend tätig wird. Große Unterschiede lassen sich auch mit Blick auf die Art der 
Tätigkeiten, die über die Plattform vermittelt werden, feststellen. Diese reichen von kleinteiligen Routinearbeiten, 
wie beispielsweise die Katalogisierung von Bilddateien, bis hin zu kreativen, komplexen Projekten im Webdesign. 
 
Hinter dem Begriff Plattformarbeit verbergen sich vor diesem Hintergrund sehr heterogene Konstellationen, 
die auch ihre Kartografierung erschweren. Empirische Erhebungen, mit denen ein Eindruck von ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Relevanz gewonnen werden soll, setzen derzeit in der Regel bei Personenbefragungen an, in 
denen die Plattformtätigen in ihrer potenziellen Rolle als Anbieterin oder Anbieter einer Dienstleistung inter-

kommen – der Median der 2. Quintilsklasse liegt bei 
Bonin et al.102 zum Beispiel bei 902 Euro – , kann hier 
aus Sicht des Rats eine Hürde für eine Existenzgrün-
dung bestehen. 

Unfallversicherung und Arbeitsschutz von 
Selbstständigen sind in den Blick zu nehmen

Soloselbstständige tragen prinzipiell ein vergleichba-
res Risiko für Arbeitsunfälle und Berufskrankrankhei-
ten wie Beschäftigte. Derzeit besteht allerdings nur für 

einige wenige Gruppen von Soloselbstständigen eine 
gesetzliche Unfallversicherungspflicht (§ 2 Abs. 1 Nr. 
5, 7, 9 SGB VII). Auf dieser Grundlage kann ein aus-
reichender Arbeitsschutz für alle Soloselbstständigen 
nicht sichergestellt werden. Neben der finanziellen 
Absicherung der Beschäftigten beim Eintritt eines Un-
fallereignisses sieht der Rat auch Bedarf, die Gesund-
heitskompetenz Soloselbstständiger zu steigern, um 
den Fremdschutz zu verbessern und die Arbeits- und 
Gesundheitssituation der Soloselbstständigen durch 
präventive Maßnahmen zu unterstützen. 

102	Bonin et al., 2020
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viewt werden. Informationen über die Auftraggeberinnen oder Auftraggeber existieren hingegen kaum. Das 
Ausmaß von Plattformarbeit unterscheidet sich zwischen den Studien zum Teil deutlich und hängt neben dem 
Stichprobendesign und der Erhebungsmethodik auch von der zugrunde liegenden Definition ab.103  
 
Trotz der Unterschiedlichkeit in den empirischen Erhebungen lässt sich alles in allem derzeit konstatieren, dass 
es sich bei plattformvermittelter Arbeit in Deutschland nicht um ein Massenphänomen handelt. Plattformtätige 
werden bis dato als Soloselbstständige eingestuft und ihre Einkünfte stellen für sie in der Regel einen Neben-
verdienst dar, zum Beispiel in Ergänzung zu einer anderen abhängigen Beschäftigung oder auch zum Studium. 
Wie sich Plattformarbeit in Zukunft weiterentwickeln wird, ist aus heutiger Sicht offen.  
 
Plattformarbeit bietet Unternehmen, Konsumenten und den in der Plattformökonomie Beschäftigten neue 
Möglichkeiten einer flexiblen Erbringung von Arbeitsleistungen. Sie senken Informationskosten, machen markt-
förmige Transaktionen attraktiver, werfen aber auch Fragen des sozialen Schutzes auf: 
 
•	 Wie andere Soloselbstständige haben Plattformtätige keinen Kündigungsschutz, keinen Anspruch auf 

Lohnfortzahlung bei Urlaub und Krankheit, sind für ihren Arbeitsschutz selbst verantwortlich, sind in der 
Regel nicht in die Sozialversicherungssysteme eingebunden und erreichen nicht immer stundenbezogene 
Vergütungen auf Mindestlohnniveau.  

•	 Auch soloselbstständige Plattformtätige müssen –  
wenn sie nicht anderweitig abgesichert sind – privat für die Risiken Alter, Erwerbsunfähigkeit, Krankheit, 
Pflege, Arbeitsunfall sowie Arbeits- und Auftragslosigkeit vorsorgen. 

•	 In vielen Fällen haben sie nur einen eingeschränkten Einfluss auf die Vertragsbedingungen und Preisgestal-
tung im Hinblick auf die Erbringung ihrer Leistungen. Die Plattformbetreiber geben die Bedingungen für eine 
Teilnahme auf dem Markt vor. Sie organisieren den Zugang und weisen den Marktparteien (Auftraggeberin-
nen und Auftraggebern sowie Auftragnehmerinnen und Auftragnehmern) das unternehmerische Risiko zu. 

 
Soloselbstständige können daher in einer ähnlichen Weise fremdbestimmt und schutzbedürftig sein wie Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Ob und inwieweit es einen eigenen Regelungsbedarf für Plattformarbeit gibt, 
muss aufgrund des internationalen Kontextes und der großen Bandbreite verschiedener Arten von Plattform-
arbeit sorgfältig geprüft werden. Plattformen gehen derzeit in der Regel davon aus, dass die für sie Tätigen 
selbstständig sind. Kritisch einzustufen sind Fälle, in denen Plattformtätige, die wirtschaftlich von der Plattform 
abhängig sind beziehungsweise über digitale Steuerungsmöglichkeiten der Weisung der Plattform unterliegen, 
in die von der Plattform geschaffene Arbeitsorganisation eingebunden sind, Preise nicht bestimmen können 
und den digitalen Kontroll- und Bewertungssystemen der Plattformbetreiber unterliegen. In diesen Fällen ist 

103	vgl. z. B. Baethge et al., 2019; Bonin/Rinne, 2017; Huws et al., 

2019; Pesole et al.,2018; Serfling, 2018 und 2019 
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zu hinterfragen, ob sie wirklich als Selbstständige zu gelten haben oder ob sie nicht vielmehr als abhängig Be-
schäftigte anzusehen sind. 
 
Um ihre Position bei der Rechtsdurchsetzung zu stärken, könnte bei Zweifeln am Status des Auftragsverhält-
nisses eine Beweislastregelung zugunsten der Plattformtätigen eingeführt werden. Trägt der Plattformtätige 
Indizien für das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses vor, läge die Beweislast für das Nichtvorhandensein eines 
Arbeitsverhältnisses dann beim Betreiber der Plattform. Auch die Stärkung freiwilliger Selbstverpflichtungen 
der Plattformbetreiber, etwa durch einen „Code of Conduct“, kann zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
von Plattformtätigen beitragen.   
 
Der Rat ist sich bewusst, dass die Durchsetzbarkeit möglicher Regelungen unterschiedlich ausfällt, je nach-
dem, ob es um Offline-Plattformen, um auf nationaler Ebene operierende Online-Plattformen oder um solche 
geht, die aus dem europäischen Ausland oder gar von Standorten außerhalb Europas global agieren. Der Rat 
empfiehlt, wo immer es sinnvoll und notwendig ist, in einem ersten Schritt auch mit einer nationalen Regelung 
voranzugehen. Im Hinblick auf die vielfach grenzüberschreitenden Geschäftsmodelle in der Plattformökonomie 
sind internationale Standards geboten. Dabei sollte in erster Linie an Konventionen der International Labour 
Organisation (ILO) und diesbezügliche Regelungen der International Trade Organisation (ITO) gedacht werden. 

Zusätzlich können EU-Regelungen förderlich sein. Die Europäische Kommission hat eine öffentliche Konsul-
tation zur Bedarfsermittlung einer Gesetzesinitiative zur Regelung von Plattformarbeit gestartet104. Im Fokus 
stehen dabei vor allem die Arbeitsbedingungen von Menschen, die auf digitalen Plattformen arbeiten. Einzelne 
EU-Länder haben bereits weitreichende Regelungen getroffen. So hat die spanische Regierung mit den Arbeit-
nehmerinnen- und Arbeitnehmer- sowie Arbeitgeberinnen- und Arbeitgeberorganisationen einen „Pakt“ zur Ein-
führung eines neuen Gesetzes zum Schutz der über elektronische Plattformen tätigen Plattformarbeiterinnen 
und -arbeiter geschlossen. Das Gesetz zielt darauf ab, über Plattformen vermittelte Fahrerinnen und Fahrer als 
abhängig Beschäftigte zu fassen. 

104	EU-Kommission, 2021
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3.2.3 DIE STATUSFESTSTELLUNG IST 
VERBESSERUNGSBEDÜRFTIG UND 
DAS VOLLZUGSDEFIZIT MUSS 
REDUZIERT WERDEN

DER RAT STELLT FEST

•	 Die in der Rechtsprechung übliche umfas-
sende Einzelfallbetrachtung ist aus Sicht 
des Rats nicht geeignet, Scheinselbststän-
digkeit effektiv zu begrenzen. 

•	 Es bedarf einer gesetzlichen Normierung 
sowie einer Synchronisierung der arbeits- 
und sozialrechtlichen Konsequenzen im 
Falle einer nachträglichen Einstufung als 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer. 

•	 Darüber hinaus sieht der Rat ein Vollzugs-
defizit in der Aufdeckung von Schein-
selbstständigkeit.

Rechtsunsicherheiten 
erschweren den Kampf gegen 
Scheinselbstständigkeit

Scheinselbstständigkeit ist als missbräuchliche 
Erwerbsform einzudämmen, weil durch sie erstens 
eigentlich abhängig Beschäftigten ihre arbeits- und 
sozialversicherungsrechtlichen Schutzrechte vor-
enthalten werden. Zweitens unterbleiben eigentlich 
erforderliche Zahlungen an die Sozialversicherungs-
träger, wodurch die Gemeinschaft der Versicherten 
geschädigt wird. Drittens wird der Wettbewerb 
zwischen Unternehmen mit abhängig Beschäftigten 
und Unternehmen, die Scheinselbstständige geset-

zeswidrig in Werk- oder Dienstverträgen einsetzen, 
zulasten Ersterer verzerrt.

Für die Bewertung der Scheinselbstständigkeit 
spielt es keine Rolle, ob sie im Interesse sowohl des 
Auftraggebers oder der Auftraggeberin als auch der 
Scheinselbstständigen oder des Scheinselbststän-
digen ist oder aus Unkenntnis erfolgt. Sie kann auch 
aus Unkenntnis eine Folge von Rechtsunsicherheit 
sein, die darauf zurückzuführen ist, dass die recht-
liche Statusfeststellung am Ende auf Richterrecht 
basiert. Dies führt dazu, dass Gerichte an unter-
schiedlichen Orten und zu unterschiedlichen Zeit-
punkten Sachverhalte unterschiedlich bewerten und 
eine Klärung am Ende erst durch höchstrichterliche 
Instanzen herbeigeführt wird, was mit einer erheb-
lichen zeitlichen Verzögerung einhergeht. Letzteres 
schwächt auch die Position von den Scheinselbst-
ständigen, die aufgrund ihrer Tätigkeit eigentlich eine 
abhängige Beschäftigung vorziehen, diesen Wunsch 
allerdings nicht gegenüber der Auftraggeberin oder 
dem Auftraggeber durchsetzen können. Die Rechts-
unsicherheit wird verschärft, weil die sozialversiche-
rungsrechtliche und die arbeitsrechtliche Bewer-
tung nicht ineinandergreifen. Zugleich droht eine 
unterschiedliche sozialversicherungsrechtliche und 
arbeitsrechtliche Bewertung die Position von Schein-
selbstständigen, die über eine gerichtliche Prüfung 
eine Statusfeststellung als abhängige Beschäftigung 
anstreben würden, im Vorfeld einer Klage zu schwä-
chen, wodurch Klagen am Ende unterbleiben.

DER RAT STELLT FEST

Der Rat sieht das Risiko, dass die gegenwär-
tigen Regelungen für eine externe obligato-
rische Statusfeststellung (zum Beispiel in 
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Zusammenhang mit einem Statusfeststel-
lungsverfahren durch die Deutsche Renten-
versicherung oder mit einer Betriebsprüfung, 
z. B. durch die Zollbehörden) mit einem Voll-
zugsdefizit verbunden sein könnten, wodurch 
Scheinselbstständigkeit in erheblichem Maß 
unentdeckt bleibt.

Scheinselbstständigkeit ist 
kein randständiges Phänomen

DER RAT STELLT FEST

Schätzungen des IAB auf Basis einer sozial-
wissenschaftlichen Bewertung verschiede-
ner Vertragskonstellationen deuten darauf 
hin, dass in einer sechsstelligen Größen-
ordnung Personen scheinselbstständig sind 
(vgl. Abbildung 3). 

Auch wenn die bisherige Befundlage mit 
gewisser Unsicherheit behaftet ist, lässt sich 
nach Auffassung des Rats daraus die begrün-
dete Vermutung ableiten, dass es sich nicht 
um ein randständiges Phänomen handelt.

DER RAT EMPFIEHLT

Bei Überlegungen zu einer besseren Absi-
cherung von Einkommensrisiken bei (Solo-)
Selbstständigen ist darauf zu achten, dass 
die Balance zwischen unternehmerischer 
(Eigen-)Verantwortung und sozialpoliti-
scher Risikovorsorge gewahrt bleibt und 

die Unterschiede zwischen abhängiger und 
selbstständiger Tätigkeit nicht aus dem Blick 
geraten. Zu würdigen ist aber auch, dass 

•	 die Zunahme hybrider Erwerbsformen 
und ein potenziell häufigerer Wechsel 
zwischen beiden Erwerbsformen in der Zu-
kunft die Separierung von abhängiger und 
selbstständiger Beschäftigung problemati-
scher macht,

•	 auch bei selbstständiger Beschäftigung 
ein Bedarf an sozialer Sicherung existiert 

•	 und bisherige Ansätze nur eine fragmen-
tierte Sicherheit bieten.

Mit Blick auf die Arbeitslosenversicherung 
empfiehlt der Rat, (Solo-)Selbstständigen in 
einem ersten Schritt den Zugang zu einer 
freiwilligen Arbeitslosenversicherung (über 
modifizierte Beitrags- und Leistungsregelun-
gen) zu erleichtern. In einem zweiten Schritt 
kann nach einer Übergangsphase evaluiert 
werden, ob eine derartige freiwillige Arbeits-
losenversicherung eine hinreichende Lösung 
für die Frage einer angemessenen sozialen 
Absicherung von (Solo-)Selbstständigen bei 
temporären Einkommensausfällen ist. In die-
sem Zusammenhang wäre dann zu prüfen, 
wie weitergehende Schritte in Form einer 
Versicherungspflicht oder einer Pflichtversi-
cherung bewertet werden. Sonderregelungen 
für eine zeitlich begrenzte Gründungsphase 
sind dabei in Erwägung zu ziehen. Von einer 
strukturellen Bevorteilung Selbstständiger 
gegenüber abhängig Beschäftigten ist je-
doch abzusehen.
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Potenzieller Anteil der scheinselbstständig Beschäftigten im Haupterwerb an allen 18-64-jährigen Erwerbstätigen im jeweiligen 
Wirtschaftszweig, in Prozent

Abbildung 3: Das Ausmaß an potenzieller Scheinselbstständigkeit ist beträchtlich

Quelle: Dietrich, Hans/Patzina, Alexander, 2017: Scheinselbstständigkeit in Deutschland. Vor allem Geringqualifizierte und Berufseinsteiger gehören zu den 
Risikogruppen, IAB-Kurzbericht Nr. 1/2017
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105	vgl. Hünefeld, 2019

Die Frage der Balance zwischen Verant-
wortung und Absicherung ist auch bei der 
Ausgestaltung einer angemessenen Alters-
vorsorgeregelung für (Solo-)Selbstständige 
zu beachten. Der Rat hat die Sorge, dass 
das derzeitige Setting das Risiko für viele 
heute tätige (Solo-)Selbstständige birgt, aus 
individueller Perspektive im Alter nicht aus-
reichend für den Ruhestand vorgesorgt zu 
haben. Wo dies eintreten wird, ist das Risiko 
groß, dass die Betroffenen auf Leistungen 
der Grundsicherung oder auf die Absiche-
rung anderer im Haushaltskontext angewie-
sen sein werden. Der Rat empfiehlt daher die 
Verpflichtung zur Absicherung aller Selbst-
ständigen.

Um die Anreize für die Aufnahme einer 
selbstständigen Tätigkeit zu stärken, die zum 
Beispiel in einer Startphase auch mit einem 
relativ geringen Umsatzvolumen und damit 
befundenen Einkommen verbunden sein 
können, empfiehlt der Rat, den Mindestbeitrag 
für eine freiwillige Versicherung in der gesetz-
lichen Krankenversicherung zu reduzieren. 

Um die Absicherung der Soloselbstständigen 
gegen Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
zu gewährleisten und die Anwendung von Ar-
beitsschutzregeln sicherzustellen, empfiehlt 
der Rat die Einbeziehung aller Soloselbst-
ständigen in die gesetzliche Unfallversiche-
rung. Um den Arbeits- und Gesundheits-
schutz bei Soloselbstständigen zu erhöhen, 
sind aus Sicht des Rates zudem branchen-
spezifische Präventionsangebote hilfreich. 
Darüber hinaus tragen einige verhaltens- und 
verhältnisbezogene Maßnahmen zur Verbes-

serung der Arbeits- und Gesundheitssituation 
bei: So kann die individuelle Gesundheits-
kompetenz geschult werden, zum Beispiel 
durch Informationen und Aufklärung zu 
Arbeit und Gesundheit (wie etwa zur Arbeits-
zeit- und Pausengestaltung), durch Trainings 
zur Stärkung der Abgrenzungsfähigkeit oder 
zum aktiven Umgang mit Erholungsphasen. 
Außerdem können gesundheitsförderliche 
Angebote, wie Kursangebote, bessere Ernäh-
rungsangebote (insbesondere bei Kundin-
nen und Kunden) wie auch Supervision und 
Vernetzung zu einem besseren Gesundheits-
schutz beitragen.105 

Der Rat empfiehlt, die Einführung eines 
Kriterienkatalogs zu prüfen, mit dem ein 
Bezugsrahmen formuliert wird, der einen ad-
ministrativen Aufwand für Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber beziehungsweise Auftrag-
geberinnen und Auftraggeber vermeidet und 
möglichst klare Rahmenbedingungen für alle 
Beteiligten schafft. Möglich wäre es, auf Basis 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung, 
einen gesetzlichen Kriterienkatalog bei der 
Statusfeststellung zur Anwendung kommen 
zu lassen. Überwiegen die Kriterien, die auf 
eine Weisungsgebundenheit beziehungswei-
se Eingliederung in die Arbeitsorganisation 
des Auftraggebers hindeuten, führt dies dazu, 
dass eine abhängige Beschäftigung vorliegt, 
mit der Folge umgekehrter Beweislast.

Der Rat diskutierte auch die potenziellen 
Rechtsfolgen nach erfolgter Feststellung einer 
Scheinselbstständigkeit und plädiert für einen 
Gleichklang von Sozial- und Arbeitsrecht. 
Das bedeutet, dass zum Beispiel die Feststel-
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lung einer Tätigkeit als sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung durch ein Sozial-
gericht unmittelbar zu einem rückwirkenden 
Inkrafttreten eines Arbeitsverhältnisses mit 
entsprechenden arbeitsrechtlichen Konse-
quenzen (Kündigungsschutz, Urlaubsan-
spruch) führt. Auf diese Weise erhofft sich der 
Rat, dass die Abhängigkeit der scheinselbst-
ständigen Person von ihrer Auftraggeberin be-
ziehungsweise ihrem Auftraggeber verringert 
und die Wahrscheinlichkeit einer Klage oder 
eines Antrags auf Statusfeststellung durch 
die Scheinselbstständige beziehungsweise 
den Scheinselbstständigen ansteigt. 

Aus der Feststellung einer Scheinselbststän-
digkeit können (je nach Fall) auch negative 
Rechtsfolgen für die nun abhängig be-
schäftigten ehemals Scheinselbstständigen 
entstehen. Derartige Konstellationen setzen 
allerdings grundsätzlich voraus, dass das 
Honorar deutlich über dem potenziellen Ver-
gleichsgehalt einer abhängig beschäftigten 
Person liegt. Der Großteil der Scheinselbst-
ständigen wird davon jedoch vermutlich 
nicht berührt. Die Möglichkeit einer negati-
ven Rechtsfolge erhöht auch für die Schein-
selbstständige beziehungsweise den Schein-
selbstständigen den Anreiz, gemeinsam mit 
der Auftraggeberin beziehungsweise dem 
Auftraggeber Sorge zu tragen, dass eine 
Tätigkeit die Kriterien einer echten selbst-
ständigen Tätigkeit erfüllt.

Der Rat geht davon aus, dass durch die Um-
setzung seiner Empfehlung auch die Wett-
bewerbsverzerrung zwischen Unternehmen 
mit abhängig Beschäftigten und solchen 

mit Scheinselbstständigen verringert wird. 
Sollten daraufhin Unternehmen, deren Ge-
schäftsmodell auf fragwürdige Praktiken 
aufgebaut ist, ihre Tätigkeit nicht in der ge-
wohnten Form fortsetzen können, so ist dies 
hinzunehmen.

Der Rat ist sich bewusst, dass die Auswir-
kungen einer potenziellen Umsetzung seiner 
Handlungsempfehlungen von ihrer konkreten 
Ausgestaltung abhängen. Er empfiehlt daher, 
Untersuchungen anzustrengen, die eine Eva-
luation der durch die gesetzlichen Änderun-
gen eingetretenen Wirkungen ermöglichen.
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Danksagung 

Für die Teilnahme an den Expertendiskussionen zum 
Pflegefokus des Arbeitswelt-Berichts möchte sich 
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Dielmann, Gunda Dittmer, Thomas Flotow, Wolfram 
Gießler, Martin Grünitz, Prof. Dr. Manfred Hülsken-

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Es ist nicht nur die soziale, sondern als solche 
gerade die ökonomische Frage der kommenden 
Jahre, ob und wie es gelingt, die Arbeit der Zu-
kunft in den Pflegeberufen und mit den Pflege-
berufen zu gestalten. 

•	 Die Attraktivität des Berufsfeldes Pflege hängt 
davon ab, ob Berufswahlmotive und Berufs-
realität aus Perspektive der Beschäftigten in 
Einklang stehen. Angesichts sich verschäfender 
Fachkräfteengpässe, eines steigenden gesell-
schaftlichen Bedarfs an professioneller Pflege- 
und Betreuungsarbeit sowie bestehender Dis-
paritäten in der Arbeitswelt beruflich Pflegender 
ist eine arbeits- und beschäftigungspolitische 
High-Road-Strategie notwendig. 

•	 Eine High-Road-Strategie adressiert das Berufs-
feld Pflege als gesellschaftliches Investitions-
feld und trägt zur Verbesserung der strukturellen 
Rahmenbedingungen in der Arbeitswelt Pflege 
bei: Für mehr qualifiziertes Personal, für gut ge-
staltete Arbeit und für die Förderung beruflicher 
Entwicklungs- und Laufbahnperspektiven zur 
Stärkung qualifizierter Pflegearbeit.

Giesler, Prof. Dr. Michael Isfort, Dr. Marlen Melzer, Do-
minik Naumann, Miriam Peters, Prof. Dr. Karin Reiber, 
Dr. Ulrike Rösler, Prof. Dr. Hildegard Theobald und Dr. 
Margit Weihrich bedanken. Mit Ihrer Mithilfe konnten 
die Schlussfolgerungen des Rats mit Expertinnen und 
Experten aus der Pflege diskutiert und die fachlichen 
Hinweise aufgenommen werden.   

Qualitativ hochwertige und bedarfsgerechte Infrs-
trukturen sozialer Dienstleistungsarbeit sind für die 
Versorgung, Betreuung und Begleitung kranker, älterer, 
pflege- und rehabilitationsbedürftiger Menschen oder 
für die Assistenz von Menschen mit körperlichen, see-
lischen oder kognitiven Einschränkungen essenziell. 
Es geht um Lebensqualität und Würde, um Chancen-
gerechtigkeit und gesellschaftlichen Fortschritt. In 
der Covid-19-Pandemie zeigt sich in besonderer 
Weise, was bereits vor der Pandemie bekannt war: 
Soziale Dienstleistungsarbeit, als Arbeit mit und an 
Menschen, ist als Schlüsselarbeit für die Zukunft von 
Beschäftigung, Arbeit und Wirtschaft unverzichtbar. 
Ohne verlässliche und bedarfsgerechte soziale Dienst-
leistungsarbeit vor Ort können auch Produktions- und 
Transformationsprozesse in der gewerblichen Wirt-
schaft nicht aufrechterhalten werden. Denn soziale 
Dienstleistungsarbeit trägt über die Leistungen der Be-
schäftigten auch zur Fachkräftesicherung in anderen 
Wirtschaftsbranchen und zur Ermöglichung individu-
eller Teilhabe-, Integrations-, Inklusions- und Verwirk-
lichungschancen in der Arbeitswelt bei. Deswegen 
werden auch im ökonomischen Fachdiskurs mittler-
weile mit Nachdruck mehr öffentliche Investitionen in 
die Humandienstleistungen gefordert.1 

Der Rat der Arbeitswelt hat sich entschlossen, in 
seinem ersten Arbeitsweltbericht den Fokus auf 
gegenwärtige Transformationsherausforderungen 
und -chancen der Arbeitswelt beruflich Pflegender zu 

1	 Dullien et al., 2020: S. 17 ff.



ARBEITSWELT-BERICHT 2021	 93

legen. Durch die Covid-19-Pandemie sind die Relevanz 
berufsförmig organisierter Pflegefacharbeit, ihre 
Problemlagen und Gestaltungserfordernisse noch-
mals sichtbarer und erfahrbarer geworden. Es sind 
gerade oftmals die frauendominierten Berufe, wozu 
auch die Pflegeberufe zählen, in denen die Beschäf-
tigten in der Pandemie einerseits besonderen Risiken, 
Belastungen und Beanspruchungen ausgesetzt sind, 
und die sich andererseits für die Bewältigung der 
Krise als unverzichtbar erwiesen haben. Applaus, 
öffentliche Wertschätzungskampagnen oder Einmal-
prämien können nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
außerhalb von Krisenzeiten die Pflegeberufe – wie 
auch andere soziale Dienstleistungsberufe – trotz 
ihrer sozioökonomischen Unverzichtbarkeit und 
Transformationskraft – durch oftmals unzureichende 
Rahmenbedingungen für gut gestaltete Arbeit und 
Ausbildung gekennzeichnet sind. Gemessen an den 
Verantwortungs-, Aufgaben- und Beanspruchungspro-
filen der Beschäftigten und den Anforderungen einer 
bedarfsgerechten Versorgung ist die Arbeit beruflich 
Pflegender strukturell unterbewertet.2 

Vielfältige Arbeitswelten beruflich Pflegender

Zentraler Bezugspunkt des professionellen Handelns 
beruflich Pflegender ist die Sicherstellung einer 
bedarfsorientierten, qualitativ hochwertigen und wür-
devollen Versorgung und Betreuung. Erwerbsförmig 
organisierte Pflegearbeit inkludiert ein vielfältiges 
Spektrum unterschiedlicher Berufsfelder, Versor-
gungssettings, Verantwortungs-, Aufgaben- und 
Tätigkeitsfelder wie auch Qualifikationsniveaus: Hier 
geht es um die Arbeit grundständig akademisch 
qualifizierter Pflegefachkräfte, um dreijährig beruflich 
ausgebildete Pflegefachkräfte, um Pflegeassis-
tenz/-helferberufe wie auch um die Arbeit an- und 
ungelernter Hilfskräfte rund um professionelle Pflege 

und Betreuung. Es geht um die Arbeit mit älteren, 
kranken, pflege- oder rehabilitationsbedürftigen Men-
schen und ihren Angehörigen, um Kooperations- und 
Koordinationsarbeit mit anderen Gesundheitsfach-
berufen in interprofessionellen Teamstrukturen und 
Versorgungsprozessen oder um Inklusionsarbeit in 
der pädagogisch ausgerichteten Heilerziehungspfle-
ge – um nur einige Beispiele zu benennen. 

Berufsförmig organisierte Pflege- und Betreuungs-
arbeit hat viele Orte: von Akutkliniken der Maximal-, 
Grund- und Regelversorgung über spezialisierte 
Fachkliniken, Pflegeheimen und dem direkten häus-
lichen Umfeld unterstützungsbedürftiger Men-
schen über ambulante Einrichtungen des betreuten 
Wohnens bis hin zu Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen. Beruflich Pflegende arbeiten in Groß-
einrichtungen (z. B. Universitätsklinika), in klein- und 
mittelständischen Betrieben, aber auch in kleinstbe-
trieblichen Unternehmensstrukturen in Einrichtungen 
freigemeinnütziger, privater und öffentlicher Träger. 
Arbeit in der beruflichen Pflege war schon immer 
oftmals Arbeit jenseits des klassischen Normal-
arbeitsverhältnisses. Denn die Arbeit beruflich Pfle-
gender ist in erheblichem Umfang durch wechselnde 
Arbeitszeiten, durch Schicht- und Nachtarbeit und in 
den ambulanten Diensten durch mobiles und ortsfle-
xibles Arbeiten geprägt. Denn vier von fünf Pflegebe-
dürftigen (80 % bzw. 3,3 Millionen Pflegebedürftige) 
werden derzeit im häuslichen Umfeld betreut, rund 
980.000 pflegebedürftige Menschen werden zusam-
men mit oder vollständig durch einen ambulanten 
Pflege- und Betreuungsdienst versorgt 3 

Pflegearbeit ist nach wie vor eine Frauen- und Teil-
zeitdomäne, wobei in der beruflichen Pflege über-
durchschnittlich viele Männer, mit einem Anteil von 
20 Prozent in der Gesundheits- und Krankenpflege 

2	 Koebe et al., 2020; DGB, 2020a; Evans/Ludwig, 2019; Bundes-

regierung, 2017: S. 93; Lillemeier, 2016; Bogai et al., 2016

3	 Statistisches Bundesamt, 2020: S. 19 
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Abbildung 1: Anzahl beruflich Pflegender mit Tätigkeitsschwerpunkt in Pflege und Betreuung differenziert nach Arbeitsort
Anzahl der Beschäftigten mit einem vorrangigen Tätigkeitsschwerpunkt im Bereich Pflege und Betreuung. Berücksichtigt wurden 
dabei Pflegefachkräfte (mind. 3-jähr. Ausb.) und Pflegehilfskräfte (mind. 1-jähr. Ausb.) tätig im Pflegedienst im Krankenhaus 
(Akutpflege); mit einem überwiegenden Tätigkeitsbereich als Pflegedienstleitung, in Grundpflege oder häuslicher Betreuung 
(ambulante Pflege); in körperbezogener Pflege oder Betreuung (stationäre Langzeitpflege).

Quelle: Krankenhaus- und Pflegestatistik 2009–2019

Beruflich Pflegender im Krankenhaus

Beruflich Pflegender in stationären Pflegeeinrichtungen

0

Beruflich Pflegender in ambulanten Pflegediensten

bzw. 36 Prozent in der Altenpflege, ebenfalls eine 
Teilzeitbeschäftigung ausüben.4 Beruflich Pflegende 
arbeiten, trotz insgesamt steigender Löhne, insbe-
sondere in der Altenpflege zu Teilen auch in prekären 
Lohnverhältnissen.5 Von den Teilzeitbeschäftigten 
arbeiteten 2017 in der ambulanten Pflege rund 21 
Prozent, in den Pflegeheimen rund 8,2 Prozent zu-
dem in einem Minijob.6 Mit Blick auf das Personal 
insgesamt waren im Jahr 2019 in den ambulanten 
Diensten 16,9 Prozent des Personals, in den Pflege-

heimen 8,0 Prozent des Personals in geringfügiger 
Beschäftigung tätig.7

Im Jahr 2019 generierte die Pflegebranche gemäß der 
amtlichen Statistik, also ohne Berücksichtigung der 
Pflege durch Angehörige, eine Bruttowertschöpfung 
von rund 43,1 Milliarden Euro. Die Bruttowertschöp-
fung der Pflegebranche wächst mit rund 6,2 Prozent 
pro Jahr im Vergleich zur gesamten Gesundheits-
wirtschaft (4,1 Prozent) überdurchschnittlich. Dies 

4	 Bundesagentur für Arbeit. 2020: S. 8
5	 Auth, 2020; Evans/Ludwig, 2019
6	 Auth, 2020: S. 313
7	 Statistisches Bundesamt, 2020: S.15; S. 37
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unterstreicht nicht nur die beschäftigungs-, sondern 
auch die wirtschaftspolitische Relevanz beruflicher 
Pflegearbeit in Deutschland.8, 9 Rund 1,7 Millionen 
Pflegekräfte in der Kranken- und Altenpflege waren im 
Jahr 2019 in Deutschland sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt.10 Seit 2015 ist die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung in den Zielberufen der Ge-
sundheits- und Krankenpflege sowie der Altenpflege 
kontinuierlich gestiegen.11 Zwischen 2015 und 2019 
ist die Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäf-

tigten Altenpflegekräfte von 514.000 auf 601.000, 
die der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
Gesundheits- und Krankenpflegekräfte von 1,0 Million 
auf 1,09 Millionen gestiegen. Dabei werden auch Ver-
änderungen der Qualifikationsstrukturen auf betrieb-
licher Ebene deutlich. So zeigt sich beispielsweise 
in der Altenpflege, dass sowohl in den ambulanten 
Diensten als auch in den Pflegeheimen Zuwächse bei 
den Beschäftigungsanteilen beruflich Pflegender mit 
Helferqualifikationen zu verzeichnen sind.12 

8	 Hofmann et al., 2020
9	 vgl. https://www.gg-digital.de/2020/05/thema-des-monats/

pflegewirtschaft-auf-wachstumskurs/index.html (letz-ter 

Zugriff: 12.3.2021)
10	 Diese Angabe umfasst beruflich Pflegende unabhängig von 

ihrem Arbeitsort und Aufgabenschwerpunkt.
11	 Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 6f.

PERSONALMANGEL UND ÖKONOMISIERUNG

Kritische Reflexionen des Zusammenhangs von Personalmangel und Ökonomisierung sind 
darin begründet, dass die Logiken einer markt- und wettbewerbsorientierten Steuerung der 
Arbeitswelt beruflich Pflegender nicht selten in Widerspruch zu den Erfordernissen einer 

bedarfsgerechten pflegerischen Versorgung stehen. Dies beeinflusst in erheblichem Umfang die Ver-
sorgungsqualität und die Arbeitsqualität beruflich Pflegender.

In der stationären Akutpflege der Krankenhäuser sind es insbesondere die noch heute spürbaren 
Folgen des Personalabbaus in der Pflege infolge der Einführung des DRG-Fallpauschalensystems, die 
Unterbewertung des tatsächlichen Pflegebedarfs und der notwendigen Pflegeleistungen, des damit 
verbundenen Pflegeaufwandes sowie das Fehlen verbindlicher Vorgaben zur Personalbemessung. 
Denn Versorgungsbedarfe und daraus ableitbare Arbeitsaufgaben, Arbeitsanforderungen und Zeitauf-
wände sollten der Ausgangspunkt eines auf Versorgungsqualität zielenden Personaleinsatzes sein. 
Kritisiert wird zudem, dass das DRG-Fallpauschalensystem durch die Orientierung an den Durch-
schnittskosten der Krankenhäuser, ohne die hinreichende Berücksichtigung von Qualitätsparametern, 
Fehlanreize bei der Personalbesetzung setzt, da eine überdurchschnittlich gute Personalbesetzung 
mit Verlusten bestraft, während eine Unterbesetzung mit Gewinnen belohnt wird.13  

Für die Altenpflege werden unter anderem folgende Themen kritisch diskutiert: der lokale Konkurrenz-
druck der Anbieter, die Privatisierung und Kapitalisierung der Anbieterstrukturen, etwa im Kontext des 
Bedeutungsgewinns von Private-Equity-Anbietern, die tarifpolitische Fragmentierung und fehlende 
Tarifbindung, die im internationalen Vergleich unzureichende Personalbemessung sowie das gegen-
wärtige Pflegeversicherungssystem, das aufgrund seiner Logiken der Eigenanteilsfinanzierung bei 
Pflegebedürftigkeit bei Lohnsteigerungen zu steigenden Eigenanteilen der Pflegebedürftigen führt.14

12	 Ludwig/Evans, 2020: S. 6
13	 Simon, 2020: S.15
14	 u. a. Rothgang, 2020; Greß/Stegmüller, 2020; Evans/Ludwig, 

2019; Scheuplein et al., 2019; Schroeder, 2017

https://www.gg-digital.de/2020/05/thema-des-monats/pflegewirtschaft-auf-wachstumskurs/index.html
https://www.gg-digital.de/2020/05/thema-des-monats/pflegewirtschaft-auf-wachstumskurs/index.html
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Zunehmend mehr Beschäftigte in den Pflegeberufen 
üben zudem eine Beschäftigung in der Leiharbeit aus: 
Zwischen 2013 und 2019 ist die absolute Zahl der in 
Leiharbeit tätigen Gesundheits- und Krankenpflege-
fachkräfte von 6.607 auf 13.853 gestiegen. Bei den 
Altenpflegefachkräften ist im selben Beobachtungs-
zeitraum eine Zunahme der Zahl der Leiharbeitneh-
merinnen und Leiharbeitnehmer von 3.248 (2013) auf 
6.641 (2019) zu beobachten.15 Im branchenübergrei-
fenden Vergleich werden in den Pflegeberufen jedoch 
mit knapp 2 Prozent vergleichsweise geringe Anteile 
von Leiharbeit realisiert.16 

Für das Berufsfeld Pflege liegen mehrere Prognosen 
zur Entwicklung des künftigen Fachkräftebedarfs 
vor,17 deren gemeinsame Botschaft eine sich künftig 
verschärfende Versorgungslücke durch fehlendes 
Pflegepersonal ist. Angesichts des gegenwärtig 
nahezu flächendeckenden Fachkräftemangels in den 
Pflegeberufen gewinnen Maßnahmen zur Förderung 
von Ausbildung und Umschulungen sowie Strategien 
der Fachkräftesicherung durch das Anwerben auslän-
discher Pflegekräfte an Relevanz. Lag der Anteil der 
beruflich Pflegenden mit ausländischer Staatsangehö-
rigkeit an den beschäftigten Altenpflegekräften 2014 
noch bei knapp 8 Prozent, so hat er sich bis 2019 auf 
knapp 14 Prozent (82.000 Beschäftigte) erhöht. Bei 
Krankenpflegekräften stieg der Anteil der Beschäfti-
gen mit ausländischer Staatsangehörigkeit von 5 Pro-
zent (2014) auf 8 Prozent 2019 (90.000 Beschäftigte). 
Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz (2020) wird 
die Zuwanderung ausländischer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auch aus Nicht-EU-Ländern in das 
Berufsfeld Pflege erleichtert.18 

Die Ursachen des gegenwärtigen Fachkräftemangels 
in der Pflege sind nicht allein dem Anstieg der Nach-
frage nach professionellen Pflege- und Betreuungs-

leistungen geschuldet. Sondern die Personalengpässe 
haben auch strukturelle Ursachen und sind insofern 
„hausgemacht“. Denn die heute sichtbaren Problem-
lagen des Fachkräftemangels zeichneten sich schon 
lange ab, schon im Jahr 2009 reichte die Zahl der 
arbeitslos gemeldeten Altenpflegefachkräfte nicht 
aus, um offene Stellen zu decken.19 Der akute Per-
sonalmangel betrifft insbesondere Pflegefachkräfte, 
weniger die Betreuungs- und Hilfskräfte. Als Folge des 
akuten Personalmangels können bestehende Ver-
sorgungsbedarfe vor Ort in Teilen nicht mehr eingelöst 
werden. Hinzu kommt, dass der Fachkräftemangel die 
Einrichtungen und Dienste selbst vor wirtschaftliche 
und investive Herausforderungen stellt.20 

Im Gegensatz zu vielen anderen Branchen und Be-
rufen werden die Einsatzbedingungen professioneller 
Pflegearbeit in erheblichem Umfang über die Sozial-
gesetzbücher reguliert (v. a. SGB V, SGB XI, SGB XII). 
Dies betrifft insbesondere die Felder (Re-)Finanzie-
rung, Personalausstattung und Personaleinsatz (vgl. 
nachfolgende Infobox).

Beruflich Pflegende im Alltags-, 
Pandemie- und Innovationsstress 

Beruflich Pflegende stehen angesichts der Fachkräfte-
engpässe oftmals nicht nur unter Alltags-, sondern 
darüber hinaus unter erheblichem Innovationsstress. 
Hinzu kommt die Covid-19-Pandemie, die für viele 
beruflich Pflegende zu erhöhten gesundheitlichen Risi-
ken und zusätzlichen Beanspruchungen und Belastun-
gen führt. Eine besondere Herausforderung liegt darin, 
dass vor dem Hintergrund des nahezu flächendecken-
den Pflegefachkräftemangels sowohl der quantitative 
Bedarf an qualifiziertem Pflegepersonal als auch die 
pflegefachlichen Anforderungen zur Sicherstellung 
der Versorgung steigen. 

15	 Ludwig/Evans, 2020: S. 9f.
16	 Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 9f. 
17	 vgl. u. a. Blum et al., 2019; Flake et al., 2018; Prognos, 2015
18	 Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 8f.

19	 Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 15
20	 Hackmann/Sulzer, 2018: S. 9
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ANGEHÖRIGE UND FAMILIE

•	Zwei Drittel der informell 
Pflegenden sind berufstätig, die 
Vereinbarkeit von Erwerbstätig-
keit und familiärer Pflegearbeit 
ist sehr herausfordernd 

•	Pflege von Angehörigen zählt zu 
den Hinderungsgründen für die 
Teilnahme an Weiterbildungen 

•	Familiäre und informelle 
Unterstützungsarrangements 
brechen weg bzw. stoßen zu-
nehmend an ihre Grenzen

•	Steigender Fachkräftebedarf bei akuter Personalknappheit führt zu einer Überreizung der beruflichen Pflege
•	Zunehmende pflegefachliche Herausforderungen, Ausdifferenzierung der Angebotsstrukturen und Bedarf an fachlicher 

Spezialisierung 
•	Steigende Anforderungen jenseits der Grund- und Behandlungspflege durch den Anspruch an aktivierende Begleitung, 

Mobilisierung und sozial-kommunikative Unterstützung 

ARBEITSWELT

•	Ohne verlässliche pflegerische Infra-
strukturen vor Ort entstehen in vielen 
Wirtschaftsbranchen Konflikte zwischen 
erhöhtem Pflegebedarf und betrieblicher 
Fachkräftesicherung 

•	Wenn Angehörige gepflegt werden, sind 
(potenzielle) Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auf verlässliche Pflegeinf-
rastrukturen angewiesen.

•	Für Unternehmen bedeutet eine Reduktion 
der Arbeitszeit oder sogar die Kündigung 
durch pflegende Angehörige den Verlust 
von wichtigen Fach- und Arbeitskräften 

21	 vgl. für einen Überblick Schwinger et al., 2020: S. 5
22	 Büscher, 2020
23	 Eggert et al., 2020: 21; Rothgang/Wolf-Ostermann, 2020: 31f

Quellen: u. a. Buchenau, 2016; Keck, 2016; Haubner, 2017; Schneekloth et al., 2017; Büscher, 2020; Schwinger et al., 2020

Abbildung 2: Steigenden Anforderungen an die berufliche Pflege

MENSCHEN MIT PFLEGE- UND 
UNTERSTÜTZUNGSBEDARF
•	Zunahme des Versorgungs-

bedarfs und komplexere pflege-
rische Versorgungsaufgaben, 
Multimorbidität und chronische 
Erkrankungen   

•	Nachfrage nach individuellem 
(pflege-)spezifischen Fallma-
nagement

•	Steigende Diversität in der 
pflegerischen Versorgung und 
Betreuung sowie steigender Be-
darf an kultursensiblen Pflege-
angeboten

Der gesellschaftliche Bedarf an professionellen Pfle-
ge- und Betreuungsleistungen wächst,21 gleichzeitig 
nehmen komplexere pflegerische Versorgungsbe-
darfe bedingt durch Multimorbidität und chronische 
Erkrankungen zu und erfordern fachliche Speziali-
sierungen.22 Nicht zuletzt die Covid-19-Pandemie 
hat gezeigt, was die Folge sein kann, wenn profes-
sionelle Pflegearbeit nicht oder nur eingeschränkt 

PROFESSIONELLE PFLEGE

verfügbar ist. Viele Angehörige Pflegebedürftiger 
sind in dieser Zeit durch den Wegfall institutioneller 
Unterstützungsressourcen in der häuslichen Pflege 
an ihre Grenzen gelangt, sei es, weil sie den Ausfall in 
der Tagespflege kurzfristig kompensieren mussten, 
die Hilfe von 24-Stunden-Betreuungskräften im häus-
lichen Umfeld wegfiel oder der Zugang zu Heimplät-
zen erschwert war (vgl. Abbildung 2).23 
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Der steigende Fachkräftebedarf und die akute Per-
sonalknappheit treffen auf eine Arbeitswelt beruf-
lich Pflegender, die im Umbruch ist bzw. bedingen 
Transformation: der Wandel von Personaleinsatz, 
Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung. 

Wie kann es künftig für eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung gelingen, die richtigen Menschen mit den 
notwendigen Qualifikationen und Kompetenzen an 
den richtigen Ort zu bringen? Mehr digitale Technik 
und vernetzte Systeme in der Arbeitswelt beruf-
lich Pflegender, aber auch der Bedeutungsgewinn 
Digitaler Gesundheitsanwendungen (DiGA) und 
Digitaler Pflegeanwendungen (DiPA) – die Arbeit 
der Zukunft in der Pflege wird deutlich digitaler sein. 
Es entstehen neue Qualifizierungs- und Spezialisie-
rungschancen durch die Weiterentwicklung von Ver-
sorgungsangeboten, damit aber auch neue Heraus-
forderungen in der Aus-, Fort- und Weiterbildung für 
alle Qualifikationsniveaus in der beruflichen Pflege. 
Die Einbettung professioneller Pflegearbeit in neue 
hybride Dienstleistungssysteme, der Bedeutungs-
gewinn von GigWork24 und die Plattformisierung von 
Pflege- und Betreuungsarbeit25 – alle diese Entwick-
lungen werfen Fragen auf und erfordern Antworten 
für die Zukunft der Arbeit und die Arbeit der Zukunft 
in der beruflichen Pflege. Damit geht es um die Fra-
ge nach der Zukunft der Dienstleistungsfacharbeit 
in der digitalen Transformation.26 

Dass die skizzierten Entwicklungen und Herausfor-
derungen zu einer Aufwertung beruflicher Pflegear-
beit führen, ist kein Selbstläufer. Denn die Forde-
rungen nach einer Neubewertung und Aufwertung 
professioneller Pflegearbeit sind nicht neu.27 Es ist 
nicht nur die soziale, sondern als solche gerade die 
ökonomische Frage der kommenden Jahre, ob und 
wie es gelingt, die Arbeit der Zukunft mit und in den 

Pflegeberufen so zu gestalten, dass die Attraktivität 
des Berufsfeldes Pflege nicht nur erhöht, sondern 
dies auch sichtbarer und für beruflich Pflegende er-
fahrbar wird. Umso dringlicher ergibt sich aus Sicht 
des Rates, angesichts verschärfender Fachkräfte-
engpässe, eines steigenden gesellschaftlichen 
Bedarfs an professioneller Pflege- und Betreu-
ungsarbeit sowie bestehender Disparitäten in der 
Arbeitswelt beruflich Pflegender, die Notwendigkeit 
einer arbeits- und beschäftigungspolitischen High-
Road-Strategie. 

Vor diesem Hintergrund lenkt der vorliegende 
Arbeitsweltbericht die Aufmerksamkeit auf zent-
rale Entwicklungstrends und Spannungsfelder der 
Transformation in der Arbeitswelt beruflich Pfle-
gender. Zum einen wird gezeigt, wo und inwiefern 
bestehende Herausforderungen in der beruflichen 
Pflege durch die Covid-19-Pandemie nochmals 
zusätzlich verschärft wurden und welche Gestal-
tungserfordernisse hieraus abzuleiten sind. Zum 
anderen adressiert das Fokusthema insbesondere 
jene arbeitspolitischen Spannungs- und Gestal-
tungsfelder, die für die Zukunft der Ausbildungs-, 
Arbeits- und Verdienstverhältnisse in der beruf-
lichen Pflege und für eine aufwertungsorientierte 
Arbeitspolitik in diesem – von weiblicher Erwerbs-
arbeit geprägten Berufsfeld – von maßgeblicher 
Bedeutung sind. 

Der vorliegende Berichtsteil bietet nicht den Raum, 
um der skizzierten Vielfalt pflegerischer Arbeitswel-
ten in vollem Umfang gerecht zu werden. Deswegen 
wird der Fokus auf einschlägige, gleichwohl aber 
übergreifende Entwicklungstrends, Spannungsfel-
der und Gestaltungsherausforderungen gelegt, die 
für alle pflegerischen Arbeitsfelder in hohem Maße 
relevant sind. 

27	 Schildmann/Voss, 2018; Jürgens et al., 2017: S. 63 ff.; Gum-

pert et al., 2016

24	 Hierunter ist Erwerbsarbeit in der Betreuung und Assistenz 

im pflegerischen und versorgenden Bereich durch eine selbst-

ständig wirtschaftende, nicht angestellte Person, die ihre 

Aufträge über eine Care- bzw. GigWork-Plattform erhält, zu 

verstehen (Baum et al., 2020: S. 8 ff).
25	 Baum et al., 2020; Vilain, 2020
26	 Dunkel, 2020
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4.1 COVID-19-PANDEMIE: 
PROBLEMLAGEN UND HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR DIE BERUFLICHE PFLEGE

Das pflegerische Versorgungssystem in Deutsch-
land befand sich bereits vor der Pandemie an der 
Belastungsgrenze. Mit der Covid-19-Pandemie kam 
es jedoch zu einer „Belastungskaskade“,28 welche 
die Arbeitssituation beruflich Pflegender in den 
besonders betroffenen Regionen und Einrichtungen 
nochmals zusätzlich verschärfte. Einem aktuellen 
Survey des International Council of Nurses (ICN) 
zufolge verzeichnete jeder fünfte teilnehmende 
Mitgliedsverband im vergangenen Jahr aufgrund 
der Covid-19-Pandemie eine Zunahme der Be-
rufsausstiege in der Pflege. Als Gründe werden 
extreme Arbeitsbelastung, mangelnde personelle 
Ressourcen, Burn-out und Stress in der Pandemie 
angeführt.29 

Infolge der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit sind 
beruflich Pflegende in der Covid-19-Pandemie einer 
gegenüber der allgemeinen Bevölkerung erhöhten 
Infektionsgefahr ausgesetzt. Deutlich wurde, dass 
Beschäftigte in Krankenhäusern, Pflegeheimen und 
ambulanten Pflegediensten mit die höchsten Ge-
sundheitsrisiken für eine Covid-19-Erkrankung haben, 
wobei Beschäftigte mit häufigem direkten Kontakt 
zu Patientinnen und Patienten und pflegebedürfti-
gen Personen ein höheres Erkrankungsrisiko als die 
übrigen Beschäftigten in diesen Branchenfeldern 
haben.30 In keiner anderen Berufsgruppe sind auf 
Basis eines Branchenvergleichs von Inzidenzratios 
für das vierte Quartal 2020 so viele Beschäftigte an 
Covid-19 erkrankt wie in der Altenpflege: Von 1.000 
versicherten Erwerbstätigen (BARMER) in der Alten-
pflege wurden 7,6 wegen einer COVID-19-Erkran-
kung krankgeschrieben. Nur knapp dahinter folgten 
Beschäftigte in Gesundheits- und Krankenpflege, 
Rettungsdienst, Geburtshilfe sowie Erwerbstätige in 
Erziehung, Sozialarbeit und Heilerziehungspflege.31 
Beschäftigte in den Gesundheitsberufen insgesamt 

waren überdurchschnittlich oft im Zusammenhang 
mit Covid-19 arbeitsunfähig.32 

In den Krankenhäusern wurden zur Sicherstellung 
der Versorgung die Pflegepersonaluntergrenzen 
befristet für einzelne Bereiche außer Kraft gesetzt, 
was zu einer zusätzlichen Belastung beruflich 
Pflegender führte. Mit der Covid-19-Arbeitszeitver-
ordnung wurden zudem temporär Ausnahmen von 
den Höchstarbeitszeiten sowie den Mindestruhe-
zeiten möglich. Dies legt nahe, dass der Infektions-, 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in der beruflichen 
Pflege im Zuge der Covid-19-Pandemie in beson-
derer Weise gefordert ist. In der beruflichen Pflege 
wird in der Covid-19-Pandemie zudem ein Neben-
einander von Kurzarbeit und Mehrarbeit einerseits, 
aber auch ein Anstieg von Arbeitslosigkeit durch 
Vermittlungs- und Einstellungshemmnisse anderer-
seits sichtbar.33 

Ausnahmesituation in Krankenhäusern 
und   Pflegeeinrichtungen der Altenhilfe

Die Covid-19-Pandemie ist nach über einem Jahr für 
beruflich Pflegende alles andere als eine kurzfristige 
Ausnahmesituation. Auch wenn derzeit noch keine 
repräsentativ-vergleichenden Längsschnitt- und 
Querschnittsanalysen zu den spezifischen Problem-
lagen und Herausforderungen der Covid-19-Pande-
mie für beruflich Pflegende vorliegen, so geben erste 
Befunde dennoch wichtige Orientierungen. Kran-
kenhäuser, Pflegeheime sowie ambulante Dienste 
standen im Zuge der ersten Welle der Covid-19-Pan-
demie im Jahr 2020 zunächst vor der unmittelbaren 
Herausforderung der Beschaffung von Schutzma-
terialien. Mit fortschreitender Krise wurde deutlich, 
dass die Bewältigung der Krise erhebliche personelle 
Mehraufwände erforderte: 

33	 KMA Online, 25.8.202028	 Hower et al., 2020: S. 208
29	 ICN, 2021
30	 Möhner/Wolik, 2020
31	 Ärzte Zeitung, 17.02.2021
32	 WIdO, 03/2021
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Die Covid-19-Pandemie war zu Beginn bei den Be-
schäftigten nicht selten mit Angst, Unsicherheit und 
kurzfristigen Flexibilitätsanforderungen verbunden. 
In der akutstationären Versorgung in den Krankenhäu-
sern mussten Aufnahmebereiche kurzfristig restruktu-
riert, Intensivkapazitäten zeitnah auf- und ausgebaut 
und Schichtzeiten verlängert werden. Insbesondere 
Quarantänemaßnahmen, personelle Mehraufwände 
in der intensivmedizinischen Versorgung, der Wegfall 
von Kinderbetreuungsmöglichkeiten für das Perso-
nal sowie ein erhöhter Krankenstand schränkten die 
ohnehin knappen personellen Kapazitäten zusätzlich 
ein. Gleichzeitig erhöhten sich die Liegezeiten der 
Patientinnen und Patienten, da die Überleitung aus 
den Krankenhäusern in die poststationäre Versorgung 
oftmals erschwert war. Trotz eines in Teilen geringe-
ren Arbeitsaufkommens auf den Normalstationen war 
auch teilweise in diesen Bereichen für die Beschäf-
tigten eine Arbeitsverdichtung spürbar, da Personal 
kurzfristig in den intensivmedizinischen Bereich um-
organisiert werden musste und Schutzmaßnahmen 
bei personellen Engpässen gleichzeitig mit einem 
erhöhten Zeitaufwand einhergingen.34 

Einrichtungen der stationären Langzeitpflege wurden 
im Zuge Covid-19-Pandemie lokal zu „Hot-spots“ 
des Infektionsgeschehens, auf Heimbewohnerin-
nen und -bewohner entfallen auf Basis vorliegender 
Daten mehr als 50 Prozent der Todesfälle.35 Auch die 
personellen Engpässe wurden in vielen Einrichtun-
gen zusätzlich verschärft. Ursächlich hierfür waren 
krankheitsbedingte Personalausfälle, die Notwendig-
keit, Personalkapazitäten kurzfristig umzuverteilen 
sowie erhebliche personelle Mehraufwände, die unter 
anderem durch erforderliche Hygienemaßnahmen, 
durch den Wegfall ehrenamtlicher Hilfspersonen 
sowie im späteren Verlauf durch Testungen und Imp-
fungen entstanden. Von den Pflegekräften mussten 

zusätzliche Aufgaben übernommen werden, der 
Organisations- und Kommunikationsaufwand (z. B. 
bei Arztbesuchen) war erhöht und beruflich Pflegende 
engagierten sich, um wegbrechende Kommunika-
tionsmöglichkeiten mit Angehörigen zu kompensieren 
oder um zeitnah alternative Lösungen zu organisieren. 
Aufgrund der Schutzmaßnahmen und Besuchsverbote 
wird über eine Zunahme von Konflikten mit Angehö-
rigen berichtet.36 Ersten Schätzungen zufolge können 
die zeitlichen Mehraufwände für beruflich Pflegende 
in der stationären Langzeitpflege pro Pflegekraft und 
Schicht im Durchschnitt auf mindestens 61,7 Minuten 
pro Pflegekraft und Schicht (Medianwert: 50 Minuten) 
quantifiziert werden.37 Die schon vor der Covid-19-Pan-
demie evidenten Personalengpässe trugen dazu bei, 
dass trotz des hohen Engagements der Beschäftigten 
dringend benötigte personelle Kapazitäten zur Krisen-
bewältigung fehlten. Einrichtungen der stationären 
Langzeitpflege reagierten hierauf überwiegend mit 
einer einrichtungsinternen Umverteilung des Perso-
nals und mit Stundenaufstockungen. Zudem wurde 
fehlendes Personal in rund jeder sechsten Einrichtung 
durch den Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmern zu kompensieren versucht.38 

Auch in der ambulanten Pflege gab es bereits vor der 
Covid-19-Pandemie eine Personalunterdeckung.39 
Akute Personalengpässe und zusätzliche Personal-
ausfälle führten in Teilen der Branche zu Aufnah-
mestopps oder sogar zur temporären Schließung 
von Diensten. Ambulante Dienste und teilstationäre 
Einrichtungen berichten ebenfalls von veränderten 
Arbeitsbedingungen und schichtspezifischen Mehr-
aufwänden. Diese werden auf durchschnittlich 40 
Minuten pro Schicht geschätzt.40 Für die ambulan-
te pflegerische Versorgung kommt erschwerend 
hinzu, dass aufgrund von Reisebeschränkungen 
24-Stunden-Betreuungskräfte in den zu versorgenden 

37	 Wolf-Ostermann et al., 2020: S. 22; Hierbei ist zu berücksich-

tigen, dass die Daten im Mai 2020 im Zuge der ersten Pan-

demiewelle (Frühjahr 2020) erhoben wurden, d. h. personelle 

Mehraufwände, die etwa durch Schnelltests und Impfungen 

entstehen, sind hierbei noch nicht berücksichtigt.  
38	 Rothgang et al., 2020a, S. 270
39	 Büscher et al., 2020

34	 Silies et al., 2020
35	 Rothgang et al., 2020: S. 35
36	 Sporket, 2020
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Haushalten als Unterstützung ausfielen. Mit Blick auf 
diese Betreuungskräfte wird kritisch angemerkt, dass 
Infektionsschutzbestimmungen nicht hinreichend um-
gesetzt werden konnten.41 Die ambulante Dienste und 
teilstationäre Einrichtungen konnten auf die zusätzli-
chen Betreuungsbedarfe aufgrund fehlender perso-
neller Möglichkeiten entweder gar nicht reagieren, 
verteilten vorhandenes Personal kurzfristig um oder 
versuchten mittels einer Aufstockung von Arbeits-
stunden akute Versorgungsengpässe aufzufangen.42 
Die Einhaltung der Arbeitsschutzstandards, unter 
anderem der Mindestabstand zu Angehörigen, die 
Vermeidung unnötiger Kontakte zu Angehörigen etwa 
durch räumliche oder zeitliche Entzerrung (vgl. SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzstandards für die ambulante 
Pflege 2020), stellte für viele beruflich Pflegende eine 
besondere arbeitsorganisatorische Herausforderung 
und auch sozial-emotionale Belastung dar. 

Covid-19-Pandemie führt die berufliche 
Pflege an die Belastungsgrenze

Aufgrund der angespannten Personalsituation kam 
es nicht selten zu einem Rückfall auf die Grund- und 
Behandlungspflege, zulasten vor allem der präventi-
ven und psychosozialen pflegerischen Aufgaben und 
damit auch zulasten der pflegebedürftigen Menschen. 
Die Erfordernisse interaktiv orientierter Kernaufgaben 
und -tätigkeiten beruflich Pflegender und die krisenbe-
dingten Anforderungen des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes sind nicht selten in einen für die beruflich 
Pflegenden belastenden Widerspruch zueinander 
geraten.43 Dies bedeutet einen ethisch und moralisch 
belastenden Stress für beruflich Pflegende.44

 
Das Tragen der Schutzkleidung bei körperlich 
schwerer Arbeit in Isolierzimmern, die Sorge vor einer 
Infektion der anvertrauten Pflegebedürftigen, Patien-

tinnen und Patienten und eigener Angehöriger, das 
Erleben der Erkrankung von Kolleginnen und Kollegen, 
die Erfahrung mit Tod und eingeschränkten Möglich-
keiten einer würdevollen Begleitung Sterbender, social 
distancing in der Versorgung sowie fehlende soziale 
Kontaktmöglichkeiten unter den Kolleginnen und Kol-
legen wurden als Beanspruchungen und Belastungen 
empfunden. Darüber hinaus stellte die Covid-19-Pan-
demie beruflich Pflegende vor enorme Flexibilitäts-
erfordernisse; sie mussten sich häufig sehr kurzfristig 
auf neue Anforderungen einstellen, die mit zusätz-
lichem Stress einhergingen. Das Gefühl der Zusam-
mengehörigkeit, die interprofessionelle Zusammen-
arbeit, das Arbeitsengagement sowie bereichs- und 
funktionsübergreifende Lernprozesse wurden in der 
Krise von den Beschäftigten hingegen als stärkende 
Ressourcen empfunden.45 

Die Spannung zwischen den Wissens- und Informa-
tionsdefiziten in der ersten Pandemiephase und dem 
professionellen Anspruch, schwer kranken, pflege- 
und betreuungsbedürftigen Menschen und ihren An-
gehörigen in der individuellen Versorgung gerecht zu 
werden, hat viele Pflegende an ihre professionelle Be-
lastungsgrenze gebracht.46 Hinzu kamen Unsicherhei-
ten, die etwa durch ein unzureichendes einrichtungsin-
ternes und -übergreifendes Informationsmanagement 
bedingt waren, insbesondere in der Überleitung von 
Covid-19-Patientinnen und Patienten zwischen Akut-
pflege, stationärer Langzeitpflege und ambulanter 
Pflege und Betreuung wurden Problemlagen sicht-
bar.47 Nicht nur ambulante Pflegedienste, sondern 
auch Einrichtungen der stationären Langzeitver-
sorgung fühlten sich zum Teil vor Ort informatorisch 
und organisatorisch nicht gut unterstützt. So waren 
Pflegeeinrichtungen insgesamt nicht ausreichend auf 
die Pandemie vorbereitet. Der BIVA-Pflegeschutzbund 
e. V. hat diesem Kontext auf den Zusammenhang von 

45	 Wildgruber et al., 2020
46	 Begerow et al., 2020
47	 Silies et al., 2020

40	 Wolf-Ostermann et al., 2020: S. 282
41	 Habel/Tschenker, 2020
42	 Wolf-Ostermann et al., 2020, S. 283
43	 Silies et al., 2020
44	 Monteverde, 2019
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Lebensqualität, Infektions- und Verbraucherschutz 
hingewiesen.48 Es fehlte zu Beginn an Schutzmate-
rialien, im weiteren Verlauf wurden zudem Defizite 
bezüglich des Informationsmanagements sowie im 
Bereich kurzfristiger Beratungs- und personeller Unter-
stützungsangebote vor Ort sichtbar.49 Eine Heraus-
forderung bestand zudem im systematischen Einsatz 
von Gefährdungsbeurteilungen,50 im Vorhalten von 
Hygienekonzepten und Fachkenntnissen für Hygie-
ne- und Gesundheitsschutzmaßnahmen, aber auch 
in hygienespezifischen Schulungsmaßnahmen des 
Personals.51 

48 BIVA – Bundesinteressenvertretung für alte und pflegebetrof

fene Menschen e. V. (BIVA-Pflegeschutzbund), 2020
49 Wolf-Ostermann et al., 2020; Becka et al., 2020
50 Möhner/Wolik, 2020
51 Silies, 2020

-
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4.2 ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ STÄRKEN: 
GESUNDHEITLICHEN RISIKEN DURCH GUT GESTALTETE 
ARBEIT STRUKTURELL BEGEGNEN

Ein Risiko ist, dass die Covid-19-Pandemie für die 
berufliche Pflege zur Ausnahmesituation erklärt wird 
und aus dem Blick gerät, dass Pflegende bereits 
vor der Pandemie mit erheblichen Belastungen 
und Beanspruchungen im Berufsalltag konfrontiert 
waren. Es werden Befürchtungen laut, dass sich die 
Erfahrungen mit der Covid-19-Pandemie negativ auf 
den Berufsverbleib beruflich Pflegender auswirken 
könnten. Erste (nicht repräsentative) Untersuchun-
gen verweisen auf negative Auswirkungen hin-
sichtlich der Bereitschaft beruflich Pflegender, ihre 
Arbeitsstunden zu erhöhen oder in den Pflegeberuf 
zurückzukehren. Zudem deutet sich an, dass beruf-
lich Pflegende skeptisch gegenüber der Erwartung 
sind, dass sich in Folge der Covid-19-Pandemie ihre 
Arbeitsbedingungen nachhaltig verbessern werden.52

4.2.1 STEIGENDE BELASTUNGEN UND 
BEANSPRUCHUNGEN IM ARBEITSALLTAG 
IN DEN VERGANGENEN JAHREN

Der Arbeitsdruck ist, laut der Befunde des Stress-
reports der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA), in der Wahrnehmung beruflich 
Pflegender in den vergangenen Jahren gestiegen.53  
Auf betrieblicher Ebene berichten Pflegende zudem 
von einer Zunahme indirekter Leistungssteuerung 
und Arbeitsintensivierung.54 Das belastungsbezoge-
ne Erleben beruflich Pflegender verändert sich nicht 
zuletzt aufgrund fortbestehender Personalengpässe 
und einer damit einhergehenden Arbeitsverdichtung, 
eine Entwicklung, die negative Auswirkungen auf die 
physische und psychische Gesundheit, auf die Teil-
nahme beruflich Pflegender am sozialen Leben und 
auf die Versorgungsqualität hat.55 Im Zeitvergleich 
auf Basis mehrerer Erhebungswellen56 ist bezüglich 
der arbeitsbedingten Belastungen und der Gesund-
heitsindikatoren beruflich Pflegender tatsächlich 

52 Auffenberg/Heß, 2021

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

• Die Personalbemessung hat einen wesentlichen 
Einfluss auf das Belastungsgeschehen und die 
Gesundheit Pflegender. Zu wenig Personal führt 
einerseits zu Arbeitsunfähigkeit infolge zuneh
mender Arbeitsverdichtung, andererseits zu Prä
sentismus, d.h. einem „Arbeiten trotz Krankheit“. 

• Es darf künftig nicht allein darum gehen, arbeits
bedingte Belastungsfaktoren und gesundheitli
che Risiken gezielter zu erfassen, sondern Maß
nahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
zielen im Kern darauf, diesen Risiken durch gut 
gestaltete Arbeit strukturell zu begegnen. Dafür 
sind Analysen und passgenaue Unterstützungs
angebote zur betrieblichen Umsetzung von 
Prozessen der Gefährdungsbeurteilung in der 
beruflichen Pflege und hier insbesondere zur 
Maßnahmenumsetzung notwendig.

• Ausgehend hiervon muss der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz strukturell gestärkt und 
prozessbegleitend zum betrieblichen Alltag 
organisiert werden. Er muss gezielter für die 
Umsetzung verhältnispräventiver Maßnahmen 
im Sinne gut gestalteter Arbeit in der beruflichen 
Pflege eingesetzt werden.

• Berufliche Pflegearbeit wird in neue (ambulante 
und digital gestützte) Versorgungsarrangements 
und hybride Dienstleistungssysteme eingebettet, 
Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) und 
Digitale Pflegeanwendungen (DiPA) gewinnen an 
Bedeutung. Ausgehend hiervon ist es notwendig, 
zielgruppenspezifische Gestaltungserfordernisse 
und -maßnahmen für gut gestaltete Arbeit auf 
Grundlage arbeits- und pflegewissenschaftlicher 
Analysen für die Praxis aufzuzeigen.

-
-

-
-
-

-
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eine negative Tendenz festzustellen.57 So fällt die 
Bewertung der Arbeitsbedingungen in den Pflege-
berufen im Vergleich zu den Beschäftigten anderer 
Berufsgruppen nach wie vor deutlich schlechter 
aus: Das Arbeiten unter Zeitdruck, belastende 
Schicht- und Wechselarbeit, das „Holen aus dem 
Frei“, die Notwendigkeit aufgrund knapper personel-
ler Ressourcen und Arbeitshetze Qualitätsabstriche 
bei der eigenen Arbeit machen zu müssen, hohe 
körperliche Anforderungen und ausgeprägte emo-
tionale Belastungen prägen die wahrgenommenen 
arbeitsbedingten Belastungen. Lediglich 22 Prozent 
aller Pflegenden gehen mit Blick auf ihre aktuellen 
Anforderungen davon aus, ihre Arbeitsfähigkeit bis 
zum gesetzlichen Rentenalter halten und ihren Beruf 
bis dahin ausüben zu können. Pflegekräfte beurtei-
len ihre Arbeitsfähigkeit zudem deutlich schlechter 
als der Gesamtdurchschnitt der Beschäftigten.58 
Eine persistente Arbeitsüberlastung, das subjektiv 
empfundene Mismatch zwischen Lohn und Leistung 
sowie Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben werden als weitere Stressoren 
identifiziert.59 Bezüglich der psychischen Belastun-
gen zeigt sich, dass diese bei Pflegefachkräften 
kritischer ausgeprägt sind als bei Pflegefachkräfte. 
Korrespondierend zu den erhöhten Belastungen wird 
für Pflegehilfskräften insgesamt ein schlechterer 
Gesundheitszustand festgestellt.60 

Auswirkungen und Folgen des 
hohen Arbeitsaufkommens

Viele beruflich Pflegende reagieren auf die hohen 
Arbeitsanforderungen und Belastungen oftmals mit 
selbstgefährdendem Verhalten bzw. interessierter 
Selbstgefährdung.61 Dort, wo es einen Betriebs- oder 
Personalrat gibt, werden weniger häufig Pausen 
verkürzt oder ausfallen gelassen als in Unternehmen 

ohne betriebliche Interessenvertretung. Und in der 
Krankenpflege werden eher Pausen verkürzt oder 
ausfallen gelassen als in der Altenpflege.62 Körper-
liche Beschwerden (z. B. Muskel-Skelett-Erkrankun-
gen) und das Arbeiten an der Grenze zur Leistungsfä-
higkeit sind bei beruflich Pflegenden häufiger der Fall 
als in anderen Berufen.63 

Das hohe Arbeitsaufkommen ist ein signifikanter 
Prädiktor für die emotionale Erschöpfung beruflich 
Pflegender. Andauernder Personalmangel befördert 
Moral Distress, dieser wiederum befördert die Fluk-
tuation Pflegender aus dem Beruf. Die Wahrschein-
lichkeit des Auftretens moralischer Konflikte steigt 
bei geringerer Personalausstattung.64 Unzureichende 
Personalschlüssel führen im Arbeitsalltag Pflegender 
zu Priorisierungsentscheidungen im Versorgungs-
geschehen, zu Einbußen in der Versorgungsqualität, 
zu psychischer Überlastung und moral distress.65 Ein 
dauerhaftes Überschreiten der regulären Arbeitszeit 
erhöhte Burn-out-Raten bei Pflegekräften – neben der 
Tatsache, dass diese Überschreitungen sowohl für die 
Patientinnen und Patienten, die Bewohnerinnen und 
Bewohner als auch für die Pflegenden selbst erheb-
liche Sicherheitsrisiken darstellen.66 Analysen auf der 
Basis von Diagnosedaten zeigen, dass mehr als dop-
pelt so viele Fehltage aufgrund depressiver Episoden 
oder aufgrund von Reaktionen auf schwere Belas-
tungen und Anpassungsstörungen bei Pflegekräften 
gegenüber anderen Berufen zu verzeichnen sind.67 

Die Berufsgruppe der Pflegekräfte hat eine höhere 
Wahrscheinlichkeit als Beschäftigte anderer Berufe, 
die Erwerbstätigkeit durch eine Erwerbsminde-
rungsrente vorzeitig zu beenden.68 Werden Renten-
eintritte aufgrund einer Erwerbsminderungsrente 
und Arbeitsunfähigkeitstage beruflich Pflegender 
summiert, ergibt sich ein zusätzlicher Ausfall von 

59	 ebd.
60	 Rothgang et al., 2020: S. 214
61	 Wirth/Hülsken-Giesler, 2020
62	 Hoppe et al., 2020: S. 69
63	 Melzer, 2020: S. 136 ff.
64	 Wirth et al., 2021: S. 9 f.
65	 Suhonen et al., 2018
66	 Suhonen et al., 2018

53	 Melzer, 2020: S. 139
54	 Hoppe et al., 2020: S. 62 ff
55	 Kraft/Drossel, 2019
56	 BAuA, 2006, 2012, 2018
57	 Melzer, 2020: S. 143
58	 Schmucker, 2019
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10.349 Pflegefachkräften und 15.655 Pflegehilfs-
kräften. Zusammen entspricht dies einem Volumen 
von rund 26.000 Pflegekräften, die zusätzlich zur 
Verfügung stünden, wenn Fehlzeiten und frühzeitige 
Berufsausstiege gemessen an den Berufen insge-
samt dem Normalmaß entsprächen.69 

Die subjektiv wahrgenommenen Belastungs- und 
Ressourcenkonstellationen im Berufsfeld beeinflus-
sen auch die Rückkehrbereitschaft und den Wunsch 
beruflich Pflegender, ihre Arbeitszeit aufzustocken 
negativ.70

4.2.2 KÜNFTIGE HERAUSFORDERUNGEN 
DES ARBEITS- UND GESUNDHEITS-
SCHUTZES

Berufliche Pflegearbeit wird in neue ambulante 
Dienstleistungs- und Versorgungsarrangements ein-
gebettet, neue Personal- und Qualifikationsmixe auch 
in Kombination mit technikgestützter Versorgungs- 
und Arbeitsgestaltung gewinnen an Bedeutung. 
Und mit Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) 
und Digitalen Pflegeanwendungen (DiPA) gewinnen 
digitale Anwendungen in der häuslichen Versorgung 
auch im Arbeitsalltag beruflich Pflegender an Bedeu-
tung. Die Vielfalt der Belegschaften und Teamstruk-
turen in der beruflichen Pflege wird aller Voraussicht 
nach künftig weiter steigen. Hinzu kommt aufgrund 
der Altersstrukturen der Generationenwechsel in 
der beruflichen Pflege. Der Arbeits- und Gesund-
heitsschutz darf dabei nicht aus dem Blick geraten. 
Verbindliche Regelungen zur Personalbemessung er-
öffnen im Zusammenspiel mit neuen Wegen für gut 
gestaltete Arbeit die Chance auf die Stärkung einer 
gesundheits- und lernförderlichen Arbeitsgestaltung. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz als integratives Element im 

betrieblichen Alltag verankert und mit Blick auch 
auf ungeplante Herausforderungen in betrieblichen 
Change-Prozessen prozessual ausgerichtet ist. 

Berufliche Pflegearbeit findet in der Altenpflege 
vielfach in klein- und mittelständischen, in der 
ambulanten Pflege auch in kleinstbetrieblichen 
Strukturen statt.71 Der ambulante Pflegesektor ist in 
erheblichem Umfang durch Kleinst- und Kleinbetrie-
be geprägt. Nach Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) ist 
ein Arbeitsschutzausschuss durch den Arbeitgeber 
in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten zu bilden, 
wobei Teilzeitkräfte nicht voll angerechnet werden. In 
der ambulanten Pflege arbeiten mehr als 65 Prozent 
der Beschäftigten in Teilzeit und reduzierter Voll-
zeitarbeit und zudem mobil, die Möglichkeiten zur 
strukturellen Umsetzung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes sind hier also deutlich erschwert. 
Existiert auf betrieblicher Ebene kein Betriebsrat, so 
entstehen mit Blick auf den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz zudem mitbestimmungsfreie Zonen. 

Die Weiterentwicklung der pflegerischen Versor-
gungsstrukturen und -angebote muss konsequent im 
Arbeits- und Gesundheitsschutz mitgedacht werden. 
Im Strukturwandel der pflegerischen Versorgung 
gewinnen beispielsweise neue ambulante Wohn- und 
Betreuungsformen an Bedeutung72 und zeigen neue 
Gestaltungserfordernisse für den Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz auf. Wie in der Covid-19-Pandemie 
deutlich wurde, bedarf es zudem für die Zielgruppe 
der über Agenturen angestellten oder selbstständig 
tätigen 24-Stunden-Betreuungskräfte, angesichts 
oftmals prekärer Beschäftigungsverhältnisse sowie 
ihren besonderen Belastungen und Beanspruchun-
gen, verstärkter Aufmerksamkeit im Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz.73 Denn hier unterlaufen die Arbeits-
bedingungen oftmals die deutschen Standards.74 

67	 Meyer/Drupp, 2019: S. 42
68	 Rothgang et al. 2020: S. 212
69	 ebd.: S. 213
70	 Auffenberg/Heß, 2021

71	 Destatis, 2020, Pflegestatistik: S. 24
72	 Klie et al., 2017
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Beruflich Pflegende arbeiten zunehmend in neuen, di-
gital gestützten und oftmals ambulant organisierten 
Versorgungs- und hybriden Dienstleistungssystemen, 
sie sind in (Fern-)Behandlungskonzepte (TeleCare) 
eingebunden oder erbringen ihre Leistungen über 
Plattformdienste.75 In diesem Kontext ist zu themati-
sieren, wie sich diese neuen (auch digital gestützten) 
pflegerischen Dienstleistungs- und Versorgungs-
konzepte auf zielgruppenspezifische Belastungs-, 
Beanspruchungs-, aber auch Ressourcenprofile in 
den Pflegeberufen auswirken. 

In diesem Kontext gilt es zudem, gesundheitsför-
dernde und -beeinträchtigende Auswirkungen der Dif-
fusion digitaler Technik aufseiten der Klientinnen und 
Klienten, Pflegebedürftigen, Angehörigen und weite-
ren an der Versorgung beteiligen Berufsgruppen in 
der Arbeitswelt beruflich Pflegender in den Blick zu 
nehmen. Denn über die Ausprägungen und Auswir-
kungen solcher erweiterter Mensch-Technik-Organi-
sations-Arrangements in der beruflichen Pflege liegt, 
entlang der „Merkmale gut gestalteter Aufgaben“ (v. a. 
Benutzerorientierung, Vielseitigkeit, Ganzheitlichkeit, 
Bedeutsamkeit, Handlungsspielraum, Rückmeldung 
und Entwicklungsmöglichkeiten), bislang wenig Wis-
sen vor.76 Hier fehlt es momentan an validen arbeits- 
und pflegewissenschaftlichen Erkenntnissen, die für 
die Weiterentwicklung des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes für gut gestaltete Arbeit nutzbar gemacht 
werden können. 

Über den Einsatz von Technik können durchaus 
Entlastungseffekte in der beruflichen Pflege erzielt 
werden,77 gleichzeitig werden jedoch auch neue Be-
lastungen durch die Techniknutzung sichtbar.78 

Verunsicherung und Anpassungsschwierigkeiten 
im Umgang mit digitalen Technologien, aber auch 

die Unzuverlässigkeit der eingesetzten Technik, 
Reizüberflutung und eine steigende Komplexität 
vernetzter Systeme, Omni- und Dauerpräsenz sind 
technisch bedingte Stressfaktoren,79 die es auch in 
der beruflichen Pflege zu berücksichtigen gilt. Gera-
de eine technisch induzierte Formalisierung kann bei 
fehlenden Handlungs-, Reflexions- und Resonanz-
räumen in der interaktiv orientierten Pflegearbeit die 
Belastung erhöhen.80 Hier sind die zielgruppenspe-
zifischen Auswirkungen unterschiedlicher Praktiken 
der Arbeitsorganisation, Arbeitsgestaltung und Leis-
tungssteuerung auf die Entwicklung von Belastungs- 
und Beanspruchungsprofilen einerseits und auf die 
Ressourcen beruflich Pflegender andererseits in den 
Blick zu nehmen. Ob und inwiefern technologiebe-
dingter Stress als eigenständiger, direkter oder eher 
indirekter Stressfaktor in der Arbeitswelt beruflich 
Pflegender wirksam wird, gilt es künftig genauer zu 
analysieren.

Darüber hinaus lassen sich weitere Belastungs-
faktoren für beruflich Pflegende aufzeigen, die aller 
Voraussicht nach künftig an Bedeutung gewinnen 
werden. Hierzu zählen etwa Doppelbelastungen 
durch berufliche und familiäre Pflege (Double-Du-
ty-Carers),81 herausforderndes oder aggressives 
Verhalten von Patientinnen und Patienten, Pflege-
bedürftigen oder Angehörigen,82 Gewalterfahrungen 
in Pflegeprozessen83 oder der Umgang mit Einsam-
keit, sozialer Isolation, Depressivität oder posttrau-
matischen Belastungsstörungen der anvertrauten 
Klientinnen und Klienten.84 

Umsetzung präventiver und 
gesundheitsfördernder Maßnahmen 

Der Abschlussbericht des GDA-Arbeitsprogramms 
„Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Pflege“ 

73	 Schilgen, 2019
74	 Theobald, 2018
75	 Hacker/Pietrzyk, 2020; Baum et al., 2020, 2020; Evans, 2020
76	 Melzer et al., 2021, i. E.

77	 u. a. Melzer et al., 2021, i. E.; Bovenschulte et al., 2020; Fach-

inger/Mähs, 2019; Zöllick et al., 2019
78	 u. a. Schlicht et al., 2021;  Evans/Becka, 2021Evans et al., 

2021; Tisch/Mayer, 2020; Rothe et al., 2019; Jungtäubl et al., 

2018
79	 Gimpel et al., 2018
80	 Jungtäubl et al., 2018
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hat 2013 mit Blick auf die Themen Arbeitsschutzor-
ganisation und Gefährdungsbeurteilung vor allem die 
Ergebnisse in der ambulanten und stationären Pflege 
als verbesserungswürdig eingestuft.85 In den ver-
gangenen Jahren sind über die GDA-Strukturen auf 
Bundes- und Landesebene, über BGM-Programme 
und Maßnahmen der Berufsgenossenschaft (BGW), 
der Krankenkassen oder der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, über Industrie- und Handelskammern (IHK) 
sowie über die thematischen Arbeitsschwerpunkte 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) und der Initiative Neue Qualität der 
Arbeit (INQA) zahlreiche Förderprogramme und 
-projekte, Initiativen, Aktivitäten und praxisorientierte 
Handlungshilfen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz sowie zur Umsetzung gesundheitsfördernder 
und präventiver Maßnahmen in der beruflichen 
Pflege initiiert bzw. erstellt worden. 

Vor allem die Umsetzung verhältnispräventiver 
Maßnahmen in der beruflichen Pflege steht in der be-
trieblichen Praxis oft vor einem Dilemma. Denn zum 
einen besteht dringender Handlungsbedarf, zum an-
deren erschweren personelle Engpässe oder das mo-
bile Arbeiten in der häuslichen Pflege die Umsetzung 
verhältnispräventiver Maßnahmen. In vielen Fällen 
erfolgt eine Fokussierung auf verhaltenspräventive 
Maßnahmen, die lediglich geeignet sind, Belastungs-
folgen zu mildern, jedoch die zentrale Dimensionen 
gut gestalteter Arbeit wie Arbeits(zeit)organisation, 
Mitarbeiterinnen- und Mitabeiterbeteiligung oder 
Kompetenzentwicklung ausblenden.86 

Auch wenn umfangreiches Wissen darüber vorhan-
den ist, welche Faktoren der Arbeits(zeit)organi-
sation beruflich Pflegende stärken, Belastungen 
reduzieren und gesundheitsgerechte Arbeitsbedin-
gungen fördern können, so ist doch von erheblichen 

Umsetzungsdefiziten auszugehen. Zudem fehlt es 
an betrieblichen Analysen des zielgruppenspezifi-
schen Wissens über entsprechende Maßnahmen, 
ihrer Reichweite und strukturellen Verankerung in der 
betrieblichen Praxis. Nachhaltige und gesundheits-
orientierte Personalbemessung87 und kompetenzori-
entierter Personaleinsatz müssen mit einer lern- und 
gesundheitsförderlichen Arbeitsgestaltung systema-
tisch verknüpft werden. Dabei sind Instrumente und 
Konzepte für eine outcome- und impactbezogene 
Maßnahmenplanung, -umsetzung und Wirkungsmes-
sung hilfreich.88 

DER RAT STELLT FEST

Ohne mehr qualifiziertes Personal, verbind-
liche Regelungen zur Personalbemessung 
sowie ein auf Qualität abstellendes Finanzie-
rungssystem wird den Gesundheitsrisiken, 
Belastungen und Beanspruchungen beruflich 
Pflegender auch künftig nicht hinreichend 
begegnet werden können. Der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ist strukturell zu stärken, 
indem neben verhaltenspräventiven Maß-
nahmen betriebliche Wege für gut gestaltete 
Arbeit, und damit insbesondere verhältnis-
präventive Maßnahmen, gestärkt werden. 
Dies adressiert den Kern von Personalbe-
messung, Personaleinsatz und neue Wege in 
der Arbeit(zeit)organisation. Erforderlich ist 
die integrative Verankerung und prozessuale 
Einbettung des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes in die Personal-, Organisations- und 
Unternehmensentwicklung. 

Der Arbeits- und Gesundheitsschutz in der 
beruflichen Pflege muss sensibel für den 

81	 Reichert, 2020; Stemmer et al., 2017
82	 Linde/Riedel, 2017
83	 Weidner et al., 2017
84	 Pantel, 2021
85	 Liese et al., 2013: S. 5 f

86	 Krupp et al., 2019
87	 Wirth et al., 2021
88	 Tempelmann et al., 2019
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zielgruppenspezifischen Wandel von Be-
lastungs-, Beanspruchungs- und Ressour-
cenprofilen infolge der Transformation von 
Arbeits- und Organisationskontexten beruf-
lich Pflegender sein. Angesichts der Tatsa-
che, dass berufliche Pflegearbeit zunehmend 
in neue ambulante sowie (auch aufseiten der 
Klientinnen und Klienten) digital gestützte 
Versorgungs-, Arbeits- und Organisationsar-
rangements eingebettet wird, ist die wissen-
schaftlich fundierte Weiterentwicklung von 
Strukturen, Instrumenten und Konzepten des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes in der 
beruflichen Pflege erforderlich.
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4.3 QUALIFIZIERTE PFLEGENDE GEWINNEN: 
BERUFSWAHLMOTIVE UND BERUFSREALITÄTEN 
IN EINKLANG BRINGEN

4.3.1 AUSBILDUNG UND ARBEITSMARKT: 
LICHT, SCHATTEN UND BLINDE FLECKEN

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Es muss künftig besser gelingen, unfreiwillige 
Ausbildungsabbrüche zu vermeiden, inländi-
sche Arbeitsmarktpotenziale für qualifizierte 
Pflegearbeit gezielter zu erschließen und für 
geeignete und motivierte Bewerberinnen und 
Bewerber neue berufliche Einstiegs- und Ent-
wicklungschancen in der beruflichen Pflege zu 
eröffnen. 

•	 Weder das Anwerben von Pflegekräften aus 
dem Ausland noch die Erschließung inländi-
scher Arbeitsmarktpotenziale bieten schnelle 
Lösungen für den Fachkräftemangel. Erfor-
derlich ist, dass den individuellen Unterstüt-
zungs- und Begleitbedarfen der vielfältigen 
Zielgruppen in Phasen der Berufsorientierung, 
Berufseinmündung und des Ankommens in 
der Arbeitswelt Pflege durch individuellere 
Ansprachestrategien, personenzentrierte Be-
gleitkonzepte und Unterstützungsmaßnahmen 
Rechnung getragen wird.

•	 Strategien zur Fachkräftesicherung werden, 
unabhängig davon, ob diese auf inländische 
Pflegekräfte oder auf im Ausland angeworbene 
Pflegekräfte zielen, nur dann erfolgreich sein, 
wenn es gelingt, Berufswahlmotive für die Pfle-
ge und Berufsrealitäten in der Pflege besser in 
Einklang zu bringen.

87	 Fuchs et al., 2017
88	 BMBF, 2020: TAB 2.3.15
89	 DPR, 9.3. 2021
90	 vgl. DGB, 2019

Angesichts der personellen Engpässe stehen 
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen vor der 
Herausforderung, mehr junge Menschen eines Aus-
bildungsjahrgangs sowie auch neue Zielgruppen 
für die Erwerbstätigkeit in der beruflichen Pflege zu 
gewinnen. Daraus folgt, dass ein vielfältiges Ziel-
gruppenspektrum adressiert werden muss.

Die soziodemografische Entwicklung führt zu einem 
Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials und des 
Arbeitskräfteangebots.87 Die Zahl der Schulabgän-
gerinnen und Schulabgänger sowie Schulabsol-
ventinnen und -absolventen ist im längerfristigen 
Beobachtungszeitraum (1999–2019) rückläufig. 
Hinzu kommen strukturelle Verschiebungen in den 
Schulabschlüssen in Richtung Abitur.88 

In den nächsten 10 bis 12 Jahren werden bun-
desweit rund 500.000 Pflegefachpersonen das 
Rentenalter erreichen.89 Der Pflegeberuf ist, wie die 
Entwicklung der Ausbildungszahlen zeigt, für junge 
Menschen durchaus ein beliebter Ausbildungsberuf. 
Das Ausbildungs- und Berufssystem in Deutsch-
land insgesamt ist nach wie vor stark geschlechts-
spezifisch geprägt. Diese geschlechtsspezifische 
Segmentierung zeigt sich auch in den Pflegeberu-
fen. Noch immer wählen Männer deutlich seltener 
als Frauen eine Ausbildung in der Pflege. Wenn sie 
es aber tun, scheinen sie mit der Ausbildungswahl 
eher zufrieden zu sein: Eine Sonderauswertung des 
Ausbildungsreports 2019 hat gezeigt, dass junge 
Männer, die sich für eine Ausbildung in weiblich do-
minierten Berufen entscheiden, diese im Vergleich 
zu ihren weiblichen Mitauszubildenden tendenziell 
sogar positiver bewerten.90 

Rund jede bzw. jeder fünfte Jugendliche kann es 
sich zwar prinzipiell vorstellen, in einem Pflegeberuf 
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zu arbeiten, aber als Hemmnisse in der Entschei-
dung werden Einschränkungen unter anderem bei 
Gehalt, Arbeitsbedingungen sowie Karrierechancen 
benannt. Allerdings werden auch Diskrepanzen zwi-
schen der geäußerten Relevanz dieser Berufswahl-
kriterien und dem subjektiven Wissen über deren 
Ausprägungen im Berufsfeld deutlich.91 

Die Entscheidung für die Wahl oder Nichtwahl eines 
Pflegeberufs wird durch unterschiedliche Attraktions- 

Abbildung 3: Anzahl Schülerinnen und Schüler in den Pflegeberufen im 1. Schuljahr

Quelle: Destatis, Fachserie 11, Reihe 2, Tabellenteil 2.9, unterschiedliche Jahrgänge

und Aversionsfaktoren beeinflusst. Zu den Attraktions-
faktoren zählen das grundsätzliche Interesse an der 
Berufsdomäne, die Realisierbarkeit des Ausbildungs-
wunsches, die vermutete Passung zwischen beruflichen 
Interessen und Tätigkeiten, der Kontakt mit Menschen, 
der Wunsch nach sozialer, abwechslungsreicher, fachlich 
anspruchsvoller und sinnstiftender Tätigkeit sowie der 
Wunsch nach Teamarbeit und Arbeitsplatzsicherheit. Als 
Aversionsfaktoren werden hingegen die Antizipation be-
lastender Rahmenbedingungen der Arbeit im Berufsfeld, 

91	 Borgstedt et al., 2020: S. 49 f.
92	 u.a. Matthes, 2019: S. 97 ff.; Fortmeyer/Goller, 2019; Brügge-

mann et al., 2016; Fischer, 2013; Schache & Lau, 2011; Linke-

Winter/Pfeiffer, 1999 
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körperliche und psychische Beanspruchungen, die Sorge 
vor dem Umgang mit Krankheit, Alter, Leid und Tod so-
wie Diskrepanzen zwischen Ansprüchen, Bezahlung und 
der Ausübung einer abwechslungsreichen und interes-
santen Tätigkeit thematisiert.92 Als Berufswahlmotiv ist 
nicht die gesellschaftliche Wertschätzung des Pflegebe-
rufs an sich prägend, sondern vielmehr der Wunsch nach 
sozialer Passung, wobei insbesondere die Reaktion des 
unmittelbaren sozialen Umfelds auf die Berufswahl als 
bedeutsam empfunden wird.

Die Phase der Ausbildung ist entscheidend für die 
Berufsidentifikation.93 Die Ausgestaltung der Ausbil-
dungsbedingungen, die Verzahnung theoretischer und 
praktischer Lerninhalte sowie eine sozial-emotionale 
Unterstützung bei der subjektiven Ausbildungsbewälti-
gung stärken Auszubildende in der Pflege.94 Jedoch zei-
gen sich lediglich rund 58,5 Prozent der Auszubildenden 
in den Pflegeberufen mit ihrer Ausbildung grundsätzlich 
„zufrieden“ oder „sehr zufrieden“. 95 Die Zufriedenheit von 
Auszubildenden in anderen Ausbildungsberufen scheint 
tendenziell höher zu sein, hier geben 71,3 Prozent der 
befragten Auszubildenden an, mit ihrer Ausbildung „sehr 
zufrieden“ bzw. „zufrieden“ zu sein. 96 

Der Fachkräftemangel trägt zu einer Verschlechterung 
der Ausbildungsqualität bei: Fehlende oder fachlich 
unzureichende Praxisanleitungen, überfordernde Auf-
gaben und Anforderungen, erlebter Arbeitsdruck in der 
Praxis oder fehlende ausbildungsbegleitende Hilfen 
sind in diesem Kontext wichtige Faktoren. Diese erhö-
hen nicht nur die Belastungen und Beanspruchungen 
der Auszubildenden, sondern erschweren auch eine 
Orientierung an positiv erlebten Rollenvorbildern in der 
Ausbildungsphase, führen zu Moral Distress aufgrund 
schwieriger, belastender Arbeitspraxis und haben 
negative Auswirkungen auf das Kohärenzerleben der 
Auszubildenden.97 

93	 Gerhard/Kanzog, 2017
94	 Schiffer, 2014
95	 Dielmann et al., 2015
96	 DGB, 2020: S. 56
97	 Küpper, 2020; Reiber, 2019
98	 DBfK, 22.10.2019

99	 DIP, 2019: S. 254
100	BiBB-Datenreport, 2020: Tab A5, 6-2
101	ebd.: Tab A5 6-5
102	Klaus, 2014, zitiert nach Lange, 2020: S. 100

Unfreiwillige Ausbildungsabbrüche vermeiden

Die Abbruchquote in der Pflegeausbildung liegt Schät-
zungen zufolge bundesweit bei rund 30 Prozent.98 
Analysen auf Länderebene kommen hinsichtlich 
vorzeitig gelöster Ausbildungsverhältnisse zum Teil 
auf geringere und für die Kranken- (21,8 %), Kinder-
kranken- (15,3 %) und Altenpflege (24,5 %) zu diffe-
renzierten Ergebnissen.99 Die Vertragslösungsquote 
liegt für den Bereich der dualen Berufsausbildungen 
in Deutschland bei 26,5 Prozent.100 Vergleicht man 
vorliegende Schätzungen zum Ausbildungsabbruch 
in den Pflegeberufen mit den höchsten Vertrags-
lösungsquoten der nach BBiG oder HwO regulierten 
Berufe (40,8–51,2 %), so zeigt sich, dass einzelne 
Ausbildungsberufe in anderen Branchen im Vergleich 
zur Pflege durchaus höhere Ausbildungsabbrüche zu 
verzeichnen haben.101 

Ausbildungsabbrüche in der Pflege können auf unter-
schiedliche Ursachen zurückgeführt werden: Eine Auf-
nahme der Pflegeausbildung als Überbrückung bis zum 
Studienbeginn, Informationsdefizite über das Berufs-
feld oder das subjektive Belastungserleben aufgrund 
unzureichender struktureller Rahmenbedingungen in 
der Ausbildung können Ursache vorzeitiger Ausbil-
dungsabbrüche sein. Die Entscheidungen zur vorzeiti-
gen Vertragslösung in der Ausbildung vollziehen sich in 
Phasen und sind oftmals durch individuelle Schlüssel-
ereignisse bedingt, die auf das Erleben einer fehlenden 
Passung infolge des Verlustes von sinn- und identitäts-
stiftenden Momenten in der Ausbildung zurückzufüh-
ren sind.102 Während die Ausbildungsnachfrage in der 
Pflege steigt, befördern die bestehenden Ausbildungs-
bedingungen nach wie vor Ausbildungsabbrüche. 

Für den Bereich der Ausbildung gelten in der beruf-
lichen Pflege, anders als in den BBiG/HwO-regulierten 
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Berufen, mit Blick auf ausbildungsunterstützende bzw. 
-begleitende Maßnahmen besondere Rahmenbedin-
gungen: Während etwa Auszubildende zur Pflegefach-
kraft nach § 57 SGB III als förderungsfähig gelten und 
damit in den Vorzug einer assistierten Ausbildung 
oder einer Berufssprachkursförderung kommen 
können, ist dies für Auszubildende in landesrechtlich 
geregelten Pflegehilfeausbildungen oder in Ausbildun-
gen zur Alltagsbetreuung in dieser Form nicht mög-
lich. Gleichzeitig zeichnet sich jedoch insgesamt ein 
erhöhter Bedarf an sozial- und berufspädagogischer 
Begleitung und Lernunterstützung ab. Hierzu werden 
auf Länderebene jedoch einzelne Modellprojekte 
durchgeführt.

Seit Beginn der Covid-19-Pandemie ist die Anzahl 
der Auszubildenden, die ihre Ausbildung noch vor 
Abschluss beenden, ersten Schätzungen zufolge 
gegenüber den Vorjahren gestiegen.103 Die Covid-
19-Pandemie hat bei Jugendlichen zudem Einfluss 
auf die Bewertung des Berufsfelds Pflege: So geben 
47 Prozent der Jugendlichen an, dass sich ihre ge-
nerelle Sicht auf das Berufsfeld Pflege aufgrund der 
Ereignisse verändert hat. Von denjenigen Befragten, 
die angeben, dass sich ihre Bewertung geändert habe, 
geben 12 Prozent an, dass sie sich einen Pflegeberuf 
nun eher vorstellen können, für 27 Prozent der Befrag-
ten hat sich die Covid-19-Pandemie hingegen negativ 
auf den Wunsch einer Berufsperspektive in der Pflege 
ausgewirkt.104 

DER RAT STELLT FEST

Der Abbruch der Ausbildung ist eine für alle 
Beteiligten schwierige Situation. Mit steigen-
der Diversität der Zielgruppen für eine Pflege-
ausbildung wird der Bedarf an ausbildungs-

begleitender Unterstützung steigen und sich 
ausdifferenzieren. Deshalb ist es über die 
Verbesserung struktureller Rahmenbedin-
gungen in der Ausbildung hinaus notwendig, 
Auswahlverfahren stärker unter Reflexion 
individueller Berufswahlmotive zu gestalten, 
alltägliche Anforderungen in der pflegeri-
schen Berufspraxis jenseits von Klischees 
realistisch abzubilden und Auszubildende vor 
und in der Ausbildung, z. B. über Instrumente 
wie Ausbildungsberatung und ausbildungs-
begleitende Hilfen, bedarfsorientierter und 
individueller zu unterstützen. 

Inländische Arbeitsmarktpotenziale 
gezielter erschließen

Zur Deckung des Fachkräftebedarfs in der beruflichen 
Pflege wird derzeit nicht nur auf eine Erhöhung der 
Ausbildungszahlen, sondern verstärkt auch auf die 
Gewinnung von Pflegefachkräften aus dem Ausland 
gesetzt. Dies ist ein wichtiger Baustein zur Deckung 
des hiesigen Fachkräftebedarfs. Das Anwerben von 
Pflegekräften aus dem Ausland zur Deckung des 
hiesigen Fachkräftebedarfs erfordert es jedoch, die 
Folgen für die Gesundheitsversorgung in den Heimat-
ländern, die Arbeitsbedingungen und beruflichen 
Entwicklungschancen der migrierten Pflegekräfte im 
Ankunftsland auch im längerfristigen Beobachtungs-
zeitraum in den Blick zu nehmen.

Vorschnell sollte nicht übersehen werden, dass auch 
auf dem inländischen Arbeitsmarkt noch unerschlos-
sene Fachkräftepotenziale existieren. So übersteigt 
derzeit die Zahl der Arbeitslosen auf Helferniveau die 
Zahl der für diese Zielgruppe gemeldeten Stellen in 
der beruflichen Pflege. Neun von zehn Arbeitslosen 

103	DPR, 2021, zitiert nach: Ärzteblatt, 29.1.2021
104	ebd.: S. 39 ff.
105	Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 10 ff.
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mit dem Zielberuf Altenpflege suchen eine Tätigkeit 
auf Helferniveau. Zwei Drittel der arbeitslosen Helfe-
rinnen und -helfer in der Altenpflege verfügen zudem 
über keine abgeschlossene Berufsausbildung.105 

Während die Zahl der arbeitslosen deutschen Pflege-
kräfte zwischen 2014 und 2019 stetig abgenommen 
hat, erhöhte sich die Zahl der arbeitslos gemeldeten 
Pflegekräfte mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
im Inland – vor allem bedingt durch die Zuwanderung 
von Geflüchteten. Diese Zielgruppe steht dem Arbeits-
markt oftmals zur Verfügung. In den Zielberufen der 
Kranken- und Altenpflege hat sich in den vergangenen 
Jahren sowohl der Anteil der arbeitslosen Helferinnen 
und Helfer ohne Berufsausbildung als auch der Anteil 
der Arbeitslosen mit ausländischer Staatsangehörig-
keit erhöht.106 

Trotz des akuten Personalmangels vieler Einrichtun-
gen ist keine stärkere Deckung zwischen individuellen 
Arbeitszeitwünschen und betrieblichen Arbeitszeitan-
geboten zu beobachten: Rund drei von vier arbeitslos 
gemeldeten Pflegekräften suchen eine Vollzeitstelle, 
während nur jede sechste gemeldete Arbeitsstelle in 
der Alten- und gut jede dritte Stelle in der Krankenpfle-
ge als reine Vollzeitstelle ausgeschrieben ist.107 

Mehr als 95.000 Menschen ohne Berufsabschluss 
(Zuwachs seit 2017: + 11,5 %) arbeiteten 2019 in den 
Pflegeheimen, rund 200.000 mit einem „sonstigen 
Berufsabschluss“ (Zuwachs seit 2017: + 6,3 %), mehr 
als 51.000 derjenigen Beschäftigten ohne Berufsab-
schluss sind nach dem überwiegenden Tätigkeitsbe-
reich in der körperbezogenen Pflege oder Betreuung 
tätig. In den ambulanten Pflege- und Betreuungs-
diensten werden mehr als 36.000 Beschäftigte ohne 
Berufsabschluss (Zuwachs seit 2017: + 31,4 %) und 
mehr als 104.000 Beschäftigte mit einem „sonstigen 

106	ebd.: S. 12 ff.
107	Bundesagentur für Arbeit, 2020: S. 14
108	DESTATIS, 2020
109	ebd.: 124 ff.

Berufsabschluss“ (Zuwachs seit 2017: + 18,1 %) aus-
gewiesen. Mehr als 20.000 derjenigen Beschäftigten 
ohne Berufsabschluss sind nach dem überwiegen-
den Tätigkeitsbereich in der körperbezogenen Pflege 
oder Betreuung tätig.108 

DER RAT STELLT FEST

Die inländischen Arbeitsmarktpotenziale für 
die berufliche Pflege werden derzeit nicht 
in vollem Umfang ausgeschöpft. Zudem ist 
denjenigen Zielgruppen, die derzeit bereits 
ohne Berufsabschluss oder mit sonstigen 
Berufsabschlüssen in der beruflichen Pflege 
tätig sind, mit Blick auf die Fachkräftesiche-
rung mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Die 
(auch informell erworbenen) Qualifikations- 
und Kompetenzprofile dieser Zielgruppe, 
ihre beruflichen Entwicklungsziele und ihre 
subjektive Weiterbildungsbereitschaft sowie 
betrieblichen Unterstützungsbedarfe müssen 
angesichts der gegenwärtigen Fachkräfte-
engpässe genauer in den Blick genommen 
werden. 

4.3.2 ANKOMMEN IN DER BERUFLICHEN 
PFLEGE: DIVERSITÄT IN BERUFSORIEN-
TIERUNG, UNTERSTÜTZUNG UND
BEGLEITUNG 

Für den Erwerb von Berufswahlkompetenz ist der 
unmittelbare Bezug zur Arbeits- und Berufswelt von 
entscheidender Bedeutung.109 Dabei geht darum, 
potenzielle Zielgruppen selbst zu einer qualifizier-
ten Berufswahlentscheidung zu befähigen, etwa 
durch die Umsetzung individuell orientierter und 
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damit auch differenzierter Berufsfelderkundungs-
angebote. Damit entstehen, angesichts steigender 
Diversität potenzieller Zielgruppen für die Pflege-
berufe, auch neue und erweiterte Anforderungen 
an regionale und betriebliche Maßnahmen der 
Berufsorientierung. Ein zentrales Moment moderner 
Berufsorientierung liegt darin, Benachteiligungen 
in Berufswahlprozessen durch Herkunft, Geschlecht 
oder Bildung zu begegnen und der Geschlechts-
konnotation von Berufen entgegenzuwirken.110 Ein 
modernes Konzept von Berufsorientierung setzt auf 
Sachinformation zu Berufschancen, Aufgaben- und 
Tätigkeitsprofilen im Zielberuf und geht zugleich dar-
über hinaus. Es zielt auf personalisierte Maßnahmen, 
die Schaffung authentischer Lerngelegenheiten, me-
thodische und didaktische Qualitätssicherung sowie 
auf die Evidenzbasierung der in der Berufsorientie-
rung eingesetzten Instrumente.111 Vor diesem Hinter-
grund wird die Unübersichtlichkeit der Instrumente 
zur Berufsorientierung, die Unüberschaubarkeit von 
Förderangeboten, fehlende wissenschaftliche Evi-
denz der eingesetzten Instrumente sowie fehlende 
individuell ausgerichtete Unterstützungsmaßnahmen 
in der Berufsorientierung kritisiert. 

Die Berufsorientierung in den Pflegeberufen gilt 
grundsätzlich als vernachlässigter Bereich.113 Aus 
solcher Kritik folgt die zentrale Forderung nach 
realistischen Bildern vom Pflegeberuf, welche die 
Kernbestandteile pflegerischer Arbeit hervorheben 
und bereits vor der Berufseinmündung dazu bei-
tragen, Laufbahnmöglichkeiten aufzuzeigen. Träger 
und Einrichtungen in Gesundheit und Pflege setzen 
auf lokaler und regionaler Ebene bereits vielfältige 
Maßnahmen in den Feldern Berufsorientierung, 
Recruitment und Bewerberinnen- und Bewerber-
management um. Darüber hinaus arbeiten Gesund-
heits- und Pflegeeinrichtungen auch mit diversen 

Assessmentverfahren in Onboarding-Prozessen. 
Es besteht jedoch ein Wissensdefizit hinsichtlich 
folgender Punkte: der Verbreitung entsprechender 
Maßnahmen und Instrumente, der Evidenzbasierung 
der genutzten Konzepte und Instrumente, fördernden 
und hemmenden Umsetzungsfaktoren sowie ihrer 
Wirkungseffekte in der betrieblichen Praxis.

DER RAT STELLT FEST

Jenseits der klassischen Formate in der 
Berufsorientierung gewinnen in Gesundheits- 
und Pflegeeinrichtungen neue Strategien zum 
Recruitment und Bewerberinnen- und Bewer-
bermanagement, aber auch Assessmentver-
fahren sowie digitale Assistenzsysteme zur 
Unterstützung betrieblicher Einmündungs-
prozesse an Bedeutung. Diese Strategien und 
Konzepte sind hinsichtlich ihrer Verbreitung 
in der Praxis unzureichend empirisch erfasst 
und müssen hinsichtlich der Evidenzbasie-
rung der eingesetzten Konzepte und Inst-
rumente, ihrer fördernden und hemmenden 
Umsetzungsfaktoren sowie hinsichtlich ihrer 
Wirkungseffekte intensiver analysiert und 
transferorientiert für die betriebliche Praxis 
aufbereitet werden. 

Vielfältigen Unterstützungsbedarfen 
individuell begegnen

Der Pflegeberuf ist sowohl ein werteorientierter als 
auch fachlich anspruchsvoller Beruf, der heutzutage 
vielfältige Entwicklungsoptionen und Karriereperspek-
tiven eröffnet. Gerade für junge Menschen gewinnt die 
Kombination aus qualifizierter Facharbeit und einer 

110	Driesel-Lange et al., 2020
111	Kruse/Driesel-Lange, 2017
112	Brüggemann et al., 2017
113	Kruse/Driesel-Lange, 2017
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INFOBOX: MODELL SERVICEHELFER

Platzhalter – wird noch ergänzt – ca 5 Zeilen.
Platzhalter
Platzhalter

Platzhalter
Platzhalter

gesellschaftlich relevanten Tätigkeit in der Berufswahl 
an Relevanz. Dies eröffnet einen zukunftsorientierten 
Zugang für die berufliche Pflege, wenn es künftig 
gelingt, die unterschiedlichen Felder beruflicher 
Pflege sowie die Vielfalt ihrer Entwicklungsoptionen 
und Spezialisierungsmöglichkeiten offensiver zu 
kommunizieren. Dabei muss auch berücksichtigt 
werden, dass das Berufsfeld selbst in Bewegung ist, 
durch die Weiterentwicklung von Versorgungsformen 
und Leistungsangeboten sowie durch Aufgaben- und 
Tätigkeitsfelder, die auch mit neuen Entwicklungs-
optionen und Spezialisierungsmöglichkeiten beruflich 
Pflegender einhergehen. Modelle, wie etwa Qualifizie-
rungsangebote zur Servicehelferin oder zum Service-
helfer oder für Assistenztätigkeiten jenseits der beruf-
lichen Pflege im engeren Sinne haben gezeigt, dass 
niedrigschwellige Einstiegschancen dazu beitragen 
können, dass Jugendliche, für die eine Ausbildung 
in der Pflege zunächst vielleicht nicht naheliegt, den 
Arbeitsalltag der Pflege kennenlernen und hierüber 
einen Einstieg in das Berufsfeld finden können.114 Über 
individuell ausgehandelte Präferenz-, Aufgaben- und 
Tätigkeitsprofile sowie modularisierte Bildungsan-
gebote könnten zusätzlich niedrigschwellige Chancen 
der Einmündung und des Ankommens rund um die 
berufliche Pflege eröffnet werden. Für solche breiter 
gefassten Zugangsmöglichkeiten ist jedoch eine 
systematische Lern- und Qualifizierungsbegleitung 

114	Rieder-Hintze/Satrapa-Schill, 2021
115	Grgic et al., 2018
116	Seibert/Wiethölter, 2021
117	Theobald/Leidig, 2018: 21 ff.; Lutz/Palenga-Möllenbeck, 

2014; Apitzsch/Schmidbaur, 2010; Yeates, 2009

auf betrieblicher Ebene erforderlich, die darauf abzielt, 
die individuelle Bildungs- und Laufbahnplanung für 
eine Fachkraftausbildung in der beruflichen Pflege zu 
befördern und zu unterstützen. Durch den erweiterten 
Zielgruppenfokus wird die Diversität von Auszu-
bildenden, Umschülerinnen und Umschülern sowie 
potenziellen Bewerberinnen und Bewerbern für die 
berufliche Pflege steigen. Für Quereinsteigerinnen 
und Quereinsteiger in der beruflichen Pflege wurde 
gezeigt, dass sie oft unzureichend über die künftigen 
Anforderungen informiert sind, und oftmals fehlt es an 
regionalen Unterstützungsstrukturen im Zusammen-
spiel von Arbeitsagenturen, ausbildenden Schulen und 
Einrichtungen. Auf betrieblicher Ebene wird ein Bedarf 
an individuellen Begleitstrukturen, Personalentwick-
lungsmaßnahmen und begleitender Teamentwicklung 
sichtbar.115 

Pflegekräfte mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
verteilen sich auf Basis der Qualifikationsniveaus 
derzeit stärker auf Helfer- als auf Fachkraftberufe. 
Das Anwerben von Pflegekräften aus dem Ausland 
eröffnet – wie auch die Erschließung inländischer 
Arbeitsmarktpotenziale – keine schnellen Lösungen 
zur Deckung des Fachkräftebedarfs. Die Gruppe der 
Pflegekräfte aus dem Ausland (EU-Ausland, Nicht-
EU-Staaten) ist zudem überaus heterogen. Dabei 
spielen Herkunftsland, Qualifikationsniveau, sozial-
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strukturelle und familiäre Rahmenbedingungen sowie 
soziale Netzwerke im Ankunftsland eine bedeutende 
Rolle. Ursachen und Folgen der „Global Nursing Care 
Chains“ und des „Care Drain“ im Kontext globalisierter 
Pflegearbeitsmärkte werden schon länger kritisch 
diskutiert.117 Fehlen individuell angepasste und ver-
lässlich organisierte Konzepte des Ankommens und 
der teamorientierten Einarbeitung, werden, wie für 
die Krankenpflege gezeigt wurde, konfliktbedingte 
Abteilungs- oder Einrichtungswechsel sowie Berufs-
ausstiege der migrierten Pflegekräfte begünstigt.118  
In ländervergleichenden Analysen zeigen sich für 
Deutschland besondere Schwierigkeiten im Arbeits-
alltag von denjenigen Pflegekräften mit Migrations-
hintergrund in der stationären Langzeitpflege, die 
nicht über eine formale pflegerische Qualifikation 
verfügen.119 Die Haltung der Einrichtungen zu Integra-
tionsprozessen, ihre diesbezügliche Personalpolitik 
und die Mitgestaltung durch betriebliche Interessens-
vertretung sind für die erfolgreiche Ausgestaltung von 
Integrationsprozessen von migrierten Pflegekräften 
entscheidende Faktoren.120 

In diesem Kontext ist der Vielfalt der Zielgruppe in 
betrieblichen Einmündungs- und Einarbeitungsphasen 
besonders Rechnung zu tragen. Um Konflikte und 
Polarisierungstendenzen in zunehmend vielfältigen 
Belegschaften in der Pflege zu vermeiden und Viel-
falt zur Chance für die Einrichtungsentwicklung zu 
machen, müssen Organisations- und Stationskultu-
ren Strukturen und Formate der Versachlichung von 
potenziellen Konflikten vorhalten sowie Integrations-
prozesse strukturell nicht nur als Führungsaufgabe, 
sondern als Organisations- und Personalentwick-
lungsaufgabe verankern.121 Die Integration beruflich 
Pflegender aus dem Ausland ist keine Einbahnstraße, 
sie erfordert über die Willkommenskultur hinaus 
eine individuelle fachliche und sozial-kommunikative 

118	Pütz et al., 2019
119	Theobald/Leidig, 2018
120	ebd.
121	Rand/Larsen, 2019
122	Isfort/Hylla, 2020: 48 ff.

Begleitung in Kombination mit der systematischen 
Förderung einer vielfaltssensiblen Teamkultur, die in 
der Organisationsentwicklung selbst verankert sind.122 
Das Ankommen in einem neuen Arbeitsalltag jenseits 
des Herkunftslandes ist für die angeworbenen Pflege-
kräfte, für die Arbeitsteams und für die Einrichtungen 
herausfordernd. Voraussetzung dafür, dass Prozesse 
der Einmündung und Einarbeitung erfolgreich ge-
staltet werden, ist, dass es nicht allein um den Abbau 
bürokratischer Hürden oder um die Beschleunigung 
von Berufsanerkennungserfahrungen geht, sondern 
darum, dass im Ausland angeworbene Pflegekräfte 
systematisch darin unterstützt werden, in ihrem neuen 
Berufsumfeld fachlich und sozial ankommen zu 
können. Andernfalls drohen hier emotional und mög-
licherweise auch existenziell schwierige Situationen.

DER RAT STELLT FEST

Die Erschließung der inländischen Arbeits-
marktpotenziale wie auch das Anwerben 
beruflich Pflegender aus dem Ausland er-
öffnen keine schnelle Lösung für den Fach-
kräftemangel. Um die Chancen auch niedrig-
schwelliger Einstiegoptionen rund um die 
berufliche Pflege für die Fachkräftesicherung 
perspektivisch nutzbar zu machen, sind eine 
systematische Lern- und Qualifizierungsbe-
gleitung sowie die Realisierung geeigneter 
Lernkontexte auf betrieblicher Ebene erforder-
lich. Im Ausland angeworbene Pflegekräfte 
müssen in ihrem neuen Arbeitsalltag nicht nur 
fachlich, sondern auch sozial und emotional 
ankommen können. Dazu gehört auch, sou-
verän und selbstbewusst auf Anforderungen, 
Herausforderungen und auch auf Konflikte 
im Arbeitsalltag reagieren zu können. Dies 
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erfordert auf betrieblicher Ebene qualitätssi-
chernde Strukturen und Maßnahmen für eine 
vielfaltssensible Personal-, Team- und Organi-
sationsentwicklung unter Beteiligung betriebli-
cher Interessenvertretungen. Es braucht mehr 
Sensibilität für die kulturelle Vielfalt der aus 
dem Ausland angeworbenen Pflegekräfte und 
ihre Einbindung in betriebliche Organisations- 
und Personalentwicklungsstrategien. 

4.3.3 BLEIBEN IN DER BERUFLICHEN 
PFLEGE: DISPARITÄTEN BEI ARBEITSBE-
DINGUNGEN UND LÖHNEN ÜBERWINDEN 

Empirische Befunde zur Verweildauer in der beruf-
lichen Pflege zeigen erhebliche Varianzen, je nach 
Berufsfeld, konzeptionellem Zugriff oder Methodik 
und Datenbasis.123 Auch im Kontext des „Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung“ wird darauf verwiesen, 
dass ein wesentlicher Schlüssel für erfolgreiche 
Fachkräftestrategien in der Attraktivitätssteigerung 
der Ausbildung und der Erwerbstätigkeit in der 
beruflichen Pflege liegt.124 Wichtige Hebel für den 
Berufsverbleib, aber auch für die Aktivierung gerade 
auch jüngerer Zielgruppen für die berufliche Pflege 
sind bessere Arbeitsbedingungen, berufliche Auf-
stiegsmöglichkeiten und mehr Gehalt.125 

Für die stationäre Langzeitpflege liegt ein wissen-
schaftlich fundiertes Verfahren zur Personalbemes-
sung nach SGB XI §113c vor. Da für die ambulante 
Pflege ein solches Verfahren bislang nicht vor-
liegt, der Handlungsbedarf jedoch groß ist, ist zu 
empfehlen, diese Forschungslücke zu schließen 
und ein entsprechendes Projekt aufzusetzen. Für 
den Krankenhausbereich liegt ein im Rahmen der 

Konzertierten Aktion Pflege vom Deutschen Pflege-
rat, der Deutschen Krankenhausgesellschaft und 
ver.di erarbeitetes Personalbemessungsverfahren 
(PPR 2.0) vor. Das Instrument ist als Interimslösung 
kurzfristig für die unmittelbare Patientinnen- und 
Patientenversorgung auf allen bettenführenden 
Stationen einsetzbar.

An dieser Stelle sei ausdrücklich festgehalten: Kran-
kenhäuser, Pflegeeinrichtungen sowie ambulante 
Pflege- und Betreuungsdienste bieten nicht per se 
schlechtere Arbeitsbedingungen. Und: mehr quali-
fiziertes Personal ist unerlässlich, um zu vermeiden, 
dass Berufswahlmotive und Berufsrealitäten zu 
stark und individuell enttäuschend auseinander-
fallen.

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen befinden 
sich im Wettbewerb und konkurrieren um quali-
fizierte beruflich Pflegende, aktuell verstärkt auch 
über Prämienzahlungen und Zusatzleistungen. Mit 
dem Scheitern des allgemeinverbindlichen Tarif-
vertrags für die Altenpflege im März 2021 wurde 
eine Chance zur Aufwertung und Anerkennung der 
Arbeit beruflich Pflegender, zur Erhöhung der Tarif-
bindung und zum koordinierteren Zusammenspiel 
der Branchenakteure für verlässliche Arbeits- und 
Beschäftigungsstandards verpasst. Die Folgerisi-
ken fehlender oder ungleicher Branchenstandards 
liegen in einer Marktbereinigung bzw. stärkeren 
Marktkonzentration durch die Hintertür, in einer 
regionalspezifischen Stabilisierung ungleicher 
Arbeits- und Verdienstverhältnisse, aber auch in 
fehlenden Schutzmechanismen gegen branchen-
fremde Kapitalinteressen, mit unbestimmten Folgen 
nicht nur für die Fachkräftesicherung, sondern auch 
mit Blick auf die wohnortnahe Versorgung und Ver-
sorgungsqualität. 



IM FOKUS: BERUFLICHE PFLEGE118

129	DBfK, 2020
130	Auth, 2020: S. 321
131	Seibert/Wiethölter, 2021
132	Schildmann/Voss, 2018
133	Lübker/Zucco, 2020; Koebe et. al., 2020
134	Klammer et al., 2018

Trotz insgesamt steigender Löhne ist die Arbeits-
welt beruflich Pflegender nach wie vor durch im 
Zeitverlauf beständige Lohndisparitäten gekenn-
zeichnet.126 Denn je nach regionaler Trägerstruktur, 
Tarifgebiet und Einsatzfeld unterscheiden sich die 
Entlohnungsbedingungen bei gleicher Qualifikation 
und Berufserfahrung beruflich Pflegender derzeit 
erheblich.127 Gerade Altenpflegehilfskräfte liegen mit 
ihren Verdiensten oftmals unterhalb der OECD-Nied-
riglohnschwelle.128 Der Deutsche Bundesverband 
für Pflegeberufe hat zudem darauf hingewiesen, 
dass ein erheblicher Anteil der Verdienste von 
Pflegekräften auf Zulagen für bestimmte Erschwer-
nisse (Schichtarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit, 
Nachtdienste) entfällt, nämlich 350 bis 420 Euro.129 
Einkommen in der Altenpflege und daraus folgende 
Rentenansprüche sind oftmals zu niedrig, denn 
viele Beschäftigte erhalten selbst unter Einbezug 
der strukturellen Merkmale „der Eckrentnerin und 
des Eckrentners“ keine Altersbezüge oberhalb der 
Armutsrisikoschwelle.130 Verdienstunterschiede wer-
den auch zwischen deutschen und ausländischen 
Pflegekräften sichtbar. Krankenpflegefachkräfte mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit verdienen rund 
8 Prozent weniger, bei Helferinnen und Helfern in 
der Krankenpflege fallen die Verdienste um rund 3,8 
Prozent niedriger aus. In der Altenpflege zeigen sich 
hingegen kaum Unterschiede. Worauf diese Lohn-
unterschiede jedoch genau zurückzuführen sind, ist 
noch zu klären.131 

Es besteht eine Diskrepanz zwischen der gesell-
schaftlichen Relevanz der „kritischen Infrastruktur“ 
Pflege gegenüber den oftmals unzureichenden 
strukturellen Rahmenbedingungen für beruflich 
Pflegende mit steigenden Arbeitsanforderungen 
und den skizzierten Unterschieden in den Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen. Diese Diskrepanz 

und damit die Notwendigkeit zur Aufwertung der 
beruflichen Pflege ist nicht mehr übersehbar.132 
Beschäftigte in systemrelevanten Berufen wie der 
beruflichen Pflege sind strukturell unterbezahlt, wie 
vergleichende Analysen zeigen.133 Auch Befunde 
auf Basis des „Comparable Worth-Index“, in denen 
anforderungs- und belastungsähnliche Berufe hin-
sichtlich der erzielten Löhne miteinander verglichen 
wurden, liefern Hinweise für die strukturelle Unter-
bewertung von Pflegearbeit.134 

DER RAT STELLT FEST

Eine am Pflegebedarf ausgerichtete Perso-
nalausstattung ist die Grundvoraussetzung 
für eine qualitativ hochwertige pflegerische 
Versorgung und gute Arbeitsbedingungen in 
der Pflege. Sie ist auch die zentrale Stell-
schraube, wenn es darum geht, Pflegeperso-
nal im Beruf zu halten und junge Menschen 
für den Beruf zu gewinnen. Angesichts der 
skizzierten Befunde ist – nicht zuletzt auch 
in Anbetracht der steigenden fachlichen 
Anforderungen in der beruflichen Pflege 
– die vertiefende Auseinandersetzung mit 
der Neubewertung der Tätigkeiten in den 
Pflegeberufen längst überfällig.
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4.4 ZUKUNFT DER ARBEITSORGANISATION 
ZWISCHEN ANALOG UND DIGITAL: 
WOHIN SOLL DIE REISE GEHEN?

4.4.1 MEHR DIGITALISIERUNG, 
HETEROGENE TECHNOLOGIEBÜNDEL 
UND NEUE KI-TECHNIK

Der Einsatz digitaler Technik gilt als Option, um 
Belastungen in der professionellen Pflegearbeit 
zu reduzieren, die Organisation professioneller 
Pflegearbeit effizienter zu gestalten und die Ver-
sorgungsqualität zu erhöhen. Die Kombination aus 
dem Einsatz digitaler Technik und neuen Formen 
der Arbeitsorganisation wird zudem als Schlüssel 
zur Überwindung der bestehenden und künftigen 
Engpass- und Mangellagen auf dem Arbeitsmarkt 
Pflege gesehen.135 Angesichts dessen avanciert 
der Einsatz digitaler Technik zu einem zentralen 
Lösungsansatz und Lösungsversprechen für die 
drängenden gesellschafts-, arbeits- und profes-
sionspolitischen Herausforderungen in der beruf-
lichen Pflege. 

Nicht zuletzt der konzertierte politische Wille trägt 
dazu bei,136 dass in nahezu allen Feldern beruflicher 
Pflege über Gesetze, Förderprogramme und träger-
eigene Initiativen der Einsatz digitaler Technik in der 
beruflichen Pflege an Bedeutung gewinnt. Insbeson-
dere dem Krankenhaussektor wird ein erhebliches 
Digitalisierungspotenzial in den Feldern Wissensge-
nerierung, Datenanalytik, Vernetzung und Informati-
onstransparenz attestiert.137 Und auch für die statio-
näre Langzeitpflege und die ambulanten Pflege- und 
Betreuungsdienste werden bislang ungenutzte 
Chancen der Digitalisierung zur Unterstützung, Ent-
lastung und Aufwertung beruflich Pflegender wie 
auch für die Umsetzung innovativer Dienstleistungs-
konzepte thematisiert.138 Die Digitalisierung des Ge-
sundheitssystems und der Gesundheitsversorgung 
beinhaltet, wie auch der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswe-

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Steigende Versorgungsbedarfe, Belastungen 
und Beanspruchungen beruflich Pflegender 
sowie akute Personalengpässe stellen Ge-
sundheits- und Pflegeeinrichtungen vor neue 
Herausforderungen der Arbeitsorganisation 
und Arbeitsgestaltung. Die Reorganisation von 
Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung 
kann, muss jedoch nicht mit digital gestützter 
Arbeit in der beruflichen Pflege identisch sein. 
Digital gestützte Pflegearbeit ist nicht notwen-
digerweise gut gestaltete Arbeit in der beruf-
lichen Pflege. 

•	 Selbst bei gleichem Technologieeinsatz exis-
tieren betriebliche Gestaltungsspielräume der 
arbeitsorganisatorischen Ausgestaltung. Be-
triebliche Gestaltungspraktiken digital gestütz-
ter Pflegearbeit sind nicht nur hinsichtlich der 
Effekte auf die Effizienz, sondern insbesondere 
in Hinblick auf die Arbeits- und Versorgungs-
qualität zu bewerten.

•	 Ausgehend hiervon sind vertiefende und 
vergleichende Analysen zu den betrieblichen 
Gestaltungsspielräumen und konkreten betrieb-
lichen Gestaltungspraktiken, zu den Chancen 
und Grenzen der arbeitsorganisatorischen 
Ausgestaltung digital gestützter Pflegearbeit 
notwendig. Wissenschaftliche Erkenntnisse zur 
arbeitsorientierten Gestaltung der Digitalisie-
rung in der beruflichen Pflege müssen stärker 
für die Praxis nutzbar gemacht werden und 
erfordern neue betriebliche Formate der Trans-
formationsbegleitung. 

135	vgl. Bonin, 2019: S. 69
136	BMG, 2017; BMG, 2019: S. 91 ff.; BMG, 2020: S. 50 ff.
137	Hübner et al., 2020
138	Bovenschulte, et al., 2021; Hielscher, 2020; Braeseke, 2020; 
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sen in seinem aktuellen Gutachten „Digitalisierung 
für Gesundheit – Ziele und Rahmenbedingungen 
eines dynamisch lernenden Gesundheitssystems“ 
thematisiert, für Beschäftigte, Bürgerinnen und Bür-
ger Chancen wie Risiken. Technikeinsatz verändert 
Versorgungsabläufe, die Kooperation und Kommu-
nikation zwischen den Gesundheitsberufen unter-
einander sowie mit Patientinnen und Patienten, 
Pflegebedürftigen und deren Angehörigen und führt 
nicht nur zu neuen Versorgungschancen, sondern 
voraussichtlich auch zu neuen Komplexitäten im 
Arbeits- und Versorgungsalltag.139 

Spektrum und Wandel digitaler 
Techniken in der Pflege

Der gegenwärtigen Auseinandersetzung um Chan-
cen und Risiken des Einsatzes digitaler Technik in 
der professionellen Pflege geht eine lange, intensiv 
und auch kritisch geführte Debatte zum Technikein-
satz generell voraus.140 Mit dem Bedeutungsgewinn 
digitaler Technik, und perspektivisch KI-basierter 
Technik, wandelt sich der Charakter der eingesetz-
ten Technik. Während sich die erste Generation 
der Technik in der Pflege primär auf Systeme zur 
(körperlich entlastenden) Arbeitsunterstützung 
ohne (digitalen) Informationsaustausch bezog 
(z. B. Hebehilfen), gewinnen mit der zweiten und 
dritten Generation der Technik vernetzte Systeme 
an Bedeutung, die berufliche Pflegearbeit in neue 
Organisations-, Prozess- und auch Steuerungslogi-
ken einbetten. „Intelligente Assistenzsysteme“ und 
„Decision Support Systeme“ sollen beruflich Pfle-
gende funktional im Arbeitsprozess unterstützen.141 
Diese Technologien dienen nicht nur dem inter- 
und intraprofessionellen Informationsaustausch, 
sondern zielen auch darauf, beruflich Pflegende im 
Arbeitsprozess anzuleiten, sie bei der Priorisierung 

von Aufgaben und Tätigkeiten zu unterstützen und 
damit steuernd auf pflegespezifische Prozesse ein-
zuwirken. 

Die Enquete-Kommission „Künstliche Intelligenz – 
Gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Potenziale“ verweist in 
ihrem Schlussbericht ebenfalls auf die gesellschaft-
liche Bedeutung, auf Chancen und Risiken einer 
durch „künstliche Intelligenz“ unterstützten profes-
sionellen Pflege für die Entlastung des Personals, 
die Bewältigung des Fachkräftemangels und die 
Lebensqualität pflegebedürftiger Menschen.142 

Das Spektrum der in den unterschiedlichen Settings 
beruflicher Pflege genutzten digitalen Technik ist 
derzeit überaus vielfältig und heterogen.143 Bislang 
liegen, jenseits von Technikprofilen, keine verglei-
chenden Analysen zu betrieblichen Technisierungs- 
bzw. Digitalisierungsgraden in der beruflichen 
Pflege vor. Gleichwohl ist davon auszugehen, dass 
der Digitalisierungsgrad in den Akutkliniken derzeit 
deutlich höher als in der Altenpflege ist. 

Gemeinsame Bezugspunkte für die Arbeitsorgani-
sation und Arbeitsgestaltung sind, dass die Arbeit 
beruflich Pflegender (1) mit digitalen Arbeitsmitteln, 
(2) an digitalisierten Arbeitsgegenständen, (3) 
unter der Bedingung neuer Formen digitalisierter 
Regelsetzung und Ressourcensteuerung sowie 
(4) mit selbststeuernden digitalen Gesundheits-
monitorings- und Gesundheitsinterventionssyste-
men an Bedeutung gewinnt. Darüber hinaus wird 
berufliche Pflege auch (5) in neue, digital gestützte 
hybride Dienstleistungssysteme eingebettet. Mit 
den Digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) und 
Digitalen Pflegeanwendungen (DiPA) gewinnt zu-
dem klientinnen- und klientenseitig genutzte digitale 

139	Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im 
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Technik auch in pflegespezifischen Versorgungs- 
und Arbeitsprozessen an Relevanz.

Sowohl betriebliche Technologiebündel als auch 
Anwendungsfelder, Reichweite und die digitale 
Durchdringung pflegespezifischer Arbeits- und 
Versorgungsprozesse variieren nicht nur erheblich 
zwischen, sondern auch innerhalb der pflegespezi-
fischen Teilbranchen. Zudem sind verschiedene 
Dimensionen des Wandels soziotechnischer 
Arbeits- und Versorgungssysteme in der beruflichen 
Pflege in den Blick zu nehmen: von technischen 
Veränderungen, ihren Auswirkungen auf die Berufs-
kultur und das berufsfachliche Selbstverständnis 
über neue und erweiterte Kompetenzanforderungen, 
Herausforderungen für individuelle und organisatio-
nale Lernprozesse bis hin zu Unternehmens-/Füh-
rungskulturen und Mitbestimmungspraktiken.144 

4.4.2 DIGITAL GESTÜTZTE PFLEGEARBEIT 
IST NICHT GLEICH BESSERE 
PFLEGEARBEIT 

Ob die Chancen digitaler Technik tatsächlich im 
Sinne der Aufwertung und Entlastung beruflich 
Pflegender wirksam werden, hängt von der Prio-
risierung der mit dem Technikeinsatz verfolgten 

INFOBOX: SPEKTRUM DER DIGITALISIERUNG IN DER PFLEGE 
(BRAESEKE 2020)

Platzhalter – wird noch ergänzt – ca 5 Zeilen.
Platzhalter

Platzhalter
Platzhalter
Platzhalter

Zielsetzungen einerseits und den Möglichkeiten 
beruflich Pflegender für eine aktive, professionelle 
Steuerung des Technikeinsatzes sowie der betrieb-
lichen Ausgestaltung digital gestützter Pflegearbeit 
andererseits ab.145 

Beruflich Pflegende selbst, wie auch Patientinnen 
und Patienten, pflegebedürftige Menschen und ihre 
Angehörigen sind neuen digitalen Technologien in 
der pflegerischen Versorgung gegenüber durchaus 
aufgeschlossen. Der Einsatz insbesondere bei inter-
aktionsintensiven und patientinnen- und patienten-
nahen Aufgaben und Tätigkeiten wird jedoch auch 
skeptisch gesehen.146 Dies ist nicht unbegründet, 
denn aus dem Zusammenspiel von Digitalisierung, 
Formalisierung und Ökonomisierung entstehen für 
die professionelle Pflege auch neue Sachzwänge, 
die eine Veränderung der sozialen Pflegepraxis zur 
Folge haben.147 Ausgehend hiervon wurde gezeigt, 
dass sowohl die settingspezifische Technikbereit-
schaft148 als auch die Technikakzeptanz beruflich 
Pflegender149 an spezifische Voraussetzungen ge-
knüpft sind. Insbesondere die Unterstützung bei Ar-
beitsroutinen, Zeitgewinne für die direkte Interaktion 
mit Patientinnen und Patienten und Bewohnerinnen 
und Bewohnern, die Vermeidung negativer Auswir-
kungen auf die Klientinnen- und Klientenbeziehung, 

143	Braeseke, 2020
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die einfache Handhabbarkeit der eingesetzten 
Technik, spürbare Entlastungseffekte sowie die 
Erfahrung mit dem Technikeinsatz im Arbeitsum-
feld wirken sich positiv auf die Technikbereitschaft 
und Technikakzeptanz aus. In Abhängigkeit von der 
Altersgruppe der Befragten zeigen Analysen in der 
ambulanten Pflege jedoch auch Unterschiede in der 
Technikbereitschaft derart, dass mit zunehmendem 
Alter professionell Pflegender eine Abnahme der 
Technikbereitschaft zu beobachten ist.150 

Neue Formen digital gestützter Arbeitsgestal-
tung in der professionellen Pflege dürfen jedoch 
nicht unreflektiert mit rationaler oder gar besserer 
Arbeitsorganisation gleichgesetzt werden. Sowohl 
zum Impact digitaler Technik im Zusammenspiel 
organisatorischer Effizienz, Versorgungs- und Dienst-
leistungsqualität sowie Arbeitsqualität als auch zu 
Vorher-Nachher-Analysen zu multidimensionalen 
Wirkungseffekten des Technikeinsatzes liegen der-
zeit keine validen und vergleichenden Befunde vor.151 
 
Befunde zu den Arbeitsfolgen des Einsatzes digitaler 
Technik für beruflich Pflegende zeichnen für die be-
triebliche Praxis derzeit ein eher ambivalentes Bild. 
Durch Digitalisierung verändern sich für professionell 
Pflegende im Krankenhaus nicht nur Arbeitsprozes-
se, Aufgaben und Tätigkeiten, sondern es werden 
durch technisch induzierte Formalisierung auch neue 
Formen des Zugriffs auf Pflegearbeit sichtbar.152 
Auch fallen durch Digitalisierung oftmals neue und 
zusätzliche Aufgaben im Arbeitsprozess an und 
durch digital vermittelte Arbeitsanweisungen ist eine 
mediale Distanzierung in Kommunikationsprozessen 
zu beobachten.153 Für die Krankenhauspflege wurde 
gezeigt, dass sich Digitalisierung derzeit weder 
anforderungssenkend noch verdienststeigernd 
auswirkt.154 Analysen auf Ebene pflegespezifischer 

Tätigkeiten liefern Evidenz dafür, dass es durch 
Techniknutzung in Teilen zwar zu Entlastungseffek-
ten kommt (z. B. durch die digitale Dokumentation), 
diese Entlastungseffekte werden jedoch nicht selten 
durch eine Arbeitsintensivierung, zusätzliche Auf-
gaben und mehr Kontrolle konterkariert.155 Steigen-
der Stress und Arbeitsdruck, Unterbrechungen im 
Arbeitsprozess aufgrund technischer Störungen, 
eine Intensivierung der Leistungssteuerung sowie 
Einschränkungen der Handlungs- und Entschei-
dungsspielräumen zur Ausgestaltung der eigenen 
Arbeitstätigkeit durch technische Vorgaben wurden 
für pflegespezifische Tätigkeiten in digitalisierten 
Arbeitskontexten herausgearbeitet.156 

Ob digitale Technik im unmittelbaren Arbeitsumfeld 
als Entlastung oder Belastung wahrgenommen wird, 
ist zudem davon abhängig, ob berufliche Pflegende 
ihre jeweilige Unternehmens- und Führungskultur als 
„offen“ oder „geschlossen“ hinsichtlich der Möglich-
keit für eine kritisch-reflexive Auseinandersetzung 
in Bezug auf die Technikauswahl und die Folgen 
des Technikeinsatzes in Arbeitsprozessen erleben. 
Dort, wo in betrieblichen Digitalisierungsprozessen 
begleitende Lern- und Erfahrungsräume etabliert 
werden, bewerten beruflich Pflegende nicht nur ihre 
subjektive Technikkompetenz- und -kontrollüberzeu-
gung tendenziell positiver, sondern fühlen sich durch 
Technikeinsatz auch geringer belastet.157 

Eine prozessbegleitende Mitwirkung beruflich Pfle-
gender, jenseits von Pilotstationen oder Key-User-Ak-
tivitäten, ist jedoch eher selten der Fall.158 Beruflich 
Pflegende leisten in digitalisierten Arbeitskontexten 
nicht nur Vermittlungsarbeit für ein reibungsloses 
Funktionieren der eingesetzten Technik,159 sondern 
sie müssen in patientenbezogenen Arbeitskontex-
ten Technikeinsatz gegenüber Patientinnen und 

150	Hüslken-Giesler et al., 2019: S. 340
151	Krick et al., 2019; Becka et al., 2019; Bruder, 2019: S. 105 ff.
152Jungtäubl et al., 2018
153	Bräutigam et al., 2017: S. 44

154	Heilmann, 2020
155	Tisch/Meyer, 2020
156Schlicht et al., 2021: S. 10 ff.
157	Evans et al., 2021
158	Bräutigam et al., 2017
159	Elish/Watkins, 2020; Jungtäubl et al., 2018
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Patienten, pflegebedürftigen Menschen und deren 
Angehörigen auch vermitteln.160 Das Fach- und Er-
fahrungswissen beruflich Pflegender ist Vorausset-
zung für die professionelle Aneignung digitalisierter 
Arbeitsgestaltung und für einen risikofreien und 
nutzenstiftenden Technikeinsatz im Versorgungspro-
zess.161 Digitalisierung ohne eine gesicherte berufs-
fachlich-reflexive Rahmung, die in den Arbeitsprozes-
sen selbst verankert und organisatorisch unterstützt 
wird, birgt die Gefahr, dass berufliche Kompetenz 
entwertet wird und Versorgungsmängel für Patientin-
nen und Patienten entstehen.162 

4.4.3 WELCHE TECHNIKNUTZUNG UND 
ARBEITSGESTALTUNG STÄRKEN 
BERUFLICH PFLEGENDE? 

Für den Einsatz von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien in der Krankenpflege wurde schon 
früh gezeigt, dass bei gleichem Technologieeinsatz 
betriebliche Gestaltungsspielräume zur arbeits-
organisatorischen Auslegung der eingeführten 
technischen Systeme und für soziale Praktiken ihrer 
Einbindung in den Arbeitsalltag der Beschäftigten 
existieren.163 Je nachdem, wie Technikeinsatz in der 
beruflichen Pflege organisatorisch eingebettet wird, 
kann Professionalisierung oder Deprofessionalisie-
rung für unterschiedliche Zielgruppen innerhalb der 
beruflichen Pflege die Folge sein. 

Unter Rückgriff auf das Argument knapper perso-
neller Ressourcen und der Suche nach Effizienz-
potenzialen ist das Arbeitsorganisations- und 
Versorgungsmodell einer „effizienten“ und „lean 
organisierten“ Pflege aus Sicht vieler Einrichtungen 
durchaus attraktiv.164 Denn die künftige Herausfor-
derung besteht darin, die richtigen Menschen mit 
den notwendigen versorgungsrelevanten Kompeten-

zen am „Point of Care“ organisieren zu können. Fo-
kussieren digital gestützte Arbeitsorganisationsmo-
delle jedoch zu einseitig auf Ökonomisierung und 
Effizienzgewinne, wird dies, aller Voraussicht nach, 
weder für Betriebe und ihre Beschäftigten noch für 
Patientinnen und Patienten, Pflegebedürftige und 
Angehörige dazu beitragen, die Versorgungs- und 
Arbeitsqualität zu verbessern.

Interaktive Arbeitskontexte erfordern komplexe Em-
pathie, situativ fachliches Handeln und zeitkritische 
Reaktionen, denen durch Formalisierung und Stan-
dardisierung nicht hinreichend begegnet werden 
kann. Gerade dort, wo Digitalisierung in interaktiven 
Arbeitskontexten zu mehr Formalisierung führt, 
kann der Bedarf an situativ kompetentem Problem-
lösungshandeln, patientenindividueller Kommuni-
kation und Koordination sogar steigen.165 Aufgrund 
der spezifischen Handlungslogik beruflicher Pflege 
drohen Modelle, die technisch gestützt stark auf-
gaben- und tätigkeitsdifferenzierend angelegt sind, 
den Attraktivitätsgewinn beruflicher Pflege sogar 
zu konterkarieren. Nicht zuletzt vor diesem Hinter-
grund ist das Organisationsmodell einer „effizienten 
Pflege“ in Fachwelt und Berufspraxis durchaus 
umstritten. Negative Auswirkungen werden sowohl 
mit Blick auf die Umsetzung pflegefachlicher 
Standards, für das berufliche Selbstverständnis 
professionell Pflegender als auch für professionelle 
Entscheidungsspielräume befürchtet. 

Alternativ hierzu werden in der betrieblichen Praxis 
Modelle der Arbeitsorganisation erprobt, die zwar 
auch auf technische Assistenz in der beruflichen 
Pflege, gleichwohl aber stärker auf Hierarchieabbau, 
dezentrale Autonomie und teambasierte Steue-
rungsformen setzen.166 Dies verdeutlicht, dass der 
Einbettung digitaler Technik in die konkreten Arbeits- 

160	Hielscher, 2020; Hielscher et al., 2015
161	Evans/Gießler, 2021; Gough et al., 2014
162Urban/Schulz, 2020
163	Wagner, 1991
164	Glock et al., 2018

165	Weihrich, 2017
166	Kubek et al., 2020; Blaudszun-Lahm/Kubek, 2020; Lalni, 2019
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und Versorgungsprozesse einerseits, aber auch den 
jeweiligen Unternehmens- und Führungskulturen 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden muss. Aus-
gehend hiervon sind vertiefende und vergleichende 
Analysen zu betrieblichen Gestaltungsspielräumen 
und Gestaltungspraktiken in den unterschiedlichen 
Settings der beruflichen Pflege notwendig. Dabei 
sind insbesondere die Chancen und Grenzen der 
arbeitsorganisatorischen Ausgestaltung digital ge-
stützter Arbeitsgestaltung in der Pflege in den Blick 
zu nehmen. Dies betrifft insbesondere die Frage, wie 
digital gestützte Pflegearbeit zwischen Ganzheit-
lichkeit und Aufgabenteilung auf betrieblicher Ebene 
auf Basis der Kriterien gut gestalteter Arbeit faktisch 
organisiert wird bzw. mit Blick auf die Attraktivität 
beruflicher Pflegearbeit organisiert werden sollte.

Arbeits- und Versorgungsqualität 
als Maßstab für Technikeinsatz

Die Analyse in- und ausländischer Fallbeispiele zum 
Einsatz digitaler Technik in der stationären Lang-
zeitpflege zeigt, dass es eine offene, kooperative 
und partizipative Kultur braucht, wenn digitale 
Pflegetechnologien erfolgreich eingeführt und 
genutzt werden sollen. Verordnete Prozesse und 
einsam getroffene Entscheidungen führen nur sel-
ten zum Erfolg.167 Auch für die berufliche Pflege im 
Krankenhaus hat die integrative Berücksichtigung 
der Faktoren Arbeitsorganisation, Partizipation und 
prozessbegleitende Kompetenzentwicklung positive 
Effekte auf die Arbeitsqualität beruflich Pflegender 
in digitalen Veränderungsprozessen.168 Während 
einerseits Zeitersparnisse durch die Nutzung 
digitaler Technik erwartet werden, ist andererseits 
jedoch empirisch offen, welche Zeitersparnisse 
konkret entstehen und ob und wie diese in der be-
trieblichen Praxis wirksam werden.169 Dies erfordert 

es, dass Ziele des Technikeinsatzes, Nutzeneffekte, 
aber auch der Nichtnutzen kommuniziert werden. 
Hinzu kommt, dass beruflich Pflegende eine be-
deutende kommunikative Schnittstellenfunktion 
sowohl innerhalb der Einrichtungen als auch für die 
patientinnen- und patientenorientierte Gestaltung 
von Versorgungsprozessen haben. Eine digital ge-
stützte Arbeitsorganisation, die auf eine Stärkung 
der fachlichen Kompetenz beruflich Pflegender, auf 
multiprofessionelle Vernetzung unter Berücksich-
tigung professioneller Standards zielt, kann dazu 
beitragen, beruflich Pflegende zu stärken. 

Deswegen erfordert der Einsatz digitaler Techno-
logien insbesondere im Pflegesektor neuartige 
Einführungs- und Change-Prozesse. Generell kann 
hier verwiesen werden auf neuartige Ansätze für 
„Gute Arbeit by design“ bei der betrieblichen Nutzung 
im Bereich von künstlicher Intelligenz (KI), wie sie 
beispielsweise von der KI-Plattform des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung „Lernende 
Systeme“ vorgeschlagen worden ist oder wie sie 
im Rahmen der BMAS/INQA-Experimentierräume 
erprobt werden. Der Einsatz digitaler Technik er-
fordert im Feld beruflicher Pflege, nicht nur, aber 
insbesondere mit Blick auf KI-Anwendungen, eine 
Weiterentwicklung von partizipativen Ansätzen und 
Mitbestimmungsprozessen, die nicht nur punktuell, 
sondern ebenso lernend – wie lernende Systeme 
selbst – und daher präventiv und kontinuierlich aus-
gerichtet werden sollten.170 

Der Bedeutungsgewinn „intelligenter“ Assistenz- 
und Entscheidungsunterstützungssysteme in der 
beruflichen Pflege lenkt die Perspektive zudem dar-
auf, welche spezifischen Aspekte des Pflegerischen 
sich mittels digitaler Assistenzsysteme einerseits 
entbergen lassen, und welche nicht abbildbaren 

167	Lutze et al., 2021
168	Schröer et al., 2021

169	Fachinger/Mähs, 2019: 121 ff.; Rösler et al., 2018: S. 27
170	Plattform Lernende Systeme – Whitepaper, 2020: https://

www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publi

kationen/AG2_Whitepaper_Change_Management.pdf

-

https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG2_Whitepaper_Change_Management.pdf
https://www.plattform-lernende-systeme.de/files/Downloads/Publikationen/AG2_Whitepaper_Change_Management.pdf
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Aspekte andererseits verborgen bleiben.171 Dies 
rückt nicht nur ethische Implikationen der Technik-
nutzung für Wahrnehmung und Aufmerksamkeit 
im beruflichen Handeln, sondern auch mögliche 
Spannungsverhältnisse von Autonomie, Sicher-
heit und Kontrolle im Arbeitsprozess, Folgen der 
Techniknutzung für das Problemlösungshandeln be-
ruflich Pflegender und den Status von Wissen und 
Kompetenz in den Mittelpunkt von Forschung und 
betrieblicher Gestaltung.172 

Ausgangspunkt ist zunächst, welche Ziele sinnvoll 
durch Service- oder Assistenztechnologien erreicht 
werden können. Dies betrifft nicht nur die beruflich 
Pflegenden, sondern korrespondiert auch mit der 
Frage, wie digitale Anwendungen wie beispiels-
weise interaktive Robotik von den Pflegebedürf-
tigen selbst angenommen werden und ob bzw. in 
welchem Maß dies zu einer tatsächlich sinnvollen 
Unterstützung führt. Schon am Anfang sollten 
deshalb mögliche Ziel- und Wertekonflikte reflek-
tiert und in den Planungen berücksichtigt werden. 
Diese können Spannungsfelder wie Sicherheit und 
Überwachung oder Privatsphäre und Autonomie 
betreffen. Diese Fragen beziehen sich sowohl auf 
die zu Pflegenden als auch auf die Pflegekräfte, 
wobei der Grad der Autonomieverschiebungen bei 
(zunehmend) autonomen Systemen von höchster 
Relevanz ist. 

Es liegen vielfältige Impulse für ein Leitbild „Pflege 
4.0“ vor.173 Gemeinsamer Bezugspunkt ist, dass 
partizipative Prozesse aller Akteure (Anbieter, 
Pflegekräfte, Pflegeeinrichtungen und Pflegebe-
dürftige/Angehörige) adressiert werden. Sie zielen 
auf den Aufbau niedrigschwelliger Lernräume für 
die Suche nach geeigneten Technologien, für die 
Ableitung von Zielsetzungen, Anwendungsgebieten, 

Möglichkeiten und Grenzen des Technikeinsatzes, 
um so eine bedarfsgerechte und sozial nachhaltige 
Nutzung von Technologie in der Pflege sicherzu-
stellen. Dazu gehört neben der Potenzial- auch eine 
Prozessanalyse zur Arbeitsprozess- und Organi-
sationsentwicklung, insbesondere hinsichtlich der 
Folgen für die Qualität der Arbeitsplätze, Qualifikati-
onsbedarfe und Belastungsprofile der Pflegekräfte, 
aber auch zu Fragen von Haftung und Verantwor-
tung beim Einsatz der Technologien. 

DER RAT STELLT FEST

Digitale Technik nutzt dort, wo sie für 
beruflich Pflegende zu erfahrbaren Ver-
besserungen führt. Es existieren selbst bei 
gleichem Technologieeinsatz betriebliche 
Gestaltungsspielräume zur Ausgestaltung 
von Arbeitsorganisation und Arbeitsprozes-
sen. Digitalisierungsprozesse sind mit der 
Einführung neuer Technologien nicht ab-
geschlossen, sondern sie erfordern darüber 
hinaus auch neue Formate und Konzepte 
für niedrigschwellige Reflexionsräume und 
eine arbeitsorientierte Transformations-
begleitung. So kann erreicht werden, dass 
die Attraktivität von Pflegeberufen erhöht 
werden kann und eine berufsfachliche, sou-
veräne und mitbestimmte Digitalisierung in 
dem von weiblicher Erwerbsarbeit gepräg-
ten Berufsfeld Pflege möglich wird. Gleich-
zeitig kann vermieden werden, dass eine 
Automatisierung durch autonome Systeme 
die empfindungsbezogene Pflege verdrängt 
und digitale Technologien zum Personalab-
bau, zur Dequalifizierung und zur Abwertung 
beruflicher Pflege genutzt werden.

171	Hülsken-Giesler, 2020
172	Remmers, 2019
173	u. a. Bleses et al., 2020; Fuchs-Frohnhofen et al., 2018; Evans 

et al., 2020



IM FOKUS: BERUFLICHE PFLEGE126

4.5.1 STRUKTURELLE BESONDERHEITEN 
DES BERUFSBILDUNGSSYSTEMS

Das Berufsbildungssystem in den Pflegeberufen ist 
im deutschen Berufsbildungssystem ein Sonderfall. 
Die Steuerung und Regulierung beruflicher Bildung 
folgt nicht den üblicherweise nach dem Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) geltenden Steuerungs- und 
Regulierungsmustern. Denn die Pflegeberufe werden 
im Berufsbildungssystem auf Basis unterschiedlicher 
Rechtsgrundlagen geregelt bzw. reguliert. Dabei ist 
zwischen der dreijährigen Ausbildung in der Pflege, 
der ein-/zweijährigen Ausbildung in der Pflege(fach)
assistenz oder einer primärqualifizierenden Pflege-
ausbildung an einer Hochschule zu unterscheiden. 

Mit dem Pflegeberufegesetz (PflBG) wurden die 
Pflegeberufe mit Wirkung zum 01.01.2020 mit den 
Abschlüssen in allgemeiner Pflege (Pflegefachfrau 
oder Pflegefachmann) und mit den zunächst weiter-
hin bestehenden Abschlüssen als Altenpflegerin oder 
Altenpfleger und Gesundheits- und Kinderkranken-
pflegerin oder -pfleger neu geordnet. Diese, auch als 
generalistisch bezeichnete Ausbildung, ist auf Grund-
lage eines Berufszulassungsgesetzes auf Bundes-

4.5 PFLEGE ALS FACHARBEIT: SACKGASSEN 
VERMEIDEN UND BERUFLICHE HANDLUNGSFÄHIGKEIT 
IM TRANSFORMATIONSPROZESS STÄRKEN

•	 Es ist ein enges Zusammenspiel von betrieblicher 
Personalarbeit und Berufsbildungspolitik in der 
beruflichen Pflege erforderlich, damit neue Kom-
petenz- und Qualifikationsanforderungen beruflich 
Pflegender über eine sozialpartnerschaftlich orga-
nisierte und praxisnahe Berufsbildungsforschung 
zeitnah Eingang in die Berufsentwicklung finden 
können. Ziel muss die Stärkung einer strategischen 
Berufsbildungspolitik in den Gesundheits- und 
Pflegeberufen sein.

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Digital gestützte Pflegearbeit und neue quali-
fikationsgemixte Pflegeorganisationsmodelle 
stellen die Frage nach der Zukunft von Beruf-
lichkeit in der Pflege. Es ist notwendig, dass der 
Pflegeberuf insgesamt an Attraktivität gewinnt 
und zugleich Einrichtungen und Dienste in ihrer 
arbeits- und versorgungsbezogenen Binneninte-
gration nicht überfordert werden.

•	 Fort- und Weiterbildung dient nicht nur der indivi-
duellen Kompetenzentwicklung, sondern ist eine 
Chance für die Weiterentwicklung der Versor-
gungslandschaft in Betreuung und Pflege und 
sollte sich für beruflich Pflegende somit auch 
materiell lohnen. Dies erfordert mehr Trans-
parenz über die Qualität vorhandener Weiter-
bildungsangebote, die Standardisierung sowie 
Zertifizierung von Weiterbildungsabschlüssen 
und eine bessere Refinanzierung von Weiterbil-
dungsmaßnahmen.

•	 Der Bedarf an ausbildungs- und berufspäda-
gogischen Kompetenzen für das betriebliche 
Bildungspersonal steigt. Eine Professionali-
sierung der betrieblichen Personalarbeit sollte 
auch informelle und unvorhergesehene Entwi-
cklungs- und Lernprozesse zum Gegenstand der 
Personalentwicklung machen, lernförderliche 
Arbeitsgestaltung durch neue Reflexionsräume 
stärken und die Potenziale digitaler Technik für 
die Weiterentwicklung betrieblicher Lehr-/Lern-
arrangements nutzbar machen.
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ebene geregelt. In der Struktur ist sie vergleichbar mit 
den nach BBiG geregelten Ausbildungsberufen, denn 
die Ausbildung in den Pflegeberufen erfolgt in dual ge-
prägten Ausbildungsgängen, mit hohen betrieblichen 
Anteilen, für die die am BBiG orientierten arbeitsrecht-
lichen Rahmenbedingungen gelten. Damit gelten 
Pflegeberufe als quasi dual ausgebildete Berufe mit 
einem betrieblich-arbeitsrechtlich ausgestalteten Aus-
bildungsverhältnis.1

Neustrukturierung der Ausbildungen 
in der beruflichen Pflege

Mit der generalistischen Pflegeausbildung soll der 
Zugang zur Ausbildung erweitert, neue Zielgruppen für 
die Pflegeausbildung gewonnen und über flexiblere 
Einsatz- und Entwicklungsmöglichkeiten die Attrak-
tivität und Zukunftsfähigkeit der Pflegeausbildung 
insgesamt erhöht werden. Durch die Einführung eines 
primärqualifizierenden, generalistischen Pflegestudi-
ums sollen zudem neue Qualifizierungs- und Karriere-
möglichkeiten und damit auch Professionalisierungs-
chancen in der Pflege eröffnet werden.2 Der Weg über 
die Pflege(fach)assistenzausbildung soll angesichts 
des Fachkräftemangels einen niedrigschwelligen Zu-
gangsweg mit kürzerer Ausbildungszeit in das Berufs-
feld Pflege eröffnen.

Mit dem PflBG wurde darüber hinaus die Hochschul-
ausbildung als primärqualifizierende Regelausbildung 
in der beruflichen Pflege eingeführt, sie wird parallel 
zu der beruflichen Ausbildung der Pflegeschulen 
angeboten. Die Absolventinnen und Absolventen der 
hochschulischen Pflegeausbildung erlangen sowohl 
einen wissenschaftlichen Abschluss als auch die Be-
rufszulassung. Ein primäres Ziel der hochschulischen 
Pflegeausbildung ist es, wissenschaftliche Erkennt-
nisse in der Pflegepraxis, d. h. in der „Versorgung am 

Bett“, zur Anwendung zu bringen. Die Pflegehelfer-/
Pflege(fach)assistenzberufe sind länderrechtlich 
geregelt. Unter den nach Landesrecht ausgebildeten 
Gesundheitsberufen stellen die Pflegehelfer- und 
Pflegeassistenzausbildungen die zweitgrößte Berufs-
gruppe. Für die länderrechtlich geregelten Pflege-
assistenzberufe gelten für den Ausbildungsumfang 
und die Ausbildungsinhalte, gemäß des Beschlusses 
der Gesundheitsministerkonferenz (2016), Mindest-
anforderungen für die Ausbildung (mindestens 700 
Stunden berufsbezogener schulischer Unterricht, 850 
Stunden für die praktische Ausbildung unter Anleitung 
einer Pflegefachkraft). 

Die Heterogenität der ordnungsrechtlichen Strukturen 
und Bildungsgänge in der beruflichen Pflege führt zu 
einer enormen Unübersichtlichkeit im Ausbildungs-
system.3 So existieren für die länderrechtlich gere-
gelte Pflegehelfer-/Pflege(fach)assistenzausbildung 
bundesweit allein 29 Varianten der Ausbildung, unter 
Rückgriff auf 15 verschiedene Berufsbezeichnungen 
und einer, im Vergleich mit Ausbildungsberufen nach 
BBiG, unüblichen und verkürzten Ausbildungsdauer.4

Die Sonderrolle der Pflegeberufe im Berufsbildungs-
system zeigt sich unter anderem daran, dass Fach-
schulen des Gesundheitswesens überwiegend nicht 
staatlich finanziert werden und unterschiedliche 
landesrechtliche Vorgaben für Lehrpläne, Klassengrö-
ßen, die Qualifikation und Ausstattung mit Lehrkräften 
existieren. Auch die allgemeinbildenden Ausbildungs-
inhalte werden oftmals vernachlässigt.5 

Mit Blick auf die Sonderstellung der Pflegeberufe im 
Berufsbildungssystem und den föderalen Regelungs-
zuständigkeiten wird kritisiert, dass notwendige Refor-
men durch den allgemeinen Politikbetrieb insgesamt 
oftmals erschwert und verlangsamt werden 6 

1	 Dielmann, 2021; Hofrath/Zöller, 2020
2	 vgl. https://www.bundesgesundheitsministerium.de/pflegebe

rufegesetz/faq-pflegeberufegesetz.html

-

3	 Friese, 2017
4	 Dielmann, 2021
5	 Dielmann et al., 2020: S. 6 ff.
6	 Meyer/Hiestand, 2021; Hilbert et al., 2014: S. 43

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/pflegeberufegesetz/faq-pflegeberufegesetz.html
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4.5.2 AMBIVALENTE PROFESSIONALI-
SIERUNG: HERAUSFORDERUNGEN NEUER 
PFLEGEORGANISATIONSMODELLE 

Der Professionalisierungsprozess der Pflege ist durch 
eine Ambivalenz gekennzeichnet: Einerseits wird die 
Akademisierung gezielt gefördert, andererseits wird 
jedoch verstärkt auf neue und verkürzte Ausbildungs-
gänge und Assistenzberufe gesetzt.7 Damit differen-
ziert sich das avisierte Spektrum der Qualifikationen 
und Kompetenzen in der beruflichen Pflege aus und 
es wird auch innerhalb der beruflichen Pflege darum 
gerungen, wie Aufgaben und Tätigkeiten zwischen den 
sich ausdifferenzierten Qualifikationsniveaus umver-
teilt und neu verteilt werden. 

Mit dem PflBG wurden für die dreijährig ausgebilde-
ten Pflegefachfrauen und -männer und die grund-
ständig akademisch qualifizierten Pflegefachkräfte 
sogenannte „vorbehaltene Tätigkeiten“ definiert, 
die nur von dieser Berufsgruppe ausgeführt werden 
dürfen. Diese umfassen insbesondere die Erhebung 
und Feststellung des individuellen Pflegebedarfs, 
die Organisation, Gestaltung und Steuerung des 
Pflegeprozesses sowie die Analyse, Evaluation, Si-

7	 Krampe, 2015; zitiert nach Meyer/Hiestand, 2021
8	 Boguth/Koch, 2018; Lehmann, 2014
9	 u. a. Wynendale und Trybou (2019), Griffiths et al. (2018), 

Aiken et al. (2017), Twigg et al. (2016)

cherung und Entwicklung der Qualität in der Pflege 
(§ 4 PflBG). 

Über die allgemeinen Ausbildungsziele hinaus sind 
für das primärqualifizierende Pflegestudium eben-
falls spezielle Ausbildungsziele formuliert worden, 
die zur Steuerung von hochkomplexen Pflegeprozes-
sen und zur Weiterentwicklung der gesundheitlichen 
Versorgung qualifizieren sollen. Kritisiert wird in 
diesem Kontext jedoch die fehlende Trennschärfe 
zwischen dem hochschulischen und berufsfach-
lichen Abschluss sowie der in Teilen der primärquali-
fizierenden Ausbildung fehlende Kontakt zu Patien-
tinnen und Patienten.8 

Tätigkeiten der Pflege(fach)assistenzberufe zielen in 
Abgrenzung zu den dreijährig ausgebildeten Pflege-
fachfrauen und -männern insbesondere auf folgende 
Tätigkeiten: Durchführung grundpflegerischer Maß-
nahmen, unterstützende Mitwirkung bei der Pflege-
planung, Fortschreibung der Pflegeberichte sowie die 
soziale Begleitung und Betreuung pflegebedürftiger 
Menschen im Alltag. Unter Anleitung und Überwa-
chung der höher qualifizierten Pflegefachkräften dür-
fen Pflege(fach)assistenzkräfte bei der Durchführung 

INFOBOX: FACHLICHKEIT IST ZENTRAL FÜR EINE 
PROFESSIONELLE PFLEGERISCHE VERSORGUNG

Nachweislich besteht ein positiver Zusammenhang zwischen der Anzahl von (hochschulisch 
aus-gebildeten) Pflegefachkräften und personalbezogenen Patientenoutcomes in Kranken-

häusern (z. B. Abnahme Mortalität und Dekubitus). Ein Qualifikationsmix in Pflegeteams mit einem 
höheren Anteil an Pflegefachkräften geht mit besseren Ergebnissen für Patientinnen und Patienten, 
aber auch beruflich Pflegenden einher. Eine Erhöhung der Pflegefachlichkeit führt somit zu besseren 
Ergebnissen hinsichtlich Qualität und Sicherheit der Versorgung.9 
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ärztlich veranlasster therapeutischer und diagnosti-
scher Verrichtungen (sic!) mitwirken und Menschen 
in der Endphase des Lebens unterstützend begleiten 
und pflegen.10

Ausdifferenzierung des Berufs-, 
Qualifikations- und Rollenspektrums

Die Notwendigkeit für einen neuen Personal- und 
Qualifikationsmix wird mit Blick auf unterschiedliche 
Argumente geführt: Es geht um den Aufbau einer 
kompetenzgeleiten Pflegekultur, um die Stärkung 
evidenzbasierter Pflege und um die Abdeckung des 
Aufgabenspektrums beruflich Pflegender vor dem 
Hintergrund des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs. 
Übergreifendes Ziel einer qualifikationsgemixten Per-
sonalstruktur ist die Steigerung der Versorgungsquali-
tät und die Erhöhung der Attraktivität der Pflegeberufe. 
Ein Beispiel hierfür ist das Konzept der 360° Pflege.11 

Vor dem Hintergrund der Einführung einer verbindli-
chen Personalbemessung in der stationären Lang-
zeitpflege und den akuten Fachkräfteengpässen 
wird argumentiert, dass Fachkräfte in der Pflege 
künftig deutlich stärker in Planung, Koordination 
und Anleitung eingesetzt werden müssen, während 
andere pflegerische Aufgaben an Assistenzkräfte, die 
allerdings gezielt weiterzubilden sind, übertragen wer-
den müssen.12 Es wird argumentiert, dass in diesem 
Kontext mit einem steigenden Bedarf an Pflegehilfs-
kräften zu rechnen sei.13 

In Pflegeheimen und ambulanten Pflege- und Betreu-
ungsdiensten ist ein vielfältiges Berufs- und Quali-
fikationsspektrum schon längst Realität, hier wurden 
bereits in der Vergangenheit zentrale Aufgaben und 
Tätigkeiten, unter anderem an Alltagsbegleiterinnen 
und -begleiter oder Demenzbetreuerinnen und -be-

treuer, delegiert. Doch im Vergleich zur Gesundheits-
branche insgesamt ist gerade die Altenpflege ohnehin 
durch einen höheren Anteil an Hilfskräften geprägt.14 
In Pflegeheimen und ambulanten Pflege- und Betreu-
ungsdiensten waren zwischen 2017 und 2019 zudem 
deutlich Zuwächse beim Personal ohne Berufsab-
schluss erkennbar (> s. Kapitel Berufswahlmotive). 
Und auch für die Akutversorgung in den Kranken-
häusern ist zu konstatieren, dass die Beschäftigung 
von Krankenpflegehelferinnen und -helfern sowie 
Altenpflegehelferinnen und -helfern im kurzfristigen 
Beobachtungszeitraum (2019–2017) nicht nur an 
Bedeutung gewonnen hat, sondern dass die Beschäf-
tigung von Altenpflegehelferinnen und -helfern und 
Altenpflegefachkräften auch in den Krankenhäusern 
an Bedeutung gewinnt.15 

Hinzu kommen offensichtlich große Herausforderun-
gen der Akademisierung der Pflege „am Bett“. Doch 
nur ein geringer Teil der beruflich Pflegenden hat eine 
primärqualifizierende Ausbildung an einer Hoch-
schule absolviert.16 Für die grundständig akademisch 
qualifizierten Pflegefachkräfte liefern vorliegende 
Erkenntnisse Evidenz dafür, dass in der betrieblichen 
Praxis derzeit noch ein Mismatch zwischen Berufs-
erwartungen und adäquaten Stellen- und Aufgaben-
profilen besteht, es fehlt mithin an Strategien, um 
akademisch qualifizierte Pflegefachpersonen im 
Rahmen bestehender Modelle der Arbeitsorganisation 
kompetenzorientiert einzusetzen.17 Daraus entsteht 
die Befürchtung, dass sich künftig mehr grundständig 
akademisch qualifizierte Pflegefachkräfte nicht für 
eine berufliche Tätigkeit in der Versorgung, sondern 
für den akademischen Karriereweg entscheiden 
werden, wenn betriebliche Aufgaben- und Tätigkeits-
profile in der betrieblichen Praxis fehlen.19 Internatio-
nal erprobte Konzepte und in Deutschland angebotene 
Qualifizierungsmöglichkeiten – etwa im Feld „Advan-

10	 BMFSFJ/BMG, 2016
11	 vgl. Robert Bosch Stiftung, 2018
12	 Rothgang et al., 2020: S. 419
13	 vgl. u. a. Rothgang et al., 2021; Rieder-Hintze, 2018; Robert 

Bosch Stiftung, 2018; Darmann-Finck/Baumeister, 2017; 

Bourgeault et al., 2008
14	 Hackmann/Sulzer, 2018: S. 10

15	 Statistisches Bundesamt , 2020a; 2018
16	 Statistisches Bundesamt, 2020a
17	 Ewer/Lehmann, 2020; Dietrich et al., 2019, 2020; Reiber/Win-

ter, 2018
18	 Fehling, 2020
19	 Hackmann/Sulzer, 2018: S. 34, Bertelsmann Stiftung, 2019: 

S. 47 ff.
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ced Nursing Practice“ – finden noch zu selten Eingang 
in betriebliche Praxis. Fehlende Tätigkeitsfelder für 
akademisch qualifizierte Pflegefachkräfte, Defizite 
beim Theorie-Praxis-Transfer wie auch divergierende 
Erwartungshaltungen zwischen Hochschulen, Praxis-
orten und Absolventinnen und Absolventen sowie 
Personaleinsatzkonzepte, die mit einer Reorganisation 
der Versorgungspraxis konsequent verbunden werden 
müssen, werden beschrieben.20 

Auch über die hochschulischen primärqualifizierenden 
Ausbildungsangebote hinaus wurden in den vergan-
genen Jahren auch zahlreiche akademische Fort- und 
Weiterbildungsangebote für beruflich Pflegende 
geschaffen. Dazu zählen zahlreiche berufsbegleiten-
de Studienmöglichkeiten, duale Studiengänge oder 
Fernstudiengänge an öffentlichen und privaten Uni-
versitäten, Fachhochschulen und Akademien sowie 
Studienangebote im Ausland.21 Auch für Lehrende an 
Pflegeschulen sind in den letzten Jahren zahlreiche 
hochschulische Studienangebote mit hoher Beteili-
gung privater Hochschulen entstanden.22 Einerseits 
ist also ein Bedeutungsgewinn der hochschulischen 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote festzu-
stellen, andererseits hat sich am anderen Ende des 
Qualifikationsspektrums ein bunter und bislang nicht 
systematisch erfasster Bereich oftmals unregulierter, 
niedrigschwelliger Service- und Assistenzberufe rund 
um die berufliche Pflege entwickelt und in der berufli-
chen Pflege gewinnen die heterogenen länderrechtlich 
geregelten Pflegehelfer-/Pflegeassistenzausbildungen 
an Relevanz. 

Chancen und Herausforderungen 
qualifikationsgemixter Pflegeorganisationsmodelle

Die Befürworter stärker qualifikationsgemixter 
Pflegeorganisationsmodelle argumentieren, dass 

es angesichts des Fachkräftemangels sinnvoll sei, 
pflegespezifische Bedarfe künftig stärker unter Be-
rücksichtigung auch von Pflegeassistenz- und Pflege-
helferinnen- und -helferqualfikationen einzulösen. Eine 
solche aufgaben- und tätigkeitsdifferenzierte Pflege 
könne über einen kompetenzorientierteren Perso-
naleinsatz dazu beitragen, Fachkräfte zu entlasten 
und die Versorgungsqualität insgesamt zu erhöhen. 
Demgegenüber wenden Kritiker ein, dass dies zu einer 
verrichtungsorientierten Aufspaltung von Pflegearbeit 
führe, die eine Polarisierung innerhalb der beruflichen 
Pflege zwischen geringer qualifizierten und hochqua-
lifizierten Pflegekräften befördere und einer Funk-
tionsbereinigung von Pflegearbeit im Gegensatz zur 
Handlungsorientierung an „vollständigen Handlungen“ 
Vorschub leiste. Dies würde sowohl für Pflegeassis-
tenz- und Pflegehelferqualifikationen als auch für die 
künftigen Pflegefachfrauen und -männer und für die 
akademisch qualifizierten Pflegefachkräfte letztlich 
möglicherweise einer Abwertung ihrer beruflich erwor-
benen Kompetenzen sowie zu einem Attraktivitätsver-
lust des Pflegeberufs gleichkommen. 

Vorbehaltene Tätigkeiten setzen auf aufgaben- und 
tätigkeitsbezogene Differenzierung im Versorgungs- 
und Arbeitsprozess. Patientenorientierung erfordert 
hingegen eine umfassende berufliche Handlungs-
kompetenz, ein kompetentes und qualitätsorientiertes 
Problemlösungshandeln und zielt gerade auf Integ-
ration. Das Konzept einer verstärkten Arbeitsteilung 
von „Fachpflege“ einerseits und einer „Pflegehilfe“, 
die dieser assistiert, andererseits wurde schon früh 
als nicht zeitgemäß für eine ganzheitliche, personen-
zentrierte und individuell ausgerichtete pflegerische 
Versorgung kritisiert.23 

Vor dem Hintergrund des erweiterten Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs wird der Bedarf an präventiven und 

20	 Meyer/Hiestand, 2021; Reiber/Winter, 2018
21	 vgl. www. pflegestudium.de 
22	 Reiber, 2021
23	 Becker/Meifort, 1997

https://www.pflegestudium.de/
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rehabilitativen, die Selbstständigkeit bei Aktivitäten 
des alltäglichen Lebens unterstützenden sowie sozial-
kommunikativen Tätigkeiten in der professionellen 
Pflege steigen. Vor diesem Hintergrund sind Zielset-
zung und Bezugspunkte der Differenzierung zwischen 
einer eher fachpflegerisch, medizinisch-orientierten 
„Cure“ im Gegensatz zu einer auf Grundpflege, Assis-
tenz und Teilhabe zielenden „Care“24 zu reflektieren. 
Der Einsatz von auch niedrigschwelligen Assistenz-
berufen in der professionellen Pflege ist dann sinnvoll, 
wenn er konsequent aus der Patientinnen- und Patien-
tenperspektive und mit Blick auf die hier zusätzlich 
entstehenden auch präventiven Versorgungsbedarfe 
gedacht wird. Dies erfordert jedoch ein Kompe-
tenzprofil, das nicht primär die intraprofessionelle 
Assistenz zum Bezugspunkt hat, sondern orientiert ist 
am Konzept der „vollständigen Handlungen“ und einen 
Mehrwert und Zusatznutzen für die Versorgungsquali-
tät verspricht.

Auch der Einsatz digitaler Technik (> s. Pflege-Kapitel 
Digitalisierung) erscheint im Kontext der Umsetzung 
neuer kompetenzbasierter Pflegeorganisationsmodel-
le als Chance zur Umsetzung einer organisationalen 
Infrastruktur für eine effizientere Pflege.25 In Kombina-
tion mit technischer Assistenz sollen die Kompeten-
zen der vorhandenen Pflegefachkräfte effizienter in 
der pflegerischen Versorgung eingesetzt werden, mit 
dem Ziel, Ressourcen der Arbeitszeit von Pflegefach-
kräften stärker auf komplexe Pflegeleistungen zu 
fokussieren, während Aufgaben der Grundpflege, der 
sozialen Betreuung und Begleitung von Pflegeassis-
tenzkräften übernommen werden können. Dies impli-
ziert eine Kulturtransformation in Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen sowie ambulanten Diensten, die 
nicht nur eine veränderte Organisationskultur, sondern 
auch neue Kompetenzen von beruflich Pflegenden im 
Kontext einer Pflege 4.0 erfordern.26 Gerade mit der 

Orientierung am Kompetenzbegriff werden jedoch 
Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten beruflich Pfle-
gender adressiert, die der Bewältigung von Anforde-
rungen und Situationen dienen, die im besonderen 
Maß gerade ein nicht routinemäßiges Handeln und 
Problemlösen erfordern. Berufsförmig organisierte 
Arbeit ist also gerade dadurch gekennzeichnet, dass 
ein Qualifikationsüberschuss erzeugt wird, der Selbst-
steuerung und Selbstkontrolle im Arbeitsprozess 
ermöglicht und auf dem Prinzip einer umfassenden 
beruflichen Handlungskompetenz basiert.27 

Pflegearbeit mit und an Menschen erfordert komplexe 
Empathie, situatives Handeln und zeitkritische Re-
aktionen. Unter Rückgriff auf die im PflBG verankerten 
vorbehaltlichen Tätigkeiten wird sich die Arbeitstei-
lung innerhalb der beruflichen Pflege aller Voraussicht 
nach künftig also nicht nur stärker ausdifferenzieren, 
sondern in Kombination mit der digitalen Organisation 
an der Arbeit zu neuen Herausforderungen des berufs-
fachlichen Handelns und der Koordination qualifika-
tionsdifferenzierter Aufgaben- und Tätigkeitsprofile im 
Prozess der Arbeit führen. 

Gerade auch digitalisierte Arbeitskontexte in Kom-
bination mit neuen Konzepten des Personal- und 
Kompetenzeinsatzes erfordern es, die Folgen eben für 
die nicht formalisierbaren interaktiven Aufgaben und 
Tätigkeiten, für berufliche Handlungskompetenz und 
das Problemlösungshandeln beruflich Pflegender in 
den Blick nehmen. Oftmals bleiben jedoch, wie für die 
ambulante Altenpflege gezeigt wurde, die organisatio-
nale Einbindung digitaler Technik und die Steuerung 
der Arbeit mit ihren Folgen völlig unreflektiert, insbe-
sondere Leitungskräfte28 können hier in einen Konflikt 
zwischen betriebswirtschaftlichen Steuerungslogiken 
einerseits und berufsfachlichen Anforderungen ande-
rerseits geraten. Gemeinsamer Bezugspunkt ist die 

24	 Hoberg et al., 2013
25	 Glock et al., 2018: S. 21
26	 Riedlinger et al., 2021
27	 Meyer, 2019: S. 115
28	 Daxberger et al., 2018
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Frage, wie es gelingt, die Umsetzung neuer Personal- 
und Qualifikationsmixe auf betrieblicher Ebene so 
auszugestalten, dass der Pflegeberuf an Attraktivität 
gewinnt und zugleich Einrichtungen und Dienste in 
ihrer versorgungsbezogenen Binnenintegration nicht 
überfordert werden.

DER RAT STELLT FEST

Ausgehend hiervon ist den Herausforderun-
gen, Folgen und künftigen Gestaltungserfor-
dernissen neuer Personal- und Qualifikati-
onsmixe an der Schnittstelle von beruflichem 
Selbstverständnis, beruflicher Handlungs-
fähigkeit und den Herausforderungen der 
Reintegration qualifikationsdifferenzierter 
Aufgaben- und Tätigkeitsprofile in der pfle-
gerischen Versorgungs- und Alltagspraxis 
verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen.

4.5.3 ERHÖHTER WEITERBILDUNGSBE-
DARF ERFORDERT PROFESSIONALISIE-
RUNG DER PERSONALARBEIT 

In der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung 
zeichnen sich Versorgungsbedarfe und dynamische 
Veränderungen ab, die neue Chancen und Heraus-
forderungen für die Qualifikations- und Kompetenz-
entwicklung mit sich bringen. Dazu zählen etwa 
medizinisch-therapeutische, psychosomatische, psy-
chosoziale und gerontopsychiatrische sowie intensiv- 
und palliativpflegerische Kompetenzen.29 Zudem steigt 
der Bedarf an Kompetenzen, die auf integrierte und 
interprofessionelle Koordinations-, Kooperations- und 
Aktivierungskonzepte sowie auf intra- und interprofes-
sionelle Teamarbeit in der Versorgung ausgerichtet 

sind.30 Der Bedarf an Management- und betriebswirt-
schaftlichen Kompetenzen bleibt in allen Settings der 
beruflichen Pflege auch künftig relevant.31 Darüber 
hinaus steigt der Anteil pflegebedürftiger Menschen 
mit Migrationshintergrund, in der Folge wird sich der 
Bedarf an zielgruppenspezifischen Unterstützungs-
angeboten, kultursensibler Pflege und damit auch an 
interkulturellen Pflegekompetenzen erhöhen.32 Digitale 
Gesundheitsanwendungen werden für unterschiedli-
che Krankheitsbilder und Anwendungskontexte in der 
Versorgung an Bedeutung gewinnen,33 gerade auch in 
pflegespezifischen Telecare-Anwendungen werden 
Chancen zur Erhöhung der Versorgungsqualität ge-
sehen.34 

Ausgehend hiervon entstehen nicht nur in den Pflege-
einrichtungen selbst, sondern auch darüber hinaus 
neue und erweiterte Aufgaben- und Tätigkeitsfelder 
für beruflich Pflegende, die über die existierenden 
Ausbildungsinhalte und Kompetenzprofile sowie über 
eine systematische Fort- und Weiterbildung künftig er-
schlossen werden können. Beispiele sind der Bereich 
Community Health, der Öffentliche Gesundheitsdienst, 
ein patientenorientiertes Case- und Care-Manage-
ment, lokale Gesundheits-, Pflege- und Beratungszen-
tren, die Schulgesundheitspflege oder auch gesund-
heitsorientierte Unterstützungsangebote im Feld der 
Arbeitsmarktintegration – um nur einige Beispiele zu 
nennen. Gerade auch mit Blick auf einen Perspektiv-
wechsel von versäulten zu integrierten Versorgungs-
systemen35 werden neue Aufgaben- und Tätigkeitsfel-
der für beruflich Pflegende erkennbar.

Transformation durch Weiterbildungen begleiten

Der digitalen Transformation der Arbeitswelt wird 
das Potenzial zugeschrieben, berufliche Anforde-
rungen, Aufgaben, Tätigkeiten und Berufsprofile 

32	 Aksakal et al., 2020; Dibrani/Staudacher, 2019; Tezcan-Gün-

tekin/Razum, 2017; Stagge, 2016; Lautenschläger/Dörge, 

2015
33	 SVR, 2021
34	 Braeseke et al., 2020; Rösler et al., 2018; Eggert et al., 2018
35	 Gerlinger, 2021

29	 Rothgang et al., 2020: S. 408
30	 Behrend et al., 2021; Morgenstern/Seiler, 2020; Behrend et 

al., 2019; Koch et al., 2018
31	 Timmreck et al., 2017: S. 48
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nachhaltig zu verändern. Digitalisierung zielt nicht 
nur auf die Restrukturierung von Aufgaben- und Tä-
tigkeitsprofilen, sondern bringt neue Anforderungen 
beruflicher Aus-, Fort- und Weiterbildung mit sich.36 
Dies betrifft nicht nur die Pflegeberufe, sondern 
Care Work insgesamt.37 Auch in den Pflegeberufen 
müssen berufliche Kompetenzanforderungen an-
gesichts technologischer Veränderungsprozesse 
reflektiert werden.38 Neue betriebliche Anforderungen 
an Technikeinsatz und Techniknutzung, der Wan-
del von Aufgaben- und Tätigkeitsportfolios, neue 
Formen teambasierter Selbstorganisation und damit 
einhergehende Kompetenz- und Qualifizierungsanfor-
derungen sind in der pflegerischen Berufspraxis zu 
beobachten.39 

Die Schaffung der Voraussetzungen für den 
kompetenten Einsatz, die souveräne Nutzung und 
ethische Reflexion digitaler Anwendungen in pflege-
spezifischen Versorgungs- und Arbeitsprozessen 
ist eine notwendige Bedingung für die Entfaltung 
der Potenziale digitaler Technologien in der Pflege. 
Diese bezieht sich zum einen auf die ethisch-fach-
liche Bewertung einer Technik als solcher, also 
die Einordnung einer digitalen Technik in größere 
Zusammenhänge und das Erkennen möglicher-
weise problematischer Folgen einer Technologie.40 
Erforderliche Kompetenzen im Kontext der Digita-
lisierung erfordern gerade in der patientinnen- und 
patienten- sowie bewohnerinnen und bewohner-
orientierten Pflegearbeit jedoch mehr als Digital 
Literacy, Informations- oder Anwenderkompetenz. 
Notwendig sind Wissen, Fähigkeiten und Fertigkei-
ten beruflich Pflegender, die auf die sinnhafte und 
souveräne Einbindung (oder begründete Ablehnung) 
digitaler Anwendungen in die eigene Arbeit, auf die 
Aneignung digitalisierter Arbeitskontexte und auf 
die berufsfachliche Reflexion der Folgen von Tech-

niknutzung im Arbeitsprozess ausgerichtet sind.41 
Hier wird kritisch diskutiert, dass die derzeit in der 
pflegerischen Ausbildung vermittelten digitalen 
Kompetenzen für beruflich Pflegende diesbezüglich 
nicht hinreichend sind und die Vermittlung digitaler 
Kompetenzen auch in der Fort- und Weiterbildungs-
landschaft unzureichend ist.42 Zudem wird ein 
Bedarf an der verstärkten Vermittlung von IT-Grund-
kompetenzen für Lehrkräfte in der Pflege,43 darüber 
hinaus aber auch in der Vermittlung von Digitalkom-
petenz für die Lehrkräfte in den Humandienstleis-
tungen insgesamt gesehen.44 

Der Markt für Fort- und Weiterbildungsangebote in 
der Pflege ist durch eine heterogene Anbieterstruk-
tur fragmentiert und unübersichtlich. Bemängelt 
wird, dass Qualitätsmerkmale der Fort- und Weiter-
bildungsangebote nur schwer oder gar nicht ersicht-
lich sind, wichtige Fort- und Weiterbildungsangebo-
te heimrechtlich nicht anerkannt werden oder unter 
Qualitätsgesichtspunkten oftmals nicht hinreichend 
sind. Auch werden die fehlenden Möglichkeiten zur 
besseren Bezahlung von Pflegekräften nach ab-
geschlossener Fort- und Weiterbildungsmaßnahme 
und unzureichende Refinanzierungsmöglichkeiten 
über die Pflegesätze thematisiert.45 Derzeit lassen 
sich keine allgemeingültigen Aussagen zu den indi-
viduellen Aufstiegschancen nach einer abgeschlos-
senen Fort- und Weiterbildungsmaßnahme ableiten. 
In der betrieblichen Praxis deutet sich diesbezüglich 
ein eher differenziertes Bild an.46 Für Pflegekräfte in 
Krankenhäusern werden, entsprechend der breitge-
fächerten Fachabteilungen, mehr Möglichkeiten zur 
Verwertung pflegespezifischer Weiterbildungsmög-
lichkeiten als in der Altenpflege gesehen.47 

Besondere Fort- und Weiterbildungsherausforderun-
gen werden für das betriebliche Bildungspersonal 

36	 BWP 3/2019; Lange/Wegner, 2019; Zinke/Helmrich, 2017; 

Spöttl et al., 2017
37	 Friese, 2021
38	 u. a. Becker, 2020; Deutscher Pflegerat, 2019; BIBB, 2019
39	 Friemer, 2020
40	 Koskenvouri et al., 2019; Korhonen, 2015

41	 Urban/Schulz, 2020; Hülsken-Giesler, 2020; Becka et al., 2020
	 Friese, 2021
42	 Evans/Becka, 2021, S. 96; Bury/Bleses 2020, S. 174; Reichel/

Reichel, 2019
43	 Pohley/Wittmann, 2021
44	 Walkenhorst/Herzig, 2021
45	 Kamps et al., 2019: S. 18
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insgesamt, für die Zielgruppe der Praxisanleite-
rinnen und -anleiter48 sowie für das schulische 
Bildungspersonal49 gesehen. Praxisanleiterinnen 
und -anleiter müssen oftmals zusätzlich zu ihrer 
Tätigkeit als Fachkraft im Arbeitsalltag in der 
Ausbildung auch sozialpädagogische Aufgaben 
übernehmen. Es ist davon auszugehen, dass dieser 
Bereich künftig noch höhere ausbildungs- und be-
rufspädagogische Kompetenzen erfordert. Erwartet 
wird, dass die Zielgruppe der Berufseinsteigerinnen 
und Berufseinsteiger deutlich heterogener wird, 
Ausbildungs- und Berufseinstiege in der beruflichen 
Pflege hürdenreicher werden und der sozialpäd-
agogische Betreuungsbedarf in Ausbildung und 
Berufseinstieg steigt. (> s. Pflege-Kapitel Berufs-
wahlmotive) Dem betrieblichen Bildungspersonal 
wird angesichts dessen künftig eine besondere 
(neue) Rolle zukommen.50 Zudem müssen Praxis-
anleiterinnen und -anleiter in Zukunft ein didaktisch 
sinnvolles Matching zwischen dem Lernbedarf der 
einzelnen Schülerinnen und Schüler, den Anforde-
rungen der Rahmenausbildungspläne und den situa-
tiven Gegebenheiten der pflegeberuflichen Situation 
vor Ort herstellen.51 Dies erzeugt neue Fort- und 
Weiterbildungsbedarfe und erfordert darüber hinaus 
eine systematische Stärkung des „Lernorts Betrieb“.

Die Komplexität betrieblicher Reorganisationspro-
zesse im Zusammenspiel von Arbeitsorganisation, 
Technikeinsatz und Qualifikation wird in allen 
pflegerischen Settings steigen, eine integrierte und 
reorganisationsbegleitende Kompetenzentwicklung 
wird für Fach- und Führungskräfte in der beruflichen 
Pflege wichtiger. Nicht zuletzt durch die Digitali-
sierung werden informelle und unvorhergesehene 
Entwicklungs- und Lernprozesse wie auch informell 
erworbene Kompetenzen zum Gegenstand der 
Personalentwicklung.52 

DER RAT STELLT FEST

Die Fort- und Weiterbildungslandschaft 
in der beruflichen Pflege ist intransparent 
und es besteht ein Bedarf an verbindlichen 
Qualitätsstandards. Deutlich wird, dass die 
Chancen zur Verwertung beruflicher Fort- 
und Weiterbildung stärker in den Blick rü-
cken müssen. Der Fort- und Weiterbildungs-
bedarf des betrieblichen Bildungspersonals 
wird künftig steigen, insbesondere ausbil-
dungs- und berufspädagogische Kompeten-
zen werden an Bedeutung gewinnen. Der 
Lernort Betrieb ist gezielt zu stärken. Dies 
inkludiert auch eine lernförderliche Arbeits-
gestaltung, die begleitend zum betrieblichen 
Alltag und betrieblichen Reorganisations-
prozessen, neue Handlungs- und Reflexions-
spielräume für die Beschäftigten eröffnet 
und in agilere Strukturen und Formate der 
Personalarbeit und Personalentwicklung 
eingebettet ist. Hier sind innovative Konzep-
te und Modelle gefordert, die auf betrieb-
licher und überbetrieblicher Ebene einen 
Beitrag zur Professionalisierung der Perso-
nalarbeit leisten können.

Die Covid-19-Pandemie hat auch in der beruflichen 
Pflege zu einem Bedeutungsgewinn digital gestütz-
ter Bildungs- und Schulungsmaßnahmen geführt.53 
Digitalisierung eröffnet Chancen für die Weiter-
entwicklung von Lehr- und Lernkonzepten,54 für ko-
operative Praxisanleitungskonzepte55 sowie für den 
Einsatz von Learning Analytics56 in der beruflichen 
Pflege. Dies erfordert jedoch auch eine entsprechen-
de Ausstattung der Fachschulen sowie den Auf- und 
Ausbau entsprechender didaktischer Kompetenzen 

46	 ebd.: S. 22
47	 Timmreck et al., 2017: S. 20
48	 Weyland/Koschel, 2021; Weyland/Kaufhold, 2017
49	 Reiber, 2021
50	 Weyland/Koschel, 2021
51	 ebd.
52	 Gießler/Dehnbostel, 2019

53	 Bank für Sozialwirtschaft, 2020, S. 33, 35
54	 Darmann-Finck/Schepers, 2021; Ludwig/Haefeli, 2020
55	 Löwenstein/Bräuer, 2020
56	 Peters et al., 2018
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bei den Lehrkräften.57 Hier wäre ein systematischer 
Überblick über entsprechende betriebliche und schu-
lische Aktivitäten sinnvoll und für die betriebliche 
Praxis hilfreich. 

Der Wandel von Qualifikations- und Kompetenz-
anforderungen wird oft im Zuge konkreter betrieb-
licher Innovations- und Reorganisationsprozesse 
sichtbar. Eine, analog zu den BBiG/HwO regulierten 
Berufen, sozialpartnerschaftlich gestaltete Berufsbil-
dungsforschung und eine strategisch ausgerichtete 
Berufsbildungspolitik nehmen hier einen besonderen 
Stellenwert ein,58 da durch sie im Zusammenspiel mit 
der betrieblichen Ebene systematische Weiterentwi-
cklungs- und Neuordnungsbedarfe zur Modernisie-
rung pflegespezifischer Qualifikations- und Kompe-
tenzprofile sichtbar und für die Berufsentwicklung 
zugänglich gemacht werden können.

57	 Brandhofer et al., 2016
58	 Wehrheim/Stellwag, 2021
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4.6.1 ERSCHWERTE RAHMEN-
BEDINGUNGEN FÜR KOLLEKTIVE 
BRANCHENSTANDARDS

Das System der Arbeitsbeziehungen setzt den 
Rahmen, um die Interessen von Beschäftigten in 
der Arbeitswelt zur Geltung zu bringen. Auf über-
betrieblicher Ebene regeln verpflichtungsfähige 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände die 
Arbeitsbedingungen, üblicherweise im Rahmen von 
Tarifverträgen. Auf betrieblicher Ebene sind es die 
Betriebsparteien (Betriebsrat, Mitarbeitervertretung 
oder Personalrat einerseits und Management ande-
rerseits) die sich mit jenen Fragen befassen, die auf 
tarifvertraglicher Ebene nicht festgelegt wurden oder 
festgelegt werden könnten. Die betriebliche Mitbe-
stimmung ist nicht zuletzt auf Konsensfindung zum 
betrieblichen Wohl orientiert.

Das System der Arbeitsbeziehungen in der Ge-
sundheits- und Pflegebranche ist durch einige 
Besonderheiten gekennzeichnet, denn die Träger-
vielfalt findet in unterschiedlichen Arbeitgeber- und 
Dienstgeberverbänden, Arbeitsrechtssystemen und 
Institutionen zur Steuerung und Regulierung von 

4.6 WANDEL BRAUCHT SICHERHEIT UND GESTALTUNG: 
MITBESTIMMTE TRANSFOR-MATION IN DER 
BERUFLICHEN PFLEGE STÄRKEN

•	 Mitbestimmung adressiert die Einlösung klienten-
spezifischer Humanisierungsansprüche durch gut 
gestaltete und lernförderliche Pflegearbeit. Künftig 
ist es notwendig, Arbeitsrechtliche und arbeits-
wissenschaftliche, pflegefachliche/pflegewissen-
schaftliche Wissenskomponenten in der Mitbe-
stimmungspraxis enger miteinander zu verknüpfen, 
Spezialexpertise im Gremium aufzubauen und diese 
für eine systematische Transformationsbegleitung 
nutzbar zu machen.

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 In gut gestalteter Pflegearbeit und fairen Be-
schäftigungs-, Arbeits- und Lohnverhältnissen 
beruflich Pflegender manifestieren sich auch die 
Erwartungen und Ansprüche unterstützungs-
bedürftiger Menschen und ihrer Angehörigen 
hinsichtlich verlässlicher Pflegeinfrastrukturen, 
Pflegequalität und Lebensqualität adressiert. 
Arbeitspolitik für die berufliche Pflege und mit-
bestimmte Innovationen in der beruflichen Pfle-
ge sind Ausdruck von Sozialstaats-, Geschlech-
ter- und Gesellschaftspolitik.

•	 Die Umbrüche in der Arbeitswelt beruflich 
Pflegender sind in ihren Gestaltungschancen 
und Gestaltungsrisiken vielfältig, komplex und 
anspruchsvoll. Zwar setzt die Politik für die 
Arbeitswelt beruflich Pflegender oftmals die 
Rahmenbedingungen, die Gestaltungs- und 
Innovationsarbeit findet jedoch auf betrieblicher 
Ebene statt. Dort wo keine Mitbestimmung exis-
tiert, fehlen Schutz- und Gestaltungsrechte für 
beruflich Pflegende, aber auch und das Exper-
tenwissen betrieblicher Interessenvertretungen. 

•	 Mitbestimmung trägt in der beruflichen Pflege 
dazu bei, partizipative Sicherheit für beruflich 
Pflegende in verlässliche betriebliche Kom-
munikations- und Entscheidungsverfahren 
einzubetten und diese über kodifizierte Mit-
bestimmungsrechte abzusichern. Mitbestim-
mung zielt damit auf zentrale Determinanten 
subjektiver Innovationsfähigkeit und -bereit-
schaft beruflich Pflegender, die in gegenwärti-
gen betrieblichen Transformationsprozessen 
an Bedeutung gewinnen.
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Arbeitsbedingungen und Löhnen ihren Ausdruck.1 
Mit dem bpa – Bundesverband privater Anbieter 
sozialer Dienste e.V. und dem Arbeitgeberverband 
Pflege e.V. (AGVP) existierten zwei private Arbeitge-
berverbände. Mit der Gründung der Bundesvereini-
gung der Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP) 
existiert darüber hinaus ein weiterer, trägerüber-
greifender Zusammenschluss von Pflegeanbietern 
und Wohlfahrtsverbänden. Insbesondere das Feld 
der Altenpflege ist durch eine eher schwach aus-
geprägte Organisationsmacht gekennzeichnet.2 Die 
Interessenorganisation beruflich Pflegender erfolgt 
zum einen in Gewerkschaften, wobei die Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di nach wie vor die mitglie-
derstärkste Gewerkschaft ist. Darüber hinaus sind 
beruflich Pflegende in zahlreichen Berufsverbänden, 
in Pflege(berufe)kammern oder in alternativen Orga-
nisationsformen zur Pflege(berufe)kammer, wie der 
„Vereinigung der Pflegenden“ in Bayern, organisiert. 
Gewerkschaften, Berufsverbände und Pflege(be-
rufe)kammern haben unterschiedliche Aufgaben 
und Zuständigkeiten, die Aus- und Verhandlung von 
Arbeitsbedingungen und Löhnen mit Arbeitgebern 
ist eine gewerkschaftliche Aufgabe. 

Die Fragmentierung der Träger- und Verhandlungs-
strukturen auf überbetrieblicher Ebene spiegelt sich 
in unterschiedlichen Regelungen der Mitbestimmung 
nach Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), Personal-
vertretungsgesetz (PersVG) oder – bei konfessio-
nellen Arbeit- bzw. Dienstgebern – nach Mitarbeiter-
vertretungsgesetz (MVG, Evangelische Kirche) oder 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO, Katholische 
Kirche). Die Interessenvertretung beruflich Pflegen-
der im Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung 
erfolgt somit entweder durch einen Betriebs- oder 
Personalrat oder durch eine Mitarbeitervertretung 
(MAV), wobei Unterschiede in den rechtlich kodi-

fizierten Informations-, Mitwirkungs- und Mitbestim-
mungsrechten zwischen BetrVG, MVG und MAVO 
existieren. 3

Die skizzierten Strukturen erschweren die kollektive 
Verhandlung von Arbeitsbedingungen und Löhnen 
auf Branchenebene, die Durchsetzung trägerübergrei-
fender, flächendeckender und verbindlicher Arbeits-
standards und erschweren zudem den Aufbau einer 
branchenspezifischen Kollektivmacht. Im Wirtschafts-
zweig „Gesundheitswesen, Erziehung/Unterricht“ wird 
auf Basis des IAB-Betriebspanels (2019) angegeben, 
dass in Gesamtdeutschland 29 Prozent der Betriebe 
einem Branchentarifvertrag, 6 Prozent einem Haus-
tarifvertrag sowie 66 Prozent keinem Tarifvertrag 
unterliegen, wobei sich 51 Prozent der Betriebe ohne 
Tarifvertrag auf Basis der Daten an einem Branchen-
tarifvertrag orientieren. In Ostdeutschland beträgt 
der Anteil der Betriebe, die in diesem Wirtschafts-
zweig keinen Tarifvertrag anwenden, 75 Prozent. 
Dieser Anteil ist höher als in Westdeutschland (63 
%). In Deutschland insgesamt werden 46 Prozent der 
Beschäftigten im Wirtschaftszweig „Gesundheitswe-
sen, Erziehung/Unterricht“ von einem Branchentarif 
und 11 Prozent von einem Haustarifvertrag erfasst, 
43 Prozent der Beschäftigten unterliegen keinem 
Tarifvertrag. Der Anteil der Beschäftigten, die nicht 
unter den Geltungsbereich eines Tarifvertrags fallen, 
deren Arbeitsbedingungen und Löhne sich jedoch an 
einem Branchentarifvertrag orientieren, wird mit 62 
Prozent angegeben. In Ostdeutschland findet sich 
gegenüber Westdeutschland sowohl ein höherer An-
teil an Beschäftigten, die ohne Tarifvertrag tätig sind 
als auch ein geringerer Anteil an Beschäftigten, deren 
Arbeitsbedingungen und Löhne an einem Branchenta-
rifvertrag orientiert sind.4 In diesem Kontext ist jedoch 
anzumerken, dass die aggregierten Daten auf Ebene 
des hier abgebildeten Wirtschaftszweigs die Tarifsi-

1	 u.a. Papouschek/Böhlke, 2007; Evans et al., 2013; Glassner 

et al., 2015; Dittmar/Glassner, 2017; Kerber-Clasen, 2017; 

Schroeder, 2018; Tschenker, 2019; Evans/Ludwig, 2019
2	 Schroeder, 2017
3	 Jakobi, 2007; Lührs, 2010; Baumann-Czichon/Gathmann, 

2020
4	 Ellguth/Kohaut, 2020
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tuation in den pflegespezifischen (Teil-)Branchen nur 
unzureichend abbilden.5 

Ein wesentliches Merkmal der Pflegebranche ist 
darüber hinaus, dass in der Langzeitpflege und in den 
ambulanten Diensten, und hier insbesondere im privat 
organisierten Bereich, klein- und mittelgroße Betriebs-
strukturen prägend sind, wobei es auch viele Betriebe 
gibt, in denen keine betrieblichen Mitbestimmungs-
strukturen existieren. Die Daten des IAB-Betriebspa-
nels (2019) weisen für Betriebe bzw. Beschäftigte mit 
Betriebsrat für den Wirtschaftszweig „Gesundheit und 
Erziehung/ Unterricht“ folgende Anteile für Gesamt-
deutschland aus: 13 Prozent der Betriebe verfügen 
über einen Betriebsrat bzw. 51 Prozent der Beschäftig-
ten sind in Betrieben mit einem Betriebsrat tätig. Der 
Dienstleistungsbereich insgesamt (unter Einschluss 
der Finanz- und Versicherungsdienstleistungen, 
des Gastgewerbes, Sonstiger Dienstleistungen, des 
Gesundheitswesens und des Bereichs Erziehung und 
Unterricht sowie der wirtschaftlichen, wissenschaft-
lichen und freiberuflichen Dienstleistungen) ist durch 
ausgedehnte weiße Flecken (42 Prozent) gekenn-
zeichnet, in denen weder Tarifverträge gelten noch ein 
Betriebsrat existiert.6 Die fehlende Tarifbindung und 
fehlende betriebliche Mitbestimmung haben auch in 
der Pflege zur Folge, dass vielfach die kollektiven Ver-
tretungen (insbesondere aufseiten der Beschäftigten), 
die kollektiv-vertraglichen Regelwerke und das arbeits-
rechtliche Expertenwissen, das Interessenvertretun-
gen besitzen und in Regelwerke einfließen lassen, in 
jenen Betrieben fehlen.7 

4.6.2 MITBESTIMMTE INNOVATION 
FÜR GUT GESTALTETE PFLEGEARBEIT 

Gemessen an der Mitbestimmungsforschung im Feld 
der Industrie und dem produzierenden Gewerbe ist 

diese für das Feld der sozialen Dienstleistungsarbeit, 
und hier insbesondere in der Altenpflege, derzeit noch 
ein „weißer Fleck“.8 Gleichwohl lassen sich, auch 
unter Rückgriff auf vorliegende Erkenntnisse aus an-
deren Branchen, Rückschlüsse auf Zusammenhänge 
von Mitbestimmung und Innovation ziehen. Profes-
sionsspezifische Handlungsbedarfe werden vor allem 
in den Feldern der aktiven Mitgestaltung professionell 
Pflegender sowie in der Förderung der Innovations-
bereitschaft und -fähigkeit professionell Pflegender 
gesehen.9 Gerade weil die Arbeitswelt beruflich 
Pflegender stark durch politische Regulierungen 
beeinflusst wird, delegieren beruflich Pflegende ihre 
Erwartungen an die Gestaltung besserer Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen jedoch nicht selten an 
„die Politik“, „den Staat“ oder „die Kranken- und Pfle-
gekassen“.10 Dies ist einerseits nachvollziehbar, birgt 
andererseits jedoch das Risiko, dass die Relevanz 
und Möglichkeiten betrieblicher Mitbestimmung und 
Mitgestaltung (und auch die Risiken fehlender Mit-
bestimmung und Mitgestaltung) allzu vorschnell aus-
geblendet werden. Teilzeitarbeit und Alternativrollen 
beruflich Pflegender, ein ohnehin stressiger Arbeits-
alltag sowie fehlende personelle Kapazitäten können 
den Wunsch beruflich Pflegender, sich an betrieb-
lichen Change-Prozessen zu beteiligen, erschweren. 
Da der Nutzen für mitbestimmte Change-Prozesse 
für viele beruflich Pflegende häufig erstmal abstrakt 
erscheint, entsteht die Notwendigkeit, die Wirksam-
keitsüberzeugung beruflich Pflegender, mit Blick auf 
mitbestimmte Lösungen zur Überwindung der im 
direkten Arbeitsumfeld erfahrbaren Problemlagen, zu 
stärken.11 Eine Voraussetzung hierfür ist, dass auf be-
trieblicher Ebene die Anerkennung unterschiedlicher 
Perspektiven und Interessen möglich gemacht und 
verlässliche mitbestimmte betriebliche Kommunika-
tionsräume, Gestaltungsperspektiven und -verfahren 
organisiert werden.12 

8	 Nowak, 2017: S. 187
9	 Deutscher Pflegerat, 2019
10	 Schroeder, 2018; Novak, 2017
11	 Heinz, 2020: S. 231
12	 Bleses/Jahns, 2016: S. 142

5	 Evans/Ludwig, 2019
6	 Ellguth, 2020
7	 Bury/Bleses, 2020: S. 176
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Gut gestaltete Arbeit ist in der betrieblichen Praxis 
kein Selbstläufer, sondern erfordert gerade in interak-
tionsintensiven Berufsfeldern eine personenzentrierte 
wie auch arbeitsprozessbezogene Arbeitsgestal-
tungsperspektive.13 Denn die Einstellungen beruflich 
Pflegender zu betrieblichen Innovationsprozessen, 
die Vermittlung partizipativer Sicherheit ebenso wie 
wahrgenommene Handlungsspielräume, Selbstwirk-
samkeit und verlässliche betriebliche Kommunikati-
ons- und Entscheidungsverfahren sind für beruflich 
Pflegende zentrale Determinanten subjektiver Inno-
vationsfähigkeit und -bereitschaft.14 Für partizipative 
Strukturen und Angebote kann eine komplementäre 
Begleitung durch die Personal- und Organisationsent-
wicklung ergänzend sinnvoll sein.15 Gerade auch die 
Umsetzung gefährdungsvermeidender und belas-
tungsreduzierender Maßnahmen in Arbeitsprozessen 
erfordert oftmals die Neuausrichtung betrieblicher 
Unternehmens- und Führungskulturen.16 

Komplexe Change-Prozesse sind für alle Betriebs-
partner oftmals durch Unsicherheiten geprägt, die 
nicht oder nur begrenzt in Form eines „Risikoma-
nagements“ bearbeitbar sind. Mitbestimmung kann 
hier, wie für andere Branchenkontexte gezeigt wurde, 
nicht nur die Funktion einer innovationsförderlichen 
Sicherungsinstitution, sondern darüber hinaus die 
einer innovationsfördernden Gestaltungsinstitution 
einnehmen.17 Insbesondere dort, wo es gelingt, fach-
lich orientierte Vertrauensbeziehungen und Gestal-
tungsprozesse zu den bzw. mit den Beschäftigten 
aufzubauen, können über Mitbestimmung zusätzliche 
Innovationspotenziale aktiviert werden.18 Für die beruf-
liche Pflege im Krankenhaussektor zeigt sich, dass 
Beschäftigte sich mehr Mitbestimmung, direkte Betei-
ligung und die Berücksichtigung ihrer konkreten Ideen 
in betrieblichen Veränderungsprojekten wünschen. 
Allerdings sind sie auch unsicher hinsichtlich der kon-

kreten Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten ih-
rer betrieblichen Interessenvertretungen.19 Im Kontext 
der digitalen Transformation der Arbeitswelt wurde für 
andere Branchen gezeigt, dass sich Betriebsratsaktivi-
täten zumeist auf die handfesten Inhalte der digitalen 
Transformation beziehen, wobei digitalisierungsbe-
dingte Veränderungen der Arbeitsbedingungen und 
-inhalte eher in Einzelfällen thematisiert werden.20 
Bislang fehlen für Gesundheits- und Pflegeeinrichtun-
gen repräsentative Daten zur betrieblichen Mitbestim-
mungspraxis. In einer allerdings nicht-repräsentativen 
Studie über Mitbestimmungspraktiken im Kontext der 
Digitalisierung in der Altenpflege, spiegelt sich der 
zuvor angesprochene Befund jedoch wider. Fehlende 
Zeit und unzureichende personelle Ressourcen, die 
Vielzahl drängender Gestaltungsthemen in der Pflege, 
fehlendes Wissen, aber auch Schwierigkeiten in der 
Umsetzung direkter Beteiligungsformate aufgrund 
der ohnehin knappen zeitlichen Ressourcen der Be-
schäftigten werden als zentrale Herausforderungen 
beschrieben.21

4.6.3 MITBESTIMMUNG UND 
BETEILIGUNG IN DER PFLEGE STEHEN 
VOR GROSSEN HERAUSFORDERUNGEN

Pflegeberufe sind Schlüsselberufe. Das arbeits-
orientierte Gestaltungswissen aus industriellen 
Gestaltungsprozessen ist jedoch für das Feld sozialer 
Dienstleistungsarbeit insgesamt, und damit auch in 
der beruflichen Pflege, nur eingeschränkt nutzbar.22 
Für alle betrieblichen Akteure stellt der Umgang mit 
einer „mehrdimensionalen Transformationsdynamik“23 
eine große Herausforderung dar. Sie stellt betriebliche 
Interessenvertretungen auch vor die Anforderung, im 
Spannungsfelde von Schutz und Gestaltung einer-
seits, direkter Partizipation und Interessenvertretung 
andererseits zu agieren.24 Betriebsräte, Personalräte 

13	 Böhle et al., 2015: S. 187 ff.
14	 Hinding et al., 2016: S. 171
15	 Bleses et al., 2020; Akca/Kugler, 2016
16	 Fuchs-Frohnhofen et al., 2019
17	 Kädtler et al., 2013: S. 266; Kriegesmann et al., 2010
18	 Schwarz-Kocher et al., 2011

19	 Schröer et al., 2020
20	 Georg et al., 2017
21	 Ludwig et al., 2020
22	 Rothe et al., 2019
23	 Pfeiffer, 2019: S. 232
24	 Oerder, 2016
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und Mitarbeitervertretungen können mit ihrem Exper-
tenwissen einen wichtigen Beitrag für gut gestaltete 
Arbeit in der beruflichen Pflege leisten. Dabei sollte 
es nicht nur darum gehen, mögliche negativen Folgen 
gegenwärtiger Transformationsprozesse abzuwehren, 
es sind auch die Chancen für gelingende betriebliche 
Integrationsprozesse, für gut und lernförderlich gestal-
tete Pflegearbeit, für mehr Zeitsouveränität und Ent-
lastung beruflich Pflegender sowie für eine bedarfsge-
rechte, berufsfachliche Gestaltung der Digitalisierung 
und aufwertungsorientierte Personal- und Qualifika-
tionsmixe in den Blick zu nehmen. Um die Perspekti-
ven der Beschäftigten im Wandel der Arbeitswelt zur 
Geltung zu bringen, bedarf es deswegen nicht nur der 
Identifizierung neuer „thematischer Eingriffsräume“.25 
Sondern gerade in der beruflichen Pflege ist es im 
Zusammenspiel der Beschäftigten mit ihren betriebli-
chen Interessenvertretungen erforderlich, betriebliche 
Transformationsprozesse mit Blick auf die Arbeits-
qualität, Versorgungsqualität und Wirtschaftlichkeit 
proaktiv mitzugestalten. Dies erfordert es, dass das 
Fach- und Erfahrungswissen beruflich Pflegender zum 
zentralen Ausgangs- und Bezugspunkt mitbestimmter 
betrieblicher Veränderungsprozesse wird und betrieb-
liche Interessenvertretungen auf betrieblicher Ebene 
dies mit ihrem Fach- und Erfahrungswissen systema-
tisch verknüpfen. Denn auf betrieblicher Ebene gilt 
es, auch den Interessenausgleich zwischen verschie-
denen Berufs- und Beschäftigtengruppen im Blick 
zu halten, professionelle Schließungstendenzen zu 
vermeiden und betriebliche Transformationsprozesse 
konsequent auf die Verbesserung der Versorgungs-
prozesse aus Perspektive der Patienten und Patien-
tinnen, der pflegebedürftigen Menschen und ihrer 
Angehörigen auszurichten. Künftig werden nicht nur 
vernetzte Systeme und KI-Technologien, sondern ver-
stärkt auch Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) 
und Digitale Pflegeanwendungen (DiPA) im Feld der 

häuslichen Pflege an Bedeutung gewinnen. Hier zeich-
nen sich große Herausforderungen für die betriebliche 
Mitbestimmungspraxis ab. Doch gleichzeitig bestehen 
gerade im ambulanten Sektor weiße Flecken der Mit-
bestimmung, hinzu kommt die Ausdifferenzierung der 
Pflegelandschaft im Bereich neuer ambulanter Wohn- 
und Betreuungsformen (> Pfege-Kapitel Arbeits- und 
Gesundheitsschutz). Hier gilt es zu vermeiden, dass 
durch den Strukturwandel pflegerischer Versorgungs- 
und Betreuungsangebote neue weiße Flecken in der 
Mitbestimmungslandschaft entstehen. 

Leitbildentwicklung, Transformationsbegleitung 
und Förderung von Spezialexpertise

Betriebliche Interessenvertretungen sind in der 
Gremienarbeit gefordert, sich vor dem Hintergrund 
der skizzierten Transformationsprozesse und Ge-
staltungsherausforderungen selbst ein Leitbild für die 
Mitbestimmungspraxis zu erarbeiten26, und dies auch 
innerbetrieblich offensiv zu kommunizieren. Dabei 
müssen arbeitsrechtliche und arbeitswissenschaft-
liche, aber auch gezielter pflegefachliche/pflegewis-
senschaftliche Wissenskomponenten in der Mitbe-
stimmungspraxis miteinander verknüpft werden. Denn 
eine zunehmend agile betriebliche Gestaltungspraxis 
erfordert auch für Interessenvertretungen in der beruf-
lichen Pflege agilere Strukturen sowie neue Formate 
und Instrumente für eine systematische Transforma-
tionsbegleitung. Dies erfordert es, die Gremienarbeit 
im Sinne eines Laboratoriums für innovative beschäf-
tigtenorientierte Ansprache-, Begleit- und Gestaltungs-
konzepte und externer Unterstützungsstrukturen 
weiterzuentwickeln. Themenvielfalt und -komplexität 
sowie die oftmals knappen zeitlichen und personellen 
Ressourcen betrieblicher Interessenvertretungen sind 
für die betriebliche Praxis der Mitbestimmung ohne 
Zweifel eine besondere Herausforderung. Ausgehend 

25	 Georg/Guhlemann, 2020: S. 26
26	 Nienhaus, 2020
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hiervon ist es sinnvoll, für die Gremienarbeit fachliche 
Spezialexpertise zu transformationsrelevanten Gestal-
tungsfeldern aufzubauen. Gerade weil der Anspruch 
der „Humanisierung der Arbeitswelt“ in der beruflichen 
Pflege unmittelbar die Interessen von Patientinnen 
und Patienten, Pflegebedürftigen und Angehörigen 
berührt, sind die Implikationen neuer betrieblicher 
Alltagspraktiken und Veränderungsprozesse mit Blick 
auf Arbeitsqualität und Versorgungsqualität zu reflek-
tieren. Vor diesem Hintergrund sind in der Interessen-
vertretungsarbeit die verstärkte Berücksichtigung 
externer Expertise, neue Formate für den interdiszipli-
nären Wissenstransfers sowie der Brückenschlag zu 
Patientinnen- und Patienten-, Pflegebedürftigen- und 
Angehörigenvertretungen gewinnbringend. Mitbestim-
mung zielt in der beruflichen Pflege auf die Einlösung 
klientenspezifischer Humanisierungsansprüche durch 
gut gestaltete Pflegearbeit. Vor dem Hintergrund der 
skizzierten Befunde zur Stärkung der Wirksamkeits-
überzeugung von Beschäftigten in der Interessenorga-
nisation ist es notwendig, die Beiträge betrieblicher In-
teressenvertretungen für die Umsetzung arbeits- und 
beschäftigtenorientierter Lösungen in Gesundheit und 
Pflege nicht nur offensiver zu würdigen, sondern ihre 
Leistungen auch nach außen sichtbarer zu machen.

DER RAT STELLT FEST

Die Vielfalt und Komplexität der drängen-
den Gestaltungsthemen macht es notwen-
dig, betriebliche Interessenvertretungen 
in Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen 
gezielt im Kapazitäts-, Wissens- und Kom-
petenzaufbau mit Blick auf pflegefachlich 
relevante Gestaltungsthemen und -felder zu 
stärken. Dies setzt voraus, dass betriebliche 
Interessenvertretungen ressortübergrei-

fend bei pflegespezifischen Programmen, 
Modellprojekten oder Innovationsförde-
rungen gezielter berücksichtigt werden. 
Die betriebliche Gestaltungspraxis könnte 
erheblich davon profitieren, wenn das vor-
handene branchenspezifische Erfahrungs- 
und Gestaltungwissen von Betriebsräten, 
Personalräten und Mitarbeitervertretungen 
aus Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen 
trägerübergreifend gebündelt, der Wissens-
transfer in die betriebliche Praxis gestärkt 
und das Handlungs- und Gestaltungswissen 
aus vorliegenden Forschungs- und Gestal-
tungsprojekten zeitnah, begleitend und eng 
verzahnt für die alltags- und reorganisa-
tionsbegleitende Gestaltungspraxis nutz-
bar gemacht wird. Gerade auch vor dem 
Hintergrund des Generationswandels in der 
Interessenvertretungsarbeit sind auch neue 
Formate für die Kompetenzvermittlung, für 
das Wissensmanagement und den genera-
tionsübergreifenden Wissenstransfer in der 
Interessensvertretungsarbeit notwendig.
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4.7 PFLEGE AUFWERTEN 
UND FÜR DIE ZUKUNFT 
STÄRKEN

Eine Infrastruktur, die eine qualitativ hochwertige inte-
grierte pflegerische Versorgung vor Ort gewährleistet, 
ist von großer Bedeutung für die gesamte Gesellschaft 
und in zunehmendem Maße auch für die Wirtschaft, 
insbesondere mit Hinblick auf die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf. Als elementarer Bestandteil der 
Daseinsvorsorge kommt den Ländern und Kommunen 
eine bedeutende Rolle bei der wohnortnahen pfle-
gerischen Versorgung zu – sowohl in Bezug auf die 
Koordinierung aber auch in Bezug auf das Vorhalten 
einer entsprechenden Infrastruktur. Gleichzeitig ist eine 
gute pflegerische Versorgung so zu finanzieren, dass 
notwendige Verbesserungen nicht zulasten der Pflege-
bedürftigen und ihrer Angehörigen gehen. Daher ist die 
Pflegeversicherung nachhaltig auf eine solide finan-
zielle Basis zu stellen, so dass sie in die Lage versetzt 
wird, alle pflegebedingten Kosten für die stationäre und 
ambulante pflegerische Versorgung zu tragen.

DER RAT STELLT FEST

Übergeordnete Handlungsempfehlungen

Eine am Pflegebedarf ausgerichtete Perso-
nalausstattung ist die Grundvoraussetzung 
für eine qualitativ hochwertige pflegerische 
Versorgung und gute Arbeitsbedingungen in 
der Pflege. Sie ist auch die zentrale Stell-
schraube, wenn es darum geht, Pflegeperso-
nal im Beruf zu halten und junge Menschen 
für den Beruf zu gewinnen. Daher ist eine 
verbindliche bedarfsgerechte Personalbe-
messung bundesweit einheitlich einzuführen 
und gesetzlich zu verankern. 

Für die stationäre Langzeitpflege liegt ein 
wissenschaftlich fundiertes Verfahren zur 

Personalbemessung nach SGB XI §113c 
vor. In einem ersten Schritt sollte eine 
Erprobung in der Praxis zeitnah erfolgen. 
Dabei ist eine Begleitevaluation zu veran-
kern, die eine Prozess- und Ergebnisevalua-
tion umfasst und nach vorab festgelegten 
Kriterien wissenschaftlich unabhängig 
erfolgt, mit dem Ziel, die Auswirkungen auf 
Versorgungsqualität und Arbeitssituation zu 
erheben, um bei Bedarf in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht nachsteuern zu kön-
nen. Für eine qualitativ hochwertige Pflege 
braucht es eine hohe Fachlichkeit, sodass 
der Einsatz von Pflegefachpersonen in 
keinem Bereich abgesenkt werden sollte. Da 
für die ambulante Pflege ein solches Ver-
fahren bislang nicht vorliegt, der Handlungs-
bedarf jedoch groß ist, ist zu empfehlen, 
diese Forschungslücke zu schließen und ein 
entsprechendes Projekt aufzusetzen.

Für den Krankenhausbereich liegt ein im 
Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege von 
Deutschem Pflegerat, Deutscher Kranken-
hausgesellschaft und ver.di erarbeitetes 
Personalbemessungsverfahren (PPR 2.0) 
vor. Das Instrument ist als Interimslösung 
kurzfristig für die unmittelbare Patientinnen- 
und Patientenversorgung auf allen betten-
führenden Stationen einsetzbar. Es ist zu 
empfehlen, dieses als Ordnungsrahmen, der 
eine bedarfsgerechte Personalausstattung 
vorgibt und absichert, schnellstmöglich 
verbindlich und bundeseinheitlich auf den 
Weg zu bringen. In einem zweiten Schritt ist 
es dringend erforderlich – wie im Rahmen 
der Konzertierten Aktion Pflege vereinbart 
– durch den Gesetzgeber den Auftrag zur 
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Entwicklung und Erprobung eines wissen-
schaftlich fundierten Instruments zur Perso-
nalbedarfsermittlung zu erteilen.

Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten 
Versorgung kann nur gelingen, wenn Be-
rufswahlmotive und Berufsrealitäten in der 
beruflichen Pflege in Einklang stehen. Dies 
erfordert, unabhängig vom Arbeitsort, verläss-
liche Rahmenbedingungen für die Personal-
ausstattung und Arbeitsbedingungen, mehr 
qualifiziertes Personal, die Erhöhung der 
Tarifbindung und eine angemessene Entloh-
nung. Zur Aufwertung des Berufsfeldes sind 
deutliche Verbesserungen des Lohnniveaus 
in der Altenpflege notwendig und es gilt zu 
vermeiden, dass bestehende Lohnniveaus 
erneut unter Absenkungsdruck kommen. 
Gesetze und Maßnahmen müssen sich daran 
messen lassen, ob sie dazu beitragen, diesen 
Anspruch einzulösen. 

Arbeits- und Gesundheitsschutz

Der Arbeits- und Gesundheitsschutz in 
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen ist in 
pandemischen Risikoanalysen und Stra-
tegiekonzepten strukturell zu stärken. Auf 
Grundlage der vorliegenden Erfahrungen 
mit der Covid-19 Pandemie sollten ent-
sprechende Risikoanalysen und Strategie-
konzepte in Kooperation von Bund, Ländern 
und Unfallversicherungsträgern sowie der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) fachlich geplant und deren 
Umsetzung begleitet werden. Es sind Maß-
nahmen einzuleiten, welche die Ausstattung 
der Einrichtungen mit Schutzmitteln, das 

Vorhalten von Hygiene- und Pandemieplänen 
und notwendiger Hygienekompetenzen nach-
haltig verbessern und darüber hinaus zur 
Fortentwicklung des Infektions-, Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes in Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen beitragen. Dabei sollte 
auch ein Augenmerk auf die 24-Stunden-Be-
treuungskräfte und Maßnahmen zur Ver-
besserung ihres Infektions-, Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes gelegt werden.

Die Covid-19-Pandemie erfordert es, den 
Belastungen, Beanspruchungen und gesund-
heitlichen Folgen für beruflich Pflegende, 
anderen Gesundheits- und sozialen Dienst-
leistungsberufe im Rahmen der regelmäßi-
gen Gesundheits- und Präventionsbericht-
erstattung zur Ableitung von Maßnahmen 
Rechnung zu tragen. Es werden ein zeitnaher 
Ausbau und die Refinanzierung betrieblicher 
Angebote für eine bedarfsorientierte sozial-
emotionale und psychologische Betreuung 
und Begleitung der Beschäftigten in Gesund-
heits- und Pflegeeinrichtungen zur Bewäl-
tigung der Covid-19-Pandemieerfahrungen 
empfohlen. Die Finanzierung der Kosten 
sollte im ersten Schritt durch öffentliche För-
dermittel erfolgen; dabei ist gegebenenfalls 
das Präventionsgesetz zu nutzen.

Notwendig sind umfassende quantitative 
und qualitative Analysen zu betrieblichen 
Prozessen der Gefährdungsbeurteilung in den 
unterschiedlichen Settings der beruflichen 
Pflege. Dies betrifft betriebliche Praktiken 
und prozedurale Verfahren in Arbeitsschutz-
ausschüssen zur Entwicklung, Umsetzung 
und Evaluation gefährdungsvermeidender 
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Maßnahmen, personelle Ausstattungen, 
vorhandene Qualifikationen/Kompetenzen 
und betriebliche Kooperationspraktiken, vor 
allem mit Fachkräften für Arbeitssicherheit 
sowie mit Betriebsärztinnen und -ärzten. 
Für kleinst- und kleinbetriebliche Pflegeein-
richtungen bis zu 20 Mitarbeitenden ist es 
notwendig, den Arbeits- und Gesundheits-
schutz durch den Ausbau auch überbetrieb-
licher Angebote, wie etwa im Rahmen von 
Kompetenzzentren entsprechend der DGUV 
Vorschrift 2, zu stärken.

Handlungshilfen zum Umgang mit arbeits-
bedingten Belastungen und zur Vermeidung 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen in der 
beruflichen Pflege liegen vor. Unklar ist jedoch 
der Stand des Wissens relevanter betriebli-
cher Akteure über diese Handlungshilfen und 
die Reichweite ihrer Umsetzung in der betrieb-
lichen Praxis. Der Fokus sollte insbesondere 
auf solchen Konzepten, Maßnahmen und Ins-
trumenten liegen, die einen integrativen und 
partizipativen Zugang für Maßnahmen des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes im Kontext 
betrieblicher Personal- und Organisationsent-
wicklung verfolgen. Dabei sind unter anderem 
die folgenden Themen zu adressieren: Innova-
tive Arbeits(zeit)konzepte und Zeitwertkonten, 
betriebliches Ausfallmanagement, Zeit- und 
Leistungsdruck, alter(n)sgerechtes Arbeiten, 
Gewaltprävention, Unterstützungsmaßnah-
men zur Vereinbarkeit beruflicher Pflege und 
familiärer Sorgearbeit, Entlastung im Kontext 
von Technikeinsatz sowie Konzepte und Ins-
trumente zur Wirkungsmessung im Rahmen 
des Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
(BGM). 

Der Wissens- und Kompetenzvermittlung zu 
Belastungs- und Beanspruchungsfaktoren 
beruflich Pflegender sowie zu arbeitsorga-
nisatorischen Möglichkeiten, diesen in der 
betrieblichen Praxis zu begegnen, ist in der 
Ausbildung beruflich Pflegender ein stärke-
res Gewicht beizumessen. Die in den Rah-
menlehr- und -ausbildungsplänen der Fach-
kommission nach § 53 Pflegeberufegesetz 
avisierten Kompetenzen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sind zu stärken. Dies 
betrifft vor allem die Kompetenzvermittlung 
zu verhältnispräventiven Maßnahmen der 
Arbeitsgestaltung sowie zu Zuständigkeiten 
und die Rolle der Akteure in den Arbeitsbezie-
hungen. In der Fort- und Weiterbildung von 
Führungskräften in der Pflege, aber auch vor 
allem von Betriebsärztinnen und Betriebs-
ärzten, Fachkräften für Arbeitssicherheit, 
Arbeitsmedizinerinnen und -medizinern sowie 
Qualitätsprüferinnen und -prüfern ist der Kom-
petenzaufbau bezüglich gut gestalteter Arbeit 
in der beruflichen Pflege zu stärken.

Berufliche Pflegearbeit wird zunehmend in 
neue (digital gestützte) Arbeits- und Organi-
sationskontexte und hybride Dienstleistungs-
systeme eingebettet. In der Pflegepraxis 
gewinnen künftig auch KI-Anwendungen, 
Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) 
und Digitale Pflegeanwendungen (DiPA) an 
Bedeutung. Die Diffusion digitaler Technik auf 
seiten der Klientinnen und Klienten wird in der 
Arbeitswelt Pflege an Bedeutung gewinnen. 
Hier sind valide, vor allem arbeits-, sozial- und 
pflegewissenschaftliche Erkenntnisse zu den 
Auswirkungen dieser Entwicklungen auf ziel-
gruppenspezifische Belastungs-, Beanspru-
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chungs- und Ressourcenprofile notwendig. 
Unter Beteiligung der zuständigen Ressorts 
auf Bundesebene ist ein interdisziplinäres 
Forschungs- und Transferprogramm auf-
zulegen, um die Auswirkungen solch Orga-
nisations- und Arbeitskontexte im Kontext 
der Digitalisierung in der beruflichen Pflege 
zielgruppenspezifisch zu analysieren, wissen-
schaftlich fundierte Handlungsempfehlungen 
zur Arbeitsgestaltung unter Berücksichtigung 
der Versorgungsqualität zu erarbeiten und 
den Transfer der Erkenntnisse in die be-
triebliche Praxis zu unterstützen. Ziel des 
Programms sollte es darüber hinaus sein, die 
Chancen digitaler Technik für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz aufzuzeigen. Dies adres-
siert etwa die Weiterentwicklung partizipativ 
ausgerichteter Strukturen und Prozesse der 
Gefährdungsvermeidung, neue Wege der 
Kompetenzvermittlung sowie die Einbindung 
auch neuer Akteursgruppen in den Auf- und 
Ausbau betrieblicher Erfahrungs- und Gestal-
tungsräume.

Berufswahlmotive und Berufsrealitäten 
in Einklang bringen

Empfohlen wird die Entwicklung eines 
Monitoringinstruments, das repräsentative 
und nach Möglichkeit auch kleinräumige 
Arbeitgeber- und Beschäftigtendaten zu 
betrieblichen Bestimmungsgrößen der Be-
schäftigungs-, Arbeitszeit-, Tarif-, Lohn- und 
Qualifizierungspolitik sowie zur Nutzung 
arbeitsmarktpolitischer Qualifizierungsins-
trumente in den unterschiedlichen Settings 
beruflicher Pflege ermöglicht. Vorliegende 
Expertise und Instrumente des IAB sowie 

vorhandene Expertisen zum regionalen Fach-
kräfte- und Lohnmonitoring in der beruflichen 
Pflege können hierfür nutzbar gemacht wer-
den. Die Ergebnisse sollten regelhaft in die 
Arbeitsweltberichterstattung einfließen. 

Angesichts des regionalen Branchen- und 
Berufswandels sind regionale Analysen zur 
Potenzialabschätzung für die Fachkräftesi-
cherung in der Pflege sinnvoll. Dies adressiert 
insbesondere Analysen zur zielgruppen-
spezifischen Berufswechselbereitschaft in 
das Berufsfeld Pflege, ihren Prädiktoren und 
Implikationen für die künftige Ausgestaltung 
von Qualifizierungsmaßnahmen. Darüber 
hinaus ist aufzuzeigen, ob und wie es derzeit 
gelingt, niedrigschwellige Einstiegsoptionen 
rund um die Felder Service und Assistenz (z. 
B. Modell Servicehelferin und Servicehelfer) 
für motivierte und geeignete Personen über 
zielgruppenspezifische Begleitungs- und Qua-
lifizierungsmaßnahmen für die Fachkräfte-
sicherung nutzbar zu machen. Dabei sind die 
Ausgestaltung von Rahmenbedingungen für 
geeignete betriebliche Lernkontexte, Begleit- 
und Unterstützungsmaßnahmen in den Blick 
zu nehmen und transferorientiert aufzuberei-
ten. 

Es ist zu evaluieren, wie sich vorhandene 
Arbeitsmarktprogramme /-instrumente vor 
Ort (z.B. Fördermöglichkeiten des Teilhabe-
chancengesetzes) zielgruppenspezifisch auf 
den Einstieg rund um das Berufsfeld Pflege 
und ggfls. in das Berufsfeld Pflege auswirken 
und wie hieraus für motivierte und geeignete 
Personen neue Berufsoptionen in der beruf-
lichen Pflege entstehen oder perspektivisch 
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entstehen könnten. Zudem ist denjenigen 
Zielgruppen, die derzeit ohne Berufsabschluss 
oder mit sonstigen Berufsabschlüssen in der 
beruflichen Pflege tätig sind, mit Blick auf die 
Fachkräftesicherung mehr Aufmerksamkeit 
zu widmen. Hier sind Analysen zu subjekti-
ven Berufswünschen, zu Berufsperspektiven 
sowie zur Weiterbildungsbereitschaft und 
-teilnahme dieser Zielgruppe sinnvoll, um 
aufzuzeigen, wie für geeignete und motivierte 
Personen, Qualifizierungschancen und -wege 
zur Fachkraftausbildung gezielt unterstützt 
werden können.

Träger und Einrichtungen in Gesundheit und 
Pflege setzen bereits vielfältige Maßnahmen 
in den Feldern Berufsorientierung, Recruit-
ment und Bewerberinnen- und Bewerber-
management zur Fachkräftesicherung um. 
Darüber hinaus arbeiten Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen auch mit diversen 
Assessmentverfahren in Onboarding-Pro-
zessen. Es besteht jedoch ein Wissensdefizit 
hinsichtlich der Verbreitung entsprechender 
Maßnahmen und Instrumente, der Evidenzba-
sierung der genutzten Instrumente, fördernder 
und hemmender Umsetzungsfaktoren sowie 
ihrer Wirkungseffekte in der betrieblichen 
Praxis. Aufbauend auf einer systematischen 
Aufarbeitung vorhandener Lösungen sollte 
der trägerübergreifende Wissenstransfer zu 
evidenzbasierten Maßnahmen und Instru-
menten gestärkt und darüber hinaus gehende 
Entwicklungspotenziale aufgezeigt werden. 
Hierfür bieten sich als Transfer- und Ent-
wicklungsplattformen vorhandene lokale 
Kooperationsstrukturen unter anderem mit 
Arbeitsagenturen, Bildungs- und Beratungs-

einrichtungen und einrichtungsübergreifenden 
Trägernetzwerken an.

Die Vielfalt der Zielgruppen für die Fachkräf-
tesicherung in der beruflichen Pflege wird 
künftig weiter steigen. Dies erfordert ziel-
gruppenspezifisch neue Begleitstrukturen und 
Unterstützungsmaßnahmen für berufliche 
Ausbildungs-/Umschulungsphasen. Die Erfah-
rungen mit den Möglichkeiten der Assistierten 
Ausbildung für Auszubildende zur Pflegefach-
kraft nach § 57 SGB III sollten, ebenso wie die 
Erfahrungen länderspezifischer Modellprojek-
te zur assistierten Ausbildung in der Pflegehil-
fe-/Pflegeassistenzausbildung, gebündelt, der 
Bedarf an ergänzenden Maßnahmen erhoben 
und die Erkenntnisse für den Transfer in die 
betriebliche Praxis nutzbar gemacht werden. 
Es ist aufzuzeigen, welche Instrumente hilf-
reich sind, damit unterschiedliche Zielgruppen 
auf betrieblicher Ebene personenzentrierter 
so unterstützt werden können, dass Phasen 
der Ausbildung, des Ankommens und auch 
der Einarbeitung in der Arbeitswelt Pflege 
erfolgreich gestaltet werden können. Es ist zu 
prüfen, wo erprobte Instrumente nach BBiG/
HwO für den Auf- und Ausbau personenzen-
trierter Unterstützungsstrukturen und -maß-
nahmen in der beruflichen Pflege stärker als 
bislang nutzbar gemacht werden können und 
inwieweit hierfür auch Zertifizierungsmög-
lichkeit für Einrichtungen geschaffen werden 
sollten.

Das Anwerben ausländischer Fachkräfte in 
der beruflichen Pflege muss für eine gelin-
gende Arbeitsplatzintegration durch Maß-
nahmen für eine institutionell verankerte 
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und systematische Personal-, Team- und 
Organisationsentwicklung unter Beteiligung 
betrieblicher Interessenvertretungen flankiert 
werden. Der INQA-Check „Vielfaltsbewusste 
Unternehmensentwicklung“ bietet eine gute 
Grundlage, auf dessen Basis betriebliche 
Konzepte für Gesundheits- und Pflegeein-
richtungen weiterentwickelt und ein syste-
matischer Wissenstransfer zu diversitätssen-
siblen Organisations- und Teamkulturen in 
der beruflichen Pflege befördert und imple-
mentiert werden kann. Für die Umsetzung 
entsprechender Konzepte auf betrieblicher 
Ebene sind Qualitätssicherungsmaßnahmen 
betrieblich zu institutionalisieren, Verantwort-
lichkeiten zur Umsetzung zu definieren und 
diese zu implementieren. Angeregt wird die 
regelmäßige Durchführung von Quer- und 
Längsschnittanalysen zur Arbeitsplatzinteg-
ration, zu individuellen Berufsverläufen und 
Laufbahnentwicklungen der aus dem Ausland 
angeworbenen Pflegekräfte im längerfristigen 
Beobachtungszeitraum.

Es ist notwendig, berufsbiografische Entwick-
lungschancen und Laufbahnoptionen in der 
beruflichen Pflege offensiver zu kommunizie-
ren. Pflegerische Verantwortungs-, Aufgaben- 
und Tätigkeitsfelder unterliegen durch die 
Weiterentwicklung kommunaler und regiona-
ler Versorgungs- und Kooperationsstrukturen, 
durch integrierte Versorgungskonzepte und 
quartiersnahe Versorgungsangebote selbst 
einem Wandel. Hier sollten sich Trägernetz-
werke in Kooperation mit den einschlägigen 
Bildungs-, Berufs- und Arbeitsmarktinstitu-
tionen vor Ort verstärkt dafür engagieren, die 
Chancen dieser Entwicklung mit Blick auf die 

Attraktivität des Pflegeberufs im Rahmen von 
Strategien zur Fachkräftesicherung offensiver 
aufzuzeigen und zu kommunizieren. 

Zukunft der Arbeitsorganisation 
zwischen analog und digital

Bestehende Forschungsansätze zur „Digi-
talisierung in der Pflege“ sind deutlich aus-
zuweiten, wobei auch setting- und zielgrup-
penspezifisch vergleichend Anforderungen, 
Auswirkungen und Gestaltungsherausforde-
rungen in den Blick zu nehmen sind und die 
arbeitsgestalterische Perspektive zu stärken 
ist, um Ungleichheiten in der Arbeitswelt 
beruflich Pflegender infolge von Technikein-
satz begegnen zu können. Es ist aufzuzeigen, 
wie sich auch die Nutzung digitaler Technik 
durch Klientinnen und Klienten unter ande-
rem auf pflegespezifische Arbeitsprozesse, 
Arbeitsvolumina, Anforderungs-, Aufgaben- 
und Tätigkeitsprofile sowie auf Belastungen, 
Beanspruchungen und Ressourcen beruflich 
Pflegender auswirken. Vor dem Hintergrund 
des Bedeutungsgewinns vernetzter Systeme 
und KI-Technologien sind die Anforderungen 
an und Auswirkungen auf das Fach- und Er-
fahrungswissen beruflich Pflegender beson-
ders in den Blick zu nehmen. 

Die Befunde legen nahe, dass nicht nur be-
triebliche Gestaltungsspielräume zur Um-
setzung neuer (digital gestützter) Arbeitsor-
ganisations- und Arbeitsgestaltungsmodelle, 
sondern ausgehend hiervon unterschiedliche 
betriebliche Gestaltungspraktiken existie-
ren. Hier sollte unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen pflegerischen Settings 
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vergleichend analysiert und aufgezeigt wer-
den, wie sich unterschiedliche betriebliche 
Gestaltungspraktiken der Reorganisation 
von Aufgaben- und Tätigkeitskomplexen auf 
Arbeitsprozesse und auf die Arbeits- und Ver-
sorgungsqualität auswirken. Es ist zu prüfen, 
inwiefern gute Gestaltungskonzepte ggfls. 
auf andere pflegerische Settings übertragbar 
sind. Notwendig ist mehr Inspirations- und 
Orientierungswissen über gut gestaltete, lern-
förderliche digital gestützte Pflegearbeit für 
die Praxisakteure. Für die Umsetzung einer 
solchen Initiative können u.a. die bestehen-
den Strukturen der Initiative neue Qualität der 
Arbeit (INQA) genutzt werden.

Erforderlich ist die Stärkung der branchen-
bezogenen Vernetzung und der gegenseitigen 
Befruchtung von Wissenschaft und betrieb-
licher Praxis, insbesondere eine stärkere Nutz-
barmachung durch handlungsleitende „Über-
setzungen“ wissenschaftlicher Erkenntnisse 
in den betrieblichen Alltag. Bereits vorliegende 
wissenschaftliche Erkenntnisse, betriebliche 
Handlungskonzepte und -maßnahmen zur 
beschäftigungs- und arbeitsorientierten Ge-
staltung von Digitalisierungsaktivitäten in der 
und rund um die berufliche Pflege aus Bundes-
förder-/ESF-Programmen sollten systematisch 
ausgewertet und für Praxisakteure trägerüber-
greifend nutzbar gemacht werden. Gleichzeitig 
sollte die Forschung die aktuellen und perspek-
tivischen Bedarfe in der Pflegearbeit besser 
aufgreifen, um zu passgenauen und tragfähi-
gen Lösungen beitragen zu können.

Bestehende Netzwerke, wie die Initiative neue 
Qualität der Arbeit (INQA) oder ‚Zukunftszent-

ren‘, sollten mit dem Fokus Pflege genutzt und 
weiterentwickelt werden. Darüber hinaus sind 
zusätzliche Maßnahmen zu fördern, die den 
regionalen zielgruppenspezifischen Wissens-
transfer zu Guten Lösungen der Digitalisie-
rung für die Pflegepraxis gezielt unterstützen. 
Die Beteiligung der Sozialpartner ist bei der 
Vermittlung von Bedarfen, wissenschaftlicher 
Expertise und des Praxistransfers zu fördern. 
Es sind Programme notwendig, die dazu 
beitragen, betriebliche Akteure (vor allem Ge-
schäftsführungen und -leitungen, Fach- und 
Führungskräfte, betriebliches Bildungsper-
sonal, betriebliche Interessenvertretungen) 
durch neue Formate des Wissenstransfers- 
und der Transformationsbegleitung in der 
arbeits- und beschäftigtenorientierten Gestal-
tung der Digitalisierung mit der beruflichen 
Pflege zu unterstützen. 

Es sind zeitnah interministerielle bzw. ressort-
übergreifende Vereinbarungen für die Ent-
wicklung und Umsetzung einer arbeits- und 
beschäftigungsorientierten „Digitalen Agenda 
der Pflege“ und zur Stärkung eines handlungs-
orientierten Wissenstransfers erforderlich.

Pflege als Facharbeit: Sackgassen 
vermeiden und berufliche Handlungs-
fähigkeit im Transformationsprozess stärken

Die zahlreichen landesrechtlich geregelten 
und heterogenen Ausbildungsgänge in den 
Pflegehelfer-/Pflegeassistenzberufen müssen 
stärker angeglichen werden. Die Weiterquali-
fizierung zur Pflegefachperson auf betrieb-
licher Ebene ist systematisch zu fördern. Vor 
diesem Hintergrund ist zu evaluieren, wie 
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sich die länderspezifischen Regelungen in 
den Pflegehelfer-/Pflegeassistenzberufen 
auf die Förderung von und die Teilnahme 
an Weiterqualifizierung, auf Übergänge und 
Abschlüsse zur Pflegefachperson und damit 
auf die Durchlässigkeit des Bildungssystems 
auswirken. 

Es ist mehr gestaltungsorientierte For-
schung erforderlich, um aufzuzeigen, wie 
sich neue Personal- und Qualifikationsmixe 
in der beruflichen Pflege auf die beruflichen 
Entwicklungsperspektiven der Pflegekräfte 
unterschiedlicher Qualifikationsniveaus, auf 
das berufliche Selbstverständnis, auf zielgrup-
penspezifische Professionalisierungschancen 
und Deprofessionalisierungsrisiken sowie auf 
die Arbeits- und Versorgungsqualität in der 
beruflichen Pflege auswirken. 

Mit Blick auf neue betriebliche Arbeits- und 
Aufgabenfelder für grundständig akademisch 
qualifizierte Pflegefachkräfte ist es erforder-
lich, dass das Wissen über adäquate Aufga-
ben- und Tätigkeitsprofile und praxistaugliche 
Umsetzungskonzepte verbreitert und der 
Nutzen für die Versorgungspraxis deutlich 
wird. Insbesondere klein- und mittelständi-
sche Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen 
sind bei der Entwicklung und Umsetzung ent-
sprechender Aufgaben- und Tätigkeitsprofile 
besser zu unterstützen. 

Die Entwicklung der akademischen Fort- 
und Weiterbildungslandschaft in der beruf-
lichen Pflege ist in ihren Strukturen, Entwi-
cklungsdynamiken und Implikationen für 
das System beruflicher Bildung, für zielgrup-

penspezifische Bildungszugänge und die 
Bildungsteilnahme sowie hinsichtlich der 
beruflichen Verwertbarkeit der erworbenen 
Qualifikationen und Kompetenzen vertie-
fend zu analysieren. Auch für nicht aka-
demisch qualifizierte Pflegefachpersonen 
entstehen neue Aufgaben- und Tätigkeits-
felder in der regionalen Versorgung, etwa im 
Kontext der Weiterentwicklung kommunaler 
Kooperations- und Gesundheitsinfrastruktu-
ren, in der Schulgesundheits- oder Betriebs-
gesundheitspflege. Vorhandene Beispiele 
sollten systematisiert, für den Transfer nutz-
bar gemacht und darüber hinausgehende 
Entwicklungspotenziale aufgezeigt werden.

Die digital gestützte Aus-, Fort- und Weiter-
bildung in der beruflichen Pflege wird an 
Bedeutung gewinnen. Über das Bundes-
institut für Berufsbildung (BIBB) sollte eine 
Wissens- und Transferplattform aufgebaut 
und etabliert werden, die darauf ausgerich-
tet ist, den Stand im Feld digital gestützter 
Aus-, Fort- und Weiterbildung in der beruf-
lichen Pflege zu erheben, die Evidenzba-
sierung technikgestützter Bildungs- und 
Lernprozesse in der beruflichen Pflege zu 
fördern und einen diesbezüglichen be-
triebsfokussierten Fortschrittsmonitor auf-
zubauen. Dieser sollte darauf ausgerichtet 
sein, innovative Konzepte und gute Lösun-
gen für das digital gestützte Lernen und 
eine bessere individuelle Lernbegleitung in 
der beruflichen Pflege zu systematisieren, 
dass Wissen hierüber in die betriebliche 
Praxis zu transferieren und gezielt den 
Dialog über tragfähige Lösungen mit der 
betrieblichen Praxis zu befördern.
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Die Weiterentwicklung der Pflege- und 
Versorgungsqualität wird zu einem Bedeu-
tungsgewinn von (auch interprofessioneller) 
Fort- und Weiterbildung in der beruflichen 
Pflege führen. Dies erfordert mehr Transpa-
renz über die Qualität vorhandener Weiter-
bildungsangebote und die Standardisierung 
sowie Zertifizierung von Weiterbildungsab-
schlüssen. Darüber hinaus ist eine Ver-
besserung der Refinanzierung von Weiter-
bildungsmaßnahmen, die nachweislich 
dazu beitragen, die Versorgungsqualität zu 
erhöhen, notwendig. Dabei muss sich Wei-
terbildung für beruflich Pflegende zusätzlich 
zum zertifizierten Kompetenzerwerb auch 
materiell lohnen.

Vom betrieblichen Bildungspersonal werden 
künftig verstärkt Kompetenzen in der Be-
rufs- und Ausbildungspädagogik gefordert 
sein. Ausgehend hiervon sind Analysen zum 
berufs- und ausbildungspädagogischen 
Selbstverständnis und den berufs- und aus-
bildungspädagogischen Kompetenzen das 
Pflegebildungspersonals notwendig. Es wird 
empfohlen, dass für die Qualifizierung des 
betrieblichen Bildungspersonals in Kranken-
häusern, Langzeitpflege und ambulanter 
Pflege (z.B. Praxisanleitungen, Fortbildungs-
beauftragte etc.) bestehende Fortbildungs-
ordnungen für das betriebliche Bildungsper-
sonal nach BBiG/HwO (z. B. Geprüfte bzw. 
Geprüfter Aus- und Weiterbildungspädagogin 
bzw. -pädagoge, Fortbildungsabschluss Ge-
prüfte bzw. Geprüfter Berufspädagogin bzw. 
-pädagoge) in der beruflichen Pflege nutzbar 
gemacht wird. Zudem braucht es die praxis-
nahe Vermittlung von Orientierungs- und Ge-

staltungswissen, wie Praxisanleitung in der 
beruflichen Pflege gut gestaltet und für die 
Praxisanleiterinnen und -anleiter selbst unter-
stützend und anerkennend ausgestaltet wird. 

Der Einzug digitaler Technologien in der 
beruflichen Pflege erfordert schon in der 
Ausbildung die Vermittlung digitaler Kom-
petenzen. Diese dürfen jedoch nicht nur auf 
Digital Literacy, auf Informations- und An-
wenderkompetenzen fokussieren, sondern 
müssen auch Kompetenzen zur Abschät-
zung der Auswirkungen digitaler Technik 
auf Versorgungs- und Arbeitsprozesse, zur 
reflexiven Gestaltung des eigenen Arbeits-
umfeldes, zum Umgang mit Technostress 
sowie zur Formulierung und Begründung von 
Anforderungskatalogen zum Technikeinsatz 
ausgerichtet sein. Dies erfordert die Weiter-
entwicklung und Stärkung der zu vermit-
telnden digitalen Kompetenzen im Kontext 
der Rahmenlehr- und -ausbildungspläne der 
Fachkommission nach § 53 Pflegeberufege-
setz, in den Fort- und Weiterbildungsange-
boten für Führungskräfte in der Pflege sowie 
in der Ausbildung von Lehrkräften in der 
beruflichen Pflege. 

Es sind weitere Forschungs- und Monitoring-
aktivitäten zum Wandel der Arbeitswelt Pfle-
ge anzustoßen, um frühzeitig Rückschlüsse 
auf veränderte Qualifikations- und Kompe-
tenzerfordernisse in der Pflegepraxis zu 
erhalten und diese für die Berufsentwicklung 
in der beruflichen Pflege nutzbar zu machen. 
Dies erfordert eine stärkere Einbeziehung 
der Sozialpartner, analog zu den BBiG/HwO 
regulierten Berufen, in die Berufsbildungs-
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forschung mit dem Ziel, eine strategische Be-
rufsbildungspolitik in den Gesundheits- und 
Pflegeberufen zu stärken. 

Wandel braucht Sicherheit und Gestaltung: 
Mitbestimmte Transformation in der
beruflichen Pflege stärken

Empfohlen wird die Berücksichtigung be-
trieblicher Interessenvertretungen bei pflege-
spezifischen Modellvorhaben, etwa bei der 
Erprobung und Evaluation im Kontext der Ein-
führung des neuen Personalbemessungsver-
fahrens in der Altenpflege sowie im Kontext 
von Modellprojekten zur digitalen Moderni-
sierung von Versorgung und Pflege.

Notwendig ist die Entwicklung und Umset-
zung einer regelmäßigen Betriebs-/Personal-
räte- und Mitarbeitervertretungsbefragung 
zur Mitbestimmung in Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen. Hierbei ist die Berück-
sichtigung der vorhandenen Expertise des 
WSI (Betriebsrätebefragung) sinnvoll. Die 
Durchführung einer solchen regelmäßigen 
Befragung in Gesundheits- und Pflegeeinrich-
tungen sollte durch die Initiierung eines trä-
gerübergreifenden Transferprogramms, das 
Orientierung über mitbestimmte Strategien 
und Lösungen ermöglicht, begleitet werden. 
Hierüber können mitbestimmte Innovationen 
in der beruflichen Pflege erfahrbarer sowie 
der fach- und bereichsübergreifende Wis-
senstransfer und die intergenerative Wis-
sensvermittlung gestärkt werden.

Es wird ein Modellprogramm empfohlen, das 
darauf ausgerichtet ist, den interdisziplinären 

Wissens- und Kompetenzerwerb betrieb-
licher Interessenvertretungen in zentralen Re-
organisationsfeldern der beruflichen Pflege 
zu fördern (Kompetenzförderung). Darüber 
hinaus sollte ein entsprechendes Modell-
programm darauf zielen, zur Erweiterung 
des Selbstverständnisses in der Interessen-
vertretungsarbeit beizutragen, den Wissens-
transfer auch pflegewissenschaftlichen 
Know-hows zu unterstützen (Netzwerke & 
neue Akteure) und neue Wege zu erproben, 
um das Gestaltungswissen für Interessen-
vertretungen in der Alltags- und Reorganisa-
tionsbegleitung nutzbar zu machen (Capacity 
Building).

Forschungsaktivitäten zur Mitbestimmungs-
forschung in der personenbezogenen 
sozialen Dienstleistungsarbeit sind künftig 
insgesamt, auch in den Settings der beruf-
lichen Pflege, deutlich auszubauen.

Es wird empfohlen, die Mitbestimmungs- und 
Beteiligungsrechte für die (digitale) Trans-
formation stärker prozedural auszurichten. 
Da die betriebliche Transformation insbeson-
dere beim Einsatz von neuen Technologien 
(Vernetzte Systeme, KI-Technologien) aller 
Voraussicht nach mit erheblichen arbeits-
organisatorischen Umbrüchen in der beruf-
lichen Pflege verbunden sein werden, sollten 
diese personalplanerisch, kompetenzför-
dernd, aufwertungsorientiert und beschäfti-
gungssichernd durch die Interessenvertre-
tungen effektiv begleitet werden.
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lich weiterentwickeln, können ihre Produktivität und 
Innovationsfähigkeit erhöhen sowie ihren Fachkräfte-
bedarf nachhaltig decken ( ). Die Investition in vgl. 5.2
berufliche Weiterbildung lohnt auch auf übergeordne-
ter Ebene – die Volkswirtschaft insgesamt profitiert 
langfristig von einem größeren Potenzial an qualifi-
zierten Fachkräften.  ³

Flexibilität und Resilienz werden für 
Betriebe und Beschäftigte noch wichtiger

Um Beschäftigte wie Betriebe für die Arbeitswelt der 
Zukunft gut aufzustellen, spielt lebenslanges Lernen 
in all seinen Facetten eine zentrale Rolle. Der Grund-
stein dafür wird bereits lange vor dem Eintritt ins 
Berufsleben gelegt: Die schulische Bildung schafft die 
wesentlichen Voraussetzungen für den nachfolgen-
den Erwerb von Kompetenzen und Qualifikationen. 
Die duale Erstausbildung hat sich im Besonderen 
bewährt, um junge Menschen auf die Anforderungen 
einer Arbeitswelt im Wandel vorzubereiten. Schließlich 
braucht es tragfähige Strukturen zur Förderung von 
beruflicher Neu- und Weiterqualifikation sowie Weiter-
bildung innerhalb der Betriebe und darüber hinaus. 

Die Transformation der Arbeitswelt zeigt sich nicht nur 
darin, wie gearbeitet wird. Sie wirkt sich auch maßgeb-
lich darauf aus, welche Profile in den Betrieben und 
am Arbeitsmarkt insgesamt gebraucht werden: Der 
demografische Wandel erhöht den Bedarf an Personal 
im Gesundheits- und Pflegesektor angesichts einer 
alternden Bevölkerung, struktureller Wandel führt zu 
einer sinkenden Nachfrage nach Beschäftigten im pro-
duzierenden Gewerbe und die erfolgreiche Gestaltung 
des sozial-ökologischen Wandels wird maßgeblich 
auch davon abhängen, dass es ausreichend Fach-
kräfte im Bereich erneuerbare Energien und Energie-
effizienz gibt. Neben diesen teils sehr spezifischen 
Veränderungen sehen sich Beschäftigte quer über alle 
Branchen mit den Auswirkungen einer zunehmenden 
Digitalisierung konfrontiert. Um angesichts neuer Soft-
wareanwendungen, projektbasierten Arbeitens oder 
digitaler Kommunikation handlungsfähig zu bleiben, 
bedarf es entsprechender Kompetenzen. 

Durch diese Veränderungen verschiebt sich die Nach-
frage nach Arbeitskräften zwischen den verschiede-
nen Branchen, aber auch einzelne Berufsbilder und 
Tätigkeiten modernisieren sich. Somit durchdringt der 
Wandel einen Großteil des Arbeitsmarkts und betrifft 
auf die eine oder andere Weise fast alle Arbeitsplätze 
( ). Dies bedeutet, dass Beschäftigte und Betrievgl. 5.2 -
be nahezu ausnahmslos gefordert sind, sich kontinu-
ierlich weiterzuentwickeln.  Die Kompetenz, Neues zu ¹
lernen, ist somit zentral, um den Anforderungen einer 
zukünftigen Arbeitswelt gerecht zu werden.  ²

Beschäftigte wie Betriebe können dabei erheblich von 
einer zunehmenden Dynamik beruflicher Weiterbil-
dung profitieren: Beschäftigte können durch Qualifi-
kation und Kompetenzaufbau ihre Position im Betrieb 
und auf dem Arbeitsmarkt insgesamt verbessern. 
Betriebe, die sich und ihre Beschäftigten kontinuier-

 ¹	 Janssen/Leber, 2020

 ²	 Zinke, 2019

 ³	 SVR Wirtschaft, 2020; Horbach/Rammer, 2020
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5.1.1 ALLGEMEINBILDENDE SCHULEN – 
GRUNDLAGEN FÜR LEBENSLANGES 
LERNEN SCHAFFEN

Die allgemeinbildende Schule spielt eine zentrale 
Rolle für den Erwerb von arbeitsmarktrelevanten 
Kompetenzen und Qualifikationen. Besonders die frü-
hen Bildungsphasen sind von großer Bedeutung: Je 
früher Grundkompetenzen aufgebaut werden, desto 
umfassender kann im späteren Bildungs- und Er-
werbsverlauf darauf aufgebaut werden. Sowohl auf ⁴ 
individueller wie auch auf gesellschaftlicher Ebene 
ist es daher sinnvoll, Bildungsinvestitionen möglichst 
früh anzusetzen. 

Die Bedeutung des allgemeinbildenden Schulab-
schlusses für die weitere Bildungs- und Erwerbsbio-
grafie wurde bereits vielfach belegt.5 Aber auch die 
Beteiligung an Weiterbildung im späteren Erwerbsle-
ben variiert mit dem Bildungsabschluss. So nehmen 
Personen mit niedrigem Schulabschluss deutlich sel-
tener an Weiterbildung teil als Personen mit hohem 

⁴	 Cunha et al., 2006; Spieß, 2013a; Spieß, 2013b
5	 Hillmert, 2014
6	 OECD, 2019; BMBF, 2019a
7	 OECD 2019, S. 17

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Die allgemeinschulische Bildung schafft 
zentrale Voraussetzungen für den Erwerb von 
Qualifikationen und Kompetenzen im späteren 
Erwerbsleben.

•	 Anstrengungen zur Vermittlung zentraler 
Kompetenzen an alle Schülerinnen und Schüler, 
unabhängig ihres persönlichen Hintergrunds, 
müssen verstärkt werden. 

5.1 QUALIFIKATIONEN 
AUFBAUEN FÜR EINE 
ARBEITSWELT IM WANDEL

oder mittlerem Schulabschluss. Die Lernerfahrungen 
aus der Schulzeit prägen maßgeblich die Motivation 
im späteren Berufsleben, Neues dazuzulernen (vgl. 
Abschnitt 5.2.1 für eine ausführliche Diskussion 
dieser Faktoren). 

Kompetenzen im internationalen Vergleich: 
Noch Luft nach oben in der Sekundarstufe I 

In der PISA-Erhebung aus dem Jahr 2018 lagen die 
Leistungen der 15-jährigen Schülerinnen und Schüler 
in Deutschland in den Kompetenzfeldern Lesen, Ma-
thematik und Naturwissenschaften über dem Durch-
schnitt der anderen OECD-Länder. Gleichzeitig war 
aber der Abstand zur internationalen Spitzengruppe 
erheblich – und hatte sich im Vergleich zur letzten 
Erhebung aus dem Jahr 2015 vergrößert.6

Die Ergebnisse unterschieden sich zudem stark 
zwischen den leistungsstärksten und schwächsten 
Schülerinnen und Schülern innerhalb Deutschlands. 
So wurden zwar überdurchschnittlich viele Schü-
lerinnen und Schüler als besonders leistungsstark 
eingeschätzt. Auf der anderen Seite verfügten jedoch 
knapp 13 Prozent der Schülerinnen und Schüler 
kaum über grundlegende Kompetenzen in den drei 
untersuchten Kompetenzfeldern. 2015 lag dieser An-
teil noch bei knapp 10 Prozent.7 

Die Befunde der PISA-Erhebung werden durch 
weitere Studien, etwa die ICILS-Studie, grundsätz-
lich bestätigt und lassen sich zum Teil auch auf 
andere Kompetenzbereiche übertragen. So erzielten 
Schülerinnen und Schüler in Deutschland zwar im 
internationalen Vergleich überdurchschnittliche 
Ergebnisse im Bereich der computer- und informati-
onsbezogenen Kompetenzen. Auf der anderen Seite 
verfügte jedoch etwa ein Drittel der Jugendlichen 
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8	 Eickelmann et al., 2019
9	 Blossfeld et al., 2019; Anger/Plünnecke, 2021
10	 Mergele et al., 2020
11	 OECD, 2019; BMBF, 2019a

DER RAT STELLT FEST

Ein Land, das durch demografischen Wan-
del und zunehmenden Fachkräftemangel 
geprägt ist, kann es sich nicht leisten, dass 
die zukünftigen Fachkräfte – die Schülerin-
nen und Schüler – bei Studien zu zentralen 
Kompetenzen für die Zukunft insgesamt 
nur im Mittelfeld landen und ein nicht un-
erheblicher Anteil das Mindestniveau in 
den jeweiligen Domänen nicht erreicht. 
Je früher Defizite vermieden werden, desto 
erfolgreicher kann lebenslanges Lernen 
gestaltet werden. Ohne entsprechende 
Aktivitäten im gesamten Bildungssystem 
laufen daher viele Ansätze für Kompetenz-
entwicklung und Qualifizierung ins Leere, 
weil die Grundvoraussetzungen fehlen und 
nur mit großem Aufwand oder auch gar 
nicht geschaffen werden können. Besonde-
res Augenmerk sollte dabei darauf gelegt 
werden, allen Schülerinnen und Schülern 
unabhängig von deren sozialen Status die 
gleichen Bildungschancen zu ermöglichen.

lediglich über sehr basale computer- und informa-
tionsbezogene Kompetenzen.8 

Unterschiede in der Leistungsfähigkeit 
hängen vom sozioökonomischen Status ab

Viele Studien belegen, dass der sozioökonomische 
Hintergrund wesentlichen Einfluss auf die Leis-
tungsfähigkeit in der Schule und damit auch den 
Bildungserwerb im Lebensverlauf hat.9 Leistungsun-
terschiede werden vielfach schon vor der Schulzeit 
beobachtet, im weiteren Verlauf der Bildungsbiogra-
fie können diese kaum ausgeglichen werden.10 Die 
Befunde der PISA-Erhebung 2018 deuteten darauf 
hin, dass der Leistungsunterschied zwischen den 
privilegiertesten und den am stärksten benachtei-
ligten Gruppen in Deutschland deutlich stärker aus-
geprägt ist als im OECD-Durchschnitt. In den letzten 
Jahren hatte sich dieser Zusammenhang zudem 
noch verstärkt.11 
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5.1.2 ÜBERGANGSSYSTEM – 
EINSTIEGE IN BERUFLICHE 
QUALIFIKATION ERMÖGLICHEN

Nicht nur im schulischen Bereich, sondern auch bei 
den beruflichen Qualifikationen gibt es eine Grup-
pe Jugendlicher, die außen vor bleibt: Die Zahl der 
jungen Menschen, die dauerhaft keine formale beruf-
liche Qualifikation erreichen, ist in den letzten Jahren 
relativ stabil geblieben. Im Jahr 2018 betrug der 
Anteil der 20- bis 34-Jährigen ohne Berufsabschluss 
rund 15 Prozent. Der erfolgreiche Übergang von der 
allgemeinbildenden Schule in die Berufsausbildung 
gestaltet sich für Jugendliche mit schwächeren 
schulischen Leistungen häufig schwierig. Unter den 
Schulabgängerinnen und Schulabgängern mit Haupt-
schulabschluss liegt der Anteil Jugendlicher ohne 
Berufsausbildung bei rund 33 Prozent.12 

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Nach wie vor verbleibt eine zu große Gruppe jun-
ger Menschen im Übergangssystem und erreicht 
auch langfristig keine berufliche Qualifizierung.

•	 Das Übergangssystem hat eine wichtige Funk-
tion zur Unterstützung dieser Jugendlichen, ist 
aber in seiner aktuellen Form nicht ausreichend 
übersichtlich und bedarfsgerecht.

•	 Zielführend sind vor allem Ansätze, die Betriebs-
nähe herstellen, das Nachholen von Schul-
abschlüssen ermöglichen und Jugendliche 
individuell begleiten.

Der formale Schulabschluss ist bei der erfolg-
reichen Suche nach einem Ausbildungsplatz von 
großer Bedeutung. Während im Jahr 2017 47 Pro-
zent der Jugendlichen mit maximal Hauptschulab-
schluss in eine vollqualifizierende Ausbildung (dual 
und schulisch) vermittelt werden konnten, lag die 
entsprechende Quote für Jugendliche mit mittlerem 
Schulabschluss bei 87 Prozent bzw. für Jugendliche 
mit einer (Fach-)Hochschulreife bei 96 Prozent.13 

Eine Untersuchung konnte zeigen, dass für Haupt-
schulabgängerinnen und -abgänger gute Noten im 
Bereich Arbeits- und Sozialverhalten sowie prakti-
sche betriebliche Erfahrungen, etwa im Rahmen von 
Schülerbetriebspraktika, zu einem direkten Über-
gang in Ausbildung beitragen können.14 

Jugendliche ohne Ausbildungsplatz oder schuli-
sche Perspektive münden nach Abgang aus der 
allgemeinbildenden Schule meist in ausbildungsvor-
bereitende Bildungsgänge oder andere Maßnahmen 
des Übergangssystems. Die Zahl der Anfängerinnen 
und Anfänger im Übergangssystem ging zwischen 
2005 und 2014 um rund 40 Prozent zurück (2014: 
252.670). Anschließend kam es zwischenzeitlich zu 
einem deutlichen Anstieg, der jedoch in den Folge-
jahren wieder kontinuierlich abnahm.15 

Im Jahr 2019 erreichten die Eintritte in den Über-
gangsbereich mit rund 250.000 Personen etwa 
wieder das Niveau aus dem Jahr 2014. Jugend-
liche mit höchstens einem Hauptschulabschluss 
machten dabei rund 73 Prozent der Anfängerinnen 
und Anfänger im Übergangssystem aus.16 (vgl. Ab-
bildung 2) 

Für das Jahr 2020 wird nach vorläufigen Zahlen 
von einem leichten Rückgang auf rund 238.000 

15	 Der kurzfristige Anstieg der Zahl der Anfängerinnen und 

Anfänger im Übergangssystem kann vor allem auf die Zu-

wanderung von Geflüchteten zurückgeführt werden, da diese 

verstärkt in Programme zum Erlernen der deutschen Sprache 

einmündeten (BIBB, 2020).
16 	 Statistisches Bundesamt, 2020

12	 BIBB, 2020, S. 279ff.
13	 Seeber et al. 2019, S. 14f.
14	 Kohlrausch/Solga, 2012
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17	 Statistisches Bundesamt, 2021
18	 überaus – Fachstelle Übergänge in Ausbildung und Beruf, 

2021
19	 Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2018, S. 143f.

Anfängerinnen und Anfänger im Übergangssystem 
ausgegangen.17 

Ein vielfältiges Angebot – mit gemischten Wirkungen

Das Übergangssystem zwischen Schule und berufs-
qualifizierender Ausbildung beinhaltet über 120 
schulische Bildungsgänge der Länder, welche zum 
Teil auf Regelinstrumente des Bundes aufbauen. 
Insgesamt bestehen knapp 20 Regelinstrumente des 
Bundes, die sich direkt oder indirekt auf den Übergang 
von der Schule in den Beruf beziehen. Hinzu kommen 
über 320 Förderprogramme und -initiativen in Bund, 
Ländern und EU in den Bereichen Berufsorientierung, 
Berufsvorbereitung, Ausbildung, Übergänge und Nach-
qualifizierung (vgl. Abbildung 1).18 Nach Auswertun-
gen des Nationalen Bildungspanels (NEPS) begannen 
etwa 60 Prozent der Jugendlichen, die eine oder meh-
rere Maßnahmen im Übergangssektor durchlaufen 

hatten, am Ende eine vollqualifizierende Ausbildung. 
Etwas über die Hälfte (etwa 51%) absolvierte eine 
duale Ausbildung. Dennoch verblieben 40 Prozent der 
Jugendlichen auch nach einer oder mehreren Maß-
nahmen ohne berufliche Ausbildung.19

Eine differenzierte Bewertung der einzelnen Bil-
dungsgänge und Maßnahmen ist nur eingeschränkt 
möglich, weil keine umfassende Evaluation vorliegt. 
Dabei kann zunächst ein positives Fazit zu Ansät-
zen gezogen werden, die Schülerinnen und Schüler 
mit dem Ziel eines direkten Übergangs in Ausbil-
dung schon in Vorbereitung auf den Abgang aus 
den allgemeinbildenden Schulen unterstützen. Dies 
zeigt die Evaluation der individuellen Unterstützung 
durch die Berufseinstiegsbegleitung (BerEb).21 In 
einer qualitativen Evaluation der assistierten Aus-
bildung (AsA) bewerteten die verschiedenen an der 
Umsetzung beteiligten Akteure vor allem mit Hin-

Abbildung 1: Jugendliche im Übergangssystem:
Rund 249.537 Jugendliche begannen 2019 eine Maßnahme im Übergangssystem. 

62.2 %31.4 %
hatten höchstens 
einen Hauptschul-
abschluss

hatten keine 
deutsche Staats-
angehörigkeit

waren 
männlich

Schulabschluss GeschlechtHerkunft

73.1 %

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2020: Integrierte Ausbildungsberichterstattung – Anfänger, Teilnehmer und 
Absolventen im Ausbildungsgeschehen nach Sektoren/Konten und Ländern – 2019, eigene Berechnungen.
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weis auf die Unterstützung des direkten Übergangs 
in Ausbildung sowie die Vermeidung von Aus-
bildungsabbrüchen die Maßnahme positiv.20 Eine 
systematische Evaluation steht jedoch noch aus. 

Verschiedene Studien deuten darauf hin, dass die 
Zielgruppe von den Maßnahmen im Übergangs-
bereich profitieren kann. Insbesondere das Nach-
holen eines Schulabschlusses erhöht die Zugangs-
chancen zu einer Ausbildung. Die entsprechenden 
Maßnahmenangebote stehen jedoch vergleichs-
weise wenigen Jugendlichen im Übergangsbereich 
offen und sind zudem regional sehr ungleich 
verteilt.22 Darüber hinaus profitieren Jugendliche 
von Maßnahmen, bei denen sie Erfahrungen im 
betrieblichen Kontext sammeln und Kontakte zu 
Ausbildungsbetrieben knüpfen können.23 Positive 
Effekte wurden für die Einstiegsqualifikation (EQJ) 
festgestellt: Jugendliche, die an dieser Form eines 
Langzeitpraktikums teilnahmen, gingen häufiger in 
Ausbildung über als Jugendliche aus der Kontroll-
gruppe.24 Dabei ist der angestrebte Klebeeffekt, also 
die Übernahme in Ausbildung durch zum Beispiel 
einen Praktikumsbetrieb, kein Selbstläufer. In einem 
Modellversuch zur dualisierten Ausbildungsvor-
bereitung in Baden-Württemberg begannen etwa 30 
Prozent der Schülerinnen und Schüler nach Ende 
des einjährigen Bildungsgangs eine Ausbildung, 
meist in einem vorherigen Praktikumsbetrieb. Gut 
28 Prozent verblieben in einem berufsschulischen 
Bildungsgang, um dort einen höheren Schulab-
schluss anzustreben.25

20	 Hochschule der Bundesagentur für Arbeit, 2018
21	 Boockmann et al., 2015
22	 Dionisius/Illiger, 2016; Menze/Holtmann, 2019; Ehlert et al., 

2018
23	 Ehlert et al., 2018
24	 Becker et al., 2008
25	 Heinzelmann et al., 2018



LEBENSLANGES LERNEN IN EINER ARBEITSWELT IM WANDEL 158

DER RAT STELLT FEST

Der Übergangsbereich zwischen Schule und 
Ausbildung ist unübersichtlich und sollte 
zielgruppenspezifisch wirksamer ausge-
staltet werden. Insgesamt gibt es zu viele 
Maßnahmen – dies führt dazu, dass das 
Angebot nicht übersichtlich ist. Als erfolg-
reich erweisen sich vor allem Instrumente, 
die Betriebsnähe herstellen, nachholende 
Schulabschlüsse sichern und eine kontinuier-
liche Begleitung von Jugendlichen bieten. 
Wo Instrumente wie ausbildungsbegleitende 
Hilfen, assistierte Ausbildung, Einstiegsaus-
bildung bzw. externes Ausbildungsmanage-
ment eingesetzt werden, finden diese eine 
hohe Akzeptanz. Einzelne Maßnahmen und 
Instrumente sind mitunter nicht ausreichend 
bekannt, vor allem nicht bei den Betrieben. 
Dies gilt zum Beispiel im Hinblick auf die 
assistierte Ausbildung. 

DER RAT EMPFIEHLT

Das Übergangssystem, das in seiner aktuellen 
Form das Ergebnis verschiedener Reformen 
ist, sollte einer Gesamtevaluation unterzogen 
werden. Im Mittelpunkt sollten dabei vor allem 
die reformierten oder ergänzten Elemente ste-
hen. Ziel einer solchen systematischen und 
wissenschaftlichen Evaluation sollte es sein, 
valide Aussagen über die Wirkung der einzel-
nen Maßnahmen zu treffen. 

Bei der Weiterentwicklung des Übergangs-
systems sollte insgesamt die Stärkung 

wirksamer bestehender Maßnahmen im 
Vordergrund stehen, bei gleichzeitiger 
Verbesserung der Übersichtlichkeit des 
Gesamtsystems. Sonderwelten ohne An-
knüpfungspunkte zu konkreten Ausbildungs-
möglichkeiten gilt es zu vermeiden. Über-
greifende Prinzipien sollten weiterhin die 
Gewährleistung des Nachholens von Schul-
abschlüssen sowie die enge Ankopplung der 
Maßnahmen an die betriebliche Arbeitswelt 
sein. Entsprechend sollten diese betriebsna-
hen Maßnahmen gestärkt werden, indem sie 
zum Beispiel bei der Zielgruppe Ausbildungs-
betriebe bekannter gemacht werden.

Bei Maßnahmen, die neu eingeführt oder aus 
dem bestehenden Portfolio weiterentwickelt 
werden, sollte eine wissenschaftliche Eva-
luation von Anfang an mitgedacht werden. 
Ein tragfähiges Evaluationskonzept setzt 
dabei voraus, dass die angestrebten Wirkun-
gen bzw. Ziele der Maßnahmen klar benannt 
werden, um dann als Bewertungsgrund-
lage herangezogen werden zu können. Die 
Evaluationsbefunde können dann wiederum 
Impulse für eine systematische Anpassung 
der Maßnahmen liefern oder aufzeigen, wo 
Bedarf an ergänzenden Maßnahmen besteht. 
Wenn die zeitlichen Kapazitäten es zulassen, 
sollten neue Instrumente und Maßnahmen 
zunächst in Pilotprojekten getestet werden. 
Anschließend können solche Maßnahmen, 
die Wirkung zeigen, ausgebaut werden.
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ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Die duale Ausbildung ist ein anpassungsfähiges 
und zukunftsweisendes Modell, das Auszubil-
dende auf eine Arbeitswelt im Wandel vorberei-
tet und Innovationen in den Ausbildungsbetrie-
ben treibt. 

•	 Zentrale Herausforderung ist dabei der zuneh-
mende Mismatch zwischen den Präferenzen der 
Ausbildungsbewerberinnen und -bewerber und 
den vorhandenen Ausbildungsplätzen.

•	 Die Qualität der Ausbildung und die Attraktivi-
tät der Ausbildungsberufe ist entscheidend, um 
weiterhin Jugendliche für eine duale Ausbildung 
zu gewinnen.

5.1.3 DUALE AUSBILDUNG – 
ERFOLGSMODELL FÜR EINE 
ARBEITSWELT IM WANDEL

Wirtschaft und Wissenschaft bewerten das duale 
Ausbildungssystem grundsätzlich als Erfolgsmo-
dell. Insbesondere unter den Sozialpartnern besteht 
Konsens über die große Bedeutung der dualen Aus-
bildung für den Wirtschaftsstandort Deutschland.26 
Auch für den deutschen Arbeitsmarkt hat sich das 
duale Ausbildungssystem in der Vergangenheit als 
wesentlicher Faktor für die erfolgreiche Fachkräftesi-
cherung in den Betrieben und eine im internationalen 
Vergleich geringe Jugendarbeitslosigkeit erwiesen.27 
Auszubildende im dualen System profitieren vom 
deutlichen Praxisbezug ihrer Ausbildung auch mit 

Blick auf den direkten Einstieg in den Arbeitsmarkt. 
Im Jahr 2018 betrug der Anteil der übernomme-
nen Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen 
rund 71 Prozent, in Betrieben mit mindestens zehn 
Beschäftigten sogar 74 Prozent.28 Jugendliche mit 
einem geringen Schulbildungsniveau können durch 
eine strategische Berufswahl und gute Leistungen 
in der Berufsausbildung besonders von diesen Vor-
teilen profitieren.29 

Beruflich Qualifizierte erzielen durchschnittlich ein 
deutlich höheres Einkommen als Personen ohne 
berufsqualifizierenden Abschluss. Außerdem ist 
ihr Risiko arbeitslos zu werden deutlich geringer. 
Im Vergleich zu Personen mit einem Hochschul-
abschluss ist der Verdienst beruflich Qualifizierter 
geringer. Dies gilt weniger am Berufseinstieg und 
in den ersten Phasen der Berufstätigkeit. Die Ein-
kommensunterschiede zwischen den Bildungsab-
schlüssen kommen vor allem im späteren Verlauf 
des Erwerbslebens zum Tragen.30 Über gezielte Fort- 
und Weiterbildungen, etwa zur Meisterin oder zum 
Meister oder zur Technikerin oder zum Techniker, 
stehen Ausbildungsabsolventinnen und -absolven-
ten jedoch auch im Vergleich mit einem Studium 
attraktive Karriereoptionen offen.31 Des Weiteren war 
die Arbeitslosenquote von Personen, die nach einer 
dualen Berufsausbildung eine Fachschul-, Meister- 
oder Technikerausbildung absolviert haben, in den 
vergangenen Jahren durchweg niedriger als bei 
Hochschulabsolventinnen und -absolventen.32 

Betriebe, die Fachkräfte ausbilden, müssen zunächst 
personelle und finanzielle Ressourcen investieren. 
Jedoch wird ein Großteil dieser Kosten durch die 
Erträge der Auszubildenden gedeckt: Für rund 28 
Prozent der Betriebe amortisieren sich die Kosten 
bereits im Laufe der Ausbildung.33 Darüber hinaus ist 

28	 BMBF, 2020
29	 Buch/Wydra-Somaggio, 2013
30	 Bernhard et al., 2017; Piopiunik et al., 2017; Riphahn/Zibrowi-

us 2016; Hanushek et al., 2017
31	 Flake et al., 2016; Seyda et al., 2017
32	 Röttger et al., 2019
33	 Schönfeld et al., 2020

26	 Allianz für Aus- und Weiterbildung 2019-2021, 2019
27	 OECD, 2020, S. 89ff.; Möller et al., 2015
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34	 Ebbinghaus, 2018; Jansen et al., 2015
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die Ausbildung ein wichtiges Instrument, um Fach-
kräfte zu rekrutieren. Insbesondere kleine und mittel-
ständische Betriebe können durch die Investition in 
die duale Ausbildung ihren eigenen Fachkräftebedarf 
decken und so unabhängig vom externen Arbeits-
markt agieren.34

Breite Grundlage zur Bewältigung 
von Transformation

Der duale Lernort Betrieb ermöglicht es jungen Men-
schen schon früh, wichtige Fähigkeiten zur Gestal-
tung und Bewältigung von Veränderungen zu erler-
nen.35 Die enge Verzahnung von Theorie und Praxis 
trägt dazu bei, den anwendungsbezogenen Umgang 
mit modernen Technologien bereits während der 
Ausbildungsphase zu erlernen.36 Dies zeigt sich am 
Beispiel der Digitalisierung: Durch den frühen Um-
gang mit digitalen Technologien konnten die Auszu-
bildenden die benötigten Kompetenzen in der dualen 
Ausbildung schnell aufbauen.37 Unternehmensver-
treterinnen und -vertreter schätzen mehrheitlich die 
betriebliche Ausbildung mit Blick auf die zukünfti-
gen Anforderungen der Arbeitswelt als geeignetes 
Format ein. Dies gilt auch für Betriebe, die vergleichs-
weise stark digitalisiert sind.38 Nicht zuletzt deshalb 
ist der Einfluss der Covid-19-Pandemie auf das 
laufende Ausbildungsgeschehen in vielen Betrieben 
bisher begrenzt gewesen. So wurden beispielsweise 
verstärkt Tools und Technologien eingesetzt, um von 
zu Hause aus zu arbeiten.39 Neben fachlichen und di-
gitalen Kompetenzen vermittelt die duale Ausbildung 
auch wichtige persönliche und soziale Kompetenzen, 
die in einer sich wandelnden Arbeitswelt eine immer 
wichtigere Rolle einnehmen.40 

Auch das Ausbildungssystem insgesamt hat in ver-
gangenen und aktuellen Transformationsprozessen 

seine Reform- und Innovationsfähigkeit bewiesen. 
Das System reagiert schnell und effektiv auf neue 
Impulse. So werden ab August 2021 alle neu ge-
regelten Ausbildungsverordnungen um die moderni-
sierten Berufsbildstandardpositionen „Digitalisierte 
Arbeitswelt“, „Umweltschutz und Nachhaltigkeit“, 
„Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ und 
„Organisation des Ausbildungsbetriebes, Berufs-
bildung, Arbeits- und Tarifrecht“ ergänzt. Dies ist 
besonders relevant, weil die Ausbildungsverord-
nungen häufig Innovationsprozesse insbesondere 
in kleineren Unternehmen treiben. Neue Techniken 
und Methoden – und damit neue Kenntnisse und 
Kompetenzen – werden in den Ausbildungsverord-
nungen aufgenommen, bevor sie Standard in den 
meisten Unternehmen sind. Die Berufsausbildung 
leistet so einen positiven Beitrag zu innovationsbe-
dingtem Wandel in den Unternehmen.41 

Bedeutungsverlust trotz positiver Bilanz

Zwischen 2005 und 2019 sank die Zahl der Anfänge-
rinnen und Anfänger im dualen Ausbildungssystem 
nach den Daten der Integrierten Ausbildungsbericht-
erstattung um rund 6,5 Prozent.42 Die steigende Zahl 
an studienberechtigten Schulabgängerinnen und -ab-
gängern beförderte im gleichen Zeitraum den allge-
meinen Trend zu einer Akademisierung des Bildungs-
sektors in Deutschland.43 Im Jahr 2019 verzeichnete 
der Sektor Studium rund 513.000 Anfängerinnen und 
Anfänger und damit rund 40 Prozent mehr als noch 
2005. Seit 2013 ist hier jedoch eine Stabilisierung zu 
beobachten.44 

Im Jahr 2020 verzeichneten nach vorläufigen Daten 
sowohl die duale Ausbildung wie auch der Sektor 
Studium einen signifikanten Einbruch der Zahl der 
Anfängerinnen und Anfänger (vgl. Abbildung 2).
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Duale Ausbildung für viele Jugendliche 
nach wie vor eine attraktive Option

Rein quantitativ betrachtet hat sich die Nachfrage 
der Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen in den 
letzten Jahren verringert. Wurden im Jahr 2010 noch 
640.416 Bewerberinnen und Bewerber registriert, wa-
ren es 2019 nur noch 598.803, was einem Rückgang 
um etwa 6,5 Prozent entspricht.45 Die rückläufigen 
Zahlen von Bewerberinnen und Bewerbern im dualen 

Ausbildungssystem sind vor allem auf den demogra-
fiebedingten Rückgang der Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger sowie einen starken Trend zu höhe-
ren Bildungsabschlüssen in den allgemeinbildenden 
Schulen zurückzuführen. 46 

Im Jahr 2016 registrierte die Bundesagentur für 
Arbeit erstmalig mehr Bewerberinnen und Bewerber 
mit Studienberechtigung als mit Hauptschulab-
schluss.47 

Abbildung 2: Anfängerinnen und Anfänger einer Berufsausbildung 
im dualen System nach BBiG/HwO bzw. eines Studiums

Quelle: BIBB, 2020: Datenreport zum Berufsbildungsbericht, Integrierte Ausbildungsberichterstattung, S. 86f.; Statistisches Bundesamt, 2020: Integrierte 
Ausbildungsberichterstattung – Anfänger, Teilnehmer und Absolventen im Ausbildungsgeschehen nach Sektoren/Konten und Ländern – 2019; Statisti-
sches Bundesamt, 2021: Schnellmeldung Integrierte Ausbildungsberichterstattung – Anfänger/innen im Ausbildungsgeschehen nach Sektoren/Konten und 
Ländern – vorläufige Ergebnisse - 2020.
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Im Jahr 2019 lag die Zahl der Bewerberinnen und Be-
werber mit Studienberechtigung laut Schätzungen des 
BIBB 30,5 Prozent höher als noch 2010. Im gleichen 
Zeitraum nahm die Zahl der Bewerberinnen und Be-
werber mit Hauptschulabschluss dagegen um 28,6 
Prozent ab.48 Dabei bleibt die duale Ausbildung weiter-
hin eine relevante Option für nichtstudienberechtigte 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger. Mehr als 60 
Prozent dieser Jugendlichen interessieren sich dafür, 
unmittelbar nach ihrem Schulabschluss eine duale 
Ausbildung aufzunehmen (61,9 %).49 

Auszubildende bewerten Ausbildungs-
bedingungen überwiegend positiv 

Junge Menschen, die sich für eine berufliche Ausbil-
dung entscheiden, machen damit meist positive Er-
fahrungen. In der letzten Auszubildenden-Befragung 
des DGB gaben die meisten Auszubildenden an, mit 
ihrer Ausbildung zufrieden zu sein (71,3 %). Rund 72 
Prozent der Befragten bewerteten die fachliche Qua-
lität der Ausbildung im Betrieb als gut oder sehr gut. 
Für die Zufriedenheit der Auszubildenden spielten 
darüber hinaus die Betreuung durch die Ausbilderin-
nen und Ausbilder, die Häufigkeit ausbildungsfrem-
der Tätigkeiten und das Ausmaß von Überstunden 
eine Rolle. Mehr als zwei Drittel der Auszubildenden 
gaben an, von ihren Ausbilderinnen oder Ausbildern 
umfassend betreut zu werden. Knapp 68 Prozent 
mussten nie oder selten ausbildungsfremde Tätig-
keiten ausüben. Damit bleibt eine kleinere Gruppe 
von Auszubildenden, die auch negative Erfahrungen 
in ihrer Ausbildung macht: 34 Prozent der Befragten 
gaben an, keinen betrieblichen Ausbildungsplan zu 
haben, rund 12 Prozent der Befragten übten immer 
oder häufig ausbildungsfremde Tätigkeiten aus. 
Schließlich berichtete über ein Drittel von regelmäßi-
gen Überstunden.50 

Ausbilderinnen und Ausbilder spielen eine 
zentrale Rolle für eine attraktive Ausbildung. Sie 
benötigen neben berufspraktischer Erfahrung 
sowie fachlichen und pädagogischen Kompeten-
zen zunehmend auch digitale (Fach-)Kompeten-
zen. In einer Befragung aus dem Jahr 2019 sah 
knapp die Hälfte der ausbildenden Unternehmen 
einen Bedarf, ihre Ausbilderinnen und Ausbilder 
bei digitalen Fachkompetenzen und digitalen 
Lernmethoden weiterzubilden.51 

Kleine Ausbildungsbetriebe haben häufig 
Bedarf an Unterstützung – nutzen 
vorhandene Angebote aber seltener

Gerade für kleinere Unternehmen sind die mit der 
Ausbildung verbundenen Kosten und der Organi-
sationsaufwand eine große Herausforderung.52 In 
einer repräsentativen Umfrage des BIBB aus dem 
Jahr 2019 äußerte eine Mehrheit der befragten 
Ausbildungsbetriebe und ausbildungsinteressier-
ten Betriebe konkreten Unterstützungsbedarf, etwa 
bei der Suche nach geeigneten Bewerberinnen und 
Bewerbern oder der Vermittlung von betrieblichen 
Ausbildungsinhalten (vgl. Abbildung 3). Insbeson-
dere KMU äußerten häufiger einen solchen Unter-
stützungsbedarf.53 Dies korrespondiert mit den 
Bewertungen der Auszubildenden: Grundsätzlich 
war ihre Zufriedenheit mit der Ausbildung höher, je 
größer der Ausbildungsbetrieb war.54 

Die bestehenden Unterstützungsangebote werden 
von einem beträchtlichen Teil der Ausbildungsbe-
triebe angenommen: Jeder dritte Ausbildungsbe-
trieb nutzte laut derselben Befragung mindestens 
eine Unterstützungsmaßnahme. Die wichtigsten 
Angebote waren ausbildungsbegleitende Hilfen, 
Einstiegsqualifizierungen sowie Verbundausbil-



ARBEITSWELT-BERICHT 2021	 163

Abbildung 3: Unterstützungsbedarfe und Nutzung bestehender Unterstützungsangebote durch die Betriebe

Unterstützungbedarfe
Anteil der Ausbildungsbetriebe und ausbildungsinteressierten Betriebe

Unterstützung bei Suche nach geeigneten Bewerberinnen/Bewerbern 63%

Vermittlung von Ausbildungsinhalten, die der Betrieb nicht abdecken kann 48%

Nachhilfe zu Berufsschulinhalten oder zur Verbesserung von Grundfertigkeiten der Auszubildenden 47%

Reduzierung der Ausbildungskosten 47%

Bekanntheit von Unterstützungsmaßnahmen
Anteil der Ausbildungsbetriebe und ausbildungsinteressierten Betriebe

Verbundausbildung 55%

Ausbildungsbegleitende Hilfen 46%

Einstiegsqualifizierung 46%

Assistierte Ausbildung 29%

Anzahl der bereits genutzten 
Unterstützungsmaßnahmen
Anteil der Ausbildungsbetriebe

Keine Maßnahme 65%

Eine Maßnahme 22%

Zwei oder mehr Maßnahmen 13%

Quelle: Eckelt et al., 2020: Rückgang der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung. 
Gründe und Unterstützungsmaßnahmen mit Fokus auf Kleinstbetriebe, S. 22-35.

Nutzung einzelner 
Unterstützungsmaßnahmen
Anteil der Ausbildungsbetriebe

Ausbildungsbegleitende Hilfen 16%

Einstiegsqualifizierung 14%

Verbundausbildung 14%

Assistierte Ausbildung 7%
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AUSWIRKUNGEN DER COVID-19-PANDEMIE 
AUF DIE DUALE AUSBILDUNG 

Der Ausbildungsmarkt für das Ausbildungsjahr 2020/21 stand stark unter dem Ein-
druck der Covid-19-Pandemie. Anfängliche Befürchtungen vor einem dramatischen 
Einbruch des Ausbildungsmarktes bestätigten sich in der Breite zwar nicht, dennoch 

sank das Ausbildungsplatzangebot in der dualen Berufsausbildung zum Stand 30. September 
2020 im Vergleich zum Vorjahr um rund 8,8 Prozent auf etwa 527.400 Ausbildungsplätze. 

Insgesamt ist der Rückgang im Ausbildungsplatzangebot vergleichbar mit der Entwicklung im 
Anschluss an die Weltfinanzkrise 2008/2009.57 Für das Ausbildungsjahr 2021/22 plante jeder 
zehnte Betrieb in einer Betriebsbefragung infolge der Covid-19-Pandemie weniger Ausbildungs-
plätze als im Vorjahr oder gar keine Ausbildungsplätze anzubieten.58

Neben dem Ausbildungsplatzangebot ging auch die Ausbildungsnachfrage seitens der Jugend-
lichen 2020 deutlich zurück (-8,9 %). Pandemiebedingte Einschränkungen bei vermittlungs-
relevanten Aktivitäten, wie etwa Ausbildungsmessen oder Betriebspraktika, dürften dazu einen 
Beitrag geleistet haben. Im Ergebnis kamen daher auch deutlich weniger Ausbildungsvertrags-
abschlüsse zwischen Jugendlichen und Betrieben zustande ( 11,0 %).59 Die Folgen der Covid-
19-Pandemie für das Ausbildungsjahr 2021/22 sind aktuell noch nicht absehbar.

55	 Eckelt et al., 2020
56	 Flake et al., 2019

dungen. Paradoxerweise nutzten jedoch gerade KMU 
diese Angebote im Schnitt seltener: Die Inanspruch-
nahme stieg mit der Betriebsgröße. Weiterhin waren 
die existierenden Angebote einem Großteil nicht 
bekannt: 45 Prozent der Ausbildungsbetriebe und aus-
bildungsinteressierten Betriebe kannten das Konzept 
der Verbundausbildung nicht. 71 Prozent war die 
assistierte Ausbildung nicht bekannt.55 

Neben dem Betrieb ist die Berufsschule ein zentraler 
Lernort für die Auszubildenden. Wie auch in den 

allgemeinbildenden Schulen sind dort zwei Fakto-
ren entscheidend: die Kompetenzen der Lehrkräfte 
und die technische Ausstattung der Berufsschulen. 
Schulleitungen der Berufsschulen berichteten 2016, 
dass Computer, interaktive Whiteboards etc. aus-
reichend vorhanden waren, allerdings fehlte es an 
berufsspezifischen digitalen Arbeitsgeräten. In einer 
Befragung der Personalerinnen und Personaler in 
Betrieben zeigten sich diese eher unzufrieden mit der 
technischen Ausstattung der Berufsschulen und den 
digitalen Kompetenzen der Lehrkräfte.56 
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Erhebliche Strukturveränderungen am 
Ausbildungsmarkt – auch unabhängig 
von der Covid-19-Pandemie

Der Ausbildungsmarkt in Deutschland hat auch un-
abhängig von der Covid-19-Pandemie in den letzten 
zehn Jahren eine deutliche Strukturveränderung er-
lebt. Dabei hat sich das Verhältnis zwischen Angebot 
und Nachfrage in den letzten zehn Jahren deutlich 
zugunsten der Jugendlichen entwickelt. So stieg das 
betriebliche Ausbildungsplatzangebot insgesamt um 
rund 4,6 Prozent, während die Zahl der Bewerberinnen 
und Bewerber seit 2010 um etwa 6,5 Prozent zurück-
ging. Im Jahr 2019 kamen auf 100 Bewerberinnen 
bzw. Bewerber rund zehn betriebliche Ausbildungs-
platzangebote mehr als im Jahr 2010 (2010: 84,1; 
2019: 94,2).60 

Eine weitere zentrale Entwicklung am Ausbildungs-
markt sind die in den letzten Jahren zunehmenden 
Passungsprobleme zwischen Betrieben und Bewer-
berinnen bzw. Bewerbern. So erhöhte sich die Zahl 
der unbesetzten Ausbildungsplätze von etwa 20.000 
im Jahr 2010 auf rund 53.000 im Jahr 2019.61 Damit 
lag der Anteil der unbesetzten Ausbildungsplätzen bei 
rund 9,4 Prozent aller betrieblichen Ausbildungsplätze 
(2010: 3,7 %).62 2020 erhöhte sich die Zahl noch ein-
mal auf fast 60.000 unbesetzte Ausbildungsplätze.63 
Vor allem in Branchen wie dem Hotel- und Gaststät-
tengewerbe, Hoch- und Tiefbau, in der Lebensmittel-
herstellung und -verarbeitung und im Tourismus ist in 
den letzten Jahren ein relevanter Anteil von Ausbil-
dungsplätzen unbesetzt geblieben.64 Gleichzeitig blieb 
die Zahl der (noch) unvermittelten Bewerberinnen und 
Bewerber seit 2010 relativ konstant.65 2019 betrug der 
Anteil unversorgter Bewerberinnen und Bewerber etwa 
12,3 Prozent.66 Insofern führte das größere Angebot 
am Ausbildungsmarkt nicht zu einer besseren Versor-

gung von Bewerberinnen und Bewerbern.67 Die Gründe 
dafür sind unterschiedlich: Neben dem regionalen und 
eigenschaftsbezogenen Mismatch zwischen Betrieb 
und Bewerberin bzw. Bewerber hat insbesondere der 
berufsfachliche Mismatch an Bedeutung zugenom-
men: Die Ausbildungsplätze der Betriebe entsprechen 
seltener den beruflichen Präferenzen der Bewerberin-
nen und Bewerber.68

 
Starke Nachfrage vor allem nach 
Ausbildungsberufen, die einen höheren 
Schulabschluss voraussetzen

Bei der Wahl eines Ausbildungsberufs spielen für die 
Jugendlichen viele Gründe eine Rolle: das Interesse 
am konkreten Beruf und dessen Tätigkeiten, die 
Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen oder Karrie-
re- und Aufstiegsmöglichkeiten. In einer Befragung 
aus dem Jahr 2017 benannten Bewerberinnen 
und Bewerber aus dem Berichtsjahr 2015/16 das 
Potenzial des Ausbildungsbetriebs als langfristiger 
Arbeitgeber, etwa aufgrund sicherer Arbeitsplätze 
und guter Übernahmechancen, als den entscheiden-
den Faktor. Ebenfalls hervorgehoben wurden gute 
Rahmenbedingungen während der Ausbildung, etwa 
die Erreichbarkeit des Ausbildungsbetriebs oder die 
Vereinbarkeit von Freizeit und Ausbildung, sowie ein 
gutes Image des Ausbildungsbetriebs.69 Aber auch 
übergreifend gesellschaftliche Bewertungen, wie das 
Prestige bestimmter Ausbildungsberufe beeinflussen 
diese Präferenzen.70 Einer der wesentlichen Treiber da-
bei ist die Akademisierung: Jugendliche mit höheren 
Schulabschlüssen tendieren zu Berufen, die ihrem 
Qualifikationslevel entsprechen.71 Dies führt zu einer 
Polarisierung am Ausbildungsmarkt. Berufe, die tra-
ditionell einen höheren Anteil an Auszubildenden mit 
Hauptschulabschluss aufweisen, haben erhebliche 
Schwierigkeiten ihre Ausbildungsplätze zu besetzen, 

57	 Oeynhausen et al., 2020; Bellmann et al., 2020
58	 Bellmann et al., 2021
59	 Oeynhausen et al., 2020
60	 BIBB, 2020, S. 15
61	 BA, 2020
62	 BIBB, 2020, S. 16
63	 BA, 2020

64	 Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2018
65	 BIBB, 2020, S. 16; BA, 2020
66	 BIBB, 2020, S. 16
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während Berufe, die einen höheren Schulabschluss 
voraussetzen, einen hohen Nachfrageüberhang 
verzeichnen.72 Gleichzeitig sind es insbesondere die 
Hauptschulabsolventinnen und -absolventen, die im 
Vergleich seltener direkt nach dem Schulabgang einen 
Ausbildungsplatz finden (vgl. Abschnitt 5.1.2).

DER RAT STELLT FEST

Die duale Ausbildung ist ein Erfolgsmodell, 
das erheblich zum wirtschaftlichen Erfolg 
Deutschlands beiträgt. Die Zukunftsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandortes Deutschlands 
hängt in erheblichem Maße von der beruf-
lichen Ausbildung ab. Die geringe Jugendar-
beitslosigkeit ist ein weiteres Zeichen dieses 
Erfolgs. Auch in der Covid-19-Pandemie hat 
sich die duale Ausbildung aktuellen Erkennt-
nissen zufolge bewährt: Mit Ausnahme 
einiger besonders stark betroffener Branchen 
konnte das laufende Ausbildungsgeschehen 
weitgehend aufrechterhalten werden.73 

Seit den 1980ern wurden viele Tätigkeiten 
verberuflicht, die in anderen Ländern eine 
akademische Ausbildung verlangen. Die ste-
tige Modernisierung der Ausbildungsberufe 
führt dazu, dass Grundlagenberufe entwickelt 
werden, die den wandelnden Anforderun-
gen auf dem Arbeitsmarkt gerecht werden. 
Aufbauend auf der dualen Ausbildung bietet 
das System der höherqualifizierenden Berufs-
bildung (Aufstiegsfortbildung) hervorragende 
Karriereperspektiven als gleichwertige Alter-
native zur akademischen Bildung. Eine Akade-
misierung klassischer Ausbildungsberufe ist 
deshalb nicht wünschenswert.

Alle Ausbildungsordnungen werden von den 
Sozialpartnern der betroffenen Branchen 
regelmäßig auf Änderungsbedarf hin über-
prüft und gegebenenfalls entsprechend 
angepasst. Damit ist das duale Ausbildungs-
system entgegen des herrschenden Vorurteils 
grundsätzlich ein dynamisches System. Die 
tripartistische Steuerung hat sich als ein zu-
kunftsfähiges Modell für den Bildungsbereich 
erweisen, vor allem auch in Transformations-
prozessen.

Die duale Ausbildung als breit 
aufgestellte Vorbereitung auf 
eine Arbeitswelt im Wandel

Eine modernisierte Berufsausbildung in breit 
aufgestellten Berufen sozialisiert die Auszu-
bildenden heute immer weniger auf hierar-
chische Formen der Arbeitsorganisation mit 
engem fachlichem Zuschnitt, sondern immer 
mehr auf die Selbstorganisation von Teams 
mit unterschiedlichen Berufen in flexiblen 
Formen der Arbeitsorganisation. Die Verbe-
ruflichung vieler Tätigkeiten hatte zur Folge, 
dass erweiterte Flexibilitätspotenziale in 
Deutschland den Übergang zu prozessorien-
tierter Arbeitsorganisation und Aufgaben-
erweiterung erleichtern. Die Unternehmen in 
Deutschland haben im Übergang zu flexiblen 
Organisationsformen erfolgreich auf die 
Überschussqualifikationen von Fachkräften 
gesetzt. Und in der Kombination von Akade-
mikerinnen und Akademikern, einer dual oder 
akademisch ausgebildeten Führungsschicht 
sowie beruflich qualifizierten Fachkräften mit 
hoher Autonomie liegt eines der Geheimnisse 
der deutschen Wettbewerbsfähigkeit. Nicht 

67	 Ein Teil der unvermittelten Bewerberinnen und Bewerber 

konnte eine Alternative zur gewünschten dualen Ausbildung 

vorweisen, insbesondere etwa die Nachholung eines Schul-

abschlusses, Erwerbstätigkeit oder die Einmündung in den 

Übergangsbereich (BMBF 2020, S. 60).
68	 Seeber et al., 2019
69	 Eberhard/Ulrich, 2017

70	 Matthes, 2019; Ahrens et al., 2021
71	 Flake et al., 2017; BIBB, 2020, S. 20
72	 BIBB, 2020, S. 20
73	 Biebeler/Schreiber, 2020
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zuletzt dies und die geringere Jugendarbeits-
losigkeit dank des besseren Übergangs in die 
Betriebe machen die duale Ausbildung zum 
Erfolgsmodell.

Auch auf individueller Ebene der Auszubilden-
den zeigt sich die Tragfähigkeit des Gesamt-
systems in der im Großen und Ganzen hohen 
Zufriedenheit der Jugendlichen mit ihrer 
Ausbildung. Gute Ausbildungsbedingungen 
leisten einen wesentlichen Beitrag zur Attrak-
tivität der dualen Ausbildung insgesamt. Vor 
allem mit Blick darauf, auch zukünftig junge 
Menschen für diese Ausbildungsform zu 
gewinnen. Um das duale System der Ausbil-
dung über den Status quo hinaus nachhaltig 
zu stärken, sollte die Qualität der Ausbildung 
deshalb von allen beteiligten Akteuren (schu-
lischen und betrieblichen) priorisiert werden. 
Vor allem kleinere und mittlere Unternehmen 
stehen dabei vor größeren Herausforderun-
gen. Ihnen fehlen mitunter die Ressourcen 
und Strukturen, um ihren Auszubildenden eine 
qualitativ hochwertige und zukunftsfähige 
Ausbildung bieten zu können. 

Trotz der positiven Gesamtbilanz ist sowohl 
der Anteil als auch die absolute Zahl der 
Jugendlichen, die eine Ausbildung anfan-
gen, über die Zeit gesunken. Dabei spielt die 
Demografie, also die sinkenden Zahlen von 
Schulabgängerinnen und -abgängern eine 
Rolle. Über die lange Frist ist jedoch die An-
zahl Jugendlicher, die ein Studium aufnehmen 
im gleichen Zeitraum deutlich gewachsen. Die 
Veränderung lässt sich auf die Bildungspolitik 
als Treiber der Akademisierung zurückführen. 
In der Bildungspolitik sowie im Diskurs der 

OECD wurde die berufliche Ausbildung in der 
Vergangenheit im Gegensatz zur akademi-
schen Bildung vernachlässigt. Für die Sozial-
partner bestand jedoch immer Konsens über 
die hohe Bedeutung der dualen Ausbildung 
für die deutsche Volkswirtschaft.

Die größte langfristige Herausforderung für 
den Ausbildungsmarkt ist der zunehmende 
Mismatch zwischen den Präferenzen der 
Ausbildungsbewerberinnen und -bewerber 
und den offenen Stellen der Ausbildungs-
betriebe. Bei Berufen, die einen höheren 
Schulabschluss voraussetzen, besteht ein 
hoher Nachfrageüberhang, mit der Folge, 
dass ein Teil der Bewerberinnen und Be-
werber leer ausgeht. Auf der anderen Seite 
bleiben in Berufen mit geringerem Prestige 
und schlechteren Ausbildungsvergütungen, 
Arbeitsbedingungen und Lohnperspektiven 
Ausbildungsplätze unbesetzt. Betriebe, die 
keine passenden Bewerberinnen oder Bewer-
ber mehr finden, ziehen sich zunehmend aus 
dem Ausbildungsgeschehen zurück. Aktuell 
droht zudem sowohl ein Rückzug der Betriebe 
als auch der Bewerberinnen und Bewerber 
aus dem Ausbildungsmarkt als Folge der 
Covid-19-Pandemie.

DER RAT EMPFIEHLT

Betriebliche Ausbildung ist in einer sich dy-
namisch wandelnden Arbeitswelt ein zentra-
ler Baustein, um den Bedarf an Fachkräften 
zu decken. Damit trägt die betriebliche Aus-
bildung dazu bei, die Wettbewerbsfähigkeit 
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der Betriebe zu stärken. Entsprechend sollte 
die betriebliche Ausbildung in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft eine höhere Wert-
schätzung erfahren, vor allem im Vergleich 
zu einem sich stetig weiter ausdifferenzie-
renden Angebot der (Fach-)Hochschulen. 
Dies gilt insbesondere für die Akteure der 
dualen Ausbildung, die beruflich Qualifizier-
ten, die Ausbilderinnen und Ausbilder sowie 
die Ausbildungsbetriebe.

Jungen Menschen ist nicht immer bewusst, 
welche Möglichkeiten für einen beruflichen 
Einstieg, aber auch für langfristige Beschäf-
tigungs-, Karriere- und Verdienstchancen mit 
einer dualen Ausbildung verbunden sind. 
Häufig fokussiert sich das Interesse der Aus-
bildungsbewerberinnen und -bewerber auf 
einige wenige Berufe. 

Deshalb ist hier die berufliche Orientierung 
gefragt, für eine Übersicht im Hinblick auf die 
Vielfalt der bestehenden Ausbildungsberufe 
und die jeweilige Nachfrage am Ausbildungs-
markt zu sorgen. Eine praxisorientierte und 
realitätsnahe Berufsorientierung in den Schu-
len ist dafür der zentrale Hebel. 

Ausbildungs- und Beschäftigungs-
bedingungen für beruflich Qualifizierte 
verbessern

Ein wesentlicher Hebel, um dem zunehmen-
den Mismatch auf dem Ausbildungsmarkt 
entgegenzuwirken, ist die Steigerung der 
Attraktivität von Ausbildungsberufen, in-
dem Bedingungen wie z. B. längerfristige 
Verdienstaussichten und Aufstiegsmöglich-

keiten verbessert werden. Die Stärkung der 
Tarifbindung und die Aufwertung der Berufs-
bilder leisten dazu einen wesentlichen Bei-
trag. Schließlich gilt es die Ausbildungsbe-
dingungen in den Betrieben und beruflichen 
Schulen zu verbessern, um die Ausbildung 
quer über alle Berufsfelder hinweg attraktiver 
für junge Menschen zu machen. Das Ziel, 
tragfähige Grundlagen für die Berufsbiogra-
fien junger Menschen zu schaffen – auch 
in einer sich zukünftig schnell wandelnden 
Arbeitswelt – muss mit den Vorausset-
zungen und der Realität vor allem kleinerer 
Ausbildungsbetriebe in Einklang gebracht 
werden. Die Umsetzung kann nur nah an den 
Branchen und regionalen Strukturen erfolgen, 
die Sozialpartner sind dabei zentrale Akteure. 

Eine Verbesserung der Ausstattung in der 
überbetrieblichen Ausbildung sowie eine 
Ausweitung der Verbundausbildung und 
Lernortkooperationen sind wichtige Hebel, 
um kleinere und mittlere Unternehmen bei 
der Weiterentwicklung ihrer Ausbildungs-
bedingungen zu unterstützen. Dies darf aber 
nicht zu einer bürokratischen Überlastung 
der Betriebe führen. Weiterhin sollte auf der 
Qualifizierung von Ausbilderinnen und Ausbil-
dern sowie Praxisanleiterinnen und Praxisan-
leitern ein besonderes Augenmerk liegen. 

Ausbildungsplatzangebot 
aufrechterhalten und ausbauen 

Um für die Zukunft gerüstet zu sein, soll-
ten so viele Betriebe wie möglich selbst 
ausbilden. In diesem Zusammenhang ist 
jedoch auch in den Blick zu nehmen, wie 
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Unternehmen, die sich aus Kostengründen 
zurzeit nicht an Ausbildung beteiligen zum 
Ausbildungsplatzangebot beitragen können. 
Die betrieblichen Akteure und Sozialpart-
ner in den einzelnen Branchen haben einen 
guten Überblick über die Voraussetzungen 
für die Umsetzung der dualen Ausbildung 
und die Bedarfe von Ausbildungsplätzen in 
ihrer Branche. Sie können am besten bewer-
ten, ob es Interventionen braucht, um das 
Ausbildungsplatzangebot zu stärken, und 
welche Ansätze dafür geeignet sind. Wie 
das Beispiel der Baubranche zeigt, ist eine 
von den Sozialpartnern organisierte Aus-
bildungsplatzumlage ein geeignetes Instru-
ment, um das Ausbildungsplatzangebot zu 
stabilisieren. Pauschal besteht kein Bedarf 
an einem solchen Umlagesystem. Zunächst 
sollten vielmehr die Sozialpartner innerhalb 
der verschiedenen Branchen an Lösungen 
für eine Stärkung des Ausbildungsplatzan-
gebots arbeiten. In Branchen, in denen die 
sozialpartnerschaftlichen Strukturen nicht 
ausreichend ausgeprägt sind, um zu Lösun-
gen zu kommen, und/oder in Branchen, in 
denen es bestimmte Voraussetzungen oder 
Anreize gibt, die ausbildende Unternehmen 
gegenüber nichtausbildenden benachteili-
gen (wie es z. B. in der Altenpflege der Fall 
war), sollten gesetzliche Lösungen greifen. 
Übergreifend über alle Branchen hinweg 
sind neu gegründete Unternehmen häufig 
im Ausbildungsgeschehen unterrepräsen-
tiert. Dort liegt der Fokus zunächst darauf, 
das Unternehmen am Markt zu etablieren. 
Hinzu kommt, dass vor allem in Start-ups 
aufgrund der häufig akademisch geprägten 
Belegschaft wenig Wissen über die Poten-

ziale dualer Ausbildung vorhanden ist. Daher 
sollte in diesen Unternehmen verstärkt Auf-
klärungsarbeit über die Vorteile der dualen 
Ausbildung und die Voraussetzungen, unter 
welchen diese stattfinden kann, geleistet 
werden.

Rahmenbedingungen in beruflichen 
Schulen und überbetrieblichen 
Bildungsstätten verbessern

Schließlich müssen die Voraussetzungen 
an den beruflichen Schulen bzw. für den 
schulischen Teil der Ausbildung und in den 
überbetrieblichen Bildungsstätten verbessert 
werden. Dies beinhaltet die Modernisierung 
der technischen und digitalen Ausstattung, 
die Sicherung der regionalen Versorgung und 
die Abdeckung mit qualifizierten Lehrkräften 
sowie Ausbilderinnen und Ausbildern sowie 
die Weiterbildung von Lehrkräften sowie Aus-
bilderinnen und Ausbildern.
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5.2 LEBENSLANGES LERNEN 
IN EINER ARBEITSWELT
IM WANDEL

5.2.1 WEITERBILDUNG UND KOMPETENZ-
AUFBAU – ZENTRALE AUFGABE FÜR 
BESCHÄFTIGTE, BETRIEBE UND POLITIK

ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Weiterbildung spielt zentrale Rolle für Betriebe 
und Beschäftigte in Transformationsprozessen.

•	 Betriebe und Beschäftigte beteiligen sich ver-
stärkt an betrieblicher Weiterbildung, einige 
Gruppen sind dabei jedoch unterrepräsentiert.

•	 Zur Bewältigung der zukünftigen Herausforde-
rungen sollte insgesamt das Verständnis von 
Weiterbildung als Investition weiter verbreitert 
werden.

•	 Der Staat schafft weiterbildungsförderliche 
Rahmenbedingungen und wird dort aktiv, wo 
die Bedarfe nicht durch die eigenen Ressour-
cen der Betriebe und Beschäftigten gedeckt 
werden können. Die Weiterentwicklung der 
staatlichen Aktivitäten zur Unterstützung von 
Betrieben und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern kann auf den vielfältigen Initiativen 
der letzten Jahre aufbauen.

•	 Bedarfsgerechte Unterstützung soll frühzeitig 
aufzeigen, wie Betriebe und Beschäftigten-
gruppen von Veränderungen betroffen sind, die 
Um- oder Neuorientierung der Beschäftigten 
fundiert begleiten sowie Möglichkeiten für 
bedarfsgerechte Weiterbildungsaktivitäten er-
öffnen.

Betriebe, Beschäftigte und die Sozialpartner ge-
stalten aktiv den Wandel der Arbeitswelt. Durch ihre 
Entscheidungen, über beispielsweise die Einführung 
einer neuen Technologie, beeinflussen sie, welche 
Qualifikationen und Kompetenzen gebraucht werden. 
Diese Veränderungen finden auf verschiedenen 
Ebenen statt: So kann die Nachfrage nach ganzen 
Berufsgruppen oder in kompletten Sektoren des 
Arbeitsmarkts sinken oder steigen, können Berufsbil-
der sich in ihren fachlichen Anforderungen verändern 
oder sich Tätigkeiten der Beschäftigten im täglichen 
Arbeitsalltag wandeln. In der Realität sind diese Ebe-
nen nicht immer trennscharf. Ein neuer Online-Mar-
ketingschwerpunkt ändert sicherlich die Tätigkeiten 
einer Kauffrau oder eines Kaufmanns für Marketing. 
Inwiefern dies direkt zum Anforderungsprofil einer 
SEO-Expertin oder eines SEO-Experten führen muss, 
ist im Einzelfall zu analysieren. Dennoch hilft eine 
differenzierte Betrachtung, da jeweils auch Qualifika-
tionsbedarfe und die Ansätze, um diese Bedarfe zu 
adressieren, variieren. 

Das Fachkräfte-Paradox prägt 
den zukünftigen Arbeitsmarkt

Auf Ebene des Arbeitsmarkts diskutieren Expertin-
nen und Experten vor allem, in welchem Umfang Ar-
beitsplätze durch Technologie substituiert oder aus 
anderen Gründen abgebaut werden könnten und 
in welchen Bereichen im Gegenzug neue Arbeits-
plätze entstehen könnten. Projektionen, Prognosen 
und Szenarien, in denen die gegenwärtigen Trends 
unter Berücksichtigung bestimmter Annahmen 
über die zukünftige Entwicklung fortgeschrieben 
werden, versuchen Antworten auf diese Fragen zu 
geben: Bis 2040 könnten knapp 3,6 Millionen neue 
Arbeitsplätze entstehen, während etwa 5,3 Millio-
nen Stellen wegfallen.¹ 

 ¹	 BMAS, 2021
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²	 Wolter et al., 2019. Nach der Klassifikation der Berufe 2010 

der Bundesagentur werden die oben genannten Gruppen auch 

als Spezialistinnen und Spezialisten sowie Expertinnen und 

Experten bezeichnet. Personen mit ausschließlich beruflicher 

Qualifikation oder ohne Ausbildung werden unter der Bezeich-

nung Fachkräfte bzw. Helferinnen und Helfer geführt.

³	 Zika et al., 2020
4	 Dengler/Matthes, 2018; Kriechel et al., 2016
5	 Bosch, 2014
6	 Umbach et al., 2020

Neue Stellen werden häufig in anderen Branchen 
oder an anderen Orten entstehen als die wegfallen-
den Arbeitsplätze. Im Ergebnis wird es zukünftig 
zwar offene Stellen geben, dennoch besteht das Ri-
siko, dass Fachkräfte längerfristig arbeitslos bleiben, 
weil ihr Qualifikationsprofil nicht mehr nachgefragt 
wird oder die Beschäftigung in ihrer Region zurück-
geht. Dieses als Fachkräfte-Paradox bezeichnete 
Phänomen ist eine wesentliche Herausforderung für 
den Arbeitsmarkt und die Arbeitswelt.

Des Weiteren führen die Veränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt dazu, dass das Anforderungsniveau 
insgesamt steigt: Zukünftig werden vor allem höher-
qualifizierte Personen, die über eine Meister- oder 
Technikerausbildung, einen Abschluss einer Fach- 
oder Berufsakademie oder eine Hochschulausbil-
dung verfügen, nachgefragt. 

Die Anzahl an Stellen für Fachkräfte mit beruflicher 
Ausbildung und Beschäftigte ohne formale Qualifi-
kationen wird hingegen zurückgehen.  Gleichzeitig ²
wird aber auch das Angebot an Erwerbspersonen 
ohne oder mit ausschließlich beruflichem Abschluss 
zurückgehen.³ 

Beschäftigte in Berufen und Branchen mit sinkender 
Nachfrage nach Fachkräften stehen zunehmend 
vor der Herausforderung sich neu zu orientieren. 
Dies kann mit umfangreichen Um- oder Neuquali-
fizierungen einhergehen, auch oder gerade für 
Personen, die bereits über langjährige Erfahrung in 
ihrem Beruf verfügen. Für Betriebe in Wachstums-
branchen stellt sich die Frage, wie sie neben Berufs-
anfängerinnen und Berufsanfängern eben solche 
Seiten- und Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger 
rekrutieren und langfristig binden können (vgl. Ab
schnitt 4

-
). 

Neue Technologien modernisieren Berufsbilder

Unabhängig von einer steigenden oder sinkenden 
Nachfrage verändern sich Berufsbilder in ihren An-
forderungsprofilen. Computer oder automatisierte 
Systeme übernehmen vor allem standardisierte 
Aufgaben in der Fertigung oder der Verwaltung. In 
dem Maße, in dem sich vor allem neue Technologien 
berufliche Tätigkeiten verändern, verändern sich die 
Qualifikationen, die zur Ausübung dieser Tätigkeiten 
gebraucht werden: Fachkräfte im Handel sollten zu-
nehmend mit den Anforderungen des Online-Handels 
vertraut sein, Beschäftigte in der Industrie sollten in 
der Lage sein, digitale Konzepte zu verstehen und 
umzusetzen.⁴ 

Neben der Anpassung von Berufsbildern in der Erst-
ausbildung ( ), müssen Betriebe wie vgl. Abschnitt 2
Beschäftigte auf diesen Wandel der Berufsprofile 
reagieren. Dies setzt zunächst ein Verständnis für 
diese Veränderungen voraus, in der Umsetzung spie-
len dann vor allem fachliche Weiterqualifizierungen 
eine wesentliche Rolle.

Digitalisierte Arbeitsplätze 
erfordern erweiterte Kompetenzen

Nicht alle Berufsbilder verändern sich kurz- bis 
mittelfristig so umfassend. Jedoch prägen schon 
heute neue Technologien den Arbeitsalltag nahezu 
aller Beschäftigten. Damit verändern sich einzel-
ne Arbeitstätigkeiten oder -prozesse sowie die 
Kompetenzen, die es braucht, um diese Tätigkeiten 
ausüben zu können.6 Insgesamt wird erwartet, dass 
die Komplexität und Wissensintensität der Arbeits-
aufgaben im Allgemeinen steigen. In einer zuneh-
mend digitalisierten Arbeitswelt werden weiterhin 
erstens persönliche und soziale Kompetenzen an 
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DER BLICK ZURÜCK: 
GUTE PRAXIS AUS DER ERSTEN WELLE DER DIGITALISIERUNG

Die Frage, wie man künftige Beschäftigte in der Berufsausbildung nicht nur auf schon bekannte, 
sondern auch auf sich neu entwickelnde Arbeitsanforderungen vorbereitet, ist nicht ganz neu. 
Sie stellte sich schon mit der ersten Welle der Digitalisierung und der Einführung neuer dezen-
traler Formen der Arbeitsorganisation und neuer Managementkonzepte, wie der Lean Produc-
tion in den 1990er- und 2000er-Jahren. Es wurde klar, dass Ausbildungen auf eng spezialisierte 
Berufsfelder nicht zukunftsfähig waren. Man entwickelte stattdessen offene dynamische 
Berufsfelder, die mit ihrer umfassenden Grundausbildung eine spätere Berufstätigkeit in einem 
breiten Tätigkeitsfeld eröffneten. Zudem wurde die Vermittlung von Einzelkomponenten durch 
ganzheitliches Lernen in Projekten bzw. Geschäftsprozessen abgelöst.5 Autonome Handlungs-
fähigkeit in einem breiten Berufsfeld wurde zum Leitbild. Dazu gehört auch die Erarbeitung 
von Problemlösungen in unvorhergesehenen Situationen und die Fähigkeit zum Weiterlernen 
im strukturellen Wandel. Dieser Ansatz ist heute weiterhin tragfähig, wobei sich natürlich die 
technologischen Grundlagen sowie die betriebliche Arbeitsorganisation und entsprechend auch 
die beruflichen Grundlagen und Lernprojekte weiterentwickelt haben und die beruflichen Grund-
lagen und die Lernprojekte auch entsprechend weiterentwickelt werden müssen. Alle modernen 
Unternehmen setzen inzwischen auf eine solche zukunftsorientierte Ausbildung und ihre Lern-
projekte bzw. -fabriken sind Zukunftslabore.

Bedeutung gewinnen: Kommunikations- und Ko-
operationsfähigkeit, selbstgesteuertes Arbeiten, 
Verständnis für interdisziplinäre Prozesse und 
Führungskompetenz werden stärker gefordert.7 
Zweitens wird die Fähigkeit, sich an die Verände-
rungen des Arbeitslebens anpassen zu können, zur 
Kernkompetenz.8 Drittens rücken digitale Grund-
kompetenzen (Digital Literacy), wie der Umgang mit 
digitalen Tools und Programmen und Grundkennt-
nisse zum Datenschutz, in den Vordergrund.9 Nach 
Einschätzung der Unternehmen werden diese Fähig-
keiten im Zuge der Covid-19-Pandemie noch be-
deutender. Der Anteil an Weiterbildungen im Bereich 

10	 Kirchherr et al., 20207	 acatech, 2016; Hammermann/Stettes, 2016; Eilers et al., 

2017; Placke/Schleiermacher, 2018
8	 Fidler, 2016; DGFP, 2016; Van Laar et al., 2017; Kirchherr et 

al., 2018; Ritter et al., 2016
9	 Eilers et al., 2017; Placke/Schleiermacher, 2018; Kirchherr et 

al., 2018

der digitalen Schlüsselqualifikationen ist von März 
2020 bis August 2020 um 75 Prozent gestiegen.10

Die Veränderungen einzelner Tätigkeiten und der da-
mit einhergehende Anpassungsbedarf ist häufig eher 
kleinteilig. Gleichzeitig gilt es meist in den neuen 
Prozessen und Strukturen schnell handlungsfähig zu 
werden. Dafür brauchen Betriebe und Beschäftigte 
ein gutes Verständnis dafür, welche Kompetenzen 
weiterzuentwickeln sind. Im Unterschied zu umfas-
senderen Qualifizierungen kann diese Kompetenz-
entwicklung niedrigschwelliger ansetzen und stärker 
direkt in den Arbeitsalltag integriert werden. 
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Weiterbildung kann sich lohnen – 
für Betriebe wie Beschäftigte 

Nicht nur zur Gestaltung und Bewältigung der oben 
beschriebenen Wandlungsprozesse – auch darüber 
hinaus profitieren Betriebe wie Beschäftigte von Quali-
fikation und Weiterbildung über das gesamte Berufs-
leben. Untersuchungen zeigen, dass vor allem formale 
Weiterbildungen dazu führen, dass Beschäftigte 
höhere Löhne und eine Beförderung erzielen können. 
So erzielten beispielsweise Geringqualifizierte, die 
durch WeGebAU gefördert wurden, eine durchschnittli-
che Gehaltserhöhung von 13 Prozent. Für non-formale 

11	 Dauth, 2019; Ebner/Ehlert, 2018; Ehlert, 2017; Hall, 2014; 

Pfeifer et al., 2013; Leuven/Oosterbeek, 2008
12	 Nedelkoska/Quintini, 2018; Tamm, 2018; Zeyer-Gliozzo, 2020

FÜR BESCHÄFTIGTE
• �Verdienstchancen steigen
• �Wahrscheinlichkeit einer �Beförde-

rung steigt
• �Beschäftigungs- und Einkommens-

�chancen verbessern sich v. a. für 
�Geringqualifizierte

• �Besonders Aufstiegsfortbildungen� 
erhöhen die Karrierechancen �und 
erweitern berufliche �Kompetenzen

FÜR ARBEITSSUCHENDE
• �Chancen auf Beschäftigung �ver-

bessern sich langfristig, v. a. �bei 
Geringqualifizierten

• Lohnaussichten verbessern sich

FÜR BETRIEBE
• �Motivation und Commitment der 

�Beschäftigten steigen
• �Produktivität und Innovationsfähig-

keit verbessern sich
• �Fachkräfte können langfristig an 

�Unternehmen gebunden werden

FÜR DEN ARBEITSMARKT
• Arbeitgebern auf Personalsuche steht ein breites Angebot qualifizierter Fachkräfte zur Verfügung

• Beschäftigungsfähigkeit wird langfristig gesichert und Arbeitslosigkeit vermieden

Abbildung 1: Welche positiven Effekte kann Weiterbildung haben?
Zusammenfassung wissenschaftlicher Untersuchungen zu den Auswirkungen von Weiterbildung

Quellen: Pfeifer et al., 2013: Effects of Training on Employee Suggestions and Promotions: Evidence from Personnel Records. In: Schmalenbach Business 
Review 65, S. 270-287; Kruppe/Lang, 2014: Labour market effects of retraining for the unemployed: the role of occupations. IAB-Discussion Paper 
20/2014; Seyda/Placke, 2017: Die neunte IW-Weiterbildungserhebung. Kosten und Nutzen betrieblicher Weiterbildung. IW-Trends 4/2017; Weber et al., 
2019: Öffentliche Ausgaben generieren hohe Rückflüsse. IAB Kurzbericht 8/2019

Weiterbildungen ist die Befundlage weniger eindeutig: 
Einige Untersuchungen stellen fest, dass die Teilneh-
menden nach einer Weiterbildung befördert wurden 
oder ein höheres Gehalt verdienten. Andere Befunde 
zeigen, dass ihre Position im Betrieb eher gefestigt 
wurde: Sie stiegen seltener auf, wurden aber auch 
seltener arbeitslos.11 

Des Weiteren deuten erste Studienergebnisse darauf 
hin, dass Teilnehmende nach einer Weiterbildung 
seltener Routinetätigkeiten und automatisierbare Auf-
gaben ausführen.12 Dies wiederum sind Tätigkeiten, 
die zukünftig verstärkt digitalisiert werden dürften. 
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Abbildung 2: Wesentliche Neuerungen zur staatlichen Förderung von Weiterbildung 

2019

Ende 2019

Mai 2020 Oktober 2020

August 2019 Dezember 2019

2019:  
Qualifizierungschancengesetz:  
Durch das Gesetz wurde der 
Zugang zu geförderter Um- 
und Weiterqualifizierung für 
Beschäftigte und Arbeitslose 
erleichtert und die Fördersätze 
erhöht.  

Ende 2019:  
Zukunftszentren. 
Durch die Förderung werden 
Zukunftszentren in den neuen 
Bundesländern (ohne Berlin) 
errichtet. Die Zukunftszentren 
unterstützen KMU mit Bera-
tungs- und Qualifizierungsan-
gebote im Bereich der digitalen 
Transformation. 

Mai 2020:  
Arbeit-von-Morgen-Gesetz: 
Das Gesetz baut auf das Quali-
fizierungschancengesetz auf 
und hat u.a. die Fördersätze 
bei einer staatlich geförderten 
Weiterbildung nochmal erhöht, 
die Fördervoraussetzungen und 
die Beantragung vereinfacht.

August 2020:  
Novellierung des Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetz 
(AFBG, sog. „Aufstiegs-
BAföG“): 
Die Zuschussanteile, Frei-
beträge und Darlehenserlasse 
wurden erhöht, um berufliche, 
abschlussbezogene Weiterbil-
dung zu erleichtern. Außerdem 
wurde ein Förderanspruch 
auf die Fortbildungsstufen im 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und der Handwerksordnung 
(HwO) sowie gleichwertige Fort-
bildungsabschlüsse gesetzlich 
verankert.

Oktober 2020:  
Zukunftszentren (KI). 
Ziel der Zukunftszentren ist es, 
Unternehmen und Beschäftigte 
für den digitalen Wandel, vor 
allem in Hinblick auf KI, zu 
befähigen. Die Zukunftszentren 
werden in Westdeutschland und 
Berlin aufgebaut und ergänzen 
somit die Zukunftszentren in 
den neuen Bundesländern. 

Dezember 2020:  
Aufbau von Weiterbildungs-
verbünden: 
Das Programm fördert den 
Aufbau von regionalen, 
branchenspezifischen sowie 
branchenübergreifenden Weiter-
bildungsverbünden in Deutsch-
land. Ihre Aufgabe ist es, 
Informationen zu Weiterbildung 
bereitzustellen, Weiterbildungs-
bedarfe zu identifizieren und die 
Betriebe bzgl. Weiterbildung zu 
beraten und unterstützen.
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Durch Weiterbildung erhalten die Beschäftigten die 
Möglichkeit, Kenntnisse und Kompetenzen in neuen 
Technologiefeldern aufzubauen, was zu einem 
beschleunigten Ausbau von neuen Technologien in 
den Unternehmen führen kann. Betriebe, die in die 
Qualifikation und Weiterbildung ihrer Mitarbeitenden 
investieren, profitieren daher von einer höheren Pro-
duktivität der Beschäftigten sowie einer gestärkten 
Innovationskraft und Veränderungsfähigkeit.13 

Des Weiteren bindet die Investition in betriebliche 
Weiterbildung Fachkräfte an das Unternehmen. So 
können Betriebe langfristig dem Fachkräfteman-
gel entgegensteuern. Dieser wiederum stellt ein 
wesentliches Innovationshemmnis dar.14 Schließlich 
profitiert die Volkswirtschaft insgesamt von einem 
breit aufgestellten und gut qualifizierten Arbeitskräf-
tepotenzial, auf das alle Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber zurückgreifen können (vgl. Abbildung 1). 

Lebenslanges Lernen rückt zunehmend in den 
Fokus auf politischer wie betrieblicher Ebene 

Unter dem Eindruck zunehmender Wandlungspro-
zesse haben lebenslanges Lernen und Weiterbildung 
in den letzten Jahren zunehmend politische Priorität 
erlangt. Abbildung 2 zeigt die wesentlichen Neuerun-
gen der letzten Jahre im Überblick. Zu den Wir-
kungen dieser Aktivitäten liegen bisher noch keine 
wissenschaftlichen Befunde vor. 

Der Blick in die Statistik zeigt: Die Beteiligung an Wei-
terbildung ist über die letzten Jahre insgesamt ge-
stiegen. Auf betrieblicher Ebene fand diese Entwick-
lung bereits Anfang der 2000er-Jahre statt. Zwischen 
2001 und 2011 ist der Anteil weiterbildungsaktiver 
Betriebe von 36 Prozent auf 53 Prozent gestiegen 
und verblieb seitdem in etwa auf diesem Niveau.15 

Erste Befragungen zur Situation in der Covid-19-Pan-
demie deuten darauf hin, dass die betriebliche 
Weiterbildung trotz Einschränkungen auch im Jahr 
2020 nicht an Bedeutung verloren hat. Für eine große 
Mehrheit (85 %) befragter Unternehmen stand Weiter-
bildung auch in der Krise weiterhin auf der Agenda. 
Zwischen einem Drittel und der Hälfte dieser Unter-
nehmen hatte nach eigenen Angaben seit Beginn 
der Covid-19-Pandemie Weiterbildungsmaßnahmen 
gefördert bzw. durchgeführt. Gleichwohl blieben die 
Einschränkungen nicht ohne Folgen: Bei 21 Prozent 
der befragten Betriebe sank das Budget für Weiterbil-
dung, bei knapp der Hälfte stagnierte es.16 

In einer anderen Befragung berichteten sechs von 
zehn Betrieben davon, dass bereits begonnene oder 
geplante Weiterbildungen abgesagt werden muss-
ten.17 Repräsentative Befunde zur tatsächlichen Be-
teiligung lagen zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
noch nicht vor. Eine Folge der Covid-19-Pandemie 
war Kurzarbeit in vielen Unternehmen. Damit werden 
theoretisch zeitliche Ressourcen der Beschäftigten 
frei, die für Weiterbildung genutzt werden könnten. 

Erste Befunde zur tatsächlichen Umsetzung ergeben 
kein eindeutiges Bild: In der Auswertung des IW-Co-
vid-19-Panels hatte etwa jedes dritte Unternehmen 
im Frühling 2020 Kurzarbeit mit Weiterbildung ver-
knüpft. Nach den Ergebnissen des IAB-Betriebspanel 
war dies im Herbst (Oktober bis November) lediglich 
in einem von zehn Betrieben der Fall.18 

Insgesamt steigende Beteiligung an Weiterbildung 
bei Beschäftigten – jedoch nehmen nur wenige an 
formalen Weiterbildungen teil 

Der langfristige Trend einer Zunahme an Weiter-
bildung bestätigt sich deutlich auf der individuellen 

15	 BIBB, 2020
16	 Kirchherr et al., 2020
17	 Bellmann et al., 2020
18	 Flake et al., 2020, Bellmann et al., 2020

13	 Sauermann, 2020; De Grip/Sauermann, 2011; Pfeifer et al., 

2013; SVR Wirtschaft, 2020
14	 Ebner/Ehlert, 2018; SVR Wirtschaft, 2020; Horbach/Rammer, 

2020
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Ebene der Beschäftigten. 2007 nahmen 39 Prozent 
der im AES befragten 25- bis 64-Jährigen an berufs-
bezogener non-formaler Weiterbildung teil, 2018 
waren es 48 Prozent19. Im Vergleich hatten lediglich 
3,9 Prozent20 der 2018 Befragten 18- bis 64-Jährigen 
an einer formalen Weiterbildung, die zu einem an-
erkannten Abschluss führt, teilgenommen.21 

Die Weiterbildung Beschäftigter findet dabei über-
wiegend im betrieblichen Kontext statt. Während 43 
Prozent der Befragten von einer Teilnahme an non-
formaler, betrieblicher Weiterbildung berichteten, 
gaben lediglich 7 Prozent an, an einer non-formalen, 
individuellen berufsbezogenen Weiterbildung teil-
genommen zu haben. Die gestiegene Beteiligung 
ist vor allem auf einen Anstieg der betrieblichen 
Weiterbildung zurückzuführen. Dabei konzentriert 
sich diese Teilnahme nahezu ausschließlich auf 
Weiterbildungen, die nicht zu einer formalen Quali-
fikation führen.22 

Kürzere, inhaltlich kompaktere Weiterbildungsange-
bote oder nichtinstitutionalisierte Formate erfordern 
weniger zeitliche und finanzielle Ressourcen, sowohl 

19	 BIBB, 2020; BIBB, 2016. Im Bericht werden die Zahlen zur 

Weiterbildungsteilnahme in Anlehnung an den Datenreport 

Berufsbildungsbericht 2020 präsentiert. Hier werden die	

Zahlen für die 25- bis 64-Jährige präsentiert. Der Fokus liegt 

auf der berufsbezogenen non-formalen Weiterbildungsbetei-

ligung. Da Informationen zur Teilnahme an formalen Weiter-

bildungen nicht im Datenreport vorhanden sind, werden

DEFINITIONEN WEITERBILDUNG

Formale Weiterbildung = institutionalisierte Weiterbildungsangebote, die innerhalb von natio-
nalen Bildungsinstitutionen organisiert sind und zu einem formalen Abschluss führen. 

Non-formale Weiterbildung = Angebot in einem institutionalisierten Lernsetting, das jedoch nicht zu 
einem formalen Abschluss führt (z. B. Seminare, kürzere Kurse) 

Informelles Lernen = nichtinstitutionalisierte Formen des Lernens außerhalb eines festen Rahmens 
(z. B. Lernen am Arbeitsplatz („Training on the Job“), Lesen von Fachliteratur

	 ergänzend die Zahlen aus dem Bildungsbericht genutzt. 
20	 Es ist möglich, dass eine Person sowohl an einer non-forma-

len als auch an einer formalen Weiterbildung teilgenommen	

hat. Aus diesem Grund (Mehrfachnennungen) können die 

Teilnahmezahlen für non-formale und formale Weiterbildun-

gen nicht aufsummiert werden, um die Quote der Gesamtteil-

nahme zu erhalten. 

für die Beschäftigten als auch für die Betriebe. Ange-
sichts der mitunter umfangreichen Veränderungen 
von Berufsbildern oder den erwartenden Verschie-
bungen zwischen verschiedenen Berufsfeldern, ist 
jedoch davon auszugehen, dass Weiterentwicklung 
oder Neuerwerb formaler Qualifikationen an Bedeu-
tung gewinnen.23 

Nach wie vor bleiben bestimmte Personengruppen 
beim Weiterbildungsgeschehen außen vor

Die Veränderungen in Kompetenz- und Qualifikations-
anforderungen betreffen nahezu alle Beschäftig-
tengruppen. Der übergreifend positive Trend einer 
stärkeren Beteiligung an Weiterbildung erreicht jedoch 
nicht alle Gruppen gleichermaßen. Besonders relevant 
ist die Identifizierung von Personen, die nicht nur 
temporär, sondern dauerhaft nicht an Weiterbildung 
teilnehmen. In einer repräsentativen Befragung des 
BIBB lag der Anteil erwerbsnaher Personen, die in den 
zurückliegenden fünf Jahren an keinerlei Maßnahmen 
zur Weiterbildung teilgenommen hatten, bei rund 22 
Prozent.24 Weitere Befunde deuten darauf hin, dass 
vor allem Geringqualifizierte und Beschäftigte mit ein-
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Abbildung 3: Die Teilnahme an berufsbezogener Weiterbildung variiert nach Qualifikation und Alter

21	 Autorengruppe Bildungsbericht, 2020b. Diese Zahl bezieht 

sich auf 18- bis 64-Jährige, da die entsprechende Zahl für 25- 

bis 64-Jährige nicht vorliegt. Dabei werden nur formale	

	 Weiterbildungen miteinbezogen, die nicht zur Erstausbildung 

zugerechnet werden. 
22	 BIBB, 2020
23	 Expertenkommission Forschung und Innovation, 2021

Quelle: BIBB, 2020: Datenreport zum Berufsbil-
dungsbericht 2020, Adult Education Survey, S. 304
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fachen Arbeitstätigkeiten dauerhaft nicht an Weiter-
bildung teilnehmen.25 28 Prozent der Personen im 
Erwerbsalter ohne berufsqualifizierenden Abschluss 
nahmen jemals an einer formalen Weiterbildung teil, 
bei den beruflich Qualifizierten lag dieser Anteil bei 
knapp 40 Prozent.26 

Die Weiterbildungsbeteiligung Geringqualifizierter ist 
in den letzten Dekaden stark gestiegen. Wesentliche 
Gründe sind höhere Anforderungen und technische 
Veränderungen, die auch die Tätigkeiten von formal 
An- und Ungelernten betreffen.27 Jedoch berichteten 
im AES 2018 34 Prozent der Personen mit maxi-
mal Hauptschulabschluss von einer Teilnahme an 
non-formaler berufsbezogener Weiterbildung; im 
Unterschied zu knapp 44 Prozent der Befragten mit 
einem mittleren Schulabschluss und 62 Prozent der 
Personen mit einem hohen Schulabschluss (BIBB 
2020). Noch deutlicher sind die Unterschiede zwi-
schen Personen mit und Personen ohne Berufsab-
schluss (vgl. Abbildung 3).28 Darüber hinaus variiert 
die Beteiligung an Weiterbildung mit persönlichen 
Merkmalen wie Geschlecht und Alter. Diese sind 
jedoch nicht so relevant wie das Bildungs- und Quali-
fikationsniveau.29 

Verknüpft mit dem Qualifikationsniveau sind die 
Beschäftigungsmerkmale. Geringqualifizierte sind 
häufig kürzer in den Betrieben beschäftigt und 
arbeiten öfter in Teilzeit oder in einem befristeten Be-
schäftigungsverhältnis. Nach einer Studie des WZB 
sind diese Voraussetzungen relevanter für Beteili-
gung an betrieblicher Weiterbildung als persönlichen 
Merkmale.30

Ebenso variieren die Tätigkeitsprofile mit dem 
Qualifikationsniveau. Beschäftigte mit einem hohen 
Anteil an Routinetätigkeiten beteiligen sich ebenfalls 
seltener an Weiterbildung.31 Im Vergleich sind die 

Gruppen Geringqualifizierte und Personen, die vor 
allem routinierte Tätigkeiten ausüben, einem höheren 
Risiko von Beschäftigungslosigkeit ausgesetzt und 
hätten dementsprechend einen höheren Bedarf an 
Weiterbildung. Betriebsbefragungen zeigen, dass das 
Angebot an Weiterbildungen für Geringqualifizierte 
teilweise von erheblichem Umfang ist. Dabei sind für 
Beschäftigte mit einfacheren Tätigkeitsprofilen fach-
bezogene oder sicherheitsrelevante Schulungen weit 
verbreitet. Diese stehen direkt mit den Anforderun-
gen der aktuellen Tätigkeit in Zusammenhang, zielen 
aber weniger auf den Erwerb von zukunftsrelevanten 
Kompetenzen und Fähigkeiten ab.32 

Schließlich spielt der Erwerbstatus eine Rolle für die 
Weiterbildungsbeteiligung. Arbeitslose (38 %), aber 
insbesondere Nichterwerbstätige (13 %) nehmen 
seltener an non-formaler berufsbezogener Weiter-
bildung teil als Erwerbstätige. Das ist wenig über-
raschend angesichts der hohen Bedeutung betriebli-
cher Weiterbildung für das Weiterbildungsgeschehen 
insgesamt.33 

Kosten und Finanzierungsfragen können einer 
Teilnahme an Weiterbildung entgegenstehen

Untersuchungen zu Aufwand und Nutzen von Weiter-
bildung auf individueller Ebene identifizierten die 
erwartete finanzielle Belastung als ein zentrales 
Hemmnis, sich an einer Weiterbildung zu beteiligen. 
Dies gilt sowohl für Personen, die eine solche Weiter-
bildung in Erwägung ziehen, als auch für Personen, 
die kein Interesse haben, an einer Weiterbildung teil-
zunehmen.34 Personen, die nie an einer Weiterbildung 
teilnehmen, haben zudem eine geringere Zahlungs-
bereitschaft für Weiterbildungsmaßnahmen.35 Die Be-
reitschaft zur Teilnahme steigt, wenn die Kosten für 
eine Weiterbildung durch die Arbeitgeberin oder den 

24	 Müller/Wenzelmann, 2020
25	 Müller/Wenzelmann, 2020; Backes-Gellner et al., 2007
26	 Krupp/Baumann., 2019
27	 Seyda, 2019
28	 BIBB, 2020
29	 Kruppe/Baumann, 2019

30	 Hornberg et al., 2021
31	 Heß et al., 2019; Kruppe/Baumann, 2019; Osiander/Stephan,

	 2018
32	 Schöpper-Grabe/Vahlhaus 2019
33	 BIBB, 2020
34	 Müller/Wenzelmann, 2020
35	 Backes-Gellner et al., 2007
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Arbeitgeber übernommen werden.36 Dabei scheint es 
mitunter ausschlaggebend, dass die Arbeitgeberin 
oder der Arbeitgeber diese Kosten trägt. An staatlich 
geförderten Weiterbildungen wollten Beschäftigte in 
einer Untersuchung des IAB mit geringerer Wahr-
scheinlichkeit teilnehmen.37 

Bewertung zukünftiger Perspektiven spielen 
eine entscheidende Rolle

Erwartungen, wie sich Weiterbildung auf das 
Einkommen und die berufliche Karriere auswirkt, 
sind ein wesentlicher Faktor für die Teilnahme-
bereitschaft. Sie steigt, wenn die Beschäftigten 
davon ausgehen, dass sich die Teilnahme finanziell 
auszahlt.38 Personen, die nie an einer Weiterbildung 
teilgenommen hatten, schätzten den kurzfristigen 
Nutzen, zum Beispiel durch ein höheres Gehalt, 
niedriger ein als Personen, die gelegentlich an Wei-
terbildung teilnahmen.39 

Faktoren, die im direkten Zusammenhang mit der 
Transformation der Arbeitswelt stehen, beeinflus-
sen die Bereitschaft zur Weiterbildung ebenfalls. 
Dabei orientieren sich die Beschäftigten auch in die 
Zukunft und reagieren nicht allein auf unmittelbare 
Veränderungen. Die Verbesserung der beruflichen 
Chancen und die Aussichten auf einen neuen 
Arbeitsplatz bzw. eine neue Stelle waren bei 29 
bzw. 17 Prozent der Weiterbildungsaktivitäten ein 
Grund für die Teilnahme. Gründe wie „Sicherung des 
Arbeitsplatzes“ oder „organisatorische/technische 
Veränderungen bei der Arbeit“ wurden in 22 bzw. 17 
Prozent der non-formalen Weiterbildungsaktivitäten 
angeführt.40 

Individuell berufsbezogene Weiterbildung orien-
tiert sich stärker am Arbeitsmarkt und der eigenen 

Position am Arbeitsmarkt. Für Personen, die sich 
individuell berufsbezogen weiterbilden, sind Ver-
besserungen der beruflichen Chancen und der Aus-
sichten auf eine neue Stelle wichtigere Gründe für 
eine Weiterbildungsteilnahme als für Personen, die 
sich betrieblich weiterbilden.41 Die Teilnahme an den 
deutlich umfangreicheren Aufstiegsfortbildungen, 
beispielsweise zur Technikerin bzw. zum Techniker, 
werden ebenfalls stark von den individuellen Aus-
sichten am Arbeitsmarkt beeinflusst.42 

Mit Blick auf das oben beschriebene Fachkräfte-
Paradox scheint schließlich die Motivation für einen 
Berufswechsel ausschlaggebend für die Teilnahme 
an einer entsprechenden Qualifikation zu sein. Hierzu 
liegen noch wenig Befunde vor. Im Kontext aktuel-
ler Verschiebungen werden dabei jedoch auch die 
Voraussetzungen und Arbeitsbedingungen der Zweit-
branche als relevante Anreize diskutiert.43 

Zeit für Weiterbildung kann ebenfalls 
eine Herausforderung sein 

Nicht nur finanzielle Ressourcen spielen eine 
wesentliche Rolle für die Teilnahme an Weiterbil-
dung. Auch die zeitlichen Belastungen durch jeweils 
familiäre oder berufliche Verpflichtungen waren 
unter den meistgenannten Hinderungsgründen für 
eine Beteiligung an Weiterbildung im AES 2016.44 
Geringqualifizierte waren im Vergleich mit Personen 
mit einer höheren Ausbildung seltener bereit, sich in 
ihrer Freizeit weiterzubilden.45 Dies kann auch mit der 
schlechteren Bewertung von Aufwand und Nutzen 
einer solchen Beteiligung in Zusammenhang stehen. 
Mehr Zeit für Weiterbildung kann zudem für die 
Dauer der Teilnahme weniger Zeit für Erwerbsarbeit 
und damit auch weniger Verdienst bedeuten. Wenn 
Weiterbildung innerhalb der Arbeitszeit stattfindet 

36	 Kantar, 2019
37	 Osiander/Stephan, 2018
38	 Osiander/Stephan, 2018
39	 Backes-Gellner et al., 2007

40	 Behringer/Schönfeld, 2017
41	 Behringer/Schönfeld, 2017
42	 Siegel et al., 2018; Nitzschke et al., 2017
43	 Münch et al., 2020
44	 Bilger/Käpplinger 2017
45	 Tuor Sartore/Backes-Gellner, 2009
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oder auf diese angerechnet werden kann, steigt die 
Bereitschaft zur Teilnahme.46 In einer Befragung 
gaben arbeitssuchende Personen an, nicht längere 
Zeit auf ein reguläres Einkommen verzichten zu kön-
nen, um an einer umfangreichen Weiterbildung oder 
Qualifizierung teilzunehmen.47 

Persönliche Erfahrungen prägen die 
Motivation für das lebenslange Lernen

Die Bewertung von Aufwand und Nutzen einer 
Weiterbildung hängt darüber hinaus stark mit den 
persönlichen Voraussetzungen und Erfahrungen mit 
der bisherigen Bildungsbiografie zusammen. Negati-
ve Erfahrungen mit Lernen in der Vergangenheit oder 
mangelnde Gewohnheit zu lernen werden häufig 
als Gründe für eine Nichtteilnahme angeführt – vor 
allem von Personen mit geringerer Qualifikation.48 
Besonders die Erfahrungen der Schulzeit wirken sich 
darauf aus, inwiefern Weiterbildung als gewinnbrin-
gend eingeschätzt wird.49 

Auch die berufliche Situation hat einen wesentlichen 
Einfluss auf die Bereitschaft zur Weiterbildung. Beson-
ders die Beteiligung an betrieblichen Weiterbildungen 
ohne formalen Abschluss war nach Daten des AES 
2016 zu einem großen Teil intrinsisch motiviert und 
stark auf die aktuellen Tätigkeiten bezogen.50 Eine 
aktuellere Untersuchung konnte zeigen, dass intrin-
sisch motivierte Personen seltener über eine längere 
Zeit nicht an Weiterbildung teilnehmen. Schließlich 
korrelieren unterschiedliche persönliche Dispositionen 
und Merkmale mit der Bereitschaft sich weiterzu-
bilden. Dazu zählen unter anderem die Freude an der 
Erwerbstätigkeit, Sozialkontakte im Erwerbsleben, das 
Gefühl, etwas Nützliches zu tun oder mit der eigenen 
Tätigkeit Einfluss ausüben zu können, sowie Offenheit 
für neue Erfahrungen und Risikoaffinität.51 

Die Voraussetzungen für eine Weiterbildung 
können nicht immer erfüllt werden 

Die Beteiligung an Weiterbildung hängt nicht 
nur von der Bereitschaft, sondern auch von den 
vorhandenen Zugängen zu solchen Angeboten 
ab. So nennen Personen, die nicht oder nie an 
Weiterbildung teilnehmen, häufiger mangelnde 
Vorkenntnisse oder Teilnahmevoraussetzungen, 
die nicht erfüllt werden konnten, als Gründe für 
eine Nichtteilnahme.52 Fehlende Voraussetzungen 
können entweder subjektiv angenommen oder ob-
jektiv festgestellt werden. Insbesondere mit Blick 
auf formal zertifizierte Voraussetzungen wird in 
Wissenschaft und Praxis diskutiert, inwiefern diese 
institutionellen Barrieren aufgeweicht werden 
können. So ist es durchaus denkbar, dass die not-
wendigen Kenntnisse auf informellem Wege – zum 
Beispiel durch die tägliche Arbeitspraxis – erlangt 
wurden, jedoch nicht anerkannt und attestiert wer-
den können (vgl. Abbildung 4).53 

Weiterbildung setzt Wissen über Entwicklungs- 
und Fortbildungsmöglichkeiten voraus

Weitere Informationsdefizite können schließlich 
mit Blick auf die vorhandenen Angebote zur Weiter-
bildung bestehen. So nannte etwa ein Fünftel der 
Befragten einer Studie des BIBB die Suche nach 
passenden Angeboten und die mangelnde Qualität 
vorhandener Angebote als Hemmnis für eine Beteili-
gung an Weiterbildung. Personen, die eine Teilnahme 
an Weiterbildung nicht in Erwägung ziehen, führten 
diese Faktoren häufiger an.54 Im AES 2016 verwies 
etwa ein Viertel der Befragten mit einem Weiter-
bildungswunsch oder einem Weiterbildungsbedarf 
darauf, dass sie diesen wegen mangelnder Beratung 
nicht realisiert hätten.55 

46	 Osiander/Stephan, 2018
47	 Dietz/Osiander, 2014
48	 Dietz/Osiander, 2014; Fourage et al., 2010
49	 Gorges/Hollmann, 2015

50	 Behringer/Schönfeld, 2017
51	 Müller/Wenzelmann, 2020; Offerhaus, 2012; Caliendo et al., 

2020a; Caliendo et al., 2020b; Laible et al., 2020
52	 Bilger/Käpplinger, 2017; Müller/Wenzelmann, 2020
53	 Seidel, 2011; Gaylor et al., 2015
54	 Müller/Wenzelmann, 2020
55	 Bilger/Käpplinger, 2017
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MERKMALE DER BESCHÄFTIGUNG

• �Anteil an Routinetätigkeiten

• �Dauer der Betriebszugehörigkeit

• �Teilzeitbeschäftigung

• �Befristetes Beschäftigungsverhältnis

ERWARTETER NUTZEN DER WEITERBILDUNG

• �Verdienstperspektiven

• �Karrieremöglichkeiten

RAHMENBEDINGUNGEN DER WEITERBILDUNG

• �Erforderliche Vorkenntnisse

• Zeitlicher Umfang 

• Finanzielle Kosten

• �Unterstützung durch den Arbeitgeber 
	 (Finanzierung/Freistellung)

Abbildung 4: Welche persönlichen Faktoren beeinflussen die Beteiligung an Weiterbildung?

LERNBIOGRAFIE 

• �Vergangene Erfahrungen mit Lernen (z. B. Schule)

• �Gewohnheit zu Lernen im Arbeitsalltag

Quellen: Osiander/Stephan, 2018: Unter welchen Bedingungen würden sich Beschäftigte weiterbilden? Ergebnisse eines faktoriellen Surveys. IAB 
Discussion Paper 4/2018; Bilger et al., 2017: Weiterbildungsverhalten in Deutschland 2016. Ergebnisse des Adult Education Survey (AES); Dietz/Osiander, 
2014: Weiterbildung bei Arbeitslosen: Finanzelle Aspekte sind nicht zu unterschätzen. IAB-Kurzbericht, 14/2014; Müller/Wenzelmann, 2020: Berufliche 
Weiterbildung – Teilnahme und Abstinenz, in: Zeitschrift für Weiterbildungsforschung 43, S. 47–73. Hornberg et al., 2021: Fit für die digitale Arbeitswelt: 
Weiterbildung gering Qualifizierter scheitert an Strukturen am Arbeitsplatz, in: WZB-Mitteilungen 171/2021.

Nach Befunden des AES 2018 sah sich eine klare 
Mehrheit von 74 Prozent aller Befragten zu vor-
handenen Weiterbildungsangeboten ausreichend 
informiert und beraten. Gleichzeitig hatten jedoch 24 
Prozent der Befragten den Wunsch nach mehr Infor-
mation und Beratung, 29 Prozent fanden, dass sie zu 
wenig über Weiterbildungsmöglichkeiten wissen.56 

Rund 28 Prozent der befragten Personen hatten in 
den vorangegangenen zwölf Monaten kostenlose 
Informationsangebote wahrgenommen, weitere 
7 Prozent gaben an, eine kostenlose Beratung in 
Anspruch genommen zu haben. Kostenpflichtige 
Angebote wurden hingegen so gut wie gar nicht 
wahrgenommen.57 

56	 BMBF, 2019b
57	 BMBF, 2019b



LEBENSLANGES LERNEN IN EINER ARBEITSWELT IM WANDEL 182

DER RAT STELLT FEST

Das Berufsbildungssystem ist für den 
stetigen Wandel des Arbeitsmarkts gut 
aufgestellt und greift die entsprechenden Be-
darfe auf, um die Berufsbilder kontinuierlich 
anzupassen ( ). Es besteht vgl. Abschnitt 2.3
jedoch erheblicher Forschungsbedarf zur 
Frage, welche Gruppen aufgrund disruptiver 
Entwicklungen wie qualifiziert oder weiter-
gebildet werden müssen. Dies gilt beson-
ders für den Kontext der Digitalisierung und 
Dekarbonisierung. Auch in der Praxis stehen 
betriebliche Entscheiderinnen und Entschei-
der vor großen Herausforderungen, wenn es 
darum geht, diese zukünftigen Bedarfe zu 
benennen – insbesondere in einer längerfris-
tigen Perspektive. Abseits dieser inhaltlichen 
Überlegungen gewinnen deshalb strukturelle 
Fragen an Bedeutung. Welche Akteure sind 
in der Lage, zukünftige Bedarfe zu identifizie-
ren, und wie lassen sich diese Erkenntnisse 
dann in der Praxis umsetzen?

Flexible Strukturen für 
umfassende Unterstützung 
von Transformationsprozessen

Ein besonderer Fokus sollte dabei auf den 
Beschäftigtengruppen liegen, die aufgrund 
der laufenden Transformationsprozesse ein 
hohes Risiko haben, ihre Beschäftigung zu 
verlieren. Ziel ist es, diesen Menschen einen 
nahtlosen Übergang in eine (verwandte) 
Tätigkeit zu ermöglichen. Dabei müssen 
Möglichkeiten innerhalb des eigenen Unter-
nehmens gut ausgelotet und ausgeschöpft 
sowie auch darüber hinausgehende Pers-

pektiven aufgezeigt werden. Auch hier stellt 
sich die Frage, wer diese Prozesse initiieren 
und begleiten kann und wie ein „Match“ für 
die Beschäftigten hergestellt werden kann. 

Mit Blick auf die vielfältigen oben be-
schriebenen Herausforderungen braucht es 
deshalb ein Weiterbildungssystem, dass die 
folgenden Funktionen quer über die verschie-
denen Branchen und Berufsgruppen erfüllen 
kann. 

Es sollte:

•	 als Frühwarnsystem aufzeigen, welche 
Gruppen auf betrieblicher Ebene und darü-
ber hinaus durch Transformationsprozes-
se – von Veränderungen am Arbeitsplatz 
bis zu einem Rückgang der Arbeitsnach-
frage – betroffen sind und welche Hand-
lungsbedarfe und Perspektiven daraus für 
diese Gruppen resultieren;

•	 Orientierungswissen für die Beschäf-
tigten und Betriebe bereitstellen, in 
welchen (verwandten) Tätigkeitsberei-
chen Personalbedarfe bestehen, welche 
Anpassungsstrategien tragfähig sind und 
ob und wie dabei auf vorhandene Kom-
petenzen und Qualifikationen aufgebaut 
werden kann;

•	 Umsetzungshilfe leisten, die die notwen-
digen Anpassungsprozesse unterstützt 
und Strukturen schafft, die es erlauben, 
konsequent auf den vorhandenen Profilen 
der Beschäftigten aufzubauen, anstatt 
einen kompletten Neuanfang zu erfordern.
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Bewusstsein für Weiterbildung 
als Investition muss breit 
verankert sein

Die Gestaltung des Wandels ist die Aufgabe 
von Betrieben, Beschäftigten und Inter-
essenvertretungen. Mit unterschiedlicher 
Ausgestaltung von Arbeitsorganisation und 
Arbeitsprozessen variieren Qualifikation- und 
Kompetenzanforderungen und die Aufgabe, 
die entsprechenden Kompetenzen heraus-
zubilden und für Betriebe und Beschäftigte 
nutzbar zu machen. 

Die Sicherstellung der Beschäftigungsfähig-
keit bzw. Wettbewerbsfähigkeit ist keine 
überwiegend staatliche Aufgabe, sondern 
zunächst Aufgabe der Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber sowie der Beschäftigten, die 
diese auch schon umfangreich wahrnehmen.

Mit Blick auf die zukünftigen Herausforde-
rungen, bedarf es jedoch in der Breite eines 
verbesserten Verständnisses der Bedeutung 
von Weiterbildung auf beiden Seiten. So-
wohl Betriebe wie auch Beschäftigte sollten 
Weiterbildung nicht als Kosten, sondern als 
Investition betrachten. Wer Zeit und Geld 
für eine Weiterbildung in die Hand nimmt, 
erhält eine Bildungsrendite, die sich auch in 
Geld messen lässt, oder minimiert Einkom-
mensverluste, die zum Beispiel aufgrund von 
Arbeitslosigkeit entstehen. 

In diesem Zusammenhang spielt das Be-
wusstsein einer Verantwortung für die eigene 
Berufsbiografie bei den Beschäftigten eine 
zentrale Rolle. 

Bestehende staatliche Förderung kann 
zielgerichtet weiterentwickelt werden

Aufgabe des Staates ist es vor diesem Hin-
tergrund, weiterbildungsförderliche Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Darüber hinaus 
bedarf es staatlicher Aktivitäten, wenn Be-
triebe und Beschäftigte ihre Weiterbildungs-
bedarfe nicht durch eigene Ressourcen 
stemmen können oder diese Bedarfe über 
die betriebliche Ebene hinausgehen. Ange-
sichts disruptiver Transformationsprozesse, 
wie etwa der Digitalisierung der Arbeitswelt, 
kommt diesen Aktivitäten eine besondere 
Bedeutung zu. In Branchen oder Berufsgrup-
pen, die von Veränderungen stark betroffen 
sind, besteht die Gefahr, dass diesem Wan-
del allein durch die Bemühungen von Betrie-
ben, Beschäftigten und Sozialpartnern nicht 
ausreichend begegnet werden kann. In enger 
Abstimmung mit diesen Akteuren sollten 
staatliche Aktivitäten dann darauf abzielen, 
rechtliche Rahmenbedingungen auf diese 
Herausforderungen anzupassen, die not-
wendige Infrastruktur bereitzustellen sowie 
institutionell zu gewährleisten und ange-
messene Möglichkeiten finanzieller Förder-
möglichkeiten zu schaffen. Der Schwerpunkt 
sollte dabei nicht auf weiteren gesetzlichen 
Regelungen, sondern vielmehr auf breiter an-
gelegten Initiativen zur Forschung, Förderung 
und Weiterentwicklung der Weiterbildung 
liegen.

Empfehlungen zur Weiterentwicklung der 
betrieblichen und individuellen berufsbezo-
genen Weiterbildung sollen unter der Pers-
pektive betrachtet werden, inwiefern sie dem 
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Ziel der Unterstützung von Beschäftigten und 
Betrieben im Strukturwandel entgegenstehen 
bzw. welche Veränderungen notwendig sind, 
damit dieses Ziel besser erreicht werden 
kann. Angesichts der herausragenden Be-
deutung eines angemessen qualifizierten 
Fachkräftepotenzials für die volkswirtschaft-
liche Innovationsfähigkeit und Produktivi-
tät insgesamt gilt es auch, die arbeits- und 
berufsbildungs-politischen Initiativen kon-
sequent auf diese Herausforderung auszu-
richten. Dabei ist zu beachten, dass in den 
letzten Jahren viele Aktivitäten auf den Weg 
gebracht wurden.

Die Weiterbildung genießt gerade eine sehr 
hohe politische Priorität (z. B. Nationale Wei-
terbildungsstrategie, BT-Enquete „Berufliche 
Bildung in der digitalen Arbeitswelt, Qualifi-
zierungschancengesetz). Mit der Nationalen 
Weiterbildungsstrategie ist unter Beteiligung 
von unter anderem Sozialpartnern, Ländern, 
Wissenschaft und Weiterbildungsverbänden 
in Koordination von BMAS und BMBF erst-
mals ein runder Tisch geschaffen worden, 
an dem die Akteure der zersplitterten Weiter-
bildungslandschaft zusammenkommen und 
eine Plattform für Handlungsimpulse finden 
– ein wichtiger Schritt zur Wahrnehmung von 
mehr öffentlicher Koordinations- und Ko-
operationsverantwortung. Und richtig, wenn 
man die Weiterbildung als vierte Säule des 
Bildungssystems und damit auch als Teil 
öffentlicher Verantwortung versteht. Dabei 
tariert die nationale Weiterbildungsstrategie 
behutsam aus, wer welche Verantwortung 
trägt. Dies führt nicht zwangsläufig zu einer 
höheren staatlichen Verantwortung. Mehr 

öffentliche Verantwortung wird in Zukunft 
jedoch notwendig sein, wenn man Weiterbil-
dung auch als vierte Säule des Bildungssys-
tems versteht und eine neue Weiterbildungs-
kultur erreichen will.

Die Sicherstellung weiterbildungsförder-
liche Rahmenbedingungen durch den Staat 
erfolgt darüber hinaus unter anderem durch 
die genannten aktuellen Maßnahmen und 
bestehende Förderinstrumente. Hervorzuhe-
ben ist die deutlich ausgeweitete Förderung 
von beruflicher Weiterbildung durch das 
Qualifizierungschancengesetz. In diesem Zu-
sammenhang wurden und werden politisch 
aktuell eine ganze Reihe wichtiger Bedarfs-
felder im deutschen Weiterbildungssystem 
adressiert, wie zum Beispiel: 

•	 die Kooperation und Koordination der ver-
schiedenen Akteure; 

•	 Unterstützung der betrieblichen Weiterbil-
dungsaktivitäten insbesondere von KMU;

•	 Abbau von Vorbehalten/Hemmnissen bei 
der Weiterbildungsbeteiligung bestimmter 
Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmer-
gruppen; 

•	 Verbesserung der Weiterbildungsberatung; 

•	 Intensivierung der investiven Arbeits-
marktpolitik. 
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ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

• Lernförderliche Arbeitsgestaltung spielt eine
entscheidende Rolle, um den Kompetenzaufbau
im Arbeitskontext möglichst niedrigschwellig zu
gestalten.

• Die Verknüpfung von Arbeit und Kompetenz-
aufbau kann auch Gruppen erreichen, die an
anderen Weiterbildungsformaten eher selten
teilnehmen.

• Die Ansprache und Motivation durch Kollegin-
nen und Kollegen oder betriebliche Mentorinnen
und Mentoren hat sich für diese Gruppen eben-
falls bewährt.

• Der Lernort Betrieb kann vor allem durch Koope-
ration zwischen Führungskräften und Beschäftig-
ten sowie den Beschäftigten untereinander, eine
Ausweitung ihrer Handlungsspielräume sowie die
Beteiligung der Beschäftigten und ihrer Interes-
senvertretungen bei Fragen der Gestaltung von
betrieblicher Weiterbildung gestärkt werden.

5.2.2 BETRIEBLICHE VORAUS-
SETZUNGEN – LERNEN AM 
ARBEITSPLATZ GEZIELT FÖRDERN

Weiterbildung findet vor allem im betrieblichen 
Kontext statt. Insofern schafft die Weiterbildungs-
beteiligung der Betriebe auch den Rahmen für die 
Weiterbildungsaktivitäten ihrer Beschäftigten. Neben 
der grundsätzlich positiven Tendenz einer zunehmen-

den Beteiligung, gibt es jedoch große Unterschiede je 
nach betrieblichem Kontext. Während in 44 Prozent 
der Kleinstbetriebe (1 bis 9 Beschäftigte) betrieblich 
weitergebildet wird, ist der Anteil der weiterbildungs-
aktiven Unternehmen bei Betrieben mit über 500 
Beschäftigen mehr als doppelt so hoch (98 %) (Stand 
2018).58 Die strukturellen Voraussetzungen für Weiter-
bildung sind in großen Unternehmen meist besser, sie 
verfügen über mehr finanzielle Ressourcen und häufig 
auch über eigene personelle Zuständigkeiten. Auch 
wenn die Weiterbildungsquote (Anteil der Weiter-
bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer an allen 
Beschäftigten) betrachtet wird, zeigt sich, dass kleine 
Betriebe etwas seltener ihr Personal weiterbilden (vgl. 
Abbildung 5).59  

Kooperationen können eine sinnvolle Strategie sein, 
um die Weiterbildungskapazitäten von Unternehmen 
zu stärken. Betriebe können dann auf Angebote 
übergeordneter Einrichtungen wie Kammern oder 
Verbände sowie anderer Betriebe zurückgreifen. Auch 
die gemeinsame Entwicklung von Ansätzen mehrerer 
Betriebe ist möglich und senkt die Kosten für den ein-
zelnen Betrieb.60 Umfassende Befunde hierzu liegen 
aktuell jedoch noch nicht vor. 

Betriebe im Wandel sind 
aktiver in der Weiterbildung

Betriebe, die Transformationsprozesse durchlaufen, 
waren aktiver in der Weiterbildung. Das gilt sowohl 
für die Einführung neuer Technologien wie auch für 
strukturelle und organisatorische Anpassungen: 
Betriebe, die konkrete Transformationsprozesse wie 
Reorganisationen, veränderte Arbeitsabläufe oder In-
vestitionen in neue Technologien, zum Beispiel neue 
Verfahrenstechnologien, Computerprogramme oder 
Maschinen, durchliefen, bildeten ihre Beschäftigten 

58	 BIBB, 2020. Dies ist in Teilen ein statistischer Effekt. Bei 

großen Unternehmen ist die Wahrscheinlichkeit, dass min-

destens eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter weitergebildet 

wird – und damit das Kriterium der Weiter-bildungsbeteili-

gung erfüllt ist – deutlich höher.
59	 Dettmann et al., 2020
60	 Janssen/Leber, 2020
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Abbildung 5: Die Weiterbildungsaktivitäten der Betriebe variieren nach Betriebsgröße und Branche

1) Anteil der Weiterbildungsteilnehmer/-innen an allen Beschäftigten.
Quelle: Dettmann et al., 2020: Innovationen in Deutschland – Wie lassen sich Unterschiede in den Betrieben erklären? �IAB-Forschungsbericht 12/2020, S. 92 

2) Anteil der Weiterbildungsteilnehmer/-innen an allen Beschäftigten.
Quelle: Dettmann et al., 2020: Innovationen in Deutschland – Wie lassen sich Unterschiede in den Betrieben erklären? �IAB-Forschungsbericht 12/2020, S. 91
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häufiger weiter.61 Ebenso spielt der Digitalisierungs-
grad eine wesentliche Rolle: Betriebe, die verstärkt 
in Digitalisierung investierten, gaben an, dass auch 
die Gesamtausgaben für Fort- und Weiterbildung 
stiegen. Dabei nutzten die betroffenen Betriebe 
zunehmend digitale Lernmedien und bildeten ihre 
Beschäftigten vor allem im Umgang mit modernen 
IKT-Technologien weiter (vgl. Abbildung 6).62 

Gerade mit Blick auf diesen Wandel gibt es Hinweise 
darauf, dass es den Unternehmen noch an Überblick 
fehlt. In einer Befragung aus dem Jahr 2020 gaben 
lediglich 40 Prozent der befragten Betriebe an, ein 

61	 Rinke, 2020; Stettes/Hammermann, 2020
62	 Janssen et al., 2018
63	 Kirchherr et al., 2020
64	 Jackwerth et al., 2018
65	 acatech, 2016

klares Bild der bestehenden und benötigten Fähigkei-
ten ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu haben.63 
Passend zu der bereits beschriebenen stärkeren 
Weiterbildungsteilnahme von Beschäftigten in großen 
Unternehmen scheinen auch hier große Unternehmen 
aktiver in der Identifizierung der unternehmensspezi-
fischen Kompetenzbedarfe sowie der Kompetenz-
entwicklung der Beschäftigten zu sein als kleine und 
mittlere Unternehmen. In diesen erfolgt die Kompe-
tenzerfassung und -entwicklung häufiger intuitiv und 
unsystematisch.64 Eine Lösung für KMU könnte exter-
ne Beratung und Unterstützung sein, die jedoch gerade 
für kleinere Betriebe oft nicht wirtschaftlich ist.65

Abbildung 6: Welche Faktoren beeinflussen das Lernen im Betrieb? 

Quellen: Dettmann et al, 2020: Innovationen in Deutschland – Wie lassen sich Unterschiede in den Betrieben erklären? IAB-Forschungsbericht 12/2020; 
Stettes/Hammermann, 2020: Verbreitung und Charakterisierung von Transformationserfahrungen der Beschäftigten in Deutschland. Eine Untersuchung 
auf Basis der BIBB-/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2006, 2012 und 2018. Begleitforschung zur Arbeitsweltberichterstattung; Rinke, 2020: Determinanten 
betrieblicher Reorganisation und Weiterbildungsintensität – Analysen mit dem IAB-Betriebspanel. Begleitforschung zur Arbeitsweltberichterstattung; Jans-
sen et al., 2018: Betriebe und Arbeitswelt 4.0: Mit Investitionen in die Digitalisierung steigt auch die Weiterbildung, IAB-Kurzbericht 26/2018; Dehnbostel, 
2007: Lernen im Prozess der Arbeit. Münster; Richter et al., 2020: Lernförderliche Arbeitsgestaltung im Dienstleistungssektor am Beispiel der Sachbe-
arbeitung: Die doppelte Rolle der Führungskraft.

BETRIEBLICHE 
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• �Digitalisierungsgrad 
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ARBEITSPROZESSE 
IM BETRIEB

• �Unternehmens- und Führungskultur
• �Arbeitsformen
• �Austausch zwischen Beschäftigten
• �Integration von Lernprozessen in den Arbeitsalltag
• �Tarifverträge
• �Mitarbeiterinnen- und Mitarbeitervertretungen
• �Strukturierte Personalpolitik
• �Entscheidungsspielräume der Beschäftigten
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Betriebe nutzen ein breites Portfolio an Weiterbil-
dungsangeboten – und digitalisieren sich langsam

Betriebe greifen auf ein breites Portfolio an formalen 
und non-formalen Angeboten zurück. Neben der 
Entwicklung eigener Angebote nutzen sie vorhan-
dene Kurse und Seminare ihrer Fachverbände oder 
Angebote aus dem umfassenden Spektrum weiterer 
Dienstleister (Ergebnisse der Fallstudien). Aktuelle 
Befunde aus dem Jahr 2020 zeigen, dass die pande-
miebedingten Einschränkungen die Digitalisierung 
der Fort- und Weiterbildungsangebote beschleu-
nigt und neue Impulse für die Qualifizierung in den 
befragten Unternehmen setzte. Während befragte 
Unternehmen vor der Covid-19-Pandemie nach eige-
nen Angaben etwa 35 Prozent ihrer Qualifizierungs-
maßnahmen digital angeboten hatten, lag dieser 
Wert zum Befragungszeitpunkt bei 54 Prozent. 
Weiterhin planten die Unternehmen, auch zukünftig 
mehr als die Hälfte ihrer Fort- und Weiterbildungen 
digital anzubieten.66 

Im Betrieb können Arbeit und Kompetenzaufbau 
direkt miteinander verknüpft werden. Das Lernen am 
Arbeitsplatz kann dabei auf unterschiedliche Weise 
stattfinden: Beschäftigte können erstens in Arbeits-
formen wie Gruppenarbeit, Projektarbeit und Job-
rotation kontinuierlich voneinander lernen und dabei 
ihre Kompetenzen weiterentwickeln. Zweitens kön-
nen konkrete Lernformate mit der Arbeit verbunden 
werden, beispielsweise durch Coaching, Lerninseln 
oder Arbeits- und Lernaufgaben. Drittens lernen 
Beschäftigte durch den Austausch und das gemein-
same Arbeiten mit Kolleginnen und Kollegen, wobei 
spontane Lernsituationen entstehen.67 Kleinere und 
mittlere Unternehmen organisieren ihre Weiterbil-
dung häufiger in solchen informellen Settings mit 
direktem Bezug zum eigenen Arbeitsplatz.68 Schließ-

lich können diese Ansätze zum informellen Lernen 
im Betrieb besonders förderlich sein für Gruppen, 
die sich an klassischen formalen und non-formalen 
Weiterbildungen seltener beteiligen. 69 

Knapp zwei Drittel der in einem europaweiten Survey 
befragten deutschen Unternehmen boten ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern spezifische Weiterbil-
dungskurse an. Genauso bedeutend war die Weiterbil-
dung am Arbeitsplatz. Zusammen mit der Teilnahme 
an Informationsveranstaltungen waren dies die 
meistgenannten Formate betrieblicher Weiterbildung. 
Demgegenüber nannten die Betriebe deutlich seltener 
neuere Lernformen wie selbstgesteuertes Lernen (26 
%), Lern- und Qualitätszirkel (19 %) oder Jobrotation 
und Austauschprogramme (10 %).71 

Lernen im Betrieb kann durch die Gestaltung 
des Arbeitsalltags gefördert werden

Eine systematische Personalpolitik kann dazu beitra-
gen, dass auch diejenigen Gruppen von Weiterbildung 
profitieren können, die sonst seltener an Weiterbildung 
teilnehmen. In vielen Sektoren erhöhen formalisierte 
personalpolitische Maßnahmen nicht nur die Wahr-
scheinlichkeit, dass Unternehmen in die Weiterbildung 
ihrer geringqualifizierten Beschäftigten investieren, 
sondern auch die Häufigkeit, mit der Geringqualifizier-
te an Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen.72 

Um die Offenheit der Beschäftigten gegenüber Ver-
änderungen zu fördern und den (digitalen) Wandel 
auf betrieblicher Ebene aktiv mitzugestalten, sehen 
Wissenschaft wie Praxis die Integration von Lern-
prozessen in den Arbeitsalltag als zentralen An-
knüpfungspunkt. Dies beginnt auf der kleinsten 
Ebene. Tätigkeiten, die Handlungs-, Gestaltungs- und 
Entscheidungsspielräume ermöglichen, vielfältige 

66	 Kirchherr et al., 2020
67	 Dehnbostel, 2007

68	 BIBB, 2020
69	 Dobischat/Düsseldorff, 2018
70	 IG Metall, 2020; Fernuniversität Hagen, 2021
71	 BIBB, 2020, S. 313
72	 Wotschack, 2020
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BLICK IN DIE PRAXIS – 
INTEGRIERTES LERNEN AM ARBEITSPLATZ

Damit Weiterbildung in einem Werk des Automobilherstellers Audi möglichst zielführend ist, 
führen die Qualifizierungsberaterinnen und -berater im betrieblichen Weiterbildungsteam ge-

meinsam mit den jeweiligen Beschäftigten eine umfassende Kompetenzanalyse durch. Auf Grundlage 
der so ermittelten Kompetenzen wird dann jeweils individuell für jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbei-
ter der Qualifizierungsbedarf ermittelt. Um diesen Bedarf entsprechend zu decken, absolvieren die Be-
schäftigten erstens theoretische Lerneinheiten und können zweitens ihr neues Wissen im Anschluss 
direkt an ihrem Arbeitsplatz anwenden. 

Durch die direkte Einbindung in die Arbeitsprozesse wird das theoretische Wissen aus Seminarmodulen 
und Lernphasen unmittelbar mit praktischen Erfahrungen erweitert und verzahnt. Die Beschäftigten wer-
den über den gesamten Weiterbildungszeitraum (etwa 6 bis 24 Monate) begleitet: einerseits fachlich von 
den Technologieverantwortlichen und andererseits von einer oder einem der betrieblichen Qualifizierungs-
beraterinnen und -berater. So steht ihnen jederzeit ein Ansprechpartner für fachliche, aber auch individuelle 
Fragen zum Beispiel zur Gestaltung des eigenen Lernprozesses zur Verfügung.70 

Anforderungen stellen und Anreize zur Kooperation 
setzen, fördern die Motivation, sich neue Kenntnisse 
und Fähigkeiten anzueignen.73 Beschäftigte, die in 
unterschiedlichen Teams arbeiten, können einfa-
cher voneinander lernen und erwerben darüber ein 
besseres Verständnis für die betrieblichen Arbeits-
prozesse.74 Vor allem mit Blick auf das zunehmend 
geforderte Verständnis für diesen Gesamtablauf von 
Prozessen ist Transparenz über die verschiedenen 
Arbeitsabläufe im Betrieb sowie eine Arbeitsteilung, 
die den einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
möglichst ganzheitliche Aufgaben zuteilt, erforderlich. 
Dabei kann jedoch die Gefahr einer Überforderung der 
Beschäftigten steigen.75 

Hinzu kommt, dass permanenter Leistungsdruck, 
aber auch wechselseitige Schuldzuweisungen, ein 

Mangel an informellem Austausch sowie eine gerin-
ge Fehlertoleranz dazu führen können, dass Beschäf-
tigte ihre Aufgabenwahrnehmung stark routinisieren. 
In der Folge kann die Bereitschaft sinken, neue 
Arbeitsweisen zu erproben und sich entsprechend 
weiterzuentwickeln – ein Zusammenhang, der sich 
bereits bei der Analyse der Teilnahme an Weiterbil-
dung zeigte.76 

Führungskräfte sind von zentraler Bedeutung 
für die Etablierung einer lernförderlichen 
Unternehmenskultur

Neben diesen arbeitsorganisatorischen Aspekten 
beeinflusst die Unternehmens- und Führungskultur 
das Lernen im Betrieb. Eine zentrale Funktion haben 
dabei die Führungskräfte, indem sie erstens die 

73	 Richter et al., 2018a; Richter et al., 2018b
74	 Dehnbostel, 2007; Plattform Industrie 4.0, 2019
75	 Richter et al., 2020a; Dehnbostel, 2007; Plattform Industrie 

4.0, 2019
76	 Richter et al., 2018b; Richter et al., 2020a; Sauer et al., 2018; 

Böhle/Neumer, 2015
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77	 Richter et al., 2018a; Richter et al., 2020a; Elbe, 2018
78	 Richter et al., 2018a; Richter et al., 2020a
79	 Richter et al., 2020a
80	 Richter et al., 2020b
81	 Richter et al., 2018b; Richter et al., 2020b
82	 Vodafone Stiftung, 2016
83	 Kirchherr et al., 2020

BLICK IN DIE PRAXIS – 
ERFOLGSDIALOGE STÄRKEN DIE SELBSTWIRKSAMKEIT 
UND LERNBEREITSCHAFT

Im Jahr 2019 wurden beim betrachteten Betrieb die sogenannten „Erfolgsdialoge“ 
ins Leben gerufen. Dabei handelt es sich um standardisierte Führungs- und Kommu-

nikationsprozesse, die vor allem aus möglichst täglich stattfindenden Teambesprechungen 
bestehen. In den Teambesprechungen kommunizieren die Beschäftigten Probleme, Bedarfe 
oder Verbesserungsvorschläge an die direkten Führungskräfte, die entweder unmittelbar gelöst 
werden oder an die Geschäftsleitung weitergeleitet werden. 

Auf diese Weise werden die Beschäftigten aktiv in die Erreichung der Unternehmensziele und die 
Gestaltung der Arbeitsprozesse eingebunden. Die tägliche Reflexion der eigenen Arbeitsprozesse 
mit der Führungskraft stärkt die Selbstwirksamkeit und Lernbereitschaft der Beschäftigten, die 
dadurch auch ein stärkeres Bewusstsein für die Unternehmensprozesse und -ziele entwickeln. 
Des Weiteren konnten durch die direkte Einbindung der Beschäftigten Arbeitsabläufe so optimiert 
werden, dass Material eingespart und Verschwendung minimiert werden konnte. Um alle Füh-
rungskräfte für diese Form des Feedbacks und der Kommunikation zu sensibilisieren, wurden sie 
zu Beginn der Maßnahme speziell geschult und vorbereitet (Begleitforschung Fallbeispiele 2021).

oben beschriebenen Prinzipien einer lernförderlichen 
Gestaltung von Arbeitstätigkeiten umsetzen.77 Zwei-
tens sollten sie die Lernprozesse ihrer Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter begleiten. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer bewerten die Lernförderlichkeit 
ihrer Tätigkeiten signifikant höher, wenn sie lern-
orientiertes Führungsverhalten erleben.78 Dazu 
zählen zum Beispiel regelmäßige individuelle Rück-
meldung, beispielsweise in Form von Feedback- und 
Weiterbildungsgesprächen, oder die regelmäßige 
Reflektion von Lernerfahrungen und -zielen.79 Bei 
entsprechend ausgerichteter Kommunikation kön-
nen tägliche Führungsinteraktionen zu ständigen 
Lerngelegenheiten für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter werden.80 Damit Führungskräfte diese Rolle 
ausüben können, sollten auch sie wiederum ange-

messen qualifiziert werden. Darüber hinaus sollten 
betriebliche Strategien und eine systematische 
Personalarbeit einen tragfähigen Rahmen schaffen, 
um Lernprozesse anzustoßen und zu begleiten.81 

In einer Befragung von Beschäftigten berichtete 
ein knappes Drittel (31%) der Befragten, dass ihre 
Führungskraft ihnen den Rücken freihalten wür-
de, um die eigenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
weiterzuentwickeln. 36 Prozent der Befragten be-
werten die Unterstützung und Motivation durch die 
Führungskraft als gut.82 Die Personalzuständigen 
in den Betrieben kamen in einer Befragung 2020 
zu einer positiveren Einschätzung. Über 90 Prozent 
gaben an, eine Kultur des kontinuierlichen Lernens 
zu leben.83 
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Beteiligung der Beschäftigten und Mitbestimmung 
als Baustein des betrieblichen Lernens

Zunächst leistet eine offene, hierarchiearme und 
kooperative Kommunikation zwischen Beschäftigen, 
Führungskräften und Betriebsräten einen positiven 
Beitrag für das selbstgesteuerte Lernen der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter.84 Insgesamt können die 
Einbindung von Organisationen der Mitbestimmung 
oder weitere Ansätze zur Beteiligung der Beschäf-
tigten in Fragen der Weiterbildung die betriebliche 
Lernkultur stärken.85 

Betriebs- und Personalräte können eine wichtige 
Rolle spielen, um möglichst alle Beschäftigten für die 
Teilnahme an Weiterbildung zu erreichen, indem sie 
ihre Kolleginnen und Kollegen für die Notwendigkeit 
solcher Maßnahmen sensibilisieren.86 Dies scheint 
besonders relevant mit Blick auf Beschäftigtengrup-
pen, die durch bestehende Angebote weniger erreicht 
werden, gleichzeitig aber einen hohen Bedarf haben, 
ihre Kompetenzen an die geänderten Anforderungen 

anzupassen. Eine Analyse des IAB-Betriebspanels 
von 2011 und 2013 hat gezeigt, dass Geringqualifi-
zierte häufiger an Weiterbildung teilnehmen, wenn 
eine Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertre-
tung im Unternehmen vorhanden ist.87 

Schließlich fanden Fragen der Weiterbildung in den 
zurückliegenden Jahren immer wieder Eingang in die 
Vereinbarungen der Sozialpartner. Eine Schätzung aus 
dem Jahr 2015 kam zu dem Schluss, dass für etwa 
ein Viertel aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
Qualifizierungsvereinbarungen in tarifvertraglicher 
Form vorlagen.89 Seitdem kamen weitere Regelungen 
hinzu, zum Beispiel die Aufnahme der Bildungsteil-
zeit in den Tarifvertrag der IG Metall. Für die Weiter-
bildung Geringqualifizierter ist die Verankerung in 
Tarifverträge allein nicht der entscheidende Faktor ist. 
Geringqualifizierte beteiligen sich vor allem dann an 
Weiterbildungsmaßnahmen, wenn eine Kombination 
aus tarifvertraglichen Bestimmungen, Mitarbeiterin-
nen- und Mitarbeitervertretungen sowie formalisierten 
Personalpolitiken zusammenwirkt.90 

BLICK IN DIE PRAXIS – 
MULTIPLIKATORINNEN UND MULTIPLIKATOREN 
MOTIVIEREN ZUR WEITERBILDUNGL

Weiterbildungsmentorinnen oder -mentoren sind ausgewählte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die in einer Multiplikatoren-Funktion ihre Kollegeninnen und Kollegen für die 

Notwendigkeit, aber auch die Chancen einer Weiterentwicklung der eigenen Kompetenzen sensibili-
sieren. Des Weiteren begleiten sie die Beschäftigten bei der Weiterbildung. Durch die niedrigschwel-
lige Ansprache liegt in diesem Ansatz auch das Potenzial, Zielgruppen zu erreichen, die sich bisher 
kaum an Weiterbildung beteiligt haben. Auch bei der Etablierung neuer Ansätze, zum Beispiel der 
Nutzung digitaler Medien im Kontext der beruflichen Weiterbildung, haben sich die Weiterbildungs-
mentorinnen und -mentoren als Erfolgsfaktor erwiesen. Sie dienen als zentrale Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner und sorgen für Kontinuität in der Umsetzung.88 

87	 Wotschack, 2020
88	 IG Metall, 2018 
89	 Bahnmüller 2015, S. 62
90	 Wotschack, 2020

84	 Dehnbostel, 2007; Plattform Industrie 4.0, 2019
85	 Bahnmüller, 2015, S. 62
86	 Janssen/Leber, 2020
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DER RAT STELLT FEST

Die betrieblichen Rahmenbedingungen sind 
ein wesentlicher Anknüpfungspunkt, um 
die notwendigen Anpassungen und Wei-
terentwicklungen von Kompetenzen und 
Qualifikationen voranzutreiben. Besonderes 
Potenzial liegt dabei in der Verknüpfung von 
Lernen und Arbeit sowie niedrigschwelligen, 
betrieblichen Angeboten für die Beschäftig-
ten. Damit können auch Zielgruppen erreicht 
werden, die im weiteren Weiterbildungsge-
schehen unterrepräsentiert sind.

Dafür müssen auf der betrieblichen Seite 
noch viele Hemmschuhe beseitigt werden. 
Alle Beteiligten in den Betrieben sollten 
die Relevanz von Kompetenzentwicklung 
und Weiterbildung anerkennen. In vielen 
Betrieben ist dies noch nicht der Fall. Für 
die konkrete Umsetzung gilt es jedoch zu 
beachten, dass die Unternehmen bedingt 
durch die Covid-19-Pandemie aktuell vor viel-
fältigen Herausforderungen stehen. Es gibt 
teilweise höhere Prioritäten als das Thema 
Weiterbildung, zudem sind Ressourcen und 
Handlungsspielräume durch die pandemie-
bedingten Einbußen beschränkt.

DER RAT EMPFIEHLT

Konkret gilt es zunächst, die Schaffung einer 
lernförderlichen Arbeitsgestaltung in den 
Betrieben voranzutreiben. Hierfür sollten Be-
triebe ihre Arbeitsprozesse mit möglichst viel 
Handlungs- und Entscheidungsspielräumen 

gestalten sowie Kooperation und Austausch 
zwischen den Beschäftigten stärken, auch 
zwischen Personen in unterschiedlichen 
Positionen und mit unterschiedlichen inhalt-
lichen Schwerpunkten. 

Den operativen Führungskräften kommt 
dabei eine Schlüsselrolle als Gatekeeper für 
arbeitsintegriertes Lernen zu. Dafür sollten 
sie unterstützende Rahmenbedingungen 
wie etwa den Auftrag zur Lernförderung und 
Begleitung durch eine betriebliche Personal-
entwicklungsfunktion bekommen. 

Als positive Faktoren können darüber hinaus 
insbesondere eine mittel- bis langfristige 
Ausrichtung der Personalarbeit, eine unter-
stützende Rolle der Personalabteilung, eine 
vertrauensvolle Kooperation der betrieb-
lichen Sozialpartner, eine wertschätzende 
Unternehmenskultur sowie die Förderung 
von Lernen und Weiterbildung wirken. 

Gremien der Mitbestimmung können ihre 
Kolleginnen und Kollegen für die Notwendig-
keit sensibilisieren, die eigenen Kompeten-
zen und Qualifikationen anzupassen, und 
dazu beitragen, Hürden für eine konkrete 
Teilnahme an Weiterbildung abzubauen. 

Vor diesem Hintergrund sollten die Gremien 
der Mitbestimmung eng in die betriebliche 
Gestaltung von Kompetenzentwicklung 
und Weiterbildung eingebunden werden. Zu 
prüfen wäre dafür die Zusammenfassung der 
bisherigen Mitbestimmungs- und Initiativ-
rechte der Betriebsräte zu einem generellen 
Initiativrecht der Betriebsräte bei der Ein- und 
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Durchführung der Maßnahmen der betrieb-
lichen Weiterbildung.

Schließlich sollten Ansätze einer niedrig-
schwelligen Ansprache und Aktivierung im 
Betrieb gestärkt werden. Führungskräfte 
spielen dabei eine zentrale Rolle. Aber auch 
Ansätze wie betriebliche Lernmentoren soll-
ten verstetigt und verbreitert werden, wenn 
sich diese in angelaufenen Pilotprojekten 
bewähren. 
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ZENTRALE HANLDUNGSBEDARFE

•	 Staatliche Aktivitäten richten sich zunehmend 
an Gruppen, die am stärksten durch die Trans-
formation der Arbeitswelt betroffen sind.

•	 Die langfristige Ausrichtung auf eine Förderung 
abschlussbezogener Weiterbildungen sowie die 
verstärkten Bemühungen, Beschäftigte präventiv 
für Neu- oder Umqualifizierungen zu gewinnen 
ist zielführend. 

•	 Staatliche Unterstützung von Betrieben setzt 
unter Beachtung der Subsidiarität bei den zen-
tralen Herausforderungen betrieblicher Weiter-
bildung an.

•	 Für die Bewältigung zukünftiger Transforma-
tionsprozesse müssen Beschäftigten sowie 
Arbeitslosen weitere Möglichkeiten eröffnet 
werden, sich neu- oder weiterzuqualifizieren.  

5.2.3 STAATLICHE AKTIVITÄTEN – 
DIE RICHTIGEN ANREIZE FÜR 
LEBENSLANGES LERNEN SCHAFFEN

Das Angebotsspektrum an Beratung zu Weiterbil-
dung und lebenslangem Lernen ist vielfältig, sowohl 
mit Blick auf die Trägerschaft als auch auf die Aus-
richtung. Neben Kammern, Verbänden, Gewerkschaf-
ten oder auch zivilgesellschaftlichen Organisationen 
beraten auch private Weiterbildungsdienstleister. Mit 
Blick auf die Herausforderungen sich stetig wandeln-
der Kompetenz- und Qualifikationsanforderungen 

scheint vor allem relevant, inwiefern nicht nur über 
bestehende Angebote und Fördermöglichkeiten 
informiert wird, sondern wie aufgezeigt werden kann, 
welche betrieblichen oder individuellen Entwick-
lungsperspektiven bestehen – oder welche Anpas-
sungen notwendig sind.

Neben diversen Angeboten für Beschäftigte, zum 
Beispiel das Infotelefon „Weiterbildungsberatung“, 
fördern Bund und Länder verschiedene Ansätze zur 
Beratung von Unternehmen in Fragen der Personal-
entwicklung und Qualifizierung. 

Eine besondere Rolle spielt in diesen Strukturen die 
Bundesagentur für Arbeit. Im Zuge des Qualifizie-
rungschancengesetzes hat sie ihre Aktivitäten zur 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung beson-
ders für Beschäftigte sowie Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber verstärkt. Der Vorteil der Bundesagentur 
ist, dass sie über ihre regionalen Agenturen für Arbeit 
ein flächendeckendes Angebot nach gleichen Stan-
dards aufstellen kann. Leuchtturmprojekt der Bundes-
agentur ist in diesem Zusammenhang das „Projekt 
Ich – Lebensbegleitende Berufsberatung“, das seit 
Sommer 2020 bundesweit ausgerollt wird. Der Be-
ratungsansatz möchte dezidiert Orientierung bieten, 
indem mögliche Perspektiven aufgezeigt werden. 

In einer Sonderbefragung des AES aus dem Jahr 
2018 gaben die Befragten am häufigsten eine Be-
ratung durch die Arbeitsagentur bzw. die Jobcenter 
(32 %) an, gefolgt von Bildungs- (26 %) und Weiter-
bildungseinrichtungen (21%), Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber bzw. Betriebe oder Arbeitgeberorga-
nisationen (18 %) sowie unabhängige Beratungs-
einrichtungen und -organisationen (16 %) (vgl. Ab-
bildung 7). Insgesamt waren die Befragten mit der 
Beratungsstelle sowie der Kompetenz des Beraten-

89	 Bahnmüller 2015, S. 62
90	 Wotschack, 2020
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91	 BMBF, 2019b

den zufrieden. Auffällig sind jedoch die Unterschie-
de in der Bewertung der Anbieter. So waren rund 
neun von zehn Befragten mit dem Beratungsergeb-
nis bei der Arbeitgeberin oder beim Arbeitgeber 
bzw. im Betrieb zufrieden.91 Das Beratungsergebnis 
bei der Arbeitsagentur oder dem Jobcenter wurde 
hingegen kritischer bewertet. Hier waren nur sechs 
von zehn Befragten sehr oder eher zufrieden. Es lie-
gen jedoch kaum Erkenntnisse darüber vor, welche 
Zielgruppen durch die Beratungsangebote konkret 
erreicht werden und zu welchen Anliegen Beratung 
vorwiegend stattfindet.

Vor dem Hintergrund dieser vorhandenen Angebote 
und Strukturen sieht die Nationale Weiterbildungs-
strategie den größten Handlungsbedarf in der 
Vernetzung der vorhandenen Beratungsangebote 
mit dem Ziel, eine „flächendeckende, qualitativ 

hochwertige lebensbegleitende Beratungsstruktur“ 
zu schaffen.

Kooperationen sollen kleinere und mittlere 
Unternehmen bei der Weiterbildung unterstützen 

Im Fokus staatlicher Förderung stehen vor allem die 
Zielgruppen, die im Weiterbildungsgeschehen im 
Vergleich bisher unterrepräsentiert sind. Dazu zählen 
unter anderem kleine und mittlere Unternehmen, 
denen oftmals die Ressourcen und Strukturen für 
Personalentwicklung und Weiterbildung fehlen. Eine 
Kooperation mit übergeordneten Einrichtungen oder 
anderen Betrieben wird hier als ein Lösungsansatz 
gesehen ( ). Bund und Länder fördern vgl. Abschnitt 3
Netzwerke und Verbünde von Unternehmen, Ver-
bänden, Kammern und weiteren Organisationen in 
unterschiedlichen Settings (vgl. Abbildung 2). 

Abbildung 7: Welche Beratungsangebote nutzen Weiterbildungsinteressierte?� Anteil von Personen, 
die sich in den vergangenen 12 Monaten in Fragen der Weiterbildung von den folgenden Institutionen beraten ließen.  

Quellen: Bundesministerium für Bildung und Forschung, 2019: Weiterbildungsverhalten in Deutschland 2018. 
Ergebnisse des Adult Education Survey – AES Trendbericht.
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Finanzielle Zuschüsse für kürzere Weiterbildungen 
und Qualifizierungen werden gern genutzt – 
von bestimmten Zielgruppen

Abwägungen zu den Kosten einer Weiterbildung 
können, wie oben gezeigt, ein Hemmnisfaktor für 
die Teilnahme an Weiterbildung sein. Um dem 
entgegenzuwirken, sind Zuschüsse zu den Weiter-
bildungskosten für Beschäftigte und Betriebe seit 
Langem fester Bestandteil der Förderung in Bund 
und Ländern, erreichen jedoch nicht immer die an-
gestrebten Zielgruppen. Weniger weiterbildungsaffi-
ne Gruppen nehmen Weiterbildungsgutscheine und 
Weiterbildungsförderungen seltener in Anspruch.92 
Zu ähnlichen Schlüssen kam auch die Evaluation 
der Bildungsprämie: Jüngere und besser gebildete 
Personen nutzen die Bildungsprämie häufiger als 
Ältere und Personen mit einem niedrigen Schulab-
schluss.93 

Auch die Bereitstellung zeitlicher Ressourcen führt zu 
vergleichbaren Mustern. So nutzen weiterbildungs-
ferne Personen seltener die Möglichkeit des Bildungs-
urlaubes.94 Ähnlich stellte sich auch die Inanspruch-
nahme der Bildungskarenz in Österreich dar.95 

Weiterbildung als Teil der Arbeitsmarktpolitik 
soll zunehmend auch abschlussbezogene 
Weiterbildungen fördern

Arbeitsagenturen und eingeschränkt auch die 
Jobcenter können auf verschiedene Instrumente 
zurückgreifen, um die Weiterbildung von Beschäf-
tigten wie Arbeitssuchenden zu fördern. Mit dem 
Qualifizierungschancengesetz wurde das Instru-
mentarium dezidiert auf Personen ausgerichtet, 
deren Profile perspektivisch nicht mehr nachgefragt 
werden. Durch die Übernahme (eines Teils) der 

Weiterbildungskosten und der Bezuschussung des 
Arbeitsentgelts setzt die Förderung an mehreren 
Faktoren an, die üblicherweise einer Beteiligung an 
Weiterbildung entgegenstehen. Mit dem Arbeit-
von-morgen-Gesetz wurde die Förderung nochmals 
erweitert.96 

Bereits vor diesen Gesetzesreformen übernahm die 
Bundesagentur für Arbeit die Weiterbildungskosten 
für Beschäftigte unter bestimmten Voraussetzungen. 
Seit 2016 steigt die Anzahl der so geförderten Be-
schäftigten in SGB III. Mit Verabschiedung des Quali-
fizierungschancengesetzes 2019 hat sich dieser 
Trend bisher nicht verstärkt, sondern in seiner positi-
ven Tendenz fortgesetzt (vgl. Abbildung 8). Auch die 
Anzahl der abschlussbezogenen Weiterbildungen ist 
seit 2016 deutlich gestiegen. Sie machen etwa ein 
Drittel der geförderten Weiterbildungen aus.97 

Die Zusammensetzung der Geförderten hat sich 
trotz der Öffnung der Förderung für breitere Be-
schäftigungsgruppen über die Zeit nur leicht ver-
ändert. Im Vergleich zum Jahr 2016 nahmen 2019 
mehr Beschäftigte ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung (knapp 38 %) sowie mehr Auslände-
rinnen und Ausländer (rund 21 %) an geförderter 
Weiterbildung teil.98 
  
Abseits dieser ersten Befunde zur Inanspruch-
nahme liegen noch keine detaillierten Analysen 
dazu vor, welche Zielgruppen mit der erweiterten 
Förderung erreicht wurden und inwiefern diesen die 
Anpassung an den strukturellen Wandel erleichtert 
werden konnte. Zur vorhergehenden Förderung der 
„Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäf-
tigter älterer Arbeitnehmer in Unternehmen“, kurz 
WeGebAU, liegen hingegen umfangreichere Erkennt-
nisse vor. Analog zum Qualifizierungschancenge-

 durch die Bundesagentur für Arbeit liegt jedoch im Rechts-

kreis des SGB III (vgl. Klaus et al., 2020).
97	 Klaus et al., 2020
98	 Klaus et al., 2020

92	 Schwerdt et al., 2012, Dauth, 2019
93	 Kantar, 2019
94	 Pfeiffer, 2019
95	 Lasnigg et al., 2011
96	 Grundsätzlich können Beschäftigte sowohl im Rechtskreis 

des SGB II wie auch des SGB III gefördert werden. Der 

	 Schwerpunkt der Förderung von Beschäftigtenqualifizierung
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setz finanzierte WeGebAU (teilweise) die Kosten der 
Weiterbildungsmaßnahmen sowie einen Zuschuss 
zum Arbeitsentgelt. Die Förderung beschränkte sich 
auf geringqualifizierte und ältere Beschäftigte. Für 
die Teilnehmenden zeigten sich positive Effekte. 
Sie waren im Nachgang seltener arbeitslos als eine 
Vergleichsgruppe und verdienten im Durchschnitt 
mehr als vorher (ca. 13 %). Die Effekte sind beson-
ders groß für Frauen, Jüngere sowie Personen ohne 
deutsche Staatsbürgerschaft.99 

Ältere Untersuchungen finden ebenfalls positive 
Effekte für die Teilnahme Beschäftigter an Weiter-
bildung, die durch die Bundesagentur für Arbeit 
gefördert wird. Dies gilt vor allem mit Blick auf 
die Wahrscheinlichkeit, mittel- bis längerfristig in 
Beschäftigung zu bleiben. Umfangreichere Weiter-
bildungsmaßnahmen wirkten sich dabei positiv auf 
diese Wahrscheinlichkeit aus. Dahinter könnte ein 
höherer Anteil abschlussbezogener Weiterbildungen 
bei den Maßnahmen mit längerer Dauer stehen. Ver-

99	 Dauth, 2019

Abbildung 8: Jährliche Eintritte Beschäftigter in geförderte Weiterbildung im Rechtskreis des SGB III
(mit Übernahme von Lehrgangskosten)

Quelle: Klaus et al, 2020: Geförderte Weiterbildung Beschäftigter: Trotz
erweiterter Möglichkeiten noch ausbaufähig. IAB-Kurzbericht 24/2020.

Die Zahlen beziehen sich nur auf Beschäftigte im Rechtskreis SGB III.  

Jährliche Eintritte Beschäftigter
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stärkt zeigte sich ein positiver Beschäftigungseffekt 
schließlich bei Teilzeitbeschäftigten und Personen, 
die über 55 Jahre alt waren.100 

Arbeitsuchende nehmen in größerem Umfang an 
geförderter Weiterbildung teil – knapp die Hälfte 
strebt dabei einen beruflichen Abschluss an

Arbeitssuchende aus den Rechtskreisen SGB II und 
SGB III machten bis zum November 2020 mit rund 
89 Prozent den größten Teil der jährlichen Eintritte 

in geförderte Weiterbildungen der BA aus, trotz der 
steigenden Zahl von durch die BA geförderten Be-
schäftigten. Im November 2020 waren rund 126.000 
der 159.000 Teilnehmenden an geförderter Weiter-
bildung arbeitssuchend gemeldet. Dies entspricht 
einem Anteil von rund 79 Prozent. Rund 44 Prozent 
der Arbeitssuchenden strebte durch die Weiterbildung 
einen Abschluss in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf an. Für die früheren Jahre lässt die Statistik der 
BA eine Differenzierung zwischen Beschäftigten und 
Arbeitssuchenden nicht zu.101 

100	Singer/Toomet, 2013; Dauth/Toomet, 2016
101	BA, 2021

Abbildung 9: Jährliche Eintritte in geförderte Weiterbildung in den Rechtskreisen des SGB II und des SGB III.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, versch. Jahre: Förderung der beruflichen Weiterbildung (Monatszahlen).
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Jedoch lässt sich die Entwicklung der jährlichen 
Eintritte in geförderte Weiterbildung in den Rechts-
kreisen SGB II und SGB III nachzeichnen. Seit 2014 
hat sich die Zahl der gesamten Eintritte kaum ver-
ändert. Zugleich ist jedoch zu beobachten, dass die 
Förderung im SGB III deutlich zugenommen hat (vgl. 
Abbildung 9). Dies spiegelt auch die oben beschrie-
bene Ausweitung der Förderung von Beschäftigten 
im SGB III wider.

Formale Qualifikationen tragen 
zur Integration Arbeitsloser in 
Beschäftigung bei 

Auch für diese Zielgruppe stellten verschiedene 
Evaluationen positive Effekte für Beschäftigung und 
Einkommen der Teilnehmenden fest. Eine Studie 
zeigte, dass Personen, die an einer geförderten Wei-
terbildung teilnahmen, sieben Jahre später häufiger 
beschäftigt waren als Personen, die nicht gefördert 
wurden. Die Studie bezifferte diesen Effekt auf 
knapp 20 Prozentpunkte. Die größten Beschäfti-
gungseffekte zeigten sich dabei für Geringqualifi-
zierte ohne Abschluss, die durch die Weiterbildung 
einen Berufsabschluss erwerben konnten.102 Dieser 
Effekt variiert jedoch mit der Nachfrage nach dem 
Ausbildungsberuf und den Präferenzen und Fähig-
keiten der Personen.103 

Weiterhin wirkt sich die Teilnahme an einer geför-
derten Weiterbildung positiv auf den späteren Lohn 
aus. Obwohl die Personen während der geförderten 
Weiterbildung weniger verdienten, war ihr kumulier-
tes Einkommen nach vier bis sieben Jahren höher 
als das der Kontrollgruppe104 Vergleichbare positive 
Wirkungen konnten auch spezifisch für die Zielgrup-
pe arbeitssuchender SGB-II-Empfängerinnen und 
-Empfänger gezeigt werden.105 

Ein wesentlicher Knackpunkt scheint damit die Inan-
spruchnahme zu sein. Wenn diese Schwelle überwun-
den ist, können auch für weniger weiterbildungsaffine 
Zielgruppen unter bestimmten Voraussetzungen 
positive Effekte erreicht werden. Dies gilt besonders 
dann, wenn die Teilnehmenden einen formalen Ab-
schluss erwerben. 

Die Weiterbildungsprämie setzt einen zusätzlichen An-
reiz, eine Berufsausbildung zu absolvieren. Zwischen 
August 2016 und Oktober 2020 erhielten über 50.000 
Personen aus dem Rechtskreis SGB III eine solche 
Prämie ausgezahlt, da sie eine geförderte Weiterbil-
dung mit einer beruflichen Qualifikation abgeschlos-
sen hatten.  

Aufstiegsfortbildungen ermöglichen 
eine umfassende Weiterentwicklung 
beruflich Qualifizierter

Schließlich besteht mit dem Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetz eine gesetzliche Grundlage zur 
Förderung einer beruflichen Weiterqualifikation in über 
700 anerkannten Abschlüssen. Die Förderung von Auf-
stiegsqualifizierungen war in den letzten zehn Jahren 
relativ stabil: 2018 wurden über 167.000 Personen 
nach dem Aufstiegsförderungsgesetz gefördert. Knapp 
zwei Drittel der Geförderten sind Männer und eine gro-
ße Mehrheit zwischen 20 und 35 Jahre alt (80,8 %).106 

Im Vergleich geht die Teilnahme an einer solchen 
Aufstiegsqualifizierung mit einem hohen Aufwand 
einher. Auf der anderen Seite waren Personen, die eine 
Aufstiegsfortbildung absolvierten, danach häufiger 
in einem hoch qualifizierten Beruf tätig als Personen 
mit einer ausschließlich grundständischen Berufsaus-
bildung. Ebenso verdienten sie im Durchschnitt mehr 
und hatten häufiger eine Führungsposition inne, die 

106	BIBB, 2020. Hier werden nur nach dem Aufstiegsfortbildungs-

gesetz geförderte Personen ausgewiesen. Personen, die eine 

Aufstiegsfortbildung absolviert haben, ohne eine Förderung 

erhalten zu haben, wurden hier nicht erfasst. Datengrundlage 

Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 8, Auswertung 

im Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2020. 

102	Doerr et al., 2014; Kruppe/Lang, 2018
103	Kruppe/Lang, 2018
104	Doerr et al., 2014
105	Bernhard, 2016
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mit entsprechender Weisungsbefugnis und Personal-
verantwortung einherging. Dies spiegelte sich auch in 
der sehr positiven Einschätzung ihres Kompetenzauf-
baus und Karriereverlaufs ehemaliger Geförderter.107 

Für Personen, die ein Studium absolvieren oder eine 
schulische berufliche Ausbildung oder einen wei-
terführenden allgemeinbildenden Schulabschluss 
erwerben möchten, regelt das Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (BaföG) die finanzielle Unterstützung. 
Diese Unterstützung ist auf eine Altersgrenze von 
grundsätzlich 30 Jahren beschränkt.108 Zahlen aus 
Schweden – einem System mit einer altersunabhängi-
gen, umfassenden Förderung von Weiterbildung durch 
Stipendien und Darlehen – zeigen, dass Menschen 
unterschiedlicher Altersgruppen diese Förderung in 
Anspruch nehmen.109

In Deutschland sprach sich unter anderem die Hoch-
schulrektorenkonferenz aus diesem Beispiel zu folgen 
und die Altersgrenze für das BAföG aufzuheben.110

DER RAT STELLT FEST

Betriebe und Beschäftigte agieren innerhalb 
staatlich gesetzter Rahmenbedingungen 
und Strukturen, die sich auf die Vorausset-
zungen und Anreize für die Beteiligung an 
betrieblicher und individueller Weiterbildung 
auswirken. Im Bereich staatlich geförderter 
Arbeitsmarktpolitik ist es vor dem Hinter-
grund zunehmender Fachkräfteprobleme zu 
einer langsamen Abkehr von der Work-first-
Politik der Hartz-Gesetze gekommen, indem 
vor allem im SGB III abschlussbezogene 
Weiterbildungen an Bedeutung gewonnen 
haben, bei denen innerbetriebliche Aus -und 

107	Flake et al., 2016; Hall, 2014
108	Zusätzlich bestehen einige weitere Ausnahmen im BaföG. Die 

Ausnahmeregelungen finden sich in §10 Abs. 3.
109	Bosch, 2019
111	HRK, 2021

Weiterbildung von An- und Ungelernten in die 
Förderung einbezogen wurde und die Förde-
rung verstärkt auf Zielgruppen ausgerichtet 
wurde, die besonders von den Transformati-
onsprozessen der Arbeitswelt betroffen sind. 

Für eine umfassende Bewertung der aktuel-
len Reformen fehlen bisher aussagekräftige 
Befunde zu den Wirkungen der Maßnahmen. 
Konzeptionell sind die Gruppen mit dem 
höchsten Risiko einer durch die Transfor-
mation bedingten Arbeitslosigkeit in den 
Mittelpunkt der Förderung gerückt worden. 
Dies entspricht den aktuellen und sich zu-
künftig verstärkenden Herausforderungen am 
Arbeitsmarkt. Die langfristige Ausrichtung auf 
eine Förderung abschlussbezogener Weiter-
bildungen sowie die verstärkten Bemühungen, 
Beschäftigte präventiv für eine Qualifikation 
zu gewinnen, können gleichermaßen positiv 
bewertet werden. Hier ist vor allem das Quali-
fizierungschancengesetz und das „Arbeit-von-
morgen-Gesetz“ positiv hervorzuheben.

Bisherige Initiativen adressieren 
zentrale Herausforderungen

Weitere Aktivitäten, wie die vom BMAS 
verantworteten Programme „Aufbau von Wei-
terbildungsverbünden“ und „Zukunftszentren 
KI“, zielen darauf, im Zuge überbetrieblicher 
Kooperation KMU bei der Bewältigung der 
Digitalisierung und der Weiterbildung zu 
unterstützen. Das vom BMBF finanzierte Pro-
jekt „Lernmentoren für die Weiterbildungsbe-
ratung“ und das ESF-Programm „Fachkräfte 
sichern“ zielen auf den Abbau von Weiterbil-
dungshemmnissen in den Betrieben bzw. da-
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rauf, Betriebs- und Personalräte zu Mitgestal-
tern und Multiplikatoren für Weiterbildung zu 
machen. Die Bundesagentur für Arbeit baut 
ein Netz von Weiterbildungsberaterinnen und 
-beratern auf. 

Diese Aktivitäten korrespondieren mit den 
zentralen Herausforderungen der betrieb-
lichen Weiterbildung. Weiterhin wird das Prin-
zip der Subsidiarität beachtet, indem die Res-
sourcen und Kapazitäten der KMU sowie der 
Gremien der Mitbestimmung gestärkt sowie 
Sozialpartner und Kammern eng eingebunden 
werden. Vorbehaltlich fehlender empirischer 
Befunde zu den tatsächlichen Wirkungen 
setzten diese Maßnahmen in ihrer Konzeption 
auf die richtigen Prinzipien für eine bedarfsge-
rechte Förderung der Weiterbildung. 

DER RAT EMPFIEHLT

Angesichts weitreichender Transformatio-
nen, wie sie sich an den aktuellen Heraus-
forderungen in einer Reihe von Branchen 
zeigen, ist jedoch kritisch zu prüfen, ob es 
darüber hinaus einer Weiterentwicklung 
des bestehenden Förderinstrumentariums 
bedarf. Neben der Anforderung, dass ein 
solches System frühzeitig Handlungsbedarf 
aufzeigen, Orientierungswissen bereitstellen 
sowie Umsetzungshilfe leisten soll, lassen 
sich für diese Weiterentwicklung übergeord-
nete Leitlinien formulieren. 

Für die Bewältigung aktueller und zukünftiger 
Transformationsprozesse sowie die langfris-

tige Sicherung eines qualifizierten Fachkräf-
tepotenzials geht es darum, Beschäftigten 
wie Arbeitslosen mehr Möglichkeiten zu er-
öffnen, sich umfassend neu- oder weiterzu-
qualifizieren – auch dann, wenn sie bereits 
gut qualifiziert sind. Zentral ist dabei eine 
umfassend angelegte strategische Reaktion 
auf die Transformationsprozesse, die erstens 
präventiv auf eine Vermeidung von Arbeits-
losigkeit ausgerichtet ist, zweitens einen 
pragmatischen Zugang zur Unterstützung 
gewährt und drittens die Menschen befähigt, 
sich langfristig tragfähige berufliche Pers-
pektiven zu erschließen. 

Angebote zur Beratung 
und Begleitung stärken

Die Ressourcen direkter finanzieller Förde-
rung sollten dort konzentriert werden, wo der 
Bedarf an Unterstützung am größten ist. Der 
Fokus sollte entsprechend auf den Gruppen 
liegen, die seltener durch Weiterbildung er-
reicht werden oder deren Voraussetzungen 
den Aufbau von Kompetenzen durch Weiter-
bildung erschweren. Die Ausrichtung der 
Qualifizierungsmaßnahmen sollten die Be-
schäftigungsfähigkeit nachhaltig stärken. Fi-
nanzielle Zuschüsse sind ein zentraler Hebel, 
um diese Zielgruppen zu erreichen, der aber 
nicht alleinstehen sollte. Flankierende Ansät-
ze zur Beratung und Begleitung der Personen 
im Orientierungs- und Qualifizierungsprozess 
spielen ebenfalls eine wichtige Rolle. 

Insgesamt benötigen viele Menschen, die eine 
berufliche Veränderung oder Neuorientierung 
anstreben – aus eigener Motivation oder auf-
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grund externer Zwänge –, Unterstützung in 
einem solchen Orientierungsprozess. In die-
sem Zusammenhang sind die bestehenden 
Strukturen und Angebote zur Weiterbildungs-
beratung von großer Bedeutung. Insbeson-
dere die flächendeckende Einführung einer 
lebensbegleitenden Berufsberatung in den 
Agenturen für Arbeit ist positiv zu bewerten. 
Es bleibt jedoch zu prüfen, inwiefern die Um-
setzung erfolgreich ist. 

Finanzielle Förderung für Ältere erweiten

Mit Blick auf die finanzielle Förderung von 
Weiterbildung existiert in Deutschland neben 
der Arbeitsförderung im SBG III mit BAföG 
und AFBG grundsätzlich ein zielgruppen-
orientiertes Fördersystem. Entsprechend des 
oben formulierten Anspruches, allen von der 
Transformation betroffenen Erwerbstätigen 
die Möglichkeit einer Neu- oder Weiterquali-
fizierung in Form einer anerkannten formalen 
Qualifikation zu eröffnen, sollte das BAföG 
zu einem allgemeinen Instrument der indivi-
duellen Förderung einer den Lebensunterhalt 
unterstützenden Bildung und Weiterbildung 
im Lebensverlauf ausgebaut werden. Darüber 
hinaus ist in diesem Zusammenhang an Leih-
arbeiterinnen und -arbeiter sowie befristet 
Beschäftigte zu denken, die häufig nur eine 
kurze Zeit im Unternehmen sind und die des-
halb seltener in die betriebliche Weiterbildung 
einbezogen werden. Die Altersgrenze für das 
Nachholen allgemeinbildender oder beruf-
licher Abschlüsse sollte deutlich angehoben, 
die Förderung auch von Teilzeitmaßnahmen 
vorgesehen und für beruflich Integrierte höhe-
re Fördersätze analog AFBG gezahlt werden. 

Analog zu den Regelungen für Studierende 
und Meisterausbildungen sollte auch ein 
erweitertes BAFöG für Beschäftigte einen 
ausgehend von ihrer individuellen Situation 
angemessenen Darlehnsanteil vorsehen, um 
Mitnahmeeffekte zu begrenzen. Ergänzend 
hierzu könnte man nach österreichischem 
Vorbild die Möglichkeit einer Bildungsteilzeit 
im Rahmen von Pilotprojekten testen. 

Finanzielle Förderung für Ältere erweiten

Im Kontext einer präventiven Strategie zur 
Vermeidung transformationsbedingter 
Arbeitslosigkeit sind zudem Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in Kurzarbeit ins 
Blickfeld zu nehmen. Hier sollte die Arbeits-
marktpolitik in enger Abstimmung mit den 
Tarifparteien Modellprojekte im Sinne von 
Experimentierräumen auf den Weg bringen 
und diese wissenschaftlich begleiten lassen. 
So könnte bei großen, dauerhaft wirkenden 
Umbauprozessen, die mit vorübergehenden 
Produktionseinbrüchen einhergehen, die 
Möglichkeit geschaffen werden, Kurzarbeit 
und umfassende Qualifizierung bei Fort-
bestand des Beschäftigungsverhältnisses 
miteinander zu verbinden. Dies ermöglicht 
präventiv eine Weiterbeschäftigung nach 
dem Transformationsprozess. Hierzu könnte 
man vorsehen, dass sich Betriebsrat und 
Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberin auf einen 
Qualifizierungsplan verständigen, dem eine 
individuelle Potenzialanalyse der zu fördern-
den Beschäftigten vorausgehen müsste. Von 
Bedeutung ist ferner, dass sich die Betriebe 
für die Geförderten zu einer angemessenen 
Zeit der Nachbeschäftigung verpflichten 



ARBEITSWELT-BERICHT 2021	 203

und ein relevanter Teil der Belegschaft von 
den betrieblichen Veränderungsprozessen 
betroffen ist. Um Mitnahmeeffekte einzu-
grenzen, müsste über die mit dem Kurz-
arbeitergeld verbundenen Gehaltseinbußen 
während der Maßnahme und die Tragung der 
Sozialversicherungsbeiträge eine finanzielle 
Beteiligung sowohl der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber und 
Arbeitgeberin erfolgen. Notwendig ist auch 
eine finanzielle Beteiligung der Bundesagen-
tur für Arbeit, insbesondere an den Kosten 
für die Kurzarbeit und für die Qualifizierungs-
maßnahmen. 

Der Rat empfiehlt, die investive Arbeitsmarkt-
politik weiter auszubauen. An die Stelle des 
gesetzlich immer noch vorgesehenen Ver-
mittlungsvorrangs im SGB II sollte, wie im 
SGB III, der Vorrang einer Berufsausbildung 
vor einer schnellen Vermittlung festgeschrie-
ben werden. Insbesondere Geringqualifizier-
ten sollte die Möglichkeit des Erwerbs eines 
formalen Berufsabschlusses angeboten 
werden. Die finanzielle Unterstützung von 
Arbeitslosen während einer solchen Berufs-
ausbildung sollte in Ergänzung zu Arbeits-
losengeld I bzw. II durch einen Aufstockungs-
betrag verbessert und die Förderdauer bei 
Umschulungen auf drei Jahre verlängert 
werden. In diesem Kontext sollte auch die 
Einrichtung eines in Österreich bereits mögli-
chen Fachkräftestipendiums für eine Weiter-
bildung in Mangelberufen geprüft werden.
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ZENTRALE HANDLUNGSBEDARFE

•	 Plurale Struktur des Weiterbildungssystems ga-
rantiert vielfältiges Angebot, beschränkt aber auch 
Transparenz.

•	 Weiterentwicklung der Strukturen sollte sich am 
tripartistischen Ansatz orientieren.

•	 Regionale Gremien sollten die Weiterbildungs-
akteure vor Ort vernetzen. Auf der nationalen 
Ebene kann die Kooperation auf Basis der natio-
nalen Weiterbildungsstrategie institutionalisiert 
und intensiviert werden. 

•	 Für eine tragfähige Angebotsstruktur sollten 
Standards für Bildungsmaßnahmen entwickelt 
und in öffentlichen Strukturen nachgehalten 
werden.

5.2.4 STRUKTUREN DES 
WEITERBILDUNGSBEREICHS – 
VIELFÄLTIGES ANGEBOT 
ERSCHWERT TRANSPARENZ

Weiterbildung in Deutschland wird maßgeblich 
durch die Beschäftigten, Betriebe und verbandlichen 
Organisationen der Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
gestaltet. Anders als im Bereich der dualen Ausbil-
dung existiert für die Weiterbildung keine verfestig-
te Gremienstruktur auf Landes- und Bundesebene. 
Abseits der Voraussetzungen für die oben beschrie-
benen Förderinstrumente gibt es keine allgemeinen 
gesetzlichen Regelungen für diesen Bildungsbe-

reich. Im Unterschied zum schulischen oder hoch-
schulischen System liefert der Staat darüber hinaus 
wenig Vorgaben oder Standards zur Umsetzung der 
Weiterbildung. 

Prägend für die Strukturen sind deshalb eine große 
Bandbreite verschiedener Akteure sowie eine starke 
Fragmentierung des Angebots: Weiterbildung wird in 
Deutschland von öffentlichen wie privaten Trägern 
und Weiterbildungseinrichtungen organisiert. Diese 
umfassen etwa Kirchen, Gewerkschaften, Hochschu-
len, Industrie-, Handels- und Handwerkskammern, 
öffentlich geförderte Volkshochschulen sowie eine 
große Anzahl privatwirtschaftlicher und öffentlicher 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Hinzu kommen 
rein kommerzielle Anbieter wie etwa Sprach- oder 
EDV-Schulen. Es gibt keine umfassenden und voll-
ständigen offiziellen Statistiken zu Weiterbildungs-
anbietern in Deutschland. Eine Schätzung aus dem 
Jahr 2017 kam auf eine Anzahl von etwa 8.000 
Weiterbildungseinrichtungen in öffentlich-rechtlicher 
Trägerschaft, etwa 3.300 gemeinwohl-orientierte 
Anbieter sowie etwa 37.000 kommerzielle Anbieter. 
Gemessen an diesen Zahlen ist der Weiterbildungs-
bereich der größte Bildungsbereich in Deutschland.112 

Vor- und Nachteile einer pluralen 
Struktur in der Diskussion

Heterogenität und Fragmentierung haben zu einer 
vielschichtigen Debatte um die Reformbedürftig-
keit des deutschen Weiterbildungssystems geführt 
(vgl. z. B. die nationale Weiterbildungsstrategie). 
Übergreifendes Prinzip des Weiterbildungssystems 
ist die Pluralität des Angebots und seiner Träger 
sowie die freie Gestaltung der Lehrinhalte und un-
abhängige Auswahl des Personals. Insofern beruht 
der Weiterbildungssektor in Deutschland in hohem 

112	Schrader et al., 2017, S. 134
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Maße auf einem marktwirtschaftlichen Steuerungs-
mechanismus.113 Vorteil eines solchen pluralen 
Systems ist die Anpassungsfähigkeit an die dyna-
mischen Entwicklungen am Arbeitsmarkt. Im Fokus 
steht dabei im Idealfall immer der konkrete Bedarf 
der Betriebe und Beschäftigten. Auf der anderen 
Seite kann ein solch fragmentiertes System von 
Zuständigkeiten, Finanzierungsquellen und umset-
zenden Akteuren die fokussierte Weiterentwicklung 
des Bildungssektors erschweren. Kritische Stim-
men argumentieren, dass die Vielzahl an Anbietern 
und Angeboten der Weiterbildung für Betriebe wie 
Beschäftigte mitunter schwer zu überblicken sei. 

Insofern könne bereits die Auswahl geeigneter 
Weiterbildungsmaßnahmen eine Herausforde-
rung sein. Gerade für geringqualifizierte und eher 
bildungsferne Menschen stelle die Anbieterstruktur 
auf dem Weiterbildungsmarkt eine Hürde dar, die zu 
Selektionseffekten führe.114 Empirische Befunde zu 
diesem Zusammenhang fehlen jedoch bisher.

Diskussion um die Qualität von 
Weiterbildungsangeboten

Mit Ausnahme formaler Weiterbildung, insbesonde-
re der Aufstiegsfortbildungen, gibt es für die Vielfalt 
an non-formalen Weiterbildungsangeboten keine 
allgemeingültigen Standards zu Umsetzung und 
Inhalten. Entsprechend gibt es auch keine übergrei-
fenden Strukturen der Qualitätskontrolle in diesem 
Bereich. Über die letzten Jahre haben vermehrt 
Qualitätsmanagementsysteme (QMS) Einzug in die 
Einrichtungen der Weiterbildung gefunden. Nach 
einer Umfrage des wbmonitor aus dem Jahr 2017 
verfügten 80 Prozent der befragten Anbieter über 
ein QMS, 52 Prozent ließen sich extern zertifizie-
ren. Treiber hinter dieser Entwicklung sind unter 
anderem die Anforderungen einer Zertifizierung für 

Anbieter geförderter Weiterbildung nach dem SGB 
II und SGB III. Dennoch lassen gerade kommerzielle 
Anbieter deutlich seltener ihr QMS extern zertifizie-
ren (2017: 34%).115 

Darüber hinaus stellen einige Expertinnen und Ex-
perten infrage, ob diese Systeme ausreichend in der 
Lage sind, die Verwertbarkeit und inhaltliche Qualität 
des Angebots zu gewährleisten. Bestehende QMS 
zielten vor allem auf die Prozessqualität, aber kaum 
auf die Qualität der inhaltlichen und didaktischen 
Umsetzung.116 Umfassende Befunde zur Qualität der 
Weiterbildungsangebote in Deutschland liegen nicht 
vor. In Befragungen wie dem AES war die subjektive 
Bewertung von Weiterbildungsmaßnahmen insge-
samt positiv.117 

Schaffung von Transparenz über 
Kompetenzen und Kompetenzerwerb 

Häufig erwerben Beschäftigte Kenntnisse und 
Fähigkeiten im Arbeitsprozess selbst, ohne dass 
dies durch einen formalen Abschluss belegt werden 
kann. Für Beschäftigte wie Arbeigeberinnen und 
Arbeitgeber wird der Nachweis solcher Kompetenzen 
vor allem beim Wechsel der Beschäftigung zu einer 
Herausforderung. Eine ähnliche Problematik stellt 
sich für Kompetenzen und Qualifikationen, die im 
Ausland erworben wurden und deren Zertifizierung in 
Deutschland nicht anerkannt wird. Deswegen haben 
sich die EU-Staaten 2012 das Ziel gesetzt, dass alle 
Mitgliedsstaaten ein System für die Validierung infor-
mell oder im Ausland erworbener Kompetenzen ein-
führen. Die Entwicklung und Implementierung eines 
solchen Systems hat sich als komplex erwiesen und 
so gibt es trotz vielversprechender Modellprojekte 
noch kein übergreifendes Validierungsverfahren in 
Deutschland.118 

115	Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020a, S. 221ff.
116	Bläsche et al., 2017; Autorengruppe Bildungsberichterstat-

tung, 2020a, S. 221ff.
117	Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2020a
118	Gutschow, 2019

113	Weiß, 2018
114	Pothmer et al., 2019, S. 13
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Ähnlich gelagert ist die Diskussion um die Zertifizie-
rung von Kompetenzen und Qualifikationen, die in non-
formalen Weiterbildungsformaten erworben werden. 
Dies ist notwendig, damit Unternehmen einordnen 
können, inwiefern Qualifikationen und Kompetenzen 
zu ihren Anforderungen passen. Auch für die Teilneh-
menden an Weiterbildung helfen solche Nachweise, 
ihre erworbenen Fähigkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
anzubieten. Gemessen an den Teilnahmequoten im 
Jahr 2018 machten non-formale Weiterbildungen das 
Gros der Weiterbildungen aus.119 

DER RAT EMPFIEHLT

Mit Blick auf die steigende Bedeutung des 
Weiterbildungsbereichs für die Bewältigung 
der Transformationen in der Arbeitswelt 
sollten die Strukturen zur Weiterentwicklung 
dieses Bildungsbereichs gestärkt werden. 
Dabei sollte die tripartistische Idee nach 
dem Modell der Weiterentwicklung der 
dualen Ausbildung gestärkt werden. Zent-
raler Ausgangspunkt sollten regionale und 
flexible Gremien sein. Der Förderansatz der 
Weiterbildungsverbünde ist in diesem Zu-
sammenhang positiv zu bewerten und sollte 
bei entsprechenden Evaluationsergebnissen 
verstetigt und verbreitert werden.

Über diese regionalen Strukturen kann eine 
bundesweite Struktur ein Dach bilden, das 
die Kooperation zwischen den verschiedenen 
regionalen und/oder branchenspezifischen 
Gremien vorantreibt. Die regionalen oder 
branchenspezifischen Gremien behalten 
dabei ihre eigenständige Bedeutung. Auf 
Bundesebene bietet es sich an, die Nationale 

119	BMBF, 2019b

Weiterbildungsstrategie zu institutionalisie-
ren und zu verstetigen.

Ziel einer solchen Struktur sollte es sein,

•	 Wissen über benötigte Kompetenzen zu 
sammeln und transparent zu machen;

•	 sinnvolle Weiterbildungen für bestimmte 
Berufsgruppen herauszuarbeiten und zu 
verbreiten; analog zum System der dualen 
Ausbildung sollten dabei Erfahrungen und 
Ansätze großer Unternehmen an KMU 
transferiert werden;

•	 Transparenz über Angebote und Anbieter 
zu verbessern;

•	 sicherzustellen, dass es Instanzen gibt, die 
die Bedarfsgerechtigkeit und Qualität der 
Angebote prüfen. 

Übergreifend sollten die regionalen oder 
branchenspezifischen Gremien primär Orien-
tierungshilfe leisten. Kleinteilige Aufgaben 
wie die Entwicklung oder Qualitätssicherung 
einzelner Weiterbildungsmaßnahmen sollten 
sie nicht übernehmen.

Standards entwickeln und 
strukturiert nachhalten

Mit Blick auf die Kompetenzanforderungen 
einer digitalisierten Arbeitswelt kommt 
zukünftig vor allem der Stärkung der Trans-
parenz zu den bestehenden Angeboten der 
Weiterbildung eine hohe Bedeutung zu. Es 
gilt allgemeingültige Standards zu schaf-
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fen und darauf aufbauend eine tragfähige 
Angebotsstruktur zu entwickeln. Ziel sollte 
es sein, einen Wildwuchs vieler kleinteiliger 
Fortbildungsmodule zu vermeiden, in denen 
für hohe Gebühren spezifische Zertifikate (z. 
B. sogenannte Nano-Degrees) erworben wer-
den können. Bildungsangebote, die arbeits-
marktrelevante Zertifikate mit allgemeinem 
Gültigkeitsanspruch vergeben, bedürfen der 
Zertifizierung (und der Erarbeitung ent-
sprechender evidenzbasierter Kriterien) und 
sollten in ein nationales öffentliches Register 
aufgenommen werden. Die Nationale Wei-
terbildungsstrategie verfolgt verschiedene 
Ansätze für übergreifende Plattformen zur 
Bündelung von Weiterbildungsangeboten. Im 
weiteren Entwicklungsprozess sollte geprüft 
werden, inwiefern sich ein solches Register 
dort integrieren ließe. In den Bereichen, in de-
nen es Standards gibt (z. B. Aufstiegsfortbil-
dungen und Teilqualifikationen), sollten diese 
insgesamt stärker kommuniziert werden.

Daneben haben Validierung und Zertifizie-
rung informell erworbener Kompetenzen 
eine hohe Bedeutung für die bedarfsgerechte 
Weiterbildung von Beschäftigten, weswegen 
die Bemühungen zur Entwicklung tragfähiger 
Ansätze weiter vorangetrieben werden sollte. 
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in der Forschung hin. Dabei wird eine Reihe weiter-
führender Fragen aufgeworfen, die der Rat in den 
kommenden Jahren kritisch begleiten wird. Dazu 
zählen unter anderem:

•	 Welche zusätzlichen Herausforderungen entste-
hen aus den Erfahrungen mit zeit- und ortsflexib-
lem Arbeiten für das Miteinander im Betrieb, für 
die Innovations- und Lernfähigkeit von Betrieben 
und den Arbeits- und Gesundheitsschutz?

•	 Wie entwickeln sich verschiedene Formen platt-
formbasierter Arbeit weiter? Welche Gestaltungs-
optionen und welche Handlungserfordernisse 
gehen mit diesen Entwicklungen einher?

•	 Welche Kompetenzen müssen wie vermittelt und 
gestärkt werden, um die berufliche Mobilität der 
Beschäftigten in von Digitalisierung und Dekarbo-
nisierung getriebenen Transformationsprozessen 
zu unterstützen?

•	 und vieles mehr …

Angesichts der zahlreichen Herausforderungen 
und Umbrüche in der Arbeitswelt wird der Rat für 
seine jährlich erscheinenden Berichte wechselnde 
Themenschwerpunkte wählen. So werden sich zu-
künftige Berichte unter anderem mit den Fragestel-
lungen auseinandersetzen, welche Auswirkungen der 
Einsatz digitaler Technologien und die Anwendung 
künstlicher Intelligenz auf die Arbeitswelt und die 
zeitliche, räumliche und inhaltliche Souveränität der 
Beschäftigten haben wird und welche Handlungsnot-
wendigkeiten sich hieraus für Politik, Sozialpartneror-
ganisationen und betriebliche Akteure ergeben.
Der vertiefende Blick auf die Situation und Ent-
wicklungen in einer ausgewählten Branche in einem 
jährlichen Fokusthema – in diesem ersten Bericht 
die „Berufliche Pflege“ – erlaubt es, die Besonder-
heiten spezifischer Veränderungsprozesse zu 

Die Arbeitswelt befindet sich seit Jahren in einem 
dynamischen Transformationsprozess. Digitalisie-
rung, technologischer Fortschritt, Globalisierung 
sowie der demografische, der gesellschaftliche und 
der Klimawandel gehen mit Chancen, aber auch 
Herausforderungen für Beschäftigte und Unterneh-
men einher. Betriebliche Akteure, Sozialpartner und 
Politik arbeiten kontinuierlich an Lösungen für eine 
nachhaltige Arbeitswelt. Dieser Prozess hat durch 
die Covid-19-Pandemie eine in dieser Form noch 
nie gekannte Erschütterung erfahren. Gleichzeitig 
wurden aber auch Diskussionen angestoßen, um die 
Arbeitswelt positiv weiterzuentwickeln. Aktuell ist 
noch nicht absehbar, welche Konsequenzen mittel- 
bis langfristig daraus für die sich wandelnde Arbeits-
welt resultieren. 

Die Covid-19-Pandemie hat grundsätzliche Proble-
me, aber auch gesellschaftliche Potenziale in den 
Mittelpunkt der Öffentlichkeit gerückt, die aus einer 
langfristigen Perspektive betrachtet einer kritischen 
Hinterfragung, einer neuen Qualität der Wertschät-
zung und einer systematischeren (Neu-)Gestaltung 
bedürfen. Hier zeigen sich vielfältige Anknüpfungs-
punkte und Handlungsaufträge für die Gestaltung 
der Arbeitswelt in einer Post-Covid-19-Ära auf 
betrieblicher, überbetrieblicher und regulatorischer 
Ebene. Der Rat der Arbeitswelt hat für seinen ersten 
Arbeitsweltbericht daher drängende Fragestellungen 
aufgegriffen und zukunftsweisende Handlungsemp-
fehlungen entwickelt.

Mit seinen gewählten Schwerpunkten „Betrieb als 
sozialer Ort“, „Flexible Erwerbsformen in der Krise“ 
und „Lebenslanges Lernen in einer Arbeitswelt im 
Wandel“ stößt der Rat der Arbeitswelt eine gesell-
schaftliche Debatte an, weist auf konkrete praktische 
Handlungsbedarfe, aber auch auf blinde Flecken 



ARBEITSWELT-BERICHT 2021	 209

analysieren, die aus Sicht des Rats zeitnah einer 
gesellschaftlichen und politischen Bearbeitung 
bedürfen. Die Dekarbonisierung der Wirtschaft und 
des gesellschaftlichen Lebens oder die im Zuge 
der Coronakrise weiter vorangetriebene Bedeutung 
des Onlinehandels stehen stellvertretend für viele 
branchenspezifische Entwicklungen, die der Rat bei 
seiner künftigen Arbeit in den Blick nehmen wird. 

Noch befinden sich Wirtschaft und Gesellschaft im 
Griff der Covid-19-Pandemie. Es ist derzeit offen, wie 
sich die damit verbundene Krise mittel- bis langfristig 
auf unterschiedliche Personengruppen am Arbeits-
markt auswirken wird und welche Folgen die Verän-
derungen in der betrieblichen Arbeitsorganisation auf 
die Innovationskraft von Betrieben und Unternehmen 
haben werden. Für den Rat der Arbeitswelt ist es 
Herausforderung und Auftrag zugleich, derartige mit-
tel- bis langfristigen Entwicklungen in der Arbeitswelt 
in der Zeit nach der Covid-19-Pandemie bzw. für die 
Zeit einer neuen Normalität mit der Covid-19-Pande-
mie zu beobachten, zu analysieren und Orientierung 
zu geben, wie eine nachhaltige Arbeitswelt gleicher-
maßen zum Wohle von Beschäftigten und Unterneh-
men gestaltet werden kann.
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